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(A) 


(C) 


253. Sitzung 


Bonn, den 4. Dezember 1986 


Beginn: 8.00 Uhr 


Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet 

Ich rufe den Zusatzordnungspunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

Haltung der Bundesregierung zu Geschäfts- 
beziehungen von bundeseigenen Unterneh- 
men zur Republik Südafrika 

Die Fraktion der SPD hat gemäß Nr. 1 c der Anla- 
ge 5 unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem genannten Thema verlangt 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Ab- 
geordnete Frau Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Da wir wissen, daß der Herr Bun- 
deskanzler einige Minuten später kommt, wollen 
wir mit dem Bereich des Herrn Finanzministers 
anfangen. 

Seit dem Sommer 1984 gibt es nach Presseberich- 
ten des Kanzleramtsministers Schäuble vom 28. No- 
vember 1986 Versuche des Ingenieurbüros Lübeck, 
Politiker und Ressorts für den Verkauf von U-Boo- 
ten oder Konstruktionsplänen nach Südafrika zu 
gewinnen. Wer mit wem gesprochen hat, kann er 
nicht genau sagen. Aufzeichnungen gebe es nicht 

Wir wissen inzwischen, wer mit wem gesprochen 
hat: Herr Zoglmann, ehemaliger FDP-Abgeordne- 
ter, dann zur CSU übergetreten, hat mit dem Vertei- 
digungsminister und mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft gesprochen. Der Bundeskanzler hat mit 
Herrn Strauß gesprochen, dem Ministerpräsidenten 
des Freistaates Bayern, wo weder die Werft noch 
das Ingenieurbüro liegen. Der Wirtschaftsminister 
hat mit dem Außenminister gesprochen. Der Au- 
ßenminister hat mit dem Bundeskanzler gespro- 
chen, und dies gleich zweimal, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und dann kam 
das Bermuda-Dreieck!) 

obgleich doch schon beim ersten Mal hätte klar sein 
dürfen, wie die Rechtslage ist. 

Nur mit dem Eigentümer der Werft, dem ehemali- 
gen Ministerpräsidenten von Schleswig-Holstein 
und jetzigen Bundesminister der Finanzen, Herrn 


Dr. Stoltenberg, hat niemand gesprochen. So Herr 
Dr. Stoltenberg. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wer soll das 
denn glauben?) 

Der Bundesminister der Finanzen erfährt erst 
durch Informationen des Bundeswirtschaftsmini- 
sters, daß Teillieferungen und Konstruktionspläne 
für U-Boote an das Regime in Südafrika geliefert 
worden sind. Dies ist seine Erklärung vor dem 
Deutschen Bundestag. Er gibt seine Information an 
die Oberfinanzdirektion in Kiel weiter, ohne den 
Außenminister zu informieren, ohne den Miteigen- 
tümer zu unterrichten, ohne den Aufsichtsrat zu 
unterrichten, (D) 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ohne Herrn 
Strauß zu informieren!) 

ohne den Verteidigungsminister auf möglichen Ge- 
heimnisverrat hinzuweisen. So jedenfalls der Bun- 
desfinanzminister in seinen Einlassungen vor den 
Ausschüssen. 

Und so erfahren denn die erstaunte Öffentlich- 
keit, der Miteigentümer, das Parlament, die Beam- 
ten, die restlichen Kabinettsmitglieder aus der 
Presse, daß irgendwo irgend etwas auf Grund ge- 
laufen sein muß. 

Der einzige, der offensichtlich Bescheid weiß, ist 
der Ministerpräsident des Freistaates Bayern. So 
nachzulesen in der „Bild“-Zeitung. 

Vom Vorstandsvorsitzenden des Unternehmens 
erfährt die Öffentlichkeit dessen Version: „Alter 
Hut“, „nichtgenehmigungspflichtiges Geschäft“. 

Nur den Aufsichtsrat, dessen Vorsitzenden, die Ei- 
gentümer unterrichtet der Vorstandsvorsitzende 
nicht. Daß ein Verfahren gegen ihn läuft, weiß er 
zwar, sagt er aber niemandem. Sagt der Bundesfi- 
nanzminister. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Gegenkandidat im 
Wahlkreis!) 

Es widerspricht dem gesunden Menschenver- 
stand, daß zu den verschiedensten Zeiten auf den 
verschiedensten Ebenen Informationen ausgewer- 
tet und weitergegeben wurden, und nur der Eigen- 
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Frau Simonis 

(A) tümer, der Bundesfinanzminister, weiß rein gar 
nichts! 

(Beifall bei der SPD) 

Und es widerspricht dem gesunden Menschenver- 
stand, daß ein Unternehmen, das sich zu 100% in 
öffentlicher Hand befindet, aus dem Pretoria-Ge- 
schäft nach Presseberichten mehr als 40 Millionen 
DM erhält, diese verbucht, ausbucht und zurück- 
überweist, ohne daß der zuständige Ressortchef 
oder der Aufsichtsrat je davon erfahren. Warum hat 
das niemand gemerkt? Diese Millionen tauchen 
doch auf den Konten nicht wie der Halleysche Ko- 
met auf. 

Und als man es merkte: Was hat man dagegen 
unternommen? Der Bundesfinanzminister wird 
vom Verkauf der Blaupausen unterrichtet, einem 
eindeutigen Verstoß gegen das Außenwirtschaftsge- 
setz und das Völkerrecht. Er erfährt davon und läßt 
sich weder vom Aufsichtsratsvorsitzenden noch 
vom Vorstand unterrichten, und dies 15 Monate 
lang. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Er mauschelt rum!) 

Es wird fünfzehn Monate lang geprüft, obgleich 
doch eigentlich — so jedenfalls der Vorstandsvorsit- 
zende — alles ganz klar, weil nichts verboten sei. 

Kann es tatsächlich sein, daß alle nicht gewußt 
haben, daß sie sich von Anfang an außerhalb der 
Legalität bewegten? Könnte es nicht vielmehr so 
sein, daß alle abtauchen, Spuren verwischen, vertu- 
' ' sehen, Verteidigungslinien errichten und U-Boot 
spielen, und dies fünfzehn Monate lang? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Also Untersu- 
chungsausschuß, ja?) 

Fünfzehn Monate lang hält es niemand für nötig, 
den Ministerpräsidenten des Landes Schleswig- 
Holstein zu unterrichten, der sich zu Recht wie ein 
dummer Schuljunge vorkommt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Untersuchungs- 
ausschuß?) 

Soviel „diskrete“ und „dezente“ Zurückhaltung wi- 
derspricht nicht nur allen Lebenserfahrungen, sie 
widerspricht auch den Kontrollpflichten, die der 
Aufsichtsrat gegenüber der Geschäftsleitung hat, 
und den Informationspflichten, die die Geschäftslei- 
tung gegenüber dem Aufsichtsrat hat. Soviel Zu- 
rückhaltung erregt in der Öffentlichkeit Aufsehen, 
führt zu Spekulationen und Diskussionen, schadet 
dem Ruf des Unternehmens und gefährdet Arbeits- 
plätze, weil die Dritte Welt nicht Staaten mit Auf- 
trägen unterstützen will, die ihrerseits das Un- 
rechtsregime in Südafrika unterstützen. 

Weil soviel dezente Zurückhaltung eigentlich 
nicht der Beweis für Rechtsstaatlichkeit ist, son- 
dern Fragen nach der Rechtmäßigkeit aufwirft, ist 
der Bundesminister gefragt, hier zu antworten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Schierholz 

[GRÜNE]: Kein Untersuchungsausschuß?) 


Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- (C) 
ordnete Klein (München). 

(Gansei [SPD]: Der Bundesfinanzminister 
will etwas sagen! Nur Mut! — Waltemathe 
[SPD]: Die Bayern wissen es genau!) 

Klein (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine 
ganz kleine Bemerkung zu Beginn. 

(Gansei [SPD]: Nehmen Sie den Stahlhelm 
ab; Sie befinden sich in geschlossenen 
Räumen!) 

Frau Kollegin Simonis, Sie haben einen sehr eigen- 
artigen Eigentumsbegriff, wenn Sie davon ausge- 
hen, daß bei einem bundeseigenen Unternehmen 
der Finanzminister der Eigentümer sei. 

(Jungmann [SPD]: Er vertritt den Eigentü- 
mer!) 

Meine Damen und Herren, wir debattieren fol- 
genden Tatbestand: Die Bundesregierung hat keine 
Exporte von U-Booten, U-Boot-Teilen oder U-Boot- 
Konstruktionszeichnungen in die Republik Süd- 
afrika genehmigt. 

(Verheugen [SPD]: Hat auch keiner be- 
hauptet!) 

Eine solche Genehmigung ist von der interessierten 
Firma auch nicht beantragt worden. Es wurden le- 
diglich Anfragen gestellt 

(Wischnewski [SPD]: Und geliefert!) 

in Form von — wie Bundesminister Schäuble dies ^ 
gestern in der gemeinsamen Sitzung des Wirt- 
schaftsausschusses und des Auswärtigen Ausschus- 
ses nannte — sondierenden Gesprächen. 

(Gansei [SPD]: Was ist denn das? — Wi- 
schnewski [SPD]: Und geliefert wurde!) 

Als die Bundesregierung von nicht genehmigten 
Lieferungen von Konstruktionszeichnungen erfuhr, 
hat sie sofort die notwendigen rechtlichen Schritte 
eingeleitet. 

(Verheugen [SPD]: Ja? Das glauben Sie 
doch selber nicht!) 

Das Verfahren ist anhängig. 

Bei diesem Vorgang, bei dem ich auf seiten der 
Bundesregierung nicht die geringste Inkorrektheit 
erkennen kann, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Nicht die gering- 
ste!) 

versucht nun die SPD mit der liebenswürdigen 
Hilfe ihrer grünen Freunde 

(Dr. Vogel [SPD]: Und der FDP!) 
einen Skandal zu konstruieren, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist auch ei- 
ner! Das haben Sie nur noch nicht ge- 
merkt!) 

mit Verdächtigungen, Unterstellungen und der Dra- 
matisierung solcher Selbstverständlichkeiten wie 
der häufigen Gesprächskontakte zwischen Bundes- 
kanzler Kohl und Ministerpräsident Strauß, also 
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Klein (München) 

(A) den Vorsitzenden der beiden großen Koalitionspar- 
teien. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sie sind ein Be- 
rufsvertuscher!) 

Strauß hat — lassen Sie mich das in aller Sach- 
lichkeit feststellen — nie einen Hehl daraus ge- 
macht, daß er die Boykottpolitik gegenüber Süd- 
afrika für den falschen Weg hält, um dort die Apart- 
heid abzuschaffen und gerechte demokratische Ver- 
hältnisse herzustellen. 

(Verheugen [SPD]: Mit U-Booten?) 

— U-Boote am Kap, Herr Kollege Verheugen — 
auch dies muß nüchtern zu konstatieren erlaubt 
sein — , wären zumindest nicht gegen westliche Si- 
cherheitsinteressen gerichtet, bestimmt aber keine 
Instrumente zur Stabilisierung des Apartheid-Sy- 
stems. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Verheugen [SPD]: Was wären sie denn?) 

Das der Bundeskanzler folglich eine solche An- 
frage prüfen ließ, auch vor dem Hintergrund der 
Krisensituation in der deutschen Werftindustrie, 
war nach meiner Meinung eine bare Selbstver- 
ständlichkeit Die Prüfung zeitigte ein negatives Er- 
gebnis. 

Bleiben also die nicht genehmigten Lieferungen 
von Blaupausen. Wie das zu bewerten und zu ahn- 
den ist, wird das noch in Gang befindliche Verfah- 
ren ergeben. Doch warne ich auch hier vor Vorver- 
urteilungen. 

(Lachen des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Denn erstens scheint schon jetzt festzustehen, daß 
geheimhaltungswürdige Unterlagen nicht geliefert 
wurden. Zweitens könnte sich heraussteilen — 
Herr Kollege Wischnewski, Sie fixieren mich ge- 
rade so — , 

(Heiterkeit bei der SPD) 

daß solche Vorablieferungen auch zu Zeiten der frü- 
heren Bundesregierung praktiziert wurden, 

(Dr. Vogel [SPD]: Rechtsbrüche! Aha!) 

die dann allerdings im Gegensatz zu dieser Bundes- 
regierung 

(Mann [GRÜNE]: Strauß war immer da- 
bei!) 

nachträgliche Genehmigungen erteilt hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Rechtswidrige Genehmi- 
gungen? Lambsdorff!) 

Drittens würde ich von den Managern eines bun- 
deseigenen Unternehmens, an dessen Spitze nach 
mir vorliegenden Informationen ein Sozialdemo- 
krat steht, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist interes- 
sant!) 

nicht das Bild gewissenloser Geschäftemacher 
zeichnen. 

(Verheugen [SPD]: Flegel!) 


Vor diesem Hintergrund halte ich auch das Wort (C) 
vom außenpolitischen Schaden, Herr Kollege 
Mischnick, für unzutreffend. 

Wer hier das nicht von der Bundesregierung zu 
verantwortende Fehlverhalten einer Firma ohne 
Rücksicht auf außenpolitischen Schaden zu einer 
gegen die Bundesregierung gerichteten Kampagne 
aufzubauschen trachtet, sind die Sozialdemokra- 
ten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Du lieber Gott! Im Auf- 
trag Moskaus?) 

— Wieviel Wahlkampfverzweiflung, Herr Kollege 
Vogel, spricht aus diesem untauglichen Versuch, 
mit dem alten Diffamierungsrezept 

(Dr. Vogel [SPD]: Johnny, davon verstehen 
Sie etwas!) 

— ich denke an die Lockheed-Verleumdung, die 
Mieten-Lüge oder die Verrats-Kampagne — , eine 
aus gutem Grunde demotivierte SPD in Wahl- 
kampfstimmung zu versetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei der deutschen Arbeitnehmerschaft werden Sie 
damit keinen Eindruck machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Herrn 
Bundesminister der Finanzen das Wort. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die (D) 
Ausgangsfrage für diese Aktuelle Stunde bezieht 
sich auf die Rolle, die Situation bundeseigener Un- 
ternehmen oder Unternehmen mit Bundesbeteili- 
gung im Hinblick auf außenwirtschaftliche Bezie- 
hungen, hier besonders zur Republik Südafrika. 

Ich will eingangs sagen, daß selbstverständlich 
für bundeseigene Unternehmen oder Unternehmen 
mit Bundesbeteiligung die Rechtsvorschriften gel- 
ten, vor allem auch in außenwirtschaftlichen und 
außenpolitischen Fragen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Es sei, es geht 
um Rüstungsgüter?) 

Und man kann zu Recht im Deutschen Bundestag 
erwarten, daß Unternehmen, die dem Bund gehören 
oder an denen er beteiligt ist, mit besonderer Sorg- 
falt in außenpolitisch und außenwirtschaftlich sen- 
siblen Bereichen diese Vorschriften beachten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 

und der SPD — Gansei [SPD]: Allerdings!) 

Ich gehe davon aus, daß Ihnen allen bekannt ist, 
daß die Howaldtswerke-Deutsche Werft eine Toch- 
ter des bundeseigenen Salzgitter- Konzerns sind, 
mit einer Beteiligung des Landes Schleswig-Hol- 
stein von etwas über 25 %. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das scheint 
nicht allen bekannt zu sein!) 

— Es ist jedenfalls diese Klarstellung, glaube ich, 
angebracht. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, gelten 
auch für Unternehmen, die dem Bund gehören oder 
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Bundesminister Dr. Stoltenberg 

(A) an denen der Bund beteiligt ist, die Vorschriften des 
Gesellschaftsrechts im Hinblick auf Verantwortlich- 
keiten des Vorstandes, des Aufsichtsrats, der Ge- 
sellschafterversammlung. Ich sage es deshalb, weil 
bei einer ernsthaften und fairen Erörterung diese 
abgestuften Verantwortlichkeiten beachtet werden 
müssen. 

(Gansei [SPD]: Da will sich schon jemand 
rausschmuggeln!) 

Es ist vollkommen ausgeschlossen, daß jeder der 
Eigentümer, in diesem Falle Salzgitter oder das 
Land Schleswig-Holstein oder, über die Verantwor- 
tung im Hinblick auf den Salzgitter-Konzern, auch 
der zuständige Bundesminister, jede Einzelent- 
scheidung eines Vorstandes kontrollieren kann und 
daß ein mögliches Fehlverhalten, 

(Dr. Vogel [SPD]: Ein solches!) 

falls es sich endgültig erweist, automatisch die poli- 
tische Verantwortung des Eigentümers berührt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Aha!) 

Meine Damen und Herren, zu dem Sachverhalt 
will ich das bekräftigen, was ich hier bereits am 
Freitag gesagt und gestern in einer ausführlichen 
Erörterung den Kolleginnen und Kollegen des 
Haushaltsausschusses näher erläutert habe. 

(Senfft [GRÜNE]: Näher?) 

Nach der Unterrichtung durch den Bundeswirt- 
schaftsminister im September vergangenen Jahres, 
daß hier möglicherweise gegen Recht und Gesetz 

(B) verstoßen worden ist — ich sage noch einmal: es 
war die erste Information, die mich und meine zu- 
ständigen Mitarbeiter im Hinblick auf einen mögli- 
chen Rechtsverstoß erreicht hat — , haben wir das 
Verfahren vollkommen korrekt entsprechend den 
Vorschriften des Außenwirtschaftsgesetzes einge- 
leitet. Ich übernehme dafür die Verantwortung. 
Aber ich will, um die Gewissenhaftigkeit unseres 
Vorgehens zu unterstreichen, sagen, daß ich selbst- 
verständlich zu dieser Frage, was jetzt zu veranlas- 
sen ist, das Votum der zuständigen Abteilung und 
des zuständigen Staatssekretärs, erfahrener und 
rechtskundiger Beamter, eingeholt habe und daß 
wir auf Grund dieser eindeutigen Rechtslage den 
Vorgang an die Oberfinanzdirektion Kiel mit der 
Auflage, die erforderlichen Ermittlungen durchzu- 
führen, gegeben haben. Ich glaube, auch die ge- 
strige Diskussion hat erbracht, daß die Rechtmäßig- 
keit dieses Verfahrens ernsthaft nicht in Zweifel 
gezogen werden kann. 

Die nächste Frage, die Frau Simonis hier noch 
einmal aufgeworfen hat, ist, ob es richtig war, ob es 
angemessen war, andere im politischen Bereich 
oder auch im Gesellschaftsbereich, also den Auf- 
sichtsrat insgesamt oder den Mitgesellschafter, das 
Land Schleswig-Holstein, nicht zu informieren. 
Dazu muß ich auch hier im Plenum des Bundesta- 
ges unterstreichen 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sie vergessen 
den Nebenaußenminister in München!) 

— lassen Sie mich doch wirklich einmal im Zusam- 
menhang ruhig sprechen — : Nach den Informatio- 


nen, also dem Vorgang, der uns vom Bundeswirt- (C) 
schaftsminister zuging, war erkennbar, daß mögli- 
cherweise zwei Unternehmen betroffen waren, das 
private Ingenieurbüro in Lübeck und die in Öffentli- 
chem Besitz befindliche HDW. Den Anstoß für die 
Ermittlungen zunächst beim Wirtschaftsminister, 
dann bei uns bot eine Intitiative und eine Mittei- 
lung des privaten Ingenieurbüros. Es ist deshalb 
auch verständlich — dies kann ich ohne Bruch der 
Vertraulichkeit in einem schwebenden Verfahren 
sagen — , daß auch die Oberfinanzdirektion im Rah- 
men ihrer Ermittlungen sich zunächst mit der Si- 
tuation und dem möglichen Fehlverhalten im priva- 
ten Ingenieurbüro beschäftigt hat. Jedenfalls war es 
so, daß ich als parlamentarischer Minister zum 
Zeitpunkt der Befassung 

(Gansei [SPD]: Wußten Sie denn nicht, daß 

Herr Zoglmann für HDW arbeitete? — Dr. 

Schierholz [GRÜNE]: Eine interessante 
Frage!) 

— lassen Sie mich doch einmal ausreden, Herr Gan- 
sei — , keinerlei Anhaltspunkte hatte, welcher Per- 
sonenkreis wirklich für ein mögliches Fehlverhal- 
ten verantwortlich war, ob die Verantwortlichen des 
einen oder des anderen oder beider Unternehmen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Allein diese Situation verbot nach meiner Überzeu- 
gung aus rechtsstaatlichen Gründen, Informationen 
an Gremien zu geben, ohne den Personenkreis 
exakt beschreiben zu können. Das muß als Ergeb- 
nis der Ermittlungen herausgestellt werden, wer 
Verantwortung trägt. * ' 

Im übrigen lag mir daran — auch das will ich hier 
im Deutschen Bundestag sagen — , jeden Anschein 
einer politischen Einwirkung zu vermeiden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aha! Im Gegensatz zu 
Herrn Schreckenberger!) 

Die Vorgänge der letzten Tage nach den ersten 
spektakulären Presseveröffentlichungen unterstrei- 
chen das. Heute kann man in einer großen Zeitung 
lesen, daß es eine vertrauliche Aufzeichnung des 
mir persönlich nicht bekannten leitenden Ge- 
schäftsführers des Lübecker Ingenieurbüros gibt, 
die dem Bundesminister der Finanzen zugeleitet 
worden sei. Ich habe vorgestern abend in der Tat 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Papierkorb!) 

— nein, es ist nicht so, daß man da „Papierkorb“ 
sagen kann — mit der Überschrift „Streng vertrau- 
lich — Für Bundesminister Stoltenberg“ eine Auf- 
zeichnung des genannten Herrn Nohse, den ich 
nicht kenne, erhalten. Ich habe dann gestern nach- 
mittag gehört, daß diese Aufzeichnung über die 
Agenturen läuft. Da muß ich mich natürlich schon 
fragen: 

(Gansei [SPD]: Sind sie denn korrekt?) 

Wer will hier eigentlich auf dieses Verfahren durch 
unbewiesene Schutzbehauptung einwirken, meine 
Damen und Herren? 

(Gansei [SPD]: Stimmt denn das, was da 
drin steht?) 
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Bundesminister Dr. Stoltenberg 
(A) Für mich ist dieser merkwürdige Vorgang eine Un- 
terstreichung, daß es richtig war, sich als verant- 
wortlicher Bundesminister nicht ansprechen zu las- 
sen, nicht hinzunehmen, daß auf Interventionen ge- 
drängt wird, möglichst zu vermeiden, 

(Dr. Vogel [SPD]: Schreckenberger hat 
doch dauernd interveniert!) 

daß durch eine öffentliche Kulisse des Meinungs- 
drucks und gezielter Fehlinformation die ordnungs- 
gemäße, rechtsstaatliche Abwicklung dieses Ver- 
fahrens durch die Oberfinanzdirektion beeinträch- 
tigt werden könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will als letztes — auch mit Blick auf die Uhr 
— zum Thema „politische Sondierungen“ sagen: Es 
ist richtig, daß in Verbindung mit der Übergabe der 
Unterlagen durch den Bundeswirtschaftsminister 
es in diesen Unterlagen im Herbst vergangenen 
Jahres einen Hinweis auf Gespräche im Bundes- 
kanzleramt gab. Ich habe, weil es diesen Hinweis 
gab, mit dem Herrn Kollegen Schäuble gesprochen. 
Ich habe, weil in diesen Unterlagen auch der Name 
des Staatssekretärs Professor Schreckenberger 
auftaucht, ihn darauf angesprochen. Ich will hier 
sagen, daß Herr Professor Schreckenberger, nach- 
dem ich ihn darauf angesprochen habe, mir mit 
einem Schreiben — jetzt will ich nur einmal kurz 
sehen, welchen Datums es ist — vom 22. Oktober 
1985 mitgeteilt hat — ich zitiere die entscheidenden 
Sätze — : 

, . Ich teile dies Mitte Juni 1984 Herrn Nohse auf 
' dessen Bitte hin auch Herrn Ahlers telefonisch 

mit. Herr Nohse drängte am Telefon sehr auf 
eine baldige Antwort, da sonst die in Frage ste- 
henden Geschäftsbeziehungen gefährdet seien. 
Ich wies darauf hin, daß eine Stellungnahme 
aus dem Bundeskanzleramt eine Entscheidung 
der zuständigen Stelle nicht ersetzen könne. 
Diese alleine sei imstande, eine verbindliche 
Entscheidung darüber zu treffen, ob und unter 
welchen Voraussetzungen die gewünschte Aus- 
fuhr zulässig sei. 

(Mann [GRÜNE]: Es scheint, Ihr habt aus 
Flick etwas gelernt!) 

Es gab keine Zusage oder eine Billigung des 
beabsichtigten Exportgeschäfts oder eine ähnli- 
che in diese Richtung gehende Äußerung. 

Dies aus dem Schreiben des Staatssekretärs Pro- 
fessor Schreckenberger. 

(Verheugen [SPD]: Wer lügt denn jetzt? — 
Gansei [SPD]: Von wann?) 

— Ich habe den Termin hier schon vorgetragen. Ich 
will ihn gern noch einmal sagen: 22. Oktober 1985. 

(Dr. Vogel [SPD]: An Sie?) 

— Ich habe doch den Vorgang geschildert, Herr 
Vogel. Ich habe es auf Grund eines Hinweises in 
dem mir übersandten Vorgang des Wirtschaftsmini- 
sters für notwendig, für richtig gehalten, nicht nur 
mit dem Chef des Kanzleramtes, sondern auch mit 
Professor Schreckenberger zu sprechen. Er hat mir 
dann diese schriftliche Stellungnahme übersandt, 


die ich heute auch deshalb zitiere, weil heute eben (C) 
in Verbindung mit dem erwähnten anderen Papier 
andere Behauptungen über die Gesprächsabläufe 
mit ihm gegeben werden. 

Meine Damen und Herren, ich mochte hier fest- 
stellen: Wie immer man diese Vorsondierungen be- 
wertet, sie waren offensichtlich nicht so ermuti- 
gend, daß es überhaupt zu einem formellen Antrag 
gekommen ist 

(Dr. Vogel [SPD]: Weil man einen anderen 
Weg hatte!) 

Ich bitte, die Methode der Unterstellungen, der Ab- 
qualifizierungen und der Diffamierungen zu unter- 
lassen und sich auf eine ernsthafte Klärung des 
Sachverhalts zu konzentrieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ohne Antrag ge- 
liefert: Windig bis zum Gehtniehtmehr!) 


Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Eid. 


Frau Eid (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Vor ein paar Wochen behauptete der 
Bundeskanzler hier an dieser Stelle, daß er die bes- 
sere Südafrikapolitik verträte, nämlich Dialogbe- 
reitschaft, den Weg der Evolution und nicht den 
emotionalen Weg der anderen, die für Boykottmaß- 
nahmen einträten. Heute sind wir klüger: Dieser 
Bundeskanzler ist tief in das Südafrikarüstungsge- (D) 
schäft verstrickt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Er selbst soll laut Presseberichten den Verkauf von 
U- Bootplänen ermöglicht haben, dies gegen die gel- 
tenden Gesetze und gegen das UNO-Rüstungsem- 
bargo. Um hier Klarheit zu bekommen, fordern wir 
GRÜNEN die Einsetzung eines Parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses noch in dieser Legisla- 
turperiode. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die gestrigen Sitzungen der Ausschüsse sollten 
auch den Zweiflern in der SPD-Fraktion gezeigt ha- 
ben: Freiwillig wird die Bundesregierung keinerlei 
Auskünfte über ihre Mitwisser- und Mittäterschaft 
bei den U-Bootgeschäften geben. Wieviel dabei ge- 
heim bleiben soll, zeigt die Meldung der „Bild“-Zei- 
tung von heute: Im Auftrag des Bundeskanzlers hat 
der damalige Kanzleramtsstaatssekretär Schrek- 
kenberger die Lübecker Firma IKL ermutigt, den 
Vertrag mit Südafrika zu erfüllen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das ist doch 
eben klargestellt worden!) 

Wir wollen dies im Untersuchungsausschuß klä- 
ren lassen: Welcher Vertrag ist hier eigentlich ge- 
meint? Ein Rüstungsgeschäft dieser Größenord- 
nung und dieser strategischen Bedeutung wird 
doch niemals ohne die Zustimmung der jeweiligen 
Regierung abgewickelt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und nicht ohne 
Wissen des Bundeskanzlers!) 
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Frau Eid 

(A) Eine Gelegenheit, das Abkommen zu unterzeich- 
nen, war das Zusammentreffen des Bundeskanzlers 
mit dem südafrikanischen Premier Botha im Juni 
1984, nur einen Monat vor der Schreckenberger- 
Intervention. Der Untersuchungsausschuß soll klä- 
ren, ob das U-Bootge schäft bei diesem Treffen im 
Mittelpunkt stand. Schreckenberger notierte da- 
mals: Noch Ende der Sommerferien werden die Ge- 
nehmigungen erteilt. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Interessant!) 

Erinnern wir uns in diesem Zusammenhang an 
die Äußerung seines Nachfolgers vor der Bundes- 
pressekonferenz. Schäuble sagte: Am Anfang der 
Sondierungen, also zum Zeitpunkt des Botha-Be- 
suchs und vorher, sei nicht die Rede von Blaupau- 
sen gewesen. Damals sei es um die gesamte Palette 
gegangen, von kompletten U-Booten über U-Boot- 
teile bis hin zu Konstruktionszeichnungen. 

(Mann [GRÜNE]: Wie bei den Saudis!) 

Hat Herr Schreckenberger im Auftrag des Bundes- 
kanzlers die Genehmigung für diese gesamte Pa- 
lette in Aussicht gestellt? Wir möchten wissen: Was 
wurde tatsächlich genehmigt und was wurde tat- 
sächlich geliefert? 

Mit der bisherigen Version, es seien nur Blau- 
pausen geliefert worden, und die seien für Süd- 
afrika wertlos, geben wir uns nicht zufrieden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

(B) Denn warum sollte Südafrika 46 Millionen DM für 
etwas völlig Wertloses bezahlen, und welchen Sinn 
macht diese Blaupausenlieferung überhaupt, wenn 
nicht auch gleich U-Bootteile mitgeliefert werden? 
Die Darstellungen der Bundesregierung sind wider- 
sprüchlich. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und unvollstän- 
dig!) 

Der Außenminister behauptet, das Rüstungsge- 
schäft sei vom Bundessicherheitsrat abgelehnt wor- 
den, der Kanzleramtsminister behauptet, dort sei es 
nie verhandelt worden. Die „Kieler Nachrichten“ 
schreiben, das Ganze sei im Bundeskabinett gewe- 
sen. Schäuble sagt, dort sei es natürlich nicht gewe- 
sen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist das Ber- 
muda-Dreieck im Bundeskanzleramt!) 

Wer sagt hier die Unwahrheit? Wer möchte hier was 
und warum vertuschen? 

Schließlich die entscheidende Frage: Warum gibt 
es eigentlich Dutzende von Sondierungsgesprächen 
auf höchster Regierungsebene über einen Zeitraum 
von zwei Jahren, wenn allen klar war, daß das ge- 
plante Geschäft illegal sein würde? 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie der Abg. 

Frau Matthäus-Maier [SPD]) 

Was wurde denn da besprochen? Die einzige Erklä- 
rung ist: Es wurde verzweifelt nach einem Weg ge- 
sucht, das Geschäft mit Unterstützung der Bundes- 


regierung unter Umgehung des Embargos durchzu- (C) 
führen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und ohne daß 
sie angeblich etwas gewußt hat!) 

Der Skandal ist: HDW ist ja kein Einzelfall. In 
den vergangenen Jahren wurden mit Unterstützung 
der Bundesregierung Polizeihubschrauber, Geweh- 
re, Raketenschnellboote und andere Waffen nach 
Südafrika geliefert. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und Munitions- 
füllanlagen von Rheinmetall!) 

Wer so handelt, macht sich der Beihilfe zum Mord 
schuldig. Wer akzeptiert, daß Messerschmitt-Böl- 
kow-Blohm Hubschrauber und — jetzt im Original- 
ton von LeGrange — zur Bekämpfung von Aufstän- 
den eingesetzt werden sollen, steht zu Recht am 
Pranger der Weltöffentlichkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ein Untersuchungsausschuß zu HDW in dieser 
Legislaturperiode wäre die einzige Antwort, die der 
Bundeskanzler und seine Mitwisser verstehen wür- 
den. Die Öffentlichkeit wartet auf die schnelle und 
gründliche Aufklärung des Skandals, nicht nur die 
Öffentlichkeit bei uns, sondern vor allem auch die 
Öffentlichkeit in Afrika und in den anderen Län- 
dern der Dritten Welt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Beckmann. 

(D) 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich will mir eine Auf- 
zählung all der Debatten ersparen, die wir in den 
letzten Monaten und Jahren zum Thema Geschäfts- 
beziehungen deutscher Unternehmen zu Südafrika 
in diesem Hohen Hause geführt haben. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist schade, Herr 
Beckmann!) 

Aber hier, wie auch sonst beim Rüstungsexport, 
zeigt sich, wie es um die Zuverlässigkeit der SPD 
steht. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Thema!) 

Sie handeln getreu der Devise: Was kümmert mich 
mein Geschwätz von 1982! Als die SPD die politi- 
schen Grundsätze über den Rüstungsexport 

(Dr. Vogel [SPD]: Gab es da Rechtsbrü- 
che?) 

über den Export von Kriegswaffen 

(Dr. Vogel [SPD]: Gab es da Rechtsbrü- 
che?) 

unter dem Bundekanzler Helmut Schmidt beschlos- 
sen hat, 

(Dr. Vogel [SPD]: Hat Lambsdorff das 
Recht gebrochen?) 

— Wir werden heute nachmittag beim Thema 
Kriegswaffenexport noch dazu Stellung nehmen, 

Herr Dr. Vogel. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 
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(A) — Herr Vogel, ich wäre Ihnen sehr verbunden, 
wenn Sie nicht pausenlos dazwischenbrüllen wür- 
den. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU 
— Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ausgerechnet 
der Vogel!) 

Sie spielen sich immer als Schulmeister der Nation 
auf, aber Ihr parlamentarischer Stil ist verheerend, 
Herr Vogel. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Wischnewski [SPD]: Sie müssen doch den 
Lambsdorff in Schutz nehmen!) 

— Hören Sie doch mal mit der Brüllerei auf, Herr 
Wischnewski; Sie sind auch nicht besser als Ihr 
Fraktionsvorsitzender. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Im Falle Südafrika gibt es für die FDP eine ganz 
klare Position, an der sich im Gegensatz zu Ihnen, 
meine Damen und Herren von der SPD, überhaupt 
nichts geändert hat Für den Export sensibler Güter 
nach Südafrika gibt es vielfältige Bestimmungen, 
aus denen sich die unveränderte Haltung der Bun- 
desregierung eindeutig ergibt Durch UNO-Resolu- 
tionen, durch EG-Beschlüsse und auch durch deut- 
sche Rechtsvorschriften ist die Ausfuhr sensibler 
Güter nach Südafrika untersagt 

(Gansei [SPD]: Warum hat der Bundes- 
pj kanzler das befürwortet?) 

Die gesetzlichen Bestimmungen, die für die deut- 
schen Unternehmen gelten, gelten selbstverständ- 
lich auch für bundeseigene Unternehmen. 

(Gansei [SPD]: Auch für den Bundeskanz- 
ler?) 

Die FDP hat nicht nur zu Südafrika allgemein eine 
klare Haltung, sondern auch zu dem heute bereits 
mehrfach erwähnten Geschäft der HDW mit Süd- 
afrika, welches das eigentliche Thema dieser Aktu- 
ellen Stunde darstellt 

Wenn sich heraussteilen sollte, daß tatsächlich 
Blaupausen nach Südafrika verkauft worden sind, 

(Gansei [SPD]: Ist das immer noch zweifel- 
haft für Sie? Die Täter sind doch gestän- 
dig!) 

wäre dies klar und eindeutig ein illegales Geschäft 
Ich will den Untersuchungen, Herr Kollege Gansei, 
überhaupt nicht vorgreifen. Hier müssen erst ein- 
mal die zuständigen Behörden alle Einzelheiten er- 
mitteln. Wehn dieser Vorgang nachgewiesen wird, 
dann müssen die Schuldigen bestraft und perso- 
nelle Konsequenzen gezogen werden. Das gilt ohne 
Ansehen der Person. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Nach dem 25. Januar!) 

Natürlich dürfen diese Konsequenzen kein golden 
handshake sein, sondern müssen die gebührenden 
Sanktionen für einen eindeutigen Gesetzesverstoß 


sein. Das ist unsere Überzeugung, Herr Gansei. (C) 
Daran werden wir uns halten. 

(Gansei [SPD]: Dann muß man aber die 
Kündigungsfristen einhalten!) 

— Ja, Herr Kollege Gansei, das wird im Rahmen 
der von Ihnen mitbeschlossenen Gesetze gesche- 
hen. Für uns Liberale bietet der Fall HDW über- 
haupt keinen Anlaß, von unserer klaren Haltung 
gegenüber Südafrika abzugehen. Wir haben mit Be- 
friedigung zur Kenntnis genommen, daß sich alle 
beteiligten FDP-Minister in dieser Angelegenheit 
absolut gesetzestreu und in Übereinstimmung mit 
den politischen Grundsätzen dieser Bundesregie- 
rung verhalten haben. Sie haben jederzeit nicht nur 
gegenüber der betroffenen Firma, sondern auch in 
ihren politischen Äußerungen keinen Zweifel an 
der entschiedenen Ablehnung eines derartigen Ge- 
schäftes mit Südafrika aufkommen lassen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie soll- 
ten sich davor hüten, den möglichen Fall HDW 

(Zuruf von der SPD: Das ist kein Fall HDW, 
das ist ein Fall Kohl!) 

für eine politische Stimmungsmache gegen den Bau 
und gegen die Lieferung von U-Booten an ausländi- 
sche Staaten zu nutzen. Als Sie noch mit in der 
Regierung waren, war Ihnen das Schicksal der 
Werftarbeiter auf den norddeutschen Werften nicht 
gleichgültig. 

(Gansei [SPD]: Das ist heute noch so, daß 
uns das nicht gleichgültig ist!) 

Damals galt die von Helmut Schmidt ausgegebene pj 
Devise: Was schwimmt, das läuft. — Heute stehen 
Sie nicht mehr in der Regierungsverantwortung. 
Deshalb handeln Sie im wahrsten Sinne des Wortes 
verantwortungslos. 

Wir stehen nach wie vor zu den politischen 
Grundsätzen, die in der SPD-geführten Bundesre- 
gierung 1982 beschlossen worden sind. Diese 
Grundsätze, die international zu den restriktivsten 
gehören, die es überhaupt gibt, sind der richtige 
Rahmen für Rüstungsgeschäfte bundeseigener Un- 
ternehmen. 

Geschäfte mit der Republik Südafrika — das 
möchte ich abschließend bemerken, meine Damen 
und Herren — darf es in diesem Umfang nicht 
geben. Wer dagegen verstößt, handelt illegal, mit 
allen Konsequenzen, die sich daraus ergeben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Gansel. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Jetzt kommt der 
Untersuchungsausschuß!) 

Gansel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die SPD hat diese Aktuelle Stunde bean- 
tragt, um einen Skandal zur Klärung zu bringen. Es 
handelt sich dabei nicht um einen HDW-Skandal. 

Bei diesem Unternehmen sind 4 000 Menschen be- 
schäftigt und nur wenige hundert im U-Boot-Ex- 
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(A) port. Sie haben mit dem Skandal nichts zu tun, 
außer daß er sie trifft. Auch im Interesse ihrer Ar- 
beitsplätze, im Interesse der Absatzchancen ihres 
Unternehmens für zivile Exporte in der ganzen zivi- 
lisierten Welt verlangen wir von der Bundesregie- 
rung Auskunft über einen Skandal, der ein Skandal 
dieser Bundesregierung ist 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Klein [München] [CDU/CSU]: Das ist ein 
rot-grüner Skandal) 

Wir fragen, warum sich Mitglieder der Bundesre- 
gierung für ein von Anfang an rechtswidriges Waf- 
fengeschäft mit Südafrika engagiert haben, warum 
seine Durchführung nicht verhindert werden konn- 
te, warum es so lange dauert, bis Konsequenzen 
gezogen werden: Bestrafung der Schuldigen, Schutz 
des Unternehmens und Schadensbegrenzung für 
die deutsche Außenpolitik. 

Wir verlangen Antwort von der Bundesregierung, 
warum sie die deutsche und internationale Öffent- 
lichkeit getäuscht hat, warum sie vor dem Bundes- 
tag in einer Regierungserklärung verkündet, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Herr Gan- 
sei, unglaubwürdiger geht es nicht!) 

daß sie das gegen Südafrika verhängte Embargo 
des UN-Sicherheitsrates strikt einhält, während der 
Bundeskanzler gleichzeitig die Lieferung von 
Kriegswaffen in sondierenden Gesprächen befür- 
wortet. 

(Beifall bei der SPD) 

^ Herr Bundeskanzler, im Juni 1984 haben Sie den 
Premierminister der Republik Südafrika, Herrn 
Botha, empfangen. Das war ein umstrittener Be- 
such. Von vielen Seiten waren Sie aufgefordert wor- 
den, Herrn Botha die kalte Schulter zu zeigen. Sie 
haben dem entsprochen, indem Sie in Gegenwart 
des Fernsehens das Sofa aus dem Empfangsraum 
entfernen ließen, auf dem Sie sich sonst mit hoch- 
rangigen Besuchern fotografieren lassen. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Erzählen Sie doch 
nicht so einen Unsinn! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Das war eine peinliche Szene, und von den vielen 
peinlichen Szenen, die Sie der deutschen Politik be- 
schert haben, wird diese wahrlich unvergeßlich blei- 
ben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die „Frankfurter Allgemeine“ schrieb dazu — ich 
zitiere — : 

Die „Feinheiten“ des Protokolls, mit denen die 
Unterkühlung bei dem Empfang sichtbar ge- 
macht werden sollte, sind zurückzuführen auf 
den Druck, den Vertreter der beiden Kirchen 
und die Gegner der Apartheidspolitik in allen 
politischen Lagern vor dem Besuch Bothas aus- 
geübt haben. 

Das Kommunique der Bundesregierung zu diesem 
Empfang erschien 14 Tage später und war wesent- 
lich freundlicher. Der Druck war ja auch erst ein- 
mal weg, Herr Kohl. Das Kommunique endete mit 


dem Hinweis, daß dringende Anliegen erörtert wor- (C) 
den seien. Heute wissen wir, welche dringenden An- 
liegen damals erörtert worden sind. Der Kalender 
verrät es, aber nicht nur der Kalender. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Durch die Brust 
ins Auge!) 

Was haben Sie, Herr Kohl, mit Herrn Botha in son- 
dierenden Gesprächen eigentlich geklärt? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: U-Boote hat 
er verkauft!) 

Ich weiß, warum ich Sie danach frage, und Sie 
wissen das auch. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Haben Sie nicht mit Herrn Botha über die Liefe- 
rung von U-Booten oder von Blaupausen für den U- 
Boot-Bau gesprochen, und haben Sie sie nicht in 
Aussicht gestellt? Hat Herr Botha nicht anderen, so 
aufgewärmt, davon berichtet? Haben Sie also für 
die deutsche und internationale Öffentlichkeit ein 
schäbiges Theater inszeniert: vor dem Vorhang 
Stehplätze für die Apartheidsgegner und hinter 
dem Vorhang das Sofa für Waffenbrüder? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Jetzt, wo der Vorhang weggezogen worden ist, wo 
der Applaus des Publikums ausbleibt, will der Herr 
Regisseur nur noch Zuschauer sein und setzt sich (d) 
ins Publikum, hat nicht den Mut, auf die Regie- 
rungsbank zu gehen? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ist Herr Strauß deshalb so erbittert, weil der Rein- 
fall an ihm hängenbleiben soll? Warum haben Sie 
die Lieferung von U-Booten an Südafrika, die ge- 
gen das Völkerrecht und das innerdeutsche Recht 
verstößt, insgeheim befürwortet? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ist ja lächer- 
lich! — Jetzt fällt aber gleich der Vorhang 
für Sie! — Klein [München] [CDU/CSU]: 

Selbst das ist falsch, was Sie sagen!) 

Hatten Sie eigentlich nach der Aufdeckung des 
Schwarzmarktgeschäftes ein Motiv, persönlich et- 
was zu unternehmen? Haben Sie persönlich etwas 
unternommen? Fürchteten Sie, daß Ihre eigene 
Rolle ans Licht kommen würde, und waren Sie des- 
halb unfähig, Schaden vom deutschen Volk abzu- 
wenden? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Warum eine so schlechte und unehrliche Politik 
„weiter für Deutschland“? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Deshalb 
müssen Leute wie Sie her! — Dr. Schier- 
holz [GRÜNE]: Weiter für Großdeutsch- 
land!) 
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Wer in den USA rechtswidrige Waffenlieferungen 
an Regime im Geheimen befürwortet, die er in der 
Öffentlichkeit boykottiert, muß gehen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Deshalb 
mußte die SPD gehen!) 

Und in der Bundesrepublik? Sie können nicht zu- 
rücktreten, Herr Bundeskanzler, weil Sie glauben, 
alles aussitzen zu können. 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN) 

Aber sie müssen antworten. Sie waren noch nie so 
gefragt wie heute, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

und deshalb gehören Sie — noch — auf die Regie- 
rungsbank! Hierher, und Antwort gegeben! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Klein [München] [CDU/CSU]: Das bestim- 
men wir, Herr Gansei! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU: Und da bleibt er auch 
noch nach dem 25. Januar! — Geht es Ih- 
nen so schlecht?) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Wissmann. 


Wissmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich finde die Art, in der der Kol- 
lege Gansei hier gesprochen hat, 

(Zuruf von der SPD: Hervorragend!) 

in der Tat sehr hilfreich, weil Sie deutlich gemacht 
hat, daß es Ihnen offensichtlich nicht um Aufklä- 
rung geht, sondern um Wahlkampfinszenierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Denn, meine Damen und Herren, wir haben gestern 
in der gemeinsamen Sitzung der Ausschüsse Klar- 
heit bekommen über die wichtigsten Fragen, die 
gestellt worden sind. 

(Wischnewski [SPD]: Viele Fragen wurden 
nicht beantwortet!) 

Erstens: Es gab keinerlei offizielle Anträge. Zwei- 
tens: Es gab zu keinem Zeitpunkt Exportgenehmi- 
gungen der Bundesregierung für die Lieferung von 
U-Booten oder von Konstruktionsplänen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ja, haben wir 
schon gehört!) 

Drittens: Nachdem die Lieferung von Konstruk- 
tionszeichnungen oder Teilen davon bekanntgewor- 
den ist, ist sofort ein förmliches rechtliches Verfah- 
ren gegen die Firma eingeleitet worden. 

Meine Damen und Herren, bis jetzt gibt es von 
Ihrer Seite keinerlei überzeugendes Argument ge- 
gen diese Verfahrensweise der Bundesregierung. 
Aber die Absicht, die hinter Ihrem Vorgehen steht, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Die billige 
Absicht!) 

ist natürlich klar: Sie wollen versuchen, einen Ein- 
druck zu erwecken, der nicht den Tatsachen ent- 
spricht. Herr Gansei will versuchen, den Bundes- 


kanzler in die Nähe des südafrikanischen Apart- (C) 
heidsregimes zu bringen. 

(Verheugen [SPD]: Da gehört er auch hin!) 

Ich sage Ihnen: Wir lassen uns von Ihnen nicht in 
diese Ecke drängen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Da steht er doch schon 
längst!) 

weil es für christliche Demokraten keine Gemein- 
samkeit mit der Politik der Rassentrennung gibt 
und auch nicht geben wird, auch nicht in der Zu- 
kunft. 

(Zuruf von der SPD: Franz Josef, hilf! — 

Mann [GRÜNE]: Wie ist das mit der 
CSU?) 

Herr Vogel, Herr Wischnewski und Herr Apel: 
Wenn Sie wegen Waffengeschäften Kritik üben, 
bitte ich doch einmal anzufangen, vor der eigenen 
Tür zu kehren. Ich finde es unglaubwürdig, wenn 
man vor jungen Menschen, vor jungen Christen in 
den Kirchen steht und so tut, als hätte man die 
Absicht, keine Waffen zu liefern, obwohl man da- 
mals selber für Waffenlieferungen an diktatorische 
Regime in Südamerika, in Argentinien, in Chile und 
in Peru mitverantwortlich ist. Hören Sie doch end- 
lich mit Ihrer Scheinmoral auf, Herr Vogel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Verheugen [SPD]: Wo war der Rechts- 
bruch? — Weitere Zurufe von der SPD) 

Gestern hat eine große deutsche Zeitung in einem 
Kommentar geschrieben: 

Der Kanzler hat nie Husarenritte im Waffenge- 
schäft befürwortet. Er blieb behutsam, er hat 
sich weitreichenden Forderungen auch in der 
eigenen Koalition widersetzt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Siehe Schreckenberger!) 

Dann heißt es, ganz interessant für Sie, Herr Vo- 
gel: 

Aber die SPD sollte bedenken: Es war Kohl, 
der die von dem Sozialdemokraten Helmut 
Schmidt 1977 erteilte Genehmigung für vier 
U-Boote für Iran zurückgezogen hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Es war auch Kohl, der die Zusage Schmidts an 
die Saudis, den Paradepanzer Leo II zu liefern, 
rückgängig machte. 

(Dr. Vogel [SPD]: Stimmt doch gar nicht!) 

Hören Sie endlich mit dieser doppelbödigen Moral 
auf! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Dr. Vogel [SPD]: Das ist die Unwahrheit! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Die Absicht ist offenkundig: Sie sind unter Druck, 

Sie spüren die Folgen des von sozialdemokrati- 
schen Spitzenfunktionären mitverantworteten 
Neue-Heimat-Skandals, 

(Zurufe von der SPD) 



19638 Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode — 253. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Dezember 1986 


Wissmann 

(A) und Sie versuchen jetzt, sozusagen ein Gegenszena- 
rio aufzubauen. Die Bürgerinnen und Bürger sind 
klüger, als Ihre Wahlkampf Strategen vermuten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Jungmann. 


Jungmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Wissmann, Ihre moralische Ent- 
rüstung ist doch nur gespielt gewesen und hat mit 
den Tatsachen, wie sie damals waren, überhaupt 
nichts zu tun. Oder wollen Sie behaupten, daß Graf 
Lambsdorff als Wirtschaftsminister bei der Geneh- 
migung der Geschäfte Rechtsbrüche begangen hat, 
wie das hier der Fall ist? 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Wer war denn Kanzler da- 
mals? Sind Sie zu feige, zu Ihrer eigenen 
Verantwortung zu stehen?) 

Es steht eindeutig fest — das hat der Finanzmini- 
ster deutlich gemacht — , daß es sich bei diesem 
Geschäft um einen Rechtsbruch handelt. Es bleibt 
nur noch festzustellen, inwieweit die Bundesregie- 
rung in diesen Rechtsbruch mit einbezogen ist. 
Über zwei Jahre haben Sondierungsgespräche 
stattgefunden, wie man das heute so schön nennt. 
An den Sondierungsgesprächen waren der Bundes- 
( B ) kanzler, der Verteidigungsminister, der Wirtschafts- 
minister, Ministerpräsident Strauß und der Kanz- 
leramtsminister beteiligt. Sie meinen, Sie hätten 
mit diesem Skandal nichts zu tun? 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Haben sie denn genehmigt?) 

Am 6. Juni 1984 hat der Bundesaußenminister im 
Deutschen Bundestag für die Bundesregierung er- 
klärt, daß derjenige, der wegen einer Rüstungszu- 
sammenarbeit mit Südafrika Vorwürfe erhöbe, dies 
wider besseres Wissen tue. „Wer sie erhebt, sollte, 
wenn er das hier im Deutschen Bundestag tut, die 
Kraft haben, die Beweise dafür vorzulegen, und sich 
nicht auf allgemeine Erklärungen beschränken.“ 

(Mischnick [FDP]: Zu Recht! Das stimmt 
doch!) 

Das hat Genscher gesagt. Heute liegen die Beweise 
auf dem Tisch, daß es Rüstungszusammenarbeit ge- 
geben hat. Die Herren geben es doch zu. 

Diese Erklärung wurde zu dem Zeitpunkt abgege- 
ben, als die Koalitionspartner des Außenministers, 
Herr Kohl und Herr Strauß, sogenannte Sondie- 
rungsgespräche führten und hinter dem Rücken 
des Außenministers die Geschäfte mit Herrn Botha 
zumindest besprochen haben. Herr Außenminister 
oder Herr Staatsminister, ich frage Sie: Wann wol- 
len Sie die Anfrage der Oberfinanzdirektion Kiel 
beantworten, in welcher Weise die auswärtigen Be- 
ziehungen der Bundesrepublik Deutschland erheb- 
lich gestört worden sind? Was tun Sie zur außenpo- 
litischen Schadensbegrenzung? Wann wollen Sie 


den Sanktionsausschuß der UNO informieren, wie (C) 
es seit Sommer 1985 Ihre Pflicht ist? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: So eine bil- 
lige Wahlkampfpropaganda! Das ist ja un- 
glaublich!) 

Wir wissen, Herr Klein, daß die Stahlhelmfrak- 
tion der Unionsparteien das Regime in Südafrika 
unterstützt und militärische Zusammenarbeit be- 
fürwortet. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie führen dafür strategische Gründe an. Aber noch 
heute gilt, was mein Kollege Verheugen in der da- 
maligen Debatte gesagt hat 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das gilt 
ewig, was der sagt! War der damals schon 
in der SPD?) 

„Lassen Sie mich zu Botha,“ so sagte er, „ein Letztes 
sagen: Dieser Mann und seine Regierung wollen 
den Eindruck erwecken, sie seien im südlichen 
Afrika ein Vorposten der westlichen Freiheit. Aber 
es rechtfertigt die unmenschliche Politik Süd- 
afrikas nicht, daß sie außerdem noch antikommuni- 
stisch ist. Wir wollen für diese Politik nicht in An- 
spruch genommen werden. Südafrika ist kein Vor- 
posten der Freiheit, sondern das Grab der Freiheit 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
und der Menschenwürde vieler Millionen.“ 

Was haben eigentlich der Bundeswirtschaftsmini- 
ster und der Bundesverteidigungsminister in die- 
sem Zusammenhang im Bereich der Sicherheit, für 
den sie hier und nicht im fernen Südafrika verant- ^ D ' 
wörtlich sind, gemacht? In welchem Bereich haben 
sie ihrem Auftrag, den Geheimschutz sicherzustel- 
len, überhaupt Rechnung getragen? 

Meine Damen und Herren, diese Bundesregie- 
rung versucht, Nebel zu werfen, abzutauchen, wie 
es im U-Boot-Milieu angemessen ist, aber wir wer- 
den dafür sorgen, daß die deutsche Öffentlichkeit 
über diesen Skandal aufgeklärt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir sind hier 
Zeugen eines wirklich ganz billigen Wahlkampf- 
theaters, das Sie, meine Damen und Herren von der 
SPD, und Sie, Herr Gansei, an allererster Stelle hier 
veranstalten. Das muß einmal mit aller Deutlichkeit 
festgestellt werden. 

Hier ist folgendes festzustellen: Der Bundeskanz- 
ler hat hundertprozentig korrekt gehandelt. 

(Gansei [SPD]: Langzeitplanung seit 1983!) 

Die Bundesregierung hat hundertprozentig korrekt 
gehandelt und Sie versuchen hier mangels anderer 
sachlicher Argumente, ein Wahlkampf the ater zu 
veranstalten. 

(Gansei [SPD]: Die Sache war kriminell 
von Anfang an!) 
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(A) Sie benutzen hier, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, zwei Reizworte, die Sie immer wieder 
aus Ihren Taschen hervorholen, nämlich Südafrika 
und Rüstungsexport. Wenn Sie nun glauben, dies 
beides auch noch vereinen zu können, dann, so mei- 
nen Sie, können Sie hier billige Emotionen gegen 
die Bundesregierung wecken. 

(Gansei [SPD]: Wer hat das denn zusam- 
mengebunden?) 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wenn wir das einmal sachlich analysieren, ergibt 
sich, daß Sie zu beiden Gebieten, weder zu Süd- 
afrika noch zu Rüstungsexporten, irgend etwas zu 
bieten haben. Sie haben auf beiden Gebieten kei- 
nerlei Konzeption, 

(Mann [GRÜNE]: Strauß hat sich nicht um- 
sonst auf die Landesiiste gehievt!) 

die zu einer vernünftigen, sachgerechten und fried- 
lichen Politik beiträgt. 

(Gansei [SPD]: Aber Sie sind doch für Rü- 
stungsexporte nach Südafrika!) 

— Das werde ich gleich sagen. Es ist völlig richtig, 
daß wir für Rüstungsexporte in sachgerechter und 
verantwortungsbewußter Form sind. 

(Dr. Vogel [SPD]: Nach Südafrika?) 

Ich zitiere Ihren Kanzlerkandidaten Rau, den ja 
einige von Ihnen am liebsten gar nicht mehr hören 
würden. Herr Rau sagt, Rüstungsexport in Länder, 
wo die Menschenrechte verletzt werden, sei proble- 

(B) matisch. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ein durchaus beachtenswerter Grundsatz, aber was 
haben Sie denn gemacht? Herr Kollege Wissmann 
hat es ja gerade erwähnt: 

(Jungmann [SPD]: Graf Lambsdorff war 
dafür verantwortlich!) 

Sie haben nach Argentinien, Sie haben nach Chile, 
Sie haben nach Peru geliefert, und Sie haben die 
Genehmigungen erteilt, für den Iran U-Boote herzu- 
stellen. 

(Zuruf von der SPD: Wer war denn Kanzler 
damals? Graf Lambsdorff?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, jetzt ent- 
rüsten Sie sich über die U-Boote, die weder geneh- 
migt noch geliefert worden sind. Das sind doch die 
Tatsachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Also, billiger geht es nicht. 

Aber ich möchte Ihnen etwas sagen: Es ist durch- 
aus legitim, Überlegungen anzustellen, wo auch und 
gerade durch Rüstungsexporte die Situation weltpo- 
litisch stabilisiert werden kann. 

(Gansei [SPD]: Und in Südafrika?) 

Wir tragen die Grundsätze von 1982, die damals 
unter Ihrer Regierung formuliert worden sind mit, 
und wir haben sie mitgetragen. Nur, meine Damen 
und Herren, sie müssen in vernünftiger und verant- 
wortungsbewußter Weise ausgelegt werden. 

(Zuruf von der SPD: Aber gesetzestreu!) 


— Und gesetzestreu, selbstverständlich! Deswegen (C) 
wird ja auch alles untersucht, was nicht gesetzes- 
treu ist. 

Südafrika ist nun einmal ein strategischer 
Brennpunkt. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Es ist für uns entscheidend wegen der Rohstoffe, es 
ist für uns entscheidend wegen der Seewege. 

(Jungmann [SPD]: Die Freiheit am Kap!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
durchaus vertretbar, hier Überlegungen anzustel- 
len. 

(Gansei [SPD]: Strafbar ist erst die Tat!) 

Im übrigen, so kann ich nur sagen, kann eine ver- 
nünftige Rüstungsexportpolitik, z. B. auch nach 
Saudi-Arabien — Sie haben das erwähnt — , ein 
Beitrag zur weltpolitischen Stabilisierung sein. Wir 
können mit Rüstungsexport in Länder, auf die wir 
hinsichtlich unentbehrlicher Rohstoffe angewiesen 
sind, unsere politische und wirtschaftliche Basis si- 
chern. Wir können unsere Optionen für den Anla- 
genbau in den betroffenen Ländern wahren und 
sichern. Rüstungsexport ist schließlich auch not- 
wendig, um Forschung und Entwicklung, die stän- 
dig gebotene Modernisierung der Waffensysteme 
und die Verbilligung der Waffenproduktionsserien 
zu ermöglichen. 

Dies wissen Sie alles, meine Herren von der SPD. 

Nur weil jetzt der Wahlkampf nahe ist, versuchen 
Sie mit Effekthascherei und mit Polemik von die- 
sen vernünftigen Grundsätzen abzulenken, die Sie ^ ) 
selbst auch beachten würden, wenn Sie je wieder an 
die Regierung kommen sollten. 

(Seiters [CDU/CSU]: Das dauert noch ein 
bißchen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Aber das wird noch lange genug dauern. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Schäfer (Mainz). 

(Gansei [SPD]: Wann spricht denn der 
Bundeskanzler, Herr Präsident? — Lachen 
bei der CDU/CSU — Gegenruf des Abg. 

Klein [München] [CDU/CSU]: Zuviel der 
Ehre, Herr Gansei! — Jungmann [SPD]: Er 
sondiert nur!) 

Schäfer (Mainz): (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als in der vorigen Woche be- 
kannt wurde, daß es offensichtlich einen Verstoß 
gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz und gegen 
das Außenhandelsgesetz gegeben hat, habe ich so- 
fort den Vorsitzenden des Auswärtigen Ausschus- 
ses angerufen, und wir waren uns einig, daß wir 
diese Angelegenheit bei der nächsten Sitzung des 
Ausschusses sofort zu besprechen hätten. Herr 
Gansei, Sie gaben gerade eine Pressekonferenz; ich 
habe sozusagen praktisch gehandelt. 

(Waltemathe [SPD]: Stark!) 
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Schäfer (Mainz) 

(A) Wir haben gestern dazu ausführlich Gelegenheit ge- 
habt: 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Und dage- 
gen hat die SPD gestern gemotzt!) 

Drei Bundesminister und der Staatssekretär im Fi- 
nanzministerium, ergänzt heute durch die Rede des 
Herrn Bundesfinanzministers, also vier Bundesmi- 
nister haben Stellung genommen. 

(Wischnewski [SPD]: Aber viele Fragen 

nicht beantwortet, Herr Kollege Schäfer!) 

Ich betone: Minister der FDP und der CDU. 

Meine Damen und Herren, wer dies gestern ge- 
hört hat, der kann nicht solche abenteuerlichen Be- 
hauptungen aufstellen, wie Sie, Frau Eid, nämlich 
der Bundessicherheitsrat habe sich mit dieser An- 
gelegenheit befaßt. Dazu gab es ja überhaupt keine 
Veranlassung. Der Bundessicherheitsrat konnte 
sich ja nicht damit befassen, weil gar kein Antrag 
gestellt war. Bevor Sie hier Behauptungen aufstel- 
len, bitte ich Sie doch: Nehmen Sie erst einmal an 
den Sitzungen teil, in denen Ihnen Minister Aus- 
kunft geben. Das haben Sie nicht getan. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, folgendes ist festge- 
stellt worden — ich darf es noch einmal wiederho- 
len, weil Wiederholungen vielleicht ganz gut sind; 
sie prägen sich ein und helfen uns allen, den wah- 
ren Sachverhalt herauszustellen — : Erst einmal ist 
gestern ganz deutlich geworden, daß zwar ein inof- 
fizieller Vorstoß irgendwelcher Leute, die dieses 

(B) Unternehmen zu vertreten haben, in Bonn beim 
Bundeswirtschaftsminister erfolgt ist, daß dieser 
Vorstoß aber schon in den Anfängen gescheitert 
ist. 

Punkt zwei. Es ist daraufhin kein Antrag auf Ge- 
nehmigung einer Ausfuhr solcher Güter bei der 
Bundesregierung gestellt worden. 

(Jungmann [SPD]: Aber geliefert wurde!) 

Insofern konnte er nicht genehmigt werden. Als der 
Verdacht auf kam — das ist gestern auch gesagt 
worden — , daß illegal geliefert worden ist, hat der 
Bundeswirtschaftsminister sofort gehandelt. 

(Gansei [SPD]: Seit anderthalb Jahren!) 

Der Bundesfinanzminister als zuständiger Ressort- 
minister ist informiert worden; er wiederum hat die 
notwendigen Schritte eingeleitet. 

Der Fall ist nicht beendet. Sie wissen, daß er bei 
der zuständigen Oberfinanzdirektion in Kiel an- 
hängig ist. Wir warten auf das Ergebnis, 

(Gansei [SPD]: Wir warten und warten!) 

und dann wird sich herausstellen, ob es dann noch 
ein Strafverfahren wegen Verstoßes gegen das 
Kriegswaffenkontrollgesetz gibt. Das ist gestern 
auch gesagt worden. Das kann ja noch erfolgen. 

Herr Verheugen, es gibt Veröffentlichungen, in 
denen Sie den Vorgang sehr dramatisch dargestellt 
haben, auch mit Hinweis auf eine Zeitung, die Sie 
sonst nicht sonderlich schätzen. Mich wundert übri- 
gens, daß sich die Kollegen von den GRÜNEN hier 
plötzlich auch auf „Bild“ berufen. Das ist eine ganz 


neue Entwicklung. Ich stelle fest: Sie sind in Ihrer (C) 
politischen Bildung weitergekommen. 

Aber, meine Damen und Herren, ich glaube, daß 
wir am Ende dieses Verfahrens natürlich eine poli- 
tische Frage stellen müssen, die ich auch gestern 
schon im Ausschuß gestellt habe, nämlich die Fra- 
ge, ob die Relation zwischen Bußgeldern, die mögli- 
cherweise verhängt werden, und Gewinnen, die 
möglicherweise illegal gemacht worden sind, viel- 
leicht einer gesetzlichen Überprüfung unterzogen 
werden muß. Das heißt, wir müssen bei diesem Ver- 
fahren die Frage stellen, ob die Relationen ausrei- 
chend sind, ob ein Bußgeld für ein illegales Ge- 
schäft genügt, das natürlich, wenn es erfolgt ist, 
unser Ansehen schwer geschädigt hat. 

(Zustimmung des Abg. Ronneburger 
[FDP]) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß folgendes sagen. Es ist immer etwas schwie- 
rig, wenn man hier in der Position ist, zwischen 
denen zu stehen, die sich als Moralisten bezeich- 
nen, Herr Gansei, und Politik angeblich ausschließ- 
lich — 

(Gansei [SPD]: Ist das neuerdings eine 
Schande?) 

— Nein, es ist keine. Aber wissen Sie: Zuviel Moral 
oder gar Theologie in der Politik können schädlich 
sein, wenn sie penetrant vorgetragen werden. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Das sagen Sie mal 
Herrn Wissmann!) 

Ich hatte meinen Satz noch nicht zu Ende ge- p) 
führt. Wir stehen zwischen denen, die hier so tun, 
als hätten sie die Moral gepachtet, 

(Verheugen [SPD]: Es geht um deutsche 
Interessen!) 

und denen, die glauben, alles nur unter geopoliti- 
schen Gesichtspunkten erörtern zu müssen. 

Ich glaube, wir müssen hier ganz deutlich ma- 
chen — lassen Sie mich das zum Schluß sagen — : 

Für die FDP-Bundestagsfraktion und für die FDP 
als Partei wird es eine Veränderung unserer Ein- 
stellung gegenüber Waffenexporten nicht geben. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir werden sie weiterhin sehr restriktiv fahren, 
meine Damen und Herren. Wer auch immer glaubt, 
aus diesem oder jenem Grund andere Vorstellun- 
gen durchsetzen zu können, wird das mit uns nicht 
machen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP — Jungmann [SPD]: 

Sie waren immer dabei und tragen für 
nichts die Verantwortung!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Verheugen. 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Als ich im vergangenen Jahr in einem 
Gespräch in Pretoria zum erstenmal darauf hinge- 
wiesen worden bin, daß mit Billigung der deutschen 
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Verheugen 

(A) Bundesregierung U-Boot-Plane nach Südafrika ge- 
liefert worden seien, 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Und so lange ha- 
ben Sie nichts gesagt? Das ist unglaub- 
lich!) 

habe ich gesagt: Ich gehe diesem Vorwurf nicht 
nach, weil ich mir nicht vorstellen kann, daß an der 
Spitze der Bundesrepublik Deutschland Waffen- 
schieber sitzen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Diese Hinweise haben sich inzwischen aber zu et- 
was ganz anderem verdichtet, nämlich zu dem Vor- 
wurf, daß mit Wissen und Billigung, ja sogar — wie 
heute ein Beteiligter aussagt — unter Aufforderung 
der Bundesregierung unter Bruch bestehender Ge- 
setze und internationaler Verpflichtungen Waffen 
nach Südafrika geliefert worden sind. 

Das ist der Punkt, über den wir heute reden. Es 
geht nicht um die Frage, an wen, Herr Abgeordne- 
ter Kohl, in der Vergangenheit Waffen geliefert 
worden sind, sondern es geht darum, ob Ihre Regie- 
rung das Recht eingehalten hat oder wissentlich 
und willentlich das Recht gebrochen hat. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Oder, Herr Abgeordneter Ver- 
heugen, ob Sie jetzt wissentlich oder wil- 
lentlich etwas Falsches sagen!) 

Das ist auch die Antwort auf das, was Herr Beck- 
mann und Herr Wissmann uns hier in einer wirk- 

( B ) lieh etwas argumentationsschwachen Art und Wei- 
se, ablenkend vom Thema, vorzuführen versucht 
haben. 

Wenn Sie, Herr Beckmann, Hinweise auf Ent- 
scheidungen der früheren Bundesregierung haben, 
daß Rüstungsgeschäfte unter Verletzung des beste- 
henden Rechts von der damaligen Regierung ge- 
nehmigt worden sind, dann haben Sie als Staats- 
bürger die Pflicht, zur Staatsanwaltschaft zu gehen 
und das anzuzeigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wundere mich allerdings, daß gerade Sie eine 
solche Sehnsucht nach dem Staatsanwalt verspü- 
ren sollen. Das finde ich doch einigermaßen er- 
staunlich. 

(Beckmann [FDP]: Fragen Sie einmal Ihre 
neuen Genossen!) 

Bisher wurde zugegeben, daß „sondiert“ worden 
ist. Meine Damen und Herren, was heißt denn hier 
„sondiert“? In der richtigen Sprache, die wir hier 
anwenden müssen, heißt das: Es ist monatelang 
ausbaldowert worden, 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 

Klein [München] [CDU/CSU]) 

ob es möglich ist, die Gesetze dieses Landes zu um- 
gehen. 

Herr Abgeordneter Dr. Kohl, ich frage Sie, was 
tun Sie denn, um Ihren Mitarbeiter Herrn Schrek- 
kenberger vor diesem Vorwurf zu schützen, den Sie 
heute in der Ihnen nahestehenden „Bild“-Zeitung 


lesen können, daß er andere zu einer strafbaren (C) 
Handlung aufgefordert hat? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Die Gano- 
vensprache gehört zu Ihnen, nicht zu uns!) 

Wo ist denn Ihre Anzeige? Wo ist Ihre Aufforde- 
rung, diesen Vorwurf zurückzunehmen? 

Nun will ich Ihnen sagen, was in dieser skandalö- 
sen Affäre noch alles an Fragen offen ist. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Ganovenvo- 
kabular!) 

Sie können bisher nicht einmal sagen — Sie be- 
haupten lediglich etwas — , was geliefert worden ist. 

Sie können oder wollen nicht sagen, wann geliefert 
worden ist. 


(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Sie können und wollen nicht sagen, wer wann wie- 
viel bezahlt hat. Sie können und wollen nicht sagen, 
wohin das Geld geflossen ist und wo es geblieben 
ist. Sie können und wollen nicht sagen, welche Pro- 
visionen gezahlt worden sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie können und wollen nicht sagen, welche Rolle 
der frühere CSU-Abgeordnete Zoglmann dabei ge- 
spielt hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie können und wollen nicht sagen, warum der Ge- 
heimnisbruch in dieser Affäre nicht untersucht 
wird. Sie können oder wollen nicht sagen, warum 
die Staatsanwaltschaft nicht eingeschaltet worden 
ist. 

(Beifall bei der SPD) 


(D) 


Sie können oder wollen nicht sagen, warum Sie 
nicht sofort das Ansinnen, deutsche Gesetze zu bre- 
chen, mit einem klaren und definitiven Nein beant- 
wortet haben. 


(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Abgeordneter Kohl, Sie können und wollen 
offenbar nicht sagen, was Sie mit Ihrem Gast aus 
Südafrika, Herrn Botha, nachdem das Sofa heraus- 
getragen worden war, besprochen haben. Sofa raus, 
U-Boot rein — ist es das gewesen? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir erwarten vollständige Aufklärung, und zwar 
noch jetzt. 


(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 


Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Pohlmeier. 


Dr. Pohlmeier (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nach den Reden der Kollegen 
Gansei und Verheugen ist auch für die deutsche 
Öffentlichkeit eindeutig klar, daß Sie hier ein skan- 
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Dr. Pohlmeier 

(A) dalöses Wahlkampftheater inszenieren. Um nichts 
anderes geht es Ihnen heute morgen. 

(Mann [GRÜNE]: Was ist denn bei der 
Neuen Heimat gewesen? Für Wahlkampf- 
theater sind Sie ein ganz besonderer Ex- 
perte!) 

An Fakten ist die SPD und sind die GRÜNEN offen- 
bar nicht interessiert. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Diese Fakten, soweit sie die parlamentarische Be- 
handlung dieses Themas betreffen, sind gestern 
vormittag in einer über dreistündigen Sitzung der 
beteiligten Ausschüsse und nachmittags im Haus- 
haltsausschuß dargelegt worden. Was der Herr Ver- 
heugen hier gefragt hat, kann nur nach dem Er- 
kenntnisstand der Ermittlungsbehörden beantwor- 
tet werden. Darauf warten wir, darauf vertrauen 
wir. Dann ist alles auf dem Tisch. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Bundesregierung hat seit 1963 keinerlei Ausfuhrge- 
nehmigungen für Kriegswaffen nach Südafrika er- 
teilt. Diese Bundesregierung hält sich penibel an 

die Resolution 418 des Sicherheitsrates der Verein- 
ten Nationen von 1977. 

(Zuruf des Abg. Gansei [SPD]) 

Es wird also weder deutsche U-Boote noch Bauteile, 
noch Blaupausen, noch andere Waffensysteme an 
die Südafrikanische Union geben. 

(Gansei [SPD]: Es hat sie doch gegeben!) 

( B ) Wenn es um die Lieferung von Großwaffensyste- 
men in weite Teile der Welt geht, dann ist die Regie- 
rung Helmut Kohl wesentlich restriktiver, als es die 
Regierung Schmidt je gewesen ist. 

Die Regierung Helmut Schmidt hat in der Zeit 
von 1970 bis 1981 für folgende U-Boot-Typen und 
Zielländer Liefergenehmigungen erteilt. Von der U- 
Boot-Klasse TR 1700 an Argentinien drei Boote und 
drei Lieferlizenzen, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Zurufe 
des Abg. Gansei [SPD]) 

vom U-Boot-Typ 209 Baureihe 1500 an Indien zwei 
Boote und zwei Lizenzen, U-Boot-Reihe 209 Bau- 
reihe 1400 an Indonesien zwei Boote, von der Bau- 
reihe 1300 des gleichen Typs an Brasilien, Chile, 
Ecuador, Indonesien je zwei Boote, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD: War das rechtswidrig?) 

von der Baureihe 1200 an Argentinien und Kolum- 
bien je zwei Boote, an Peru sechs Boote. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Verheugen [SPD]) 

— Ich beanstande das nicht, 

(Zurufe von der SPD) 

aber Sie sollten sich daran erinnern, wie Sie mit 
Rüstungsexporten in Ihrer Regierungszeit umge- 
gangen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
den GRÜNEN) 


Die jetzige Bundesregierung verhält sich im Ver- (C) 
gleich zu allen anderen Ländern, die Rüstungsgüter 
produzieren, außerordentlich zurückhaltend. Wir 
haben die konsequenteste Gesetzgebung und Kon- 
trolle für den Rüstungsexport. 

(Zuruf von der SPD: Aber Sie haben die 
Gesetze verletzt!) 

Herr Verheugen, wir weisen in aller Form zurück, 
daß Sie hier von Waffenschiebereien der Bundesre- 
publik Deutschland gesprochen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jahn [Mar- 
burg] [SPD]: Was ist denn sonst passiert? 

— Weitere Zurufe von der SPD) 

Mit allem Nachdruck verwahren wir uns auch ge- 
gen alle Versuche, daß Sie uns, diese Bundesregie- 
rung und diese Koalition, in eine Ecke mit der 
Apartheidregierung Südafrikas stellen wollen. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Das ist aber schon 
drin! — Weitere Zurufe von der SPD) 

In zahlreichen Debatten hier im Deutschen Bun- 
destag und in seinen Ausschüssen haben wir unser 
Ziel klargemacht, auf einen friedlichen, gewaltlosen 
Wandel in Südafrika hinzuwirken. Das bedeutet, 
daß es mit unserer Unterstützung keine rüstungs- 
politische Zusammenarbeit mit dieser Regierung 
geben wird. 

Natürlich könnte man sagen, U-Boote können 
nicht in Soweto eingesetzt werden, aber sie würden 
natürlich eine Stützung dieses Regimes bedeuten, 
und deswegen ein klares Nein. 

Nach unserer Meinung ist ein Handelsboykott (D) 
falsch. Er trifft wirklich vornehmlich nur die 
Schwarzen, er trifft die Armen in diesem Lande. 
Deswegen haben wir das nicht für richtig gehal- 
ten. 

SPD und GRÜNE, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, auch in dieser Frage wieder einmal 
einträchtig hier in diesem Saal beisammen, blasen 
einen Popanz auf, um über ihre Unfähigkeit hin- 
wegzutäuschen, wirkliche Themen in diesem Wahl- 
kampf zu nennen und sich darüber mit uns ausein- 
anderzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jahn [Mar- 
burg] [SPD]: Was weiß Kohl? — Dr. Waigl 
[CDU/CSU]: Zum erstenmal rührt sich 
Jahn! Jahn spricht jetzt zu den Mieten!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Diese Aktuelle Stunde heute 
morgen hat einen dürftigen Vorwand und einen 
ernsten Anlaß. Der dürftige Vorwand ist die Suche 
nach einem vermeintlichen Skandal, und der ernste 
Anlaß ist die verzweifelte Suche der Opposition 
nach einem Wahlkampfthema. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Diese Suche ist legitim, sie ist auch ganz offensicht- 
lich notwendig, aber sie wird genauso ergebnislos 
bleiben wie die zahlreichen Blindflüge, die wir in 
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Dr. Lammert 

(A) den vergangenen Wochen in diesem Zusammen- 
hang hier im Haus bereits erlebt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Nun zur Sache!) 

Meine Damen und Herren, das Thema, um das es 
hier geht, ist viel zu ernst, als daß es sich für solche 
billigen Wahlkampfkalkulationen eignen würde. 
Deswegen halte ich wie meine Kollegen noch ein- 
mal fest: Diese Regierung und diese Koalition ste- 
hen zum Grundsatz einer restriktiven Handhabung 
von Waffenexporten aus Überzeugungen, die wir 
nahezu ausnahmslos alle miteinander teilen. 

(Gansei [SPD]: Wer noch außer Ihnen?) 

Die Richtlinien für die restriktive Handhabung von 
Waffenexporten, Herr Kollege Gansei, sind vor dem 
Regierungswechsel formuliert worden, und sie wer- 
den seit dem Regierungswechsel auch tatsächlich 
so gehandhabt. Sie würden, Herr Kollege Gansei, 
vermutlich zusammen mit dem Junggenossen Ver- 
heugen Ihren Altkanzler Helmut Schmidt auf Sänf- 
ten in evangelische Kirchentage hereintragen, 
wenn er die Art der Handhabung dieser Richtlinien 
tatsächlich praktiziert hätte, die wir seit dem Regie- 
rungswechsel nachweisen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gansei [SPD]: 

Das glauben Sie doch selbst nicht!) 

Sie haben doch sozialdemokratische Finanzmini- 
ster nach Saudi-Arabien geschickt, um einen völlig 
aus den Fugen geratenen Haushalt mit von dort in 
Höhe von mehreren Dutzenden Milliarden aufge- 

(B) 

nommenen Krediten wieder halbwegs ins Lot zu 
bringen, und Sie haben dafür die Lieferung von 
Leo II in Aussicht gestellt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. 

Vogel [SPD]: Das ist nicht wahr!) 

Anschließend ist der Bundeskanzler, den Sie hier 
heute angreifen, nach Saudi-Arabien gereist und 
hat für jedermann nachlesbar im Kommunique 
klargestellt, daß es eine solche Lieferung nicht ge- 
ben wird. 

(Gansei [SPD]: Das stimmt auch nicht! — 

Jungmann [SPD]: Alles andere, nur keine 
Leo II!) 

Meine verehrten Kollegen von der Opposition, 
unter Helmut Schmidt sind U- Bott- Lieferungen an 
südamerikanische Staaten nicht sondiert, sondern 
vereinbart worden. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Und diese Bundesregierung hat Verfahren gegen 
Firmen und Ingenieurbüros wegen des Verdachts 
einer illegalen Behandlung dieser sehr seriösen 
Materie eingeleitet. Das ist der fundamentale Un- 
terschied in der Behandlung dieses Themas. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Genauso ist 
es!) 

Deswegen kann ich Ihnen nur allen Ernstes emp- 
fehlen, die Scheinheiligkeit einzustellen, mit der Sie 
dieses Thema nun seit Wochen behandeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Wir werden, wie wir das in den vergangenen Ta- (C) 
gen und Wochen begonnen haben, immer da, wo es 
einen Anlaß gibt, nachzuforschen, ob die von uns 
gewollten Prinzipien in der Handhabung einer so 
sensiblen Materie nicht mit der notwendigen Sorg- 
falt beachtet oder gar willentlich, mutwillig unter- 
laufen werden, mit aller notwendigen Ernsthaftig- 
keit diesen Verdachtsmomenten nachgehen. Ge- 
rade die Beratungen gestern in den betroffenen 
Ausschüssen haben den Nachweis gebracht, daß 
diese Bundesregierung in sämtlichen mit der Mate- 
rie befaßten Ministerien genau dieser Verpflich- 
tung nachgekommen ist, lange bevor die Presse 
oder die Opposition sie zu einer solchen Vorgehens- 
weise aufgefordert hätte. 

(Bohl [CDU/CSU]: Allerdings!) 

Deswegen, verehrter Herr Kollege Gansei: Wenn 
Sie auch nach dieser Diskussion mit der Ihnen eige- 
nen Gemütsmischung von Resignation und Trotz 
vor die deutsche Presse treten, um mitzuteilen, 
auch diese Diskussion habe zur Aufklärung der 
Sachverhalte leider nichts beigetragen, dann ver- 
gessen Sie bitte nicht, hinzuzufügen, daß sie zur 
Aufklärung der Wahlkampf Strategie der SPD und 
ihrer nahezu peinlichen argumentativen Verlegen- 
heit eine ganze Menge bewirkt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her- 
ren! Ausweislich des Stenographischen Protokolls * * 
hat der Abgeordnete Verheugen den Abgeordneten 
Klein (München) einen Flegel genannt. Ich rufe Sie 
wegen dieser Äußerung zur Ordnung, Kollege Ver- 
heugen. 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 

Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

(Fortgesetzte Heiterkeit — Unruhe) 

— Ich fahre in der Tagesordnung erst dann fort, 
wenn sich die Heiterkeit gelegt hat. — 

Bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, habe 
ich einige amtliche Mitteilungen zu verlesen. 

Für den verstorbenen Kollegen Milz hat Abgeord- 
neter Horstmeier mit Wirkung vom 3. Dezember 
1986 die Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag er- 
worben. Ich begrüße den uns bereits aus früheren 
Wahlperioden bekannten Kollegen herzlich und 
wünsche gute Zusammenarbeit. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Der Abgeordnete Tischer ist am 2. Dezember 1986 
aus der Fraktion DIE GRÜNEN ausgeschieden. Er 
wird dem Deutschen Bundestag als fraktionsloses 
Mitglied angehören. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die ver- 
bundene Tagesordnung zu erweitern. Die Punkte 
sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktliste 
aufgeführt. 
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(A) 1. Aktuelle Stunde 

Haltung der Bundesregierung zu Geschäftsbeziehungen 
von bundeseigenen Unternehmen zur Republik Süd- 
afrika 

2. Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 
zur Vorsorge gegen Chemieunfälle 

3. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Entwurfs eines Gesetzes betr. die Änderung vom 
27. September 1984 der Satzung der Internationalen Atom- 
energie-Organisation — Drucksache 10/6600 — 

4. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Sport und Gewalt — Drucksache 10/6610 — 


5. Zweite und dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Einheitlichen 
Europäischen Akte — Drucksachen 10/6392, 10/6418 — 

6. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Fraktion der SPD 

Einheitliche Europäische Akte — Drucksachen 10/6414, 
10/6663 — 


7. Beratung der Unterrichtung durch das Europäische Parla- 
ment 

Entschließung zu den Verfahren für die Ratifizierung der 
Einheitlichen Europäischen Akte in den nationalen Parla- 
menten und zur Verwirklichung der Europäischen Union 
— Drucksache 10/6454 — 


8. Zweite und dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Artikel 2 des Vierten Gesetzes zur Änderung der Bundes- 
ärzteordnung und zur Änderung der Bundesärzteordnung, 
des Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkunde und 
der Reichsversicherungsordnung 

— Drucksachen 10/6394, 10/6637 — 

(B) 

9. Aktuelle Stunde 

Einsatz des Bundesgrenzschutzes bei der verbotenen 
Anti-Atomkraftwerk-Konferenz am 29./30. November 1986 
in Regensburg 

Dabei soll gleichzeitig, soweit erforderlich, von 
der Frist für den Beginn der Beratung abgewichen 
werden. 


Darüber hinaus haben die Fraktionen vereinbart, 
Punkt 4 a bis n der Tagesordnung in verbundener 
Debatte mit der Regierungserklärung zu beraten. 
Punkt 3 der Tagesordnung soll daher erst nach der 
Fragestunde um 15 Uhr aufgerufen werden. 

Sind Sie damit einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 


Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Aus- 
schuß) 

aa) zu dem Entschließungsantrag der Frak- 
tionen der CDU/CSU und der FDP 
zur Beratung der Großen Anfrage der 
Abgeordneten Frau Dr. Wex, Daweke, 
Dr. Mikat, Graf von Waldburg-Zeil, Nel- 
le, Frau Rönsch, Schemken, Strube, 
Frau Dr. Wisniewski, Frau Männle, 
Rossmanith, Kalisch, Weiß, Dr. Altham- 
mer, Frau Dr. Hellwig, Dr. Hornhues, 


Linsmeier, Dr. Kunz (Weiden), Dr. Sterk- (C) 
ken, Dr. Lammert, Bohl, Dr. Kreile, Dr. 
Daniels, Dr. Rose, Jung (Lörrach), Dr. 
Olderog, Dr. Faltlhauser, Lowack, Aus- 
termann, Frau Verhülsdonk, Jagoda, Dr. 
Becker (Frankfurt), Schwarz, Frau 
Roitzsch, Niegel, Clemens, Pohlmann, 
Deres, Wimmer (Neuss), Magin, Dr.-Ing. 
Kansy, Müller (Wesseling), Broll, Dr. 
Möller, Haungs, Ruf, Dr. Hackel, Echter- 
nach, Dolata, Frau Geiger, Schulze (Ber- 
lin), Schreiber, Müller (Wadern), Car- 
stensen (Nordstrand), Graf Huyn, Dr. 
Hüsch, Ganz (St. Wendel), Werner, Wilz, 
Tillmann, Dr. Blank, Dr. Marx, Herken- 
rath, Hanz (Dahlen), Buschbom, Maaß, 

Dr. Pohlmeier, Hornung, Zierer, Zink, 
Höffkes, Baum, Neuhausen, Dr. Feld- 
mann, Dr.-Ing. Laermann, Kohn, Schäfer 
(Mainz), Frau Dr. Hamm-Brücher, Dr. 
Rumpf und der Fraktionen der CDU/ 

CSU und FDP 

Kulturförderungspolitik der Bundesre- 
gierung 

zur Beratung der Großen Anfrage der 
Abgeordneten Duve, Bachmaier, Bern- 
rath, Büchner (Speyer), Catenhusen, 
Conradi, Egert, Gansei, Kühbacher, Frau 
Dr. Martiny-Glotz, Müller (Düsseldorf), 

Frau Odendahl, Rapp (Göttingen), 
Schröer (Mülheim), Schulte (Unna), 
Sielaff, Toetemeyer, Wartenberg (Ber- 
lin), Frau Weyel, Wolfram (Recklinghau- (D) 
sen), Frau Zutt und der Fraktion der 
SPD 

Kulturpolitik 

bb) zu dem Entschließungsantrag der Frak- 
tion der SPD 

zur Beratung der Großen Anfrage der 
Abgeordneten Duve, Bachmaier, Bern- 
rath, Büchner (Speyer), Catenhusen, 
Conradi, Egert, Gansei, Kühbacher, Frau 
Dr. Martiny-Glotz, Müller (Düsseldorf), 

Frau Odendahl, Rapp (Göttingen), 
Schröer (Mülheim), Schulte (Unna), 
Sielaff, Toetemeyer, Wartenberg (Ber- 
lin), Frau Weyel, Wolfram (Recklinghau- 
sen), Frau Zutt und der Fraktion der 
SPD 

Kulturpolitik 

— Drucksachen 10/2262, 10/2279, 

10/5836 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Duve 

Weiß 

Ströbele 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD zur dritten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1986 

hier: Einzeplan 06 
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— Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern — 

— Drucksachen 10/4348, 10/5697 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Friedmann 

Kühbacher 

Dr. Weng (Gerlingen) 

Dr. Müller (Bremen) 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Duve, Conradi, Frau Dr. Lepsius, Catenhusen, 
Frau Dr. Däubler-Gmelin, Dr. Diederich (Ber- 
lin), Egert, Heimann, Frau Dr. Martiny-Glotz, 
Müller (Düsseldorf), Dr. Penner, Schröer 
(Mülheim), Schulte (Unna), Sielaff, Toete- 
meyer, Wartenberg (Berlin), Frau Weyel, 
Frau Zutt, Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD 

Errichtung eines Deutschen Historischen 
Museums in Berlin und eines Hauses der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
in Bonn 

— Drucksache 10/5099 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß 

d) Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Ströbele und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Pläne der Bundesregierung, ein „Deutsches 
Historisches Museum“ in Berlin und ein 
„Haus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland“ in Bonn zu errichten 

— Drucksache 10/5394 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß 

e) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 

Errichtung eines „Hauses der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland“ in Bonn und 
eines „Deutschen Historischen Museums“ in 
Berlin 

— Drucksache 10/6268 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß 

f) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord- 
neten Ströbele, Mann und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Förderung der Kulturpolitik in Berlin 
(West) 

— Drucksachen 10/4518, 10/5833 — 


Zu dem Tagesordnungspunkt 2 a liegt ein Ände- (C) 
rungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/6615 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die gemeinsame Beratung des Tagesordnungspunk- 
tes 2 a bis f zweieinhalb Stunden vorgesehen. — Ich 
sehe keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab- 
geordnete Daweke. 

Daweke (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Das ist die zweite Debatte über 
Kulturpolitik, die wir in dieser Wahlperiode führen. 

Es ist auch die zweite überhaupt, die der Deutsche 
Bundestag in seiner Geschichte führt. Das ist einer- 
seits traurig genug. Es ist andererseits im Grund 
genommen spiegelbildlich zu der Entwicklung zu 
sehen, die die Bundesrepublik Deutschland insge- 
samt genommen hat. Nach dem Krieg waren wir 
zuerst damit beschäftigt, den Wiederaufbau zu si- 
chern, Wohlstand aufzubauen, eine Industriegesell- 
schaft zu formen. Es kam hinzu, daß Kultur vor 
allem als eine elitäre Angelegenheit, als eine Spezi- 
alistenbeschäftigung gesehen wurde. 

Das hat sich gründlich geändert. Kultur ist von 
den Rändern wieder in die Mitte des Interesses 
gerückt. Ursachen dafür sind — so sehe jedenfalls 
ich es — zum einen ein tiefsitzendes Bedürfnis 
nach Kultur in unserer Bevölkerung und zum ande- 
ren die Möglichkeiten, die eine Gesellschaft wie die 
unsere bietet. Die Industriegesellschaft macht Frei- 
räume für Kultur möglich. Sie schafft auch die ma- (d) 
teriellen Voraussetzungen für Kultur. Die Deut- 
schen beginnen, das zu nutzen. Ich will dafür ein 
paar Beispiele geben. 

Die Zahl der Kulturpreise ist von 1978 bis 1985 
von 825 auf 1 329 gestiegen. 1986 werden etwa 61 
Millionen Menschen deutsche Museen besuchen. In 
Deutschland musizieren 6 Millionen Menschen. Das 
Anwachsen der Zahl der soziokulturellen Zentren 
spricht eine deutliche Sprache. 

Diese großartige Beschäftigung der Deutschen 
mit der Kultur spiegelt sich auch in der volkswirt- 
schaftlichen Bedeutung ganzer Branchen wider. So 
ist der Endverbrauchsumsatz im Buchhandel zur 
Zeit 8 Milliarden DM wert. 1,6% des Bruttosozial- 
produkts werden im Musikbereich erwirtschaftet. 

Die beschäftigungspolitische Bedeutung etwa der 
bildenden Kunst ist nicht zu unterschätzen. Im üb- 
rigen hören wir von einer großen Zahl von Minister- 
präsidenten, daß sie Kultur auch als Standortfaktor 
beurteilen, d. h. die Frage von Wirtschaftsförderung 
und Kultur in Verbindung bringen. 

Es ist also so, daß wir Kultur im Grunde genom- 
men als Investition ansehen müssen. Kulturpolitik 
ist Zukunftssicherung mit hoher volkswirtschaftli- 
cher Bedeutung. 

Unsere Auffassung ist, daß das nicht von selbst 
läuft. Der Staat sollte die Kultur nicht machen, aber 
die Bedingungen setzen, wie sich Kultur in den 
Ländern und den Kommunen entfalten kann. 

Kultur ist zuerst Sache des Bürgers. So habe ich 
gestern auch die Mitteilung aus der KMK verstan- 
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(A) den, die darauf hinwies, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland Kultur weitgehend in Kommunen 
stattfindet. Die Kommunen sind auch die Hauptfi- 
nanziers von Kulturarbeit. Dann folgen die Länder 
und mit ganz weitem Abstand — mit 1,7% der Aus- 
gaben — der Bund. 

Wo also ist die Aufgabe des Bundes zu sehen, 
wenn es schon nicht die klassische Aufgabe der 
Finanzierung ist? Ich denke, wir müssen die Rah- 
menbedingungen ansprechen und dann — der Bun- 
desfinanzminister ist nicht mehr hier — natürlich 
auch das Steuerrecht, das wir kulturfreundlich ge- 
stalten müssen. Wir überlegen in unserer Fraktion, 
ob und wie wir in der nächsten Periode etwa die 
Befreiung des Kulturbesitzes von der Vermögen- 
steuer erreichen können, 

(Baum [FDP]: Sehr gut, Herr Daweke!) 

wie wir Sonderausgaben für Kunstanschaffungen 
einrichten können. Ob das möglich sein wird, steht 
dahin, weil wir an sich Subventionen abschaffen 
wollen. Aber es ist eine wichtige Frage. 

Wir wissen, daß der Bundeskanzler das Stiftungs- 
recht als einen zentralen Punkt betrachtet. Genauer 
müßte man eigentlich sagen: das Stiftungssteuer- 
recht. Die Frage ist, ob wir nicht ein Modell aus 
Frankreich übernehmen können, das dort ausge- 
rechnet der sozialistische Präsident geschaffen hat. 
Nach dem Tode von Picasso schuf er die Möglich- 
keit, die Erbschaftsteuer auch durch Hingabe von 
Kunst an den Staat zu zahlen. Nur auf diese Art 
und Weise sind die Franzosen an die wunderbaren 

* ' Picassos gekommen, die heute neben dem Louvre 
ausgestellt werden. Es ist inzwischen bei uns gang 
und gäbe, daß jeder sagt — auch Herr Rau in jeder 
Wahlkampfrede — , daß das Steuerrecht ungerecht 
ist und man es deshalb ändern muß. Ich will hinzu- 
fügen: Unser Steuerrecht ist auch einfallslos. Wenn 
wir 1988 eine Steuerreform machen wollen, die 
greift, dann muß sie auch pfiffig sein. Sie muß sol- 
che Freiräume schaffen, die die Möglichkeit bieten, 
daß Menschen selbst aktiv werden. Ich glaube je- 
denfalls, daß das ein zentraler Punkt für die näch- 
ste Wahlperiode werden wird. Wir sind bis jetzt 
zugegebenermaßen nur in Ansätzen darangegan- 
gen. Das hängt auch ganz wesentlich damit zusam- 
men, daß die Priorität in der letzten Periode auf der 
Haushaltssanierung lag. 

Es gibt auch andere Bereiche, wo wir aktiv wer- 
den können. Ich nenne beispielsweise das Thema 
Mäzenatentum und frage, ob es nicht sinnvoll wäre, 
ähnlich der Honorierung hervorragender Ausbil- 
dungsleistungen — der Bundespräsident vergibt in 
Zusammenarbeit mit den Kammern eine Urkunde 
— hervorragende Mäzene in unserer Gesellschaft 
zu fördern. Ich glaube, daß denen daran wesentlich 
mehr liegt als etwa an der Frage, wie hoch der Steu- 
ersatz ist. Eine solche Anerkennung wäre als psy- 
chologische Voraussetzung wichtig. Die Anerken- 
nung durch die Gesellschaft, die die Mäzene heute 
haben, entspricht nicht der hohen Bedeutung, die 
sie in der Kulturgesellschaft haben. 

Ein weiterer Hinweis. Wenn man über Europa 
redet, muß man zugeben, daß wir große Schwierig- 


keiten haben, etwa Kunstwerke der Franzosen hier (C) 
auszustellen oder umgekehrt bildende Kunst nach 
Frankreich zu bringen. Das ist nicht so sehr eine 
Frage des zu entrichtenden Zolls, es ist weitgehend 
eine Frage des behördlichen Aufwands, den man 
treiben muß, eine Frage der Versicherungspolicen, 
der Bürokratie, die da stattfindet. Es ist ein unbe- 
friedigender Zustand, 

(Duve [SPD]: Richtig!) 

der sich in den letzten Jahren nicht geändert hat. 

Das muß man monieren und in der Europäischen 
Gemeinschaft dringend dafür sorgen, daß es, wenn 
wir schon allesamt von Kultur in Europa reden, 
auch möglich ist, daß wir Austausch von Kulturgü- 
tern in Europa haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Zwei weitere Hinweise: Ich glaube nicht, daß es 
notwendig ist, im Kulturbereich weitere Preise zu 
stiften. Wenn das geschieht, geschieht es weitge- 
hend nicht durch den Staat. Ich habe ja eben die 
Zahl von über 1 300 Kulturpreisen genannt. Aber 
vielleicht könnten wir doch an den Gedanken her- 
angehen, ob es nicht für eine besondere Leistung 
einen staatlichen Kulturpreis, etwa der Bundesre- 
publik, geben sollte. Wir haben, als wir dieses 
Thema diskutierten, gehört, daß von diesen Kultur- 
preisen Frauen weitgehend ausgeschlossen sind, 
und zwar deshalb, weil Frauen, wenn sie nach der 
Familienphase beginnen, Kunst zu produzieren, 
sich kulturell zu engagieren, meist über 35 sind und 
es bei fast allen Preisen eine Altersgrenze von 35 (D) 

Jahren gibt. Wäre nicht zu überlegen, ob wir, wenn 
wir so etwas anfingen, gerade für diese Gruppe oder 
auch für alle anderen, die später, sozusagen von der 
Seite her, in kulturelle Aktivitäten einsteigen, etwas 
tun sollten? 

Eine letzte Bemerkung in dem Zusammenhang: 

Herr Bundeskanzler, wir haben als Parlament be- 
schlossen, eine Silbermünze zu prägen. Sicherlich 
wird der Finanzminister wissen, daß das 40 Millio- 
nen DM bringt, aber im Grunde genommen haben 
wir als Parlament noch nicht befunden, was mit 
dem Geld gemacht werden soll. Ich fände es schade, 
wenn das in den großen Steuertopf, den großen 
Topf der staatlichen Einnahmen, einginge. Wäre es 
nicht eine Idee, dieses Geld gezielt für die Kultur- 
förderung einzusetzen? Mit 40 Millionen DM kön- 
nen Sie in der Kulturpolitik Welten bewegen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!) 

In vielen anderen Bereichen der Politik geht das 
nicht — das gebe ich zu — , aber in der Kulturpolitik 
kann man damit Welten bewegen. Ich gebe das nur 
mal zu Protokoll. Vielleicht kann man sich in Zu- 
kunft, wie der eine Kollege in der vorigen Debatte, 
auch einmal selber zitieren. Da ist doch immer das 
Schönste. 

Letzter Punkt, den ich nennen will, weitgehend 
an die Länder gerichtet. Wenn wir feststellen, daß 
sich so viele Menschen für Kultur interessieren, 
geht es doch um die Fragte: Wie entsteht eigentlich 
Interesse bei der jüngeren Generation? Stichwort: 
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(A) Lesen. Oder: Museen. Wie wird man an solche Kul- 
turgüter herangeführt? 

(Conradi [SPD]: Durch das Kabelfernse- 
hen!) 

— Eben nicht. Aber auch nicht durch das andere 
Fernsehen. Wenn Sie sich manchen Quatsch von 
„ARD“ und „ZDF“ gelegentlich angucken, werden 
Sie feststellen, daß das keine Frage von Kabel- oder 
Antennenempfang ist. Das ist ein Problem dessen, 
was die Leute abfragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist doch gerade der Punkt, Herr Conradi. Es 
stellt sich die Frage: Wie führe ich an die Kultur 
heran? Da wäre doch wirklich einmal zu überlegen, 
ob man nicht beispielsweise in den Schulen den 
Anteil der Kultur im Unterricht noch stärker för- 
dern könnte. Wir haben gut ausgebildete Leute, die 
vor der Tür stehen. Die Frage ist: Wie kann Häns- 
chen etwas lernen, was Hans nicht mehr lernen 
kann? 

(Duve [SPD]: Sagen Sie doch mal „Marie- 
chen“!) 

Es ist zwar so, daß auf diesem Gebiet in den Län- 
dern etwas geschieht. Aber die entscheidende Frage 
bleibt: Wie kann man Musiker, Schriftsteller, bil- 
dende Künstler mehr einsetzen, so daß sie ihre 
Kunst den jungen Leuten in den Schulen überbrin- 
gen? 

Meine Damen und Herren, ich will zum Schluß 
kommen. Wir werden nachher noch Herrn Glotz 
hören. Ich hörte, Sie werden reden. Darauf freue ich 
mich, Herr Glotz. Sie sollten vielleicht etwas erklä- 
ren, was ich bei Ihnen als einem, der sich seit lan- 
ger Zeit mit Kulturpolitik und insbesondere auch 
mit Medienpolitik beschäftigt, nachgelesen habe. 
Sie haben gesagt, es sei wichtig, daß die SPD die 
kulturelle Hegemonie wiedererlange. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Duve [SPD]: 

Sie wollen die kulturelle Hedonie! Das ist 
viel schlimmer!) 

— Nein, nein, er hat gemeint: Hegemonie. Das ha- 
ben wir schon sorgfältig nachgeprüft. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Herr Glotz, wenn Ihre Auffassung von Kulturpoli- 
tik die ist, daß man seine Macht und die Mehrheit 
gebrauchen müsse, um Kultur etwa im Sinne von 
SPD zu machen, haben wir hier natürlich einen rie- 
sigen Widerspruch zwischen dem, wie Sie Kulturpo- 
litik begreifen, und dem, wie wir Kulturpolitik be- 
greifen. 

(Duve [SPD]: Und wie Herr Kohl die Kaba- 
rettisten beschimpft!) 

Wir wollen Hegemonie der Kultur und nicht eine 
kulturelle Hegemonie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollen die Freiräume schaffen, damit sich Kul- 
tur entfalten kann, aber nicht politische Vorgaben 
machen, was Kultur ist oder wie sich Kultur zu ent- 
falten hat. Das muß die Kulturgesellschaft selber 


leisten. Das leistet sie auch selber. Die Kulturpolitik (C) 
ist die beste, die Kultur sich frei entfalten läßt. 

Würden Sie vielleicht gleich noch einmal erklä- 
ren, was Sie mit „kultureller Hegemonie“ wirklich 
meinen? Heißt das, daß im Grunde genommen 
meine Beobachtung richtig ist, daß sich ein Hilmar 
Hoff mann nur unter Wallmann entfalten konnte 
und daß ein Peymann in Bochum — bei absoluter 
Mehrheit der SPD — weinend den Saal verlassen 
hat, während er sich etwa in Stuttgart unter Rom- 
mel pudelwohl gefühlt hat? Wenn Sie das unter 
„kultureller Hegemonie“ verstehen, nämlich Druck 
ausüben, Kultur machen, so, wie das im Präsidium 
bei Ihnen beschlossen wird oder in der BGAG — 
das weiß ich nicht; das ist ja ungefähr das glei- 
che — , dann haben wir in der Tat einen großen 
Widerspruch, den man aufklären muß. Ich sage Ih- 
nen, die Länder, die von der Union geführt werden 
— ein Ministerpräsident sitzt hier, der das seit zehn 
Jahren erfolgreich macht; andere tun es in Ber- 
lin — , sind ausweislich daran interessiert, diese He- 
gemonie gerade nicht zu erreichen. Ich halte dies 
für einen wichtigen Punkt, weil er das Grundver- 
ständnis von Politik im Kulturbereich deutlich 
macht. 

Ich sage noch einmal: Unser Verständnis wäre 
das nicht. Ich glaube, daß wir mit unserem Ansatz, 
nämlich Rahmenbedingungen zu setzen, die Kultur 
sich entfalten zu lassen, richtig liegen. Das ist die 
Aufgabe vor allem für die nächsten vier Jahre. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Duve. 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Fast auf den Monat genau vor zwei Jahren 
haben wir hier im Bundestag zur Kultur debattiert. 

Seit diesem November 1984 ist Heinrich Böll, unser 
Nobelpreisträger für Literatur, gestorben, hat uns 
die Sängerin Elisabeth Grömer verlassen, der 
Schriftsteller Huber Fichte, der Maler und bildende 
Künstler Joseph Beuys. Und vor zwei Tagen ist 
Ingeborg Drewitz, Mitbegründerin des Verbandes 
deutscher Schriftsteller, in Berlin bestattet worden. 

Sie alle waren Repräsentanten unserer deutschen 
Kultur. All diese Künstler, die namhaften und die 
vielen weniger namhaften, haben sich an dieser Re- 
publik gerieben. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, wie 
leben die Künstler und Intellektuellen in unserer 
Wirtschaftsgesellschaft, welche Rolle nehmen sie in 
der parlamentarischen Demokratie ein? Auch 
darum geht es bei der Kulturpoltik. Sind sie Orna- 
ment und Instrument des Staates und der Wirt- 
schaft, ausgehaltene und manchmal erbetene Sinn- 
stifter für Leute, die nach absoluten Wahrheiten su- 
chen? Tragen ihre Arbeiten zu einer freien, kriti- 
schen Diskussion bei? Stiften sie gar Staatsidenti- 
tät, oder sind sie kritische Begleiter des demokrati- 
schen Gesellschaftsprozesses, fähig, Toleranz und 
Aufklärung zu festigen, nicht bereit, den Bedarf an 
kultureller Legitimation des Staates zu bedienen? 

Die Frage also: Was ist Politik, die der Kunst und 
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Duve 

(A) Kultur dienen soll, in der Demokratie, steht für uns 
Sozialdemokraten ganz oben. 

Auch autoritäre Staaten betreiben Kulturförde- 
rungspolitik, auch diktatorische Staaten können 
Künstler und Künste fördern. Die freie Meinung 
aber, der radikale Ausdruck der eigenen und unab- 
hängigen Kraft, auch der skeptische Blick auf unge- 
rechte Machtverhältnisse, auf Heuchelei und fal- 
sche Töne, die Entlarvung des Irrtums und der 
Lüge, das alles ist nur möglich auf dem Fundament 
eines gelebten republikanischen Patriotismus. 

(Beifall bei der SPD) 

Das alles ist aber auch nur möglich, wenn der Stolz 
auf unsere Verfassung nicht erstickt wird durch Po- 
lizisten, die Demonstranten einkesseln, durch Bun- 
deskanzler, die ihr Amt dazu verwenden, Kulturin- 
stitute der Dümmlichkeit und Frechheit zu bezichti- 
gen, und durch Innenminister, die Filmzensur be- 
treiben wollen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Na!) 

Republikanischer Verfassungsstolz stellt sich nur 
ein, wenn die Würde demokratischer Tugenden ge- 
wahrt bleibt, wenn die humanistische Aufklärung 
verteidigt wird. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Eine demokratisch gewählte Regierung, die das kri- 
tische Kabarett eines Gerhard Polt, eines Dieter 
Hildebrandt, die das Fernsehprogramm eines Rudi 
Carreil glaubt verhindern zu können, die das Mittel 
^ der Einschüchterung mißliebiger Journalisten ein- 
setzt, vergreift sich am Geist der Demokratie. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vom Klima der Einschüchterung muß sich insbe- 
sondere die Sensibilität der Künstler getroffen füh- 
len. 

Meine Damen und Herren, Kulturpolitik fragt 
auch danach: Wie leben Künstler in unserem Kul- 
turstaat? Da werden Preise verliehen, Stipendien 
vergeben. Städte, Länder und Bund mühen sich, 
Künstler zu fördern. Galerien übernehmen die 
Werke junger Maler. Schallplattenfirmen bieten 
Verträge an. Es ist ein verwirrendes Geflecht von 
engagierten, zuweilen auch halbherzigen Bemühun- 
gen entstanden, die Existenz der schreibenden, ma- 
lenden, musizierenden, dramatischen und filmi- 
schen Zünfte gerechter zu sichern. 

Trotz der großen Leidenschaft, mit der viele Bür- 
ger und Mitarbeiter der öffentlichen Hand versu- 
chen, die Künstler zu stützen, ist deren Lage nach 
wie vor grundsätzlich unbefriedigend; denn z. B. 
95% der bildenden Künstler können vom Verkauf 
ihrer Arbeiten nicht leben und müssen ihren Unter- 
halt mit einem Brotjob verdienen. Das ist nicht im- 
mer Kunsterziehung, die Schule oder die Volks- 
hochschule, das ist häufig das Taxi, der Hilfsjob am 
Bau. Wer immer versucht, die schwierigen Lebens- 
und Berufsformen der Künstler den Steuer-, Be- 
triebs- oder Sozialfachleuten zu erklären, hat neben 
viel gutem Willen eines feststellen können: In unse- 
rer steuerlich und sozialpolitisch geordnete und de- 


finierte Welt paßt die Künstlerexistenz nur schwer, (C) 
häufig gar nicht hinein. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das war immer so!) 

Verwundert schaut der Finanzbeamte hinter sei- 
nem Schreibtisch auf: Eine solche unständig- stän- 
dige Existenz von Menschen, die jahrelang kein 
Bild verkaufen und dann plötzlich zehn davon und 
in den mageren Jahren auch noch anerkannt wer- 
den wollen als berufsausübend und nicht als Hob- 
bykünstler, eine solche Existenz ist kaum von die- 
ser Steuerwelt. Oder der engagierte Sozialpolitiker: 

Was, da gibt es Leute, die brauchen eine soziale 
Grundsicherung ohne beizeiten in Kassen einge- 
zahlt zu haben, nur weil ihre Texte, ihre Bilder, ihre 
Flötentöne zur Zeit weniger gefragt sind! 

Meine Damen und Herren, wir sollten hier im 
Bundestag gemeinsam feststellen, Herr Daweke: Es 
hat bisher nur den einen Versuch eines großen 
Wurfs gegeben: Künstlersozialversicherung — eine 
Schwerstgeburt damals, zuletzt nur durch mutigen 
Kaiserschnitt ins Leben gerufen. Heute sind dort 
bereits 25 000 Künstler versichert, weitere, vermut- 
lich 10- bis 20 000, werden noch dazukommen. Aber 
anstatt daß alle gemeinsam die von niemandem be- 
strittenen Kinderkrankheiten beseitigen, muß sich 
das kaum geborene Kind gegen die Klage beim 
Bundesverfassungsgericht behaupten; denn noch 
heute will die CDU in Gestalt des Landes Rhein- 
land-Pfalz, Herr Dr. Vogel, der Künstlersozialversi- 
cherung den Garaus machen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Die Kün stier exi stenz steht quer zu unserer Syste- 
matik der Erwerbstätigkeit, zu unserer Definition 
der Arbeitslosigkeit und der Arbeitsunfähigkeit. 
Künstler wollen arbeiten, sie können arbeiten, nur 
können sie häufig nicht davon leben. 

Nach wie vor fehlt das schlüssige Konzept Der 
vor zwei Jahren groß angekündigte Steuerbericht 
des Finanzministers zu Kulturfragen ist ausgeblie- 
ben. Anscheinend ist der Minister an dieser Auf- 
gabe gescheitert. Einen ganzen bunten Paradies- 
garten an Maßnahmen hatte die Union den Künst- 
lern versprochen. Aus dem Stoltenberg ist ein 
Mäuslein gekrochen: die Ausdehnung des Übungs- 
leiterfreibetrages auf weitere Nebentätigkeiten im 
künstlerischen Bereich und der Ankauf von Wer- 
ken lebender Künstler. 

Nach wie vor werden Musiker, die in der Regel 
eine 15jährige Ausbildungszeit oder mehr hinter 
sich haben und die gezwungen sind, ihre Fertigkeit 
lebenslang weiter zu verbessern und zu trainieren, 
als Musiklehrer nach IV b bezahlt, also weit unter 
jedem Akademikertarif. Die hier im Bundestag so 
glänzend vertretene Juristenzunft, konfrontiert mit 
solchen Ausbildungszeiten und Weiterbildungs- 
zwängen, hätte sich selbst bestimmt einen Sonder- 
tarif nach B 9 geschaffen. 

Nein, wir haben noch keine stabil gezimmerte 
Brücke hin zu einer sozialen Grundsicherung der 
Künstler, hin zu einer steuerlichen Behandlung, die 
den Mut hätte, den Verfassungsauftrag des Kultur- 
staates ernst zu nehmen; darüber täuschen auch 
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Duve 

(A) Kunstausstellungen in der Parlamentarischen Ge- 
sellschaft und Konzerte in Beethovens Bonner 
Halle nicht hinweg. 

Lassen Sie uns — ich richte das an alle Parteien, 
auch an meine eigene — im nächsten Bundestag 
gemeinsam eine solche Brücke bauen! Auch meine 
Partei hat Schwierigkeiten damit, auch Sie, Herr 
Baum, trotz Ihres interessanten Konzepts, auch Sie, 
Herr Daweke. Sie sollten aufhören, Versprechun- 
gen zu machen, Luftschlösser zu bauen. 

(Weiß [CDU/CSU]: Das ist aber an Ihre ei- 
gene Adresse!) 

Sie sollten statt dessen mit uns um die Stabilisie- 
rung des einen Grundpfeilers, der Künstlersozial- 
versicherung, kämpfen. 

Ein Blick hinter die Dekorationskulisse einer 
selbstgerechten Kulturpolitik: Seit Jahren versu- 
chen wir, die Hilfe für alte bedürftige Künstler, für 
die das Künstlersozialversicherungswerk zu spät 
kam, anzuheben. Als sogenannten Ehrensold des 
Bundespräsidenten erhalten diese Künstler zur 
Zeit — nicht einmal alle — monatlich ca. 580 DM. 
Selbst der Versuch, diesen Betrag auf 750 DM anzu- 
heben, wurde vom Haushaltsausschuß abgelehnt 
und auf das Jahr 1988 verschoben. Ich befürchte, 
mancher alte Künstler wird das vielleicht nicht 
mehr erleben. 

1973 hatte Ingeborg Drewitz zu dem damals ver- 
öffentlichten Autorenreport geschrieben: 

Er 

(B) 

— der Report — 

ersetzt das Image des Dichters durch das Bild 
eines sozial schwachen, im Alter imgeschützten 
Mitbürgers, der so lange lebt wie andere, bis 
zuletzt arbeitet und häufig als armer Hund 
stirbt. 

Wie sieht sie nun aus, die kulturpolitische Bilanz 
der Rechtskoalition? Was ist mit dem geistig-mora- 
lischen Wendemantel passiert, den Sie, Herr Bun- 
deskanzler, dieser Republik hatten umlegen wollen, 
der Sie dann im Streit mit Ihrem Vorgänger auch 
noch geistige Führerschaft versprochen hatten? Sie 
haben Irrlichter für Leuchtmarken ausgegeben, 
und viele sind Ihnen in die Sümpfe des machtpoliti- 
schen Rechtspopulismus gefolgt. 

(Beifall bei der SPD — Oh-Rufe bei der 
CDU/CSU — Daweke [CDU/CSU]: Publi- 
kumsbeschimpfung!) 

— Warten Sie ab. — Das ist der Bezirk, in den der 
geistig-moralische Wendeführer uns hat führen 
wollen. Ein gerader Weg ist erkennbar, ohne Milli- 
meter Abweichung, von Herrn Zimmermanns kal- 
kulierter Ablehnung der Achternbusch-Förderung, 
der Veränderung der Filmförderungsrichtlinien, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nachzule- 
sen im Ro-ro-ro-Büchlein!) 

der Abschaffung eines Unterausschusses für Kunst 
und Kultur im Parlament bis hin zu jenem nun gar 
nicht mehr erstaunlichen Faksimile, das die „Süd- 
deutsche Zeitung“ am 29. November veröffentlicht 


hat, diesem Kulturpolitischen Sechszeilenjuwel, da- (C) 
tiert vom 10. Juli, mit dem die Reise des Kabaretti- 
sten Gerhard Polt nach Skandinavien als „Frech- 
heit und Dümmlichkeit“ des veranstaltenden Goe- 
the-Instituts durch den Bundeskanzler getadelt 
wird. 

Gewiß, die Bundesregierung hat die selbstverwal- 
teten Kunstfonds weitergeführt, die sie als Erbe der 
sozialliberalen Koalition übernommen hatte. Aber 
das kleine Briefchen des Kanzlers schlägt jeder 
Kulturförderung ins Gesicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Es bleibt ja nicht beim Briefchen. Wozu Franz Josef 
Strauß immerhin noch 60 Seiten Redemanuskript 
benötigt hatte, macht der Kanzler mit sechs Zei- 
len: 

(Heiterkeit — Fellner [CDU/CSU]: Was ler- 
nen wir daraus? Es geht immer kürzer! Sie 
könnten auch schon aufhören!) 

Einschüchterung und Gängelung, Wende in der 
Auswärtigen Kulturpolitik! 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das ist auch beim Bundeskanzler manchmal ka- 
barettreif; das gebe ich gerne zu. 

Dutzende von Beamten scheinen mit dem Vor- 
gang Gerhard Polt beauftragt worden zu sein. Zum 
Schluß bleibt dann übrig: Goethe-Institute werden 
sich weniger leicht trauen, deutsche Kabarettisten 
einzuladen. Wir wollen sie von dieser Stelle aus 
ermuntern, das trotzdem zu tun. (D) 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Baum [FDP]) 

Ausländische Goethe-Instituts- Besucher sollen 
trotz Helmut Kohl und Franz Josef Strauß auch 
weiter etwas zu Lachen haben. 

Druck erzeugt oft flinke Willfährigkeit. Ein Brief 
genügt, und Ihr neuer Mann bei Inter Nationes 
preßt alle 400 Filme dieser weltweit operierenden 
Mittlerorganisation in ein denunziatorisches und 
kunstfeindliches Raster unter der Überschrift: Wie 
positiv stellt der einzelne Film den Kohl-Staat dar? 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Jetzt werden 
Sie primitiv! Und so was haben Sie vorbe- 
reitet als Text!) 

Kunst und Kultur als Dekoration, als Ornament 
und Instrument der Wendepolitik — das wollen Sie 
fördern, aber den freien Disput, die unerläßliche 
Auseinandersetzung wollen Sie gängeln. 

Ein Wort zu den Öffentlich-rechtlichen Medien. 

Die Union treibt die Privatisierung der elektroni- 
schen Medien voran. Die dramatische Verschiebung 
des kulturellen Maßstabs hat begonnen. Der neue 
Maßstab ist der Anteil der Gesamtbevölkerung, der 
eine Sendung hört oder sieht. Eine Autorenlesung, 
obwohl sie von über 10 000 Menschen gehört wird, 
wird bei den Sendern kaum noch gemessen; ja, sie 
gilt inzwischen zynisch als Programm für die Taub- 
stummenanstalt. Eine Fernsehsendung, die über 1 
Million Menschen gesehen haben, wird ebenso zy- 
nisch als Programm für Blindenanstalten bezeich- 
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(A) 


Duve 

net. Der minderheitenfeindliehe Geist wird hier 
doppelt deutlich. 

Die Einschaltquote des Fernsehens verändert alle 
Veranstaltungsmaßstäbe unserer Kulturnation. 
Wichtige Wortsendungen werden gekappt und ge- 
kürzt; künstlerische Ausdrucksformen im Hörfunk 
sterben aus. Die Einschaltquoten-Kultur überläßt 
der Werbung die Maßstäbe. Auch die öffentlich- 
rechtlichen Anstalten beugen sich diesem Druck. 

Erst hat die Union sie gemeinsam mit den kon- 
servativen Zeitungen sturmreif geschossen, 

(Widerspruch bei der [CDU/CSU]) 

dann hat sie fast alle entscheidenden Personalstel- 
len besetzt, und jetzt betreiben diese Leute die 
Selbstkommerzialisierung der Sender. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich beschreibe Tendenzen. Natürlich gibt es dage- 
gen Widerspruch und Widerstand, aber auch zuneh- 
mende Unempfindlichkeit 

Die Unterhaltung, nicht die Auseinandersetzung 
ist das Elixier des politisch gewollten rechten Zeit- 
geistes. Daran labt sich, wer die neue Sinnstiftung 
auf- und vorbereitet. Davon leben die neuen Rechts- 
intellektuellen: eine Kultur der Gedächtnislosigkeit, 
der zerschnittenen Erinnerungsfäden, des tagtägli- 
chen Vergessens ist die Voraussetzung dafür, daß 
die akademischen Software-producer für den Zeit- 
geist arbeiten können. 

Als nationale Aufgabe von europäischem Rang 
hat der Bundeskanzler die geplanten Geschichts- 
museen in Bonn und Berlin bezeichnet. Was sollen 
eigentlich solche Sprechblasen? Wer verleiht euro- 
päische Ränge? Wer stiftet nationale Aufgaben? 

Geschichtliche Identität sei den Deutschen ab- 
handen gekommen — so heißt es — , sie müsse 
rasch wieder gefunden oder gestiftet werden, sonst 
drohe uns Unheil. Zugleich wird festgestellt, daß es 
großes Interesse an der Geschichte gebe. 

In der Tat: Die behauptete Geschichtslosigkeit 
existiert nicht. Ich bin stolz darauf, daß die Mitglie- 
der in fast jedem Ortsverein meiner Partei Ge- 
schichtsforschung betreiben. 

(Beifall bei der SPD — Fellner [CDU/CSU]: 

Über die letzten Jahre der SPD! Zukunfts- 
forschung wäre auch nicht schlecht: Wohin 
geht die SPD?) 

Wie kommen Sie von der Union eigentlich dazu, die 
Sie sich der Geschichte der Deutsch-nationalen un- 
ter ihren Vorgängern und ihrer folgenschweren Irr- 
tümer auf so denkfaule Weise zu entledigen trach- 
ten, Sozialdemokraten und den Linken in diesem 
Lande Lehrstunden in Geschichte geben zu wollen? 
In vielem ist die Geschichtsdebatte ein schmerzli- 
cher Rückschritt hinter eine in der Bundesrepublik 
leidvoll bereits erarbeitete eigene Identität, die stolz 
ist auf ihre Verfassung, gerade weil sie den Natio- 
nalstaat überwunden hat. 

Günter Gaus hat in seinem neuen Buch „Die Welt 
der Westdeutschen“ seinen Patriotismus, ja, sein 


Nationalgefühl beschrieben. Er hat von der vielfach 
genarbten Haut aus den Erfahrungen des Landes, 
zu dem man nolens volens gehöre, gesprochen. Wer 
die Schriften dieses ersten Vertreters in der DDR 
aufmerksam liest, bekommt Lehrstunden in Patrio- 
tismus, die ihn wappnen gegen falsches Nationalbe- 
wußtsein, gegen Historiker, die im bailadenhaften 
Melodram Geschichte beschwören, als habe man es 
mit der Alabasterstatue eines attischen Bildhauers 
zu tun. 

(Weiß [CDU/CSU]: Das könnten Sie mir zu 
Weihnachten schenken!) 

— Sehen Sie, Herr Kollege Weiß, Sie sind im Innen- 
ausschuß für Kultur zuständig. Wenn man sich be- 
müht, auch sprachlich diesem Gegenstand gerecht 
zu werden, dann machen Sie sehr, sehr dumme Zwi- 
schenrufe. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 

Nach der Geschäftsordnung ist die Rede 
frei!) 

Verfassungspatriotismus ! Jürgen Habermas und 
der von Ihnen so gerne für sich mißbrauchte Ri- 
chard Löwenthal haben auf der von uns veranstal- 
teten Anhörung zum Berliner Historischen Mu- 
seum gemeinsam diesen Begriff akzeptiert. Enthält 
er doch unsere ganze Geschichte: Die verfaßte Re- 
publik, das ist doch nicht irgendein Homunkulus, 
im Care-Paket über den Atlantik geschickt. Solch 
Patriotismus ist stolz auf die Kämpfe um eine wirk- 
liche Republik, die sich nicht zynisch auf formale 
Abläufe, auf den Buchstaben des Rechtsstaates, 
sondern auf den Geist der Verfassung beruft. Ver- 
fassungspatriotismus heißt, stolz auf unser Land zu 
sein, nicht im gefährlichen Rückgriff auf die Etsch 
und die Memel, auf die Maas und auf den Belt, stolz 
auf die gelebte, erfahrene und verarbeitete Ge- 
schichte. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, Herr Bundeskanzler, bestärken häufig eine 
politische Kultur der Gedächtnislücken, ja, der Er- 
innerungslosigkeit. Erinnerung ist präzis, hat Na- 
men und Adresse. Sie verheimlicht nicht, sie weicht 
nicht zurück, und sie grenzt unangenehme Mahner 
nicht aus. Falsch war es, wenn manche Kritiker das 
Thema des Films von Bernhard Sinkel über die IG- 
Farben mit Dallas verglichen haben. Da hat ein per- 
sönlich betroffener Autor bis zur peinlichen 
Schmerzgrenze die Fähigkeit des Industrie-Groß- 
bürgertums zur brutalen Arisierung aufgedeckt. 

Die Jüngeren wollen auch heute noch wissen: 
Was hat es für unseren Bundeskanzler bedeutet, als 
er erfuhr, daß sein väterlicher Freund — ich spre- 
che von Herrn Dr. Ries, einem erfolgreichen Unter- 
nehmer der chemischen Industrie — während des 
Dritten Reiches zu eben den Arisierern und zu je- 
nen gehört hatte, die auch die Sklavenarbeit der 
Lagerinsassen ausgebeutet hatten. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist unglaublich! 

Schämen Sie sich! — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Was hat das mit Kultur zu tun?) 

— Das ist Geschichte, und so reagieren Sie, wenn 
Sie von uns Geschichte abfordern wollen. 


(C) 
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Duve 

(A) Unser Bundespräsident Richard von Weizsäcker 
hat in verschiedenen Reden versucht, historisch 
präzis zu sein, im Brechtschen Sinne Namen und 
Adresse auch unserer Missetaten und deren Opfer 
zu nennen. 

Es ist nicht nur peinlich, es ist in höchstem Maße 
unerträglich, wie Sie die national und international 
wichtigste Rede, die in Ihrer Amtszeit in unserem 
Lande gehalten wurde, nicht wirklich zur Kenntnis 
nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Dr. Dregger und Sie selbst werden nicht 
müde, das „Deutschland-Magazin“ zur fast wichtig- 
sten Plattform Ihrer Verlautbarungen zu machen. 
Ich habe mir die letzten Jahrgänge durchgelesen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Davon ist nichts hängen 
geblieben!) 

Sie versuchen, den deutsch-nationalen rechten 
Rand zur politischen Mitte unserer Republik zu ma- 
chen. Im „Deutschland-Magazin“ haben Sie erklärt, 
das Museum in Berlin solle eine Stätte der Selbst- 
besinnung und Selbsterkenntnis sein. 

Die Diskussion um die Behauptung der Ge- 
schichtslosigkeit spiegelt sehr viel weniger Selbst- 
besinnung, sondern den Mangel an kultureller 
Selbstgewißheit. Wer den unsäglichen Rechtsaußen 
Kurt Ziesel zu seinem Reisebegleiter macht und 
zugleich behauptet, Kurt Tucholsky sei seine Reise- 
lektüre, weiß nicht, wovon er redet, und vor allem 
nicht, wer er ist. 

(B) (Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ein solcher Mann sollte sich nicht anmaßen, durch 
die Stiftung von nationalen Museen Identität schaf- 
fen zu wollen. Meine fundamentale Kritik an Ihrer 
Kanzlerschaft richtet sich weniger gegen die Ihnen 
vorgeworfenen Peinlichkeiten als vielmehr gegen 
Ihren banalen Mangel an kultureller Selbstgewiß- 
heit. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich befürchte, daß solcher Mangel auch der 
Grund für die sonst kaum verständliche Historiker- 
Diskussion der letzten Monate ist. Was wollen die 
Herren eigentlich? Da wird eine Haltung des „40- 
J ahre-sind-genug“ und „Wir-wollen-doch-endlich- 
mal-sehn,-wie-böse-andere-auch-sein-konnen“ sicht- 
bar, so, als gelte es, ein 40 jähriges Versailler oder 
Potsdamer Selbstbesinnungsdiktat abzuschütteln. 
Ich wiederhole: Was die Herren Nolte und Fest da 
geritten haben, kann ich nur mit Mangel an histori- 
scher Selbstgewißheit erklären. 

(Beifall bei der SPD — Daweke [CDU/ 
CSU): Denken dürfen die doch?) 

Vielleicht wird inzwischen auch ein erbärmlicher 
Neid gegenüber der angeblichen Normalität der an- 
deren Nationen erkennbar. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben im Wahlkampf 
eine Kampagne begonnen, die vom Stolz auf das 
kündet, was Sie grenzübergreifend „Deutschland“ 
nennen. Herr Bundeskanzler, das ist kein Stolz auf 
unser Deutschland, auf die schmerzliche und prä- 
zise Wirklichkeit unseres Vaterlandes, sondern das 


ist die Selbstzufriedenheit mit dem Bild, das Sie (C) 
sich und anderen von Deutschland vormachen. 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU: Alles aufgeschrieben! — 

Eine aufgeblasene Albernheit ist das! — 

Bohl [CDU/CSU]: Das liest er alles ab, Wort 
für Wort!) 

— Das ist richtig. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das heißt doch, Sie 
haben das alles vorbereitet! — Klein [Mün- 
chen] [CDU/CSU]: „Präzise Wirklichkeit“ 

— was ist denn das?) 

— Herr Kollege, es gab im Reichstag eine Bestim- 
mung aus dem Jahre 1876, derzufolge man nicht 
ablesen durfte. Wir werden heute ja sehen, ob der 
Bundeskanzler und andere Kollegen frei sprechen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Darum geht es doch 
nicht, sondern darum, daß Sie diese Unver- 
frorenheit auch noch aufschreiben! — Zu- 
ruf von der SPD: Wenn Herr Dregger mal 
seine Reden auch besser vorbereiten wür- 
de!) 

Wir werden das nächste Jahr die Peinlichkeit er- 
leben, daß ein tief im Bausumpf der Stadt verstrick- 
ter amtierender Bürgermeister den Grundstein mit 
Ihnen gemeinsam legen wird, der nur noch darauf 
vertraut, daß die Menschen eben keine Erinnerung, 
kein Gedächtnis mehr haben. 

Nein, Kulturpolitiker und Museumsgründer soll- 
ten ein Wort von Peter Rühmkorf ernst nehmen: 

„Ein beinahe zwanghaftes Bedürfnis nach Wahrheit ^ 
hat den Entwicklungsverlauf der Sprachkunst be- 
gleitet, und wo man den Dichtern das Wort ab- 
schnitt, konnte man sicher sein, daß es den demo- 
kratischen Freiheiten ganz allgemein an die Gurgel 
ging“ 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Klein [München] [CDU/ 

CSU]: Ja, das paßt! — Lenzer [CDU/CSU]: 

Diese Selbstgerechtigkeit und Arroganz ist 
durch nichts zu überbieten!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Angesichts des Minutendiktates, unter dem 
wir stehen, bleibt uns gar nichts anderes übrig, als 
einiges abzulesen. 

Ich meine, daß eine der wichtigsten Rahmenbe- 
dingungen dafür, daß sich Kunst und Kultur in un- 
serem Land frei entfalten können, das Klima von 
Freiheit und Toleranz ist, das auch das Ungewohn- 
te, das Ungewöhnliche, das Unverständliche und 
das Utopische gelten läßt. Wir sollten uns daran 
erinnern, daß die Freiheit der Kunst durch die Ver- 
fassung garantiert ist. Es sollte auch nur der An- 
schein vermieden werden, daß staatliche Organe 
diese Freiheit antasten. Der Einsatz von 700 Polizi- 
sten im März 1986 mit dem Auftrag, in 285 Läden 
des Bertelsmann-Buchclubs nach einem Werk von 
Henry Miller zu suchen, überschreitet diese Grenze. 
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Baum 

(A) Die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 
Schriften urteilt zunehmend rigider und gibt mir 
Anlaß zur Kritik. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!) 

Die Freiheit der deutschen Künstler in unseren 
Goetheinstituten ist auch nicht durch irgendeine 
parteipolitische Auffassung von angeblichen deut- 
schen Interessen begrenzt, meine Damen und Her- 
ren! 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Dr. 

Hamm-Brücher [FDP]) 

Auch das Abschalten von Fernsehsendungen und 
Maulkorberlasse gegen Schülerzeitungen sind 
keine Zeichen gelassener Toleranz selbstbewußter 
Demokraten. 

(Zustimmung der Abg. Frau Hamm-Brü- 
cher [FDP] und bei der SPD) 

Ich nenne diese Beispiele, meine Damen und 
Herren, weil Demokraten sich immer wieder gegen 
Bedrohungen der Freiheit wenden müssen. Ich 
nenne sie nicht, Herr Duve, weil ich etwa der Mei- 
nung wäre, das sei typisch für die Bundesrepublik 
Deutschland. Das ist es nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das meine ich 

aber doch auch! — Zuruf von der SPD: Das 
ist genau im Trend!) 

Karl R. Popper, der große zeitgenössische Philo- 
soph, hat in seinem Buch über die offene Gesell- 
schaft nachdrücklich dafür plädiert, daß sich die 

(B) Politiker auf den Kampf gegen „die Übel dieser 
Welt“ beschränken. Sie sollten nicht versuchen, „hö- 
here Werte“ zu erkämpfen. Politik kann also in kei- 
ner Weise Sinngeber für Kunst sein. Sie ist auch 
nicht dazu berufen, Kultur zu definieren. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Der Staat hat lediglich im Sinne einer Staatszielbe- 
stimmung die Aufgabe, ein freiheitliches Kunstle- 
ben zu erhalten und zu fördern. Damit hat er schon 
eine sehr wichtige, noch nicht erfüllte Aufgabe. Das 
haben wir heute früh schon gehört. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Wir begrüßen, daß die Bundesregierung mit dem 
gemeinsamen Entschließungsantrag der Koali- 
tionsfraktionen, der von Ihrem, Herr Duve, gar 
nicht so weit entfernt ist, neue Akzente beim Aus- 
bau des Kulturstaats gesetzt hat und weiter setzen 
will. Herr Bundeskanzler, die Beantwortung der 
beiden Großen Anfragen durch Ihre Regierung ist 
eine hervorragende Voraussetzung für die Weiter- 
führung dieser Kulturpolitik. 

(Beifall des Abg. Weiß [CDU/CSU]) 

Ich möchte mich dafür ausdrücklich bedanken, 
auch bei den Beamten im Innenministerium. 

Welche Bedeutung hat die Kultur heute für die 
Menschen? 

Der Bundespräsident sagte bei der Eröffnung des 
Nannen-Museums in Emden, einer großartigen Stif- 
tung, wie es in den letzten Jahren ja viele gegeben 


hat — ich nenne die Sammlung Ludwig oder die (C) 
Sammlung Hacks in Ludwigshafen — : „Kunst ist 
ein ganz eigener und produktiver Zugang, um das 
Leben zu verstehen und es zu ermöglichen.“ Der lei- 
der viel zu früh verstorbene Liberale Rolf Schroers 
hat es so ausgedrückt: „Kultur hilft dem Menschen 
zu sich selbst, indem sie ihn der Welt der Zwecke 
enthebt.“ 

Der Wunsch vieler Menschen, nicht nur im Beruf 
und im materiellen Sinne Erfolg und Lebenserfül- 
lung zu finden, drückt sich in einem wachsenden 
Hunger nach Kultur in jeder Form aus. Indikatoren 
sind die Besuchszahlen unserer Museen: 500 000 im 
Museum Ludwig in drei Monaten, ein starkes Inter- 
esse auf dem Kölner Kunstmarkt, immer noch un- 
verändert hohe Zuwendung zum gedruckten Wort, 
zum Buch, auch ein starkes Leseinteresse bei der 
jungen Generation, wachsendes Interesse an der 
Musik. Dies ist offenbar ein Gegengewicht zu den 
„Fertiggerichten des elektronischen Zeitalters“, wie 
Nannen das ausgedrückt hat. Die Menschen wollen 
wieder eigene Kreativität und Phantasie entfalten. 
Kunst ist kein Luxus, Kunst ist für alle da. Alle Bür- 
ger sollen ermutigt werden, sich mit Kunst zu be- 
fassen, und sie sollen die Möglichkeit dazu erhal- 
ten. 

Die FDP hat auf ihrem Parteitag in diesem Jahr 
ein umfassendes Kulturprogramm beschlossen, das 
sie unter die Zielsetzung „Neue Chancen kultureller 
Lebensgestaltung“ stellt. Das Programm ist von die- 
sen Grundüberlegungen geprägt. Es ist ein umfas- 
sendes Programm. Es enthält sehr konkrete Forde- 
rungen für die Wahlplattform meiner Partei. Ich * ' 
glaube, daß es in dieser Form ohne Beispiel ist. 

Wir befassen uns in diesem Programm mit der 
Kulturpolitik im engeren Sinne, mit den Wechsel- 
wirkungen zwischen Kultur und Wirtschaft, mit der 
auswärtigen Kulturpolitik, mit den Bedingungen 
für eine kulturfreundliche Medienstruktur. Ich teile 
Ihre Bedenken, daß die öffentlich-rechtlichen An- 
stalten ihren kulturellen Auftrag im Lichte der Ein- 
schaltquoten nach hinten drängen. Ich frage mich: 
Warum müssen kulturell anspruchsvolle Sendun- 
gen so spät, erst nachts, gesendet werden? Denken 
wir doch auch einmal an die Menschen in der DDR, 
die nur diese Form haben. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wir wollen den Stellenwert der Kulturpolitik in 
unserer Gesellschaft anheben und der Tendenz ent- 
gegentreten, die Politik für den Fortschritt in unse- 
rer Gesellschaft auf den technischen und wirt- 
schaftlichen Bereich zu beschränken. Wir befassen 
uns in unserem Programm auch mit dem kulturel- 
len Auftrag der Bildungspolitik und mit der „Politi- 
schen Kultur“. 

Wir wollen eine Gleichstellung von Kunst und 
Kultur mit anderen Lebensbereichen, wie z. B. der 

Wissenschaft, erreichen. Wir sind der Meinung, daß 
der Kulturstaat nach dem Selbstverständnis des 
Grundgesetzes, insbesondere auch im Steuer-, 
Sozial- und Urheberrecht, im Wirtschafts- und im 
Baurecht, auf kulturelle Regelungen zu achten hat. 
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Baum 

(A) Die Förderung der Kunst, insbesondere durch die 
Länder und Gemeinden, ist eben keine Subvention, 
deren Abbau marktwirtschaftliche Grundsatztreue 
gebietet 

(Beifall bei der SPD) 

Ohne staatliche Förderung ist in vieler Hinsicht ein 
Kulturleben in unserem Lande eben nicht möglich. 
Die Theater bekommen allein über 1 Milliarde DM 
an staatlichen Zuwendungen. Wir müssen dafür 
sorgen, daß sich die Kulturförderung in den Haus- 
halten von Ländern und Gemeinden behauptet. Im 
Bundeshaushalt behauptet sich die Kulturförde- 
rung. Die Steigerungsraten sind beachtlich. Der An- 
teil der Kultur an den Gesamthaushalten darf auf 
keinen Fall reduziert werden. 

Ich möchte einige wichtige Elemente unseres 
Programms darstellen. Die unter unserem maßge- 
blichen Einfluß eingerichteten Fonds zur Förde- 
rung von Kunst, Literatur und Musik haben sich 
sehr gut bewährt. Sie sollten in der Selbstverant- 
wortung der Kulturorganisationen fortgeführt wer- 
den. Wir brauchen zusätzliche Fonds für die „Freie 
Kulturarbeit“ und die „Darstellenden Künste“. 

(Beifall des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Beim Aufbau einer Kulturstiftung des Bundes 
und der Länder ist darauf zu achten, daß wirkliches 
Stiftungsvermögen entsteht und daß Entscheidun- 
gen nicht nur durch Ministerialbeamte, sondern 
auch durch den künstlerischen Sachverstand gefällt 
werden. 

(B) Vorhaben der Existenzgründung im Bereich von 
Kunst und Kultur sind zu verstärken. Die Förde- 
rung des künstlerischen Nachwuchses bedarf unse- 
rer Aufmerksamkeit. Einer besseren Förderung be- 
dürfen auch die Künstler der mittleren Generation. 
Hier gibt es Altersgrenzen, die diese ausschließen. 

Die Urheberrechtsreform ist insbesondere im 
Hinblick auf die schnelle Ausbreitung neuer Me- 
dien und Kommunikationstechniken weiterzufüh- 
ren. Wo es an verbindlichen tariflichen und vertrag- 
lichen Grundlagen mangelt, sind die Bemühungen 
um ein Urhebervertragsrecht zu verstärken. Die 
Preisbindung im Buchhandel ist unerläßlich. Öf- 
fentliche und wissenschaftliche Bibliotheken dür- 
fen nicht das Opfer von Sparmaßnahmen werden. 
Die Bemühungen von Bund und Ländern um die 
musisch-künstlerische Bildung der Schüler und Ju- 
gendlichen auf allen Bildungsstufen sind fortzuset- 
zen. Auch außerhalb der Schulen müssen neue 
Möglichkeiten künstlerischer Betätigung geschaf- 
fen werden. 

Bei Stadtplanung und Architektur sind künstleri- 
sche Gesichtspunkte stärker zu berücksichtigen. 
Der Bund sollte, Herr Schneider, wenn er selbst 
Fördermittel vergibt, einen bestimmten Betrag für 
die künstlerische Gestaltung aussetzen. 

(Conradi [SPD]: Tut er doch nicht!) 

Auch neue Formen kultureller Initiativen, wie z. B. 
Zentren freier Kulturarbeit, sind zu unterstützen. 

Das Steuerrecht hat eine zentrale Bedeutung; 
darauf wurde schon hingewiesen. Es muß der Be- 


deutung von Kunst und Kultur Rechnung tragen. (C) 
Die heutigen steuerlichen Rahmenbedingungen 
entsprechen nicht der besonderen Bedeutung, die 
wir Kunst und Kultur beimessen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie entsprechen auch nicht den besonderen Bedin- 
gungen, unter denen Künstler arbeiten. Kunst und 
Künstler sind immer noch gegenüber anderen Be- 
reichen steuerlicher Förderung benachteiligt. Hier 
besteht ein Nachholbedarf. 

(Zuruf von der SPD: Das ist richtig!) 

Im einzelnen fordern wir hier: 

Erstens. Der Kunstbesitz soll vollständig von der 
Vermögensteuer befreit werden. Wir haben ja in 
dieser Legislaturperiode einen Schritt gemacht; der 
weitere, meine ich, muß folgen. Das Steueraufkom- 
men ist lächerlich gering. Aus Furcht vor staatli- 
cher Erfassung wird Kunstbesitz oft noch im Ver- 
borgenen gehalten. Nachlässe wandern ins Aus- 
land. Ein Sammler leistet etwas für die Kunst, 
meine Damen und Herren, sei es, daß er alte Kunst 
aufbewahrt und pflegt oder daß er zeitgenössische 
Kunst kauft. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Zweitens. Es soll ein Sonderausgabenfreibetrag 
für den Erwerb von Originalkunstwerken lebender 
Künstler ausgebracht werden; wir stellen uns vor: 
in der Höhe von 1 000 DM für Ledige und 2 000 DM 
für Verheiratete, und zwar für den Erstverkauf. 

Dies ist eine zentrale Forderung, die unser Partei- 
tag in Mainz noch einmal bestätigt hat, übrigens 
mit den Stimmen der Steuerpolitiker. Von einem 
solchen steuerlichen Impuls wird eine große Wir- 
kung ausgehen, meinen wir. Wir sind überzeugt, 
daß die Bürger in größerem Umfang als heute Ori- 
ginalkunstwerke kaufen würden, und zwar über 
diesen Betrag hinaus. Der zeitgenössischen Kunst 
würde damit geholfen. Der Ausfallbetrag bei den 
Steuern beträgt nach der Berechnung des BMI 15 
bis 20 Millionen DM. Dem stehen Steuereinnahmen 
bei Künstlern und Kunsthändlern gegenüber. 

Ich sehe auch nicht ein, meine Damen und Her- 
ren, daß es Sonderausgabenfreibeträge gibt, wenn 
man einen Steuerberater hinzuzieht oder Versiche- 
rungen abschließt. Wir fragen uns, warum dieses 
wirksame Stimulans nicht zur Kunstförderung ein- 
gesetzt werden sollte. Dies ist wirklich Hilfe zur 
Selbsthilfe. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Drittens. Im Bereich der Einkommensteuer sind 
die Voraussetzungen für die Anerkennung abzugs- 
fähiger beruflicher Aufwendungen zu verbessern. 
Kunstpreise und Stipendien sollten von der Ein- 
kommensteuer bis zu einer bestimmten Wertober- 
grenze befreit sein. Verbesserungen sind auch im 
Bereich der Erbschaftsteuer notwendig, und — dar- 
auf möchte ich besonders hinweisen — das Stif- 
tungsrecht ist so zu verbessern, daß privates Mäze- 
natentum verstärkt wirksam werden kann. Insbe- 
sondere sind auch die Vorschriften über die Ge- 
meinnützigkeit stiftungsfreundlicher anzuwenden. 
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Baum 

(A) Wir wünschen, daß die Stiftungen eine eigene Spen- 
denbescheinigungskompetenz erhalten und nicht 
beschwerliche Umwege gehen müssen. Das gilt 
auch für die Fördervereine unserer Museen bei- 
spielsweise. Hier muß Bürokratie abgebaut wer- 
den. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir erwarten, daß der Finanzminister dieses Me- 
morandum zum Steuerrecht des Deutschen Kultur- 
rates — darauf weisen wir in unserer gemeinsamen 
Entschließung hin — positiv prüft. 

Letztlich fragen wir uns, meine Damen und Her- 
ren, ob es nicht doch eine Möglichkeit gibt, einen 
ermäßigten Steuersatz für wissenschaftliche, 
künstlerische und schriftstellerische Nebentätig- 
keit unter neuen Bedingungen wiedereinzuführen. 
Wir wollten damals die Chefärzte, Professoren und 
Ministerialbeamte treffen, und wir haben eine Viel- 
zahl von ehrenamtlich Tätigen im Musikbereich, im 
Bereich der Volksbildung getroffen. Dies ist nicht 
beabsichtigt. Die Funktionsfähigkeit zahlreicher 
Einrichtungen im Kultur- und Medienbereich wird 
beeinträchtigt. 

(Duve [SPD]: Es ist leichter, einen Tunnel 
unter dem Kanal zu graben, als diese 
Sache wieder zu bereinigen!) 

Der Steuerausfall ist auch hier nicht hoch; er be- 
trägt etwa 25 bis 40 Millionen DM. 

Der Kultur Staat wird auch an den sozialen Be- 
dingungen gemessen, unter denen seine Künstler 
leben. Das Künstlersozialversicherungsgesetz muß 
ausgebaut werden. Die Arbeit der freien Unterstüt- 
zungsfonds ist wichtig. Die Künstlerhilfe des Bun- 
despräsidenten muß ausgebaut werden. Das ge- 
schieht ja jetzt auch. Die Gründung einer Stiftung 
„Künstler in Not“ geben wir zu bedenken. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Noch einige Bemerkungen zur auswärtigen Kul- 
turpolitik. Wir plädieren für einen freien Austausch 
von Kulturgütern innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft. Zahlreiche bürokratische Vorschriften 
behindern heute noch den Austausch von Kulturgü- 
tern. Wir fordern die Bundesregierung auf, sich für 
eine Fortsetzung des KSZE-Prozesses gerade auf 
dem Gebiet der kulturellen Zusammenarbeit einzu- 
setzen und das Kulturabkommen der beiden deut- 
schen Staaten weiter mit Leben zu erfüllen. 

Zum Haus der Geschichte wird mein Kollege 
Beckmann sprechen. Ich möchte nur darauf hinwei- 
sen, daß auch mich der Historikerstreit der letzten 
Wochen und Monate sehr irritiert hat. Er ist ja jetzt 
durch korrigierende Äußerungen der Professoren 
Nolte und Habermas etwas zurückgenommen. Ich 
meine, daß wir hier auch unsere Freunde im Aus- 
land irritiert haben. 

Vor einigen Tagen hat Christian Meier in der 
„FAZ“ gefordert — 

(Duve [SPD]: Der Vorsitzende des Histori- 
kerverbandes!) 

ich schließe mich dieser Forderung an — , daß es 
notwendig ist, ein gemeinsames Grundverständnis 


der deutschen Geschichte in einer offenen, von Li- (C) 
beralität geprägten Auseinandersetzung zu entwik- 
keln. Da, sagt er, gibt es keine Eigentumsansprüche 
auf bestimmte Teile der deutschen Geschichte. Ich 
meine, wir müssen eine offene Diskussion über 
beide Museen führen. Die ganze Vielfalt der Auffas- 
sungen zu unserer Geschichte muß zum Ausdruck 
kommen. Die Bundesrepublik darf sich um Gottes 
Willen nicht nur selbst betrachten, sondern sie muß 
sich einordnen in die europäischen und weltweiten 
Zusammenhänge. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Ich frage mich: Wer vermag überhaupt ein verbind- 
liches Geschichtsbild für die Bundesrepublik 
Deutschland, für Deutschland zu entwickeln? 

Etwas tröstlich sind die Äußerungen von Profes- 
sor Boockmann in der „FAZ“, der Besucher eines 
Museums nehme ohnehin nur das Einzelstück, aber 
nicht die Konzeption auf. 

Meine Damen und Herren, auch hier wäre es 
wichtig, noch einmal an Popper zu erinnern, wenn 
er sagt: 

Die Geschichte selbst — und ich meine hier 
natürlich die Geschichte der Machtpolitik und 
nicht die nichtexistente Geschichte der Ent- 
wicklung der Menschheit — hat weder einen 
Sinn oder ein Ziel. Aber wir können uns ent- 
schließen, ihr, der Geschichte, beides zu ver- 
leihen. Wir können sie zu unserem Kampf für 
die offene Gesellschaft machen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) ^ 

Ich werde das Konzept daran messen, wie viele Be- 
weise des Kampfes für die offene Gesellschaft in 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
dort deutlich werden. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Mit dieser zweiten Kulturdebatte des Deutschen 
Bundestages seit seinem Bestehen sind wir, meine 
ich, alle miteinander einen guten Schritt weiterge- 
kommen. 

Die Entschließung der Koalitionsfraktionen ist 
eine gute Grundlage. Sie sollten sich überlegen, 
meine Damen und Herren von der Opposition, ob 
Sie sich dieser Entschließung anschließen. Ich be- 
danke mich für die Vorarbeiten der Bundesregie- 
rung. Wir werden gemeinsam — dessen bin ich 
sicher — in der nächsten Legislaturperiode mit ei- 
nigen wichtigen Entscheidungen weitere Schritte 
auf diesem Felde machen. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zu- 
hörer! Ludwig Börne hat vor 150 Jahren über Hein- 
rich Heine, den er überhaupt nicht mochte, gesagt: 
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(A) Heine bringt in alles Liebe, in die Wissenschaft, 
in die Literatur, in die Politik, in die Philoso- 
phie, in die Theologie und in die Freundschaft. 
Es wäre ja nichts daran auszusetzen, wenn er 
es mit Maß täte, doch Herr Heine hält kein 
Maß. 

Liebe mit Maß, ist das nicht Liebe gezähmt und 
zugerichtet auf eine abgestandene Moral? Und 
Kunst mit Maß: Ist das nicht gezähmte Kunst, bere- 
chenbar gemachte Kunst für das Herstellen von 
Identitäten mit der gerade opportunen Ideologie 
und Ordnung? Ist das nicht mißbrauchte Kunst? 

Darum geht es uns in unserem Diskussionspapier 
zur Kulturpolitik, wenn wir gegen die Formel der 
SPD „Kunst braucht Freiräume“ — die ja heute 
auch von der CDU vertreten wird — setzen: „Kunst 
braucht jede, alle Freiheiten.“ Kunst mit einem ihr 
genau zugemessenen, begrenzten Maß: Das ist es 
gerade nicht, was in eine demokratische Gesell- 
schaft paßt. 

Ich will das am Beispiel „Kunst am Bau“ zu erläu- 
tern versuchen. Vor unseren öffentlichen Gebäuden 
haben die Künstler ihre Freiräume. Ein Bild, eine 
Plastik oder ein Brunnen sind die Reverenz der 
öffentlichen Hände an die Kunst im Kulturstaat. 
Davor und dahinter steht dann das Amt, zumeist zu 
Beton und Glas gewordener Frust der Beamten- 
Bauherren. Dabei war das einmal ganz anders ge- 
dacht mit den 2 bis 3% der Bausumme für Kunst 
am Bau, wie uns der Vorsitzende des Deutschen 
Kulturrates, Herr Oltmanns, letzte Woche erklärt 
hat. Nicht Bild oder Plastik, sondern Honorar für 
die Künstler sollte aus den Prozenten gezahlt wer- 
den, für Künstler, die beim öffenlichen Bauen mit 
einbezogen werden sollten, bei der Planung, bei der 
Auswahl der Materialien, bei der Ausführung, über- 
all, von Anfang bis Ende. Ein solches maßloses Mit- 
gestalten hätte unseren Innenstädten vielleicht ein 
Gesicht, vielleicht ein unverwechselbares Gesicht 
gegeben, sie künstlerischer und damit bewohnbarer 
und menschlicher gemacht. 

Die vorliegende Beschlußempfehlung der Koali- 
tionsfraktionen enthält zwar auch Anerkennens- 
wertes und Bemerkenswertes, sie beschränkt sich 
aber darauf, am Ist-Zustand herumzulaborieren. 
Zum Problem der neuen Medien z. B. enthält die 
Beschlußempfehlung nur ein paar Bemerkungen 
dazu, daß es notwendig sei, mehr zu lesen, aber 
nichts davon, daß diese neuen Medien — auch Herr 
Baum hat dazu heute nichts gesagt — die kreativen 
Kräfte lähmen, zum Leben aus zweiter Hand ver- 
führen 

(Beifall des Abg. Conradi [SPD]) 

und da Anpassung provozieren, wo menschliche 
Kräfte und Widerstand heute noch notwendiger 
sind als je zuvor. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abg. 

Conradi [SPD]) 

Ich will Ihnen nicht vorenthalten, was Goethe zum 
Fernsehen gesagt hat: 

(Duve [SPD]: Raddatz!) 


Dummes Zeug kann man viel reden, kann es (C) 
auch schreiben. Es wird alles beim alten blei- 
ben. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das war aber über 
die GRÜNEN) 

Dummes Zeug aber, vors Auge gestellt, hat ein 
magisches Recht. Weil es die Sinne gefesselt 
hält, bleibt der Geist stets ein Knecht. 

Jede Auseinandersetzung mit den Problemen un- 
seres Bildungssystems wird in der Beschlußemp- 
fehlung ebenfalls vermieden. Weil Sie so stolz sind 

— das kam heute bei den Ausführungen des Kolle- 
gen Baum wieder heraus — auf die Millionen von 
Besuchern der Kunstmuseen, wird der mit viel 
Geld betriebene Museismus nicht hinterfragt. Sie 
lassen Häuser bauen — etwa die Staatsgalerie in 
Stuttgart oder das Museum Ludwig in Köln — , in 
denen die Bilder fast keine Rolle mehr spielen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

In ihnen realisiert sich das Konzept einer Kultur 
als Spektakel. 

(Baum [FDP]: Das sagen Sie mal den 
500 000 Leuten!) 

— Auf die 500 000 komme ich gleich. 

Nicht die Bilder als Ausdruck der Hoffnung und 
der Probleme der Menschheit zählen, sondern das 
„kollektive Ritual“, wie Umberto Eco den massen- 
haften Besuch der Museen in den letzten Jahren 
beschreibt. Museumsbesuche — wie häufig der Kir- 
chenbesuch — sollen den in der Masse sprachlosen (D) 
und stummen Zuschauer glauben machen, er lebe 
durch das ihm suggerierte gemeinsame Ritual. Ist 
das Ihre Neubestimmung der Rolle des Indivi- 
duums in der Gesellschaft? 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Das ist eine ver- 
klemmte Idologie!) 

Für die Sinnkrise in der Gesellschaft bieten Sie 
nur Ersatzlösungen an, mit viel Geld und mit viel 
Kulturbeamten inszenierte Freizeitkultur: Freizeit 
statt Arbeit, Kultur statt Arbeit, die Trennung der 
Politik von der Muse, das Vertreiben der Anstren- 
gung der Arbeit aus der Kunst, die Trennung der 
Arbeit vom Singen, Malen und Reden. 

Die Künstler müssen sich in Ihre kulturpoliti- 
schen Konzeptionen einpassen, wollen sie An- 
spruch auf soziale Sicherheit und auf soziale Vor- 
sorge haben. 

(Baum [FDP]: Wer hat Ihnen denn das ge- 
sagt?) 

Kulturpolitik muß alle Freiheiten eröffnen, 
Künstler zur Asozialität, zu anarchistischem Han- 
deln ermutigen, anstatt sie unter Kuratel zu stellen. 
Kulturpolitik muß den Künstlern jeden Raum er- 
öffnen, damit sie sich einmischen können. 

Wir fordern eine Offensive der Sinne und als So- 
fortmaßnahme erstens, daß alle Kunsterzieher, 
Kunstlehrer und alle Künstler die Möglichkeit er- 
halten müssen, zu lehren und ihre Fähigkeiten und 
Erkenntnisse weiterzugeben. Wir können es uns 
nicht leisten, auf das Wirken der Künstler zu ver- 
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(A) zichten. Jeder muß malen oder ein Instrument spie- 
len lernen können. Dafür müssen wir alle Geld aus 
Öffentlichen Mitteln zur Verfügung stellen. 

Zweitens. Für die künstlerische Betätigung eines 
jeden, der es möchte, müssen die sachlichen und 
räumlichen Voraussetzungen geschaffen werden. In 
eine demokratische soziale Gesellschaft paßt nicht, 
daß sich nur Begüterte einen Lehrer für künstleri- 
sche Fähigkeiten oder einen Raum zum Musizieren 
leisten können. Die entsprechenden Angebote der 
Volkshochschule sind meistens nach wenigen Ta- 
gen überfüllt und vergriffen. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Also gibt es 
doch Angebote!) 

Drittens. Die von den Künstlern selbst verwalte- 
ten Fonds wie etwa der Musikfonds des Musikrats 
müssen erweitert und für andere Kunstbereiche 
ebenfalls geschaffen werden. So haben wir nach 
Beratungen mit Theaterleuten in den Haushaltsbe- 
ratungen für das Jahr 1987 die Einrichtung eines 
Fonds für darstellende Künste beantragt, was aber 
von allen anderen Fraktionen abgelehnt worden ist. 
Insofern sind die Beteuerungen hier, solche Fonds 
müßte man erhalten, unterstützen und ausbauen, 
nichts als Gerede. 

So stellen wir uns das Verhältnis von Künstlern 
und Staat in der Zukunft vor: Die Gesellschaft stellt 
die notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung, 
und die Künstler bestimmen in Selbstverwaltung 
über ihre Verwendung. 

(B) 

Aber diese Debatte heute betrifft ja nicht nur die 
Kulturpolitik der Bundesregierung und die Be- 
schlußempfehlung der Koalitionfraktionen dazu, 
sondern — obwohl sich der Innenausschuß aus- 
drücklich dagegen ausgesprochen hat; das ergibt 
sich auch aus der Beschlußempfehlung — bezieht 
sich auch auf die Errichtung der historischen Mu- 
seen in Berlin und in Bonn. 

Lassen Sie mich dazu einige Bemerkungen anfü- 
gen. Das Deprimierendste, was ich in diesem Deut- 
schen Bundestag erlebt habe, war einerseits, daß 
die anderen Parteien und die Bundesregierung 
ganze Gruppen von Verfolgten, die von den deut- 
schen Nazis verfolgt worden sind, ein Jahr lang hin- 
gehalten haben und diesen Verfolgten gestern jede 
Hoffnung auf eine angemessene Versorgung noch 
in dieser Legislaturperiode genommen haben. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das stimmt ja gar 
nicht!) 

Das ist die eine Seite. Auf der anderen Seite bauen 
dieselben für Hunderte von Millionen Mark pom- 
pöse Häuser, in denen sie deutsche Geschichte, 
auch die Geschichte dieser Verfolgten, aufbereiten, 
wegsperren und ausstellen wollen. Das ist für mich 
unerträglich. 

Und während Bürgerinnen und Bürger in West- 
Berlin versuchen, eine eigenständige entwicklungs- 
fähige Politik und Rolle für die Stadt West-Berlin zu 
finden, baut die Bundesregierung am Rande von 
West-Berlin ohne Rücksicht auf die heutigen politi- 


schen Realitäten der Stadt ein repräsentatives Mo- (C) 
nument, um Groß-Berlin eine neue Mitte zu geben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber bei dem Deutschen Historischen Museum in 
Berlin geht es um mehr. Der Sinnkrise in der Ge- 
sellschaft wollen Regierung und Regierungskoali- 
tion begegnen durch die Renaissance des deutschen 
Nationalbewußtseins, durch Etablierung einer 
neuen deutschen nationalen Identität. Das Deut- 
sche Historische Museum in West-Berlin und das 
Haus der Geschichte in Bonn sind die Instrumente 
dafür. Mit den neuen Geschichtsmuseen wird eine 
nationale Identität erfunden und deutsche Ge- 
schichte zugleich umgeschrieben. Neokonservative 
Auffassungen und Hoffnungen vom Obrigkeitsstaat 
mit den hehren Werten Gehorsam, Pflichterfüllung, 
Anpassung werden geschmackvoll aufbereitet, Ge- 
schichte neu interpretiert und so für den politischen 
Tagesgebrauch zugerichtet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So etwas Dum- 
mes!) 

In diese nationale Identität, die nach Meinung 
des Bundeskanzlers — das sagt er ja hier immer 
wieder — Optimismus ausstrahlen, sinnstiftend 
wirken und die Bevölkerung zur Identifizierung 
einladen soll, paßt die nationalsozialistische Barba- 
rei der jüngsten deutschen Geschichte aber nicht. 

In den Museen soll deshalb die Erinnerung an die 
Verbrechen der deutschen Nazis weggesperrt und 
in ihrer Einmaligkeit und Ungeheuerlichkeit aus 
dem täglichen Bewußtsein der Bundesdeutschen 
getilgt werden. (D) 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Das ist doch 
die Unwahrheit! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die Verantwortung der Deutschen soll vom Tisch. 

Es soll vergessen gemacht werden, daß Millionen 
deutscher Soldaten, Herr Dregger, Hausfrauen, An- 
gestellte und Beamte Stützpunkte des Nationalso- 
zialismus und seiner Verbrechen gewesen sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unverschämt ist 
das! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Auf dem Hintergrund einer Geschichtsdebatte, in 
der Auschwitz durch den Archipel GULag zu erklä- 
ren und zu bagatellisieren versucht wird, zeigen die 
Äußerungen des Bundeskanzlers das Muster, wie 
die Entsorgung unserer deutschen Geschichte aus- 
sehen soll. Mit dem Wort von der „Gnade der späten 
Geburt“ wird die Distanz zu dem Geschehen ge- 
schaffen, um dann scheinbar unberührt, unbelastet 
und damit als quasi objektiver Beobachter über 
diese Geschichte reden und urteilen zu können. So 
legitimiert hat der Kanzler dann begonnen, die Tä- 
ter — zunächst die kleinen, die nur Verführten — in 
die bundesdeutsche Normalität zurückzuholen und 
wieder gesellschaftsfähig zu machen, mit dem 
Staatsakt in Bitburg beispielsweise, mit der Unter- 
stützung des österreichischen Mitläufers der Nazis 
Waldheim oder mit dem geplanten nationalen 
Mahnmal für die Täter und Opfer am Rhein. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Herr Ströbele 
gehört in das Museum!) 
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(A) Der Goebbels-Gorbatschow-Vergleich zeigt, der 
Kanzler ist von den PR-Fähigkeiten des Propagan- 
daministers der Nazis fasziniert 


(B) 


(Bohl [CDU/CSU]: Unverschämt! — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Gerade wenn man davon ausgeht, was der Bundes- 
kanzler ja immer wieder behauptet, daß er Gorba- 
tschows Ehre nicht kränken wollte, dann zeigt seine 
Bemerkung 

(Bohl [CDU/CSU]: Hören Sie doch auf! 

Unerträglich sind Sie!) 

— „um das auf den Punkt zu bringen“ — , daß das 
Positive an dem, was die Nazis getan haben, wieder 
anerkannt, wieder verfügbar und wieder benutzbar 
gemacht werden soll. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir lehnen diesen Mißbrauch der deutschen Ge- 
schichte ab, wir lehnen das Umgehen mit der deut- 
schen Geschichte als Staatstheater ab, weil wir das 
Umgehen mit dem deutschen Nationalsozialismus, 
das alltägliche Erinnern, die Fähigkeit, Verantwor- 
tung zu übernehmen und zu trauern, für eine we- 
sentliche Voraussetzung für eine demokratische 
Entwicklung in der Bundesrepublik ansehen. Des- 
halb haben wir eine Streitschrift mit dem Titel „Wi- 
der eine Entsorgung der deutschen Geschichte“ 
initiiert und gestern vorgelegt, deshalb unterstüt- 
zen wir lokale Geschichtswerkstätten überall in der 
Bundesrepublik Deutschland und Gedenkstätten 
wie die in Salzgitter-Drütte, deren Finanzierung die 
Bundesregierung gerade soeben verweigert hat, 
und Geschichtswerkstätten in anderen Städten der 
Bundesrepublik oder etwa die Gedenkstätte in 
Esterwegen. 

Danke sehr. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundeskanzler. 


Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Abgeord- 
neter Duve, erlauben Sie mir eine kurze Bemer- 
kung zu Ihren Ausführungen. Bemerkenswert fand 
ich bei dem, was Sie sagten, eigentlich, daß Sie mit 
so viel Akribie und offensichtlich auch Mühe eine 
solche Summe von Diffamierungen und Beleidigun- 
gen zu Papier gebracht haben und dann mit großer 
Emphase hier vortrugen. Ich frage mich: Was soll 
eine Auseinandersetzung über die Kulturlandschaft 
der Deutschen, wenn der erste Sprecher der deut- 
schen Sozialdemokratie, die hier ganz gewiß ein 
großes Erbe zu verwalten hat, nichts anderes anzu- 
bieten hat, als sozusagen ex cathedra alle, die an- 
ders denken — das ist doch ein Stück Pluralismus 
der Kulturlandschaft, das damit angesprochen und 
verweigert wird — , abzulehnen 

(Zurufe von der SPD) 

und mit einer Überheblichkeit und Arroganz zu dif- 
famieren, die schwer zu überbieten ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Das war doch eigentlich das einzig Bemerkens- (C) 
werte an Ihrer Rede. 

Das zweite ist schon nur noch eine Fußnote: 
Wenn Sie mich als Person im Zusammenhang mit 
anderen zitieren, dann schöpfen Sie bitte nicht aus 
trüben Quellen, sondern vergewissern Sie sich, mit 
wem ich in meinem Leben persönliche, freund- 
schaftliche Beziehungen hatte und mit wem nicht! 

(Duve [SPD]: Ich habe nach geschichtlicher 
Präzision gefragt!) 

Ich will das nicht weiter vertiefen; Sie wissen, aus 
welcher Quelle Sie schöpfen. Sie sind ja selbst in 
diesem Bereich bemüht. Deswegen will ich mir ver- 
sagen, weiter etwas dazu zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Duve [SPD]: 

Eine souveräne Antwort auf meine Frage!) 

Nur, mit dem intellektuellen Anspruch, mit dem Sie 
sich gern umgeben, hat Ihre Aussage überhaupt 
nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Kollegen Baum 
und Daweke haben eine Reihe von Hinweisen gege- 
ben, die ich kurz aufnehmen darf. Ich glaube, das 
Wichtigste ist — und ich hoffe, daß wir uns wenig- 
stens an dem Punkt hier im Saal einig sind — beim 
Zuspruch, den wir heute zu diesem Thema insge- 
samt unter den Kollegen des Hohen Hauses fin- 
den — : Wir müssen als Bundesrepublik Deutsch- 
land deutlicher machen, daß diese Bundesrepublik 
nicht nur aus Erfolgsdaten der Wirtschaft, der Öko- 
nomie besteht, sondern daß das, was Kernstück der (D) 
heutigen Debatte ist, mindestens genauso wichtig 
ist in der Ausstrahlung des Landes, in der Fähig- 
keit, eine menschliche, ja menschlichere Gesell- 
schaft, eine offenere, eine sensiblere Gesellschaft 
zu bauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich begrüße diese Debatte ausdrücklich, weil ich 
glaube, daß wir im Verhältnis zu unseren eigenen 
Bürgern, und hier nicht zuletzt im Verhältnis zu 
den jungen Leuten, zur jungen Generation einen 
ganz erheblichen Nachholbedarf haben, und wir ha- 
ben diesen auch nach draußen. Ich glaube nicht, daß 
es auf die Dauer gutgehen kann, wenn die Bundes- 
republik vor allem — ganz gewiß ist es wünschens- 
wert, daß dies auch so ist — als große Export- und 
Handelsnation, als eine moderne Industriegesell- 
schaft, wie man zu sagen pflegt, begriffen wird, aber 
nicht auch als ein Land, dessen Kulturlandschaft 
nach innen und nach außen gerichtet Beiträge zur 
Menschlichkeit und zum Frieden leisten kann. 

Ich hoffe, daß wir uns in der nächsten Wahlpe- 
riode in jenen Bereichen, die notwendigerweise die 
Kasse berühren — nachdem wir ein gutes Stück auf 
dem Weg der Konsolidierung vorangekommen sind 
— endlich das eine oder andere — ich will es einmal 
so formulieren — „leisten“ können, was überfällig 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will das an einem Beispiel deutlich zu machen 
versuchen. Ich bin fest entschlossen, mit den Kolle- 
gen und Freunden in der Koalition in der nächsten 
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(A) Legislaturperiode die Große Steuerreform in An- 
griff zu nehmen. Große Steuerreform heißt für 
mich, zwar auch die ökonomischen Dinge zu sehen, 
aber eben nicht nur die ökonomischen Dinge. Wenn 
wir an eine Große Steuerreform gehen, müssen wir 
bei der Gelegenheit einmal das Gesamtgebäude der 
Republik betrachten und uns fragen, zu welchem 
Ende wir hier Politik gestalten wollen. Das setzt 
beispielsweise — ich will dieses Beispiel bringen — 
für mich voraus, daß wir im Zusammenhang mit 
der Großen Steuerreform Fragen wie Kunstbesitz 
und Stiftungsrecht betrachten und zu Konsequen- 
zen kommen. Ich kann aus meiner Überzeugung 
nur sagen, daß das jetzige Stiftungsrecht in jeder 
Weise kontraproduktiv ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

weil es eine ganze Menge Leute dazu verleitet, 
Kunstbesitz illegal zu halten. Es ist wider die 
menschliche Natur — ich will auch das hier sa- 
gen — , daß Freude an solchem Besitz an andere 
weiterzugeben und zu vermitteln, unterbunden 
wird. Wir stehen ja im Augenblick in der Situation 

— man kann das doch so aussprechen — , daß eine 
ganze Generation, die nach 1945 die Republik auf- 
gebaut hat und zum Teil zu beträchtlichen Vermö- 
gen gekommen ist — die viel etwa auch in Kunst 
investiert hat — , abtritt, und daß man hier sehr 
wohl — wir haben ja Beispiele hier gehört — weit 
mehr an Motivation von seiten des Staates geben 
könnte, solchen Besitz dann in den Bereich der 
öffentlichen Hand — es werden überwiegend kom- 
munale Einrichtungen sein, Landeseinrichtungen, 

' ' gelegentlich auch Bundeseinrichtungen — zu ge- 
ben. 

Ich glaube, wir sollten aus den langen Erfahrun- 
gen der Amerikaner in diesem Sektor — die wir 
natürlich nicht in allen Fällen übernehmen können 

— einmal lernen. Wenn Sie z. B. ins Guggenheim- 
Museum gehen, finden Sie eine ganze Menge Hin- 
weise, die wir auch auf unser Feld übertragen kön- 
nen. 

Ich will schon jetzt seitens der Bundesregierung 
dem Hohen Haus, vor allem den interessierten Kol- 
legen, das Angebot machen, daß wir uns rechtzeitig 
zusammensetzen. Ich glaube, die Zeit ist reif — um 
es einmal so zu formulieren — , daß wir jetzt hier 
ein neues Kapitel aufschlagen. Das wird zum Wohl 
des ganzen Landes sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das wird auch nach meiner festen Überzeugung 
zum Wohl der lebenden Künstler sein. 

Herr Duve, was Sie hier zum Teil gesagt haben, 
hält den Realitäten natürlich nicht stand. 

(Duve [SPD]: Sie hatten es für diese Legis- 
laturperiode versprochen!) 

Entschuldigung, Herr Duve. Hätten Sie eine andere 
Kassenlage hinterlassen, hätte ich in dieser Legis- 
laturperiode gern mehr getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie können nicht hierher kommen und die Konsoli- 
dierung einfordern und diese und jene Initiative im 


wirtschaftlichen Bereich, die wir ja mit großem Er- (C) 
folg vorgenommen haben, und gleichzeitig 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Aber, Herr Duve, von Kommunalpolitik verstehen 
Sie überhaupt nichts. Sonst könnten Sie jetzt nicht 
die Gemeindefinanzen in diesem Zusammenhang 
bringen. Die Gemeinden sind im Augenblick die 
allerletzten, die Sie hier zur Finanznot im Rahmen 
der öffentlichen Hand erwähnen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber ich möchte dieses Angebot noch einmal ma- 
chen. Ich hoffe, daß es — wenn der Rauch der 
Schlacht vorbei ist — möglich ist, in einem vernünf- 
tigen Gespräch auch in den zuständigen Ausschüs- 
sen des Parlaments, an dem ich mich in diesem Fall 
gerne selbst beteiligen will, zu Lösungen zu kom- 
men, die uns in unseren gemeinsamen Vorstellun- 
gen voranbringen. 

(Duve [SPD]: Es geht nicht nur um die 
Sammler, sondern um Künstler selber!) 

— Aber, Herr Kollege Duve, Sie wissen doch, daß 
die Herausforderung für einen Künstler, von seiner 
Kunst zu leben, zu allen Zeiten auch soziale Pro- 
bleme aufgeworfen hat. Sie können doch nicht ein- 
fach so tun, 

(Duve [SPD]: Tue ich nicht!) 

als sei hier ein völlig neues Problem in der Gesell- 
schaft entstanden. Das sind Ihre Versprechungen, 
die Sie natürlich nicht einhalten können. Im übri- 
gen kann ich nur sagen: Dort, wo der reale Sozialis- ( D ) 
mus existiert, ist in diesem Zusammenhang auch 
die Kreativität zu hinterfragen 

(Conradi [SPD]: Das ist ein tolles Argu- 
ment! — Duve [SPD]: Sagen Sie das Herrn 
Strauß!) 

— Es ist in der Tat ein Argument, daß das hinter- 
fragt werden kann. 

(Conradi [SPD]: Der Historiker spricht 
hier!) 

Meine Damen und Herren, ich habe mich heute 
vor allem wegen der Auseinandersetzung und der 
Diskussion um die Fragen der Geschichte unseres 
Landes zu Wort gemeldet. Unsere gemeinsame 
Kultur und Geschichte ist für mich und für uns ein 
festes Band für die Einheit der Nation. 

(Toetemeyer [SPD]: Das grüne Band!) 

Das gemeinsame Erbe unserer Kultur ist uns an- 
vertraut, damit wir es an die nächste Generation 
weitergeben können. Nation ist natürlich mehr als 
nur die Gemeinsamkeit von Kultur, Geschichte und 
Sprache, aber die Teilung des Landes hat viele an- 
dere Gemeinsamkeiten beschnitten. Mauer und 
Stacheldraht trennen Familien und Freunde. Das 
Leben unserer Nation ist in eine unnatürliche Bahn 
gezwungen: politisch und wirtschaftlich und nicht 
zuletzt kulturell. 

Aber ich füge auch hinzu: Solange die Spaltung 
dauert, so lange ist die Teilhabe an der einen deut- 
schen Kultur — es gibt eben nur die eine deutsche 
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(A) Kultur — vielleicht das stärkste Band gemeinsamer 
Identität aller Deutschen. 

Wir wollen aus diesem Grund vielfältige kultu- 
relle Kontakte mit den Deutschen in der DDR. 
Lange nicht alles, was wir uns wünschen, konnte 
bisher erreicht werden. Aber ich denke, das neue 
Kulturabkommen bietet eine große Chance zu 
mehr Gemeinsamkeit. Es schützt, ja es fördert die 
bereits bestehenden Kontakte und erleichtert den 
Ausbau zu mehr Zusammenarbeit. Wir begreifen 
dieses Abkommen nicht als einen Endpunkt einer 
Entwicklung — ich will dies ausdrücklich unter- 
streichen — , sondern als einen guten Ausgangs- 
punkt für Verbesserungen, für mehr kulturellen 
Austausch. 

Unabhängig von der Form staatlicher Organisa- 
tion ist Deutschland stets zuerst Kulturnation. Weil 
dies so ist, ist die Pflege der Kultur auch eine natio- 
nale Aufgabe. Unser Grundgesetz will ausdrücklich 
den Kulturstaat. Längst hat sich unser Land viel 
weiter als Kulturgesellschaft entwickelt, als es mit 
dem allgemein üblichen Etikett von der Industrie- 
nation gesagt werden kann. 

Freiheitlicher Staat bewährt sich in kultureller 
Vielfalt, in Pluralismus. Daraus erwächst auch An- 
ziehungskraft. Eine wichtige Voraussetzung nach 
unserer Verfassungsordnung ist dabei der Kultur- 
föderalismus. Er bietet eine große Chance, daß Kul- 
turpolitik, daß kulturelles Schaffen auf regionale 
Besonderheit eingestellt werden kann. Es ist durch- 
aus die Frage zu stellen — ich stelle diese Frage als 

(B) überzeugter Föderalist — , ob wir in der Entwick- 
lung der letzten Jahre im Verhältnis zwischen Bund 
und Ländern — das gilt übrigens auch für das Ver- 
hältnis von Ländern zu Gemeinden — diesem An- 
spruch hinreichend gerecht wurden. 

Kunst und Kultur sind seit langem nicht mehr 
Anliegen einer elitären Schicht. Sie sind Bestand- 
teil im Lebensalltag unseres Volkes. Die Renais- 
sance des Geschichtsbewußtseins nicht zuletzt und 
gerade bei jungen Menschen — übrigens diesseits 
und jenseits der Mauer — zeigt, wie lebenskräftig 
der Wille zur Selbstfindung ist. Die historische 
Standortbestimmung, die die Deutschen in der 
Bundesrepublik Deutschland und in der DDR su- 
chen, darf jedoch nicht in falscher Idylle verweilen 
oder gar eine Rechtfertigung irgendwelcher Ideolo- 
gie sein. 

Wir Deutschen können uns unserer Geschichte 
nicht entziehen. Wir bekennen uns zu den schreck- 
lichen und dunklen Kapiteln genauso. Wir bagatelli- 
sieren sie überhaupt nicht. Wir wissen, was in deut- 
schem Namen anderen Völkern Schreckliches an- 
getan wurde. Aber gerade weil wir uns dem nicht 
entziehen, dürfen wir auch dankbar sein — das hat 
gar nichts mit Nationalismus zu tun — für das 
andere, deutlich sichtbare großartige Erbe unseres 
Volkes. 

Zu unserer Geschichte gehört eben beides. Wer 
nach Weimar kommt, kann dort nicht nur in die 
Gruft zu Goethe und Schiller gehen, sondern in 
wenigen Autominuten auch hinauffahren zum 
Konzentrationslager und zur Erinnerungsstätte 


Buchenwald. Beides ist deutsche Geschichte. Deut- (C) 
sehe Geschichte ist eben auch Luther und Kant, 
Dürer und Cranach, Heinrich Heine und Albert 
Einstein. Deutsche Geschichte ist das 19. Jahrhun- 
dert mit dem Hambacher Fest und der Paulskirche, 
mit der Reichsgründung unter Bismarck, 

(Duve [SPD]: Und dem Sozialistengesetz!) 

ist der Erste und der Zweite Weltkrieg, der 20. Juli. 

— Wenn Sie das Sozialistengesetz nennen, dann 
müssen Sie auch den Kulturkampf erwähnen; aber 
ich mache hier keine Vorlesung über die Gebrechen 
der deutschen Geschichte. Warum haben Sie eigent- 
lich einen so verengten Blickwinkel? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Duve, Sie möchten doch gerne einer 
der Repräsentanten einer großen Tradition des in- 
tellektuellen Lagers in der deutschen Sozialdemo- 
kratie sein. Aber keiner von denen, die zu Bebels 
Zeiten oder in der Weimarer Republik für diesen 
Geist in der SPD standen, hat doch so verkürzt und 
verengt gedacht. Sie können doch die Dokumente 
nachlesen. Sie sind doch einer von denen, die für 
sich in Anspruch nehmen, darüber zu lesen 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Mir kommen die 

Tränen! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Können Sie nicht mehr eine nüchterne Ausein- 
andersetzung zu einem Thema ertragen, ohne ein- 
fach dazwischenzuschreien? Hier geht es doch jetzt 
gar nicht um die Lautstärke, sondern um die Kraft 
der Argumente. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Niemand in Deutschland hat das Recht, für sei- 
nen Teil der gespaltenen und geteilten Nation nur 
die guten Erinnerungen der Geschichte zu reservie- 
ren, die schlimmen und die bösen aber den Nach- 
barn zuzuschieben. Und wir haben das in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik auch nie getan. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich brauche nur an die Diskussion zur Wiedergut- 
machung zu erinnern, um ein Beispiel dafür zu ge- 
ben, daß das alle Demokraten in der Bundesrepu- 
blik so dachten und handelten. 

Und ich füge hinzu: Wer Luther feiert, wird auf 
die Dauer dem christlichen Gewissen seine Ach- 
tung nicht verweigern dürfen. Wer Friedrich den 
Großen würdigt, der sollte seinen Leitspruch beher- 
zigen, daß jeder nach seiner Fasson glücklich wer- 
den solle. 

(Toetemeyer [SPD]: „Selig“!) 

Und wer Goethe einbürgern will, der darf nicht das 
Erbe der Aufklärung ausschlagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Daß sich jetzt die politische Führung der DDR 
wieder stärker auf die deutsche Geschichte besinnt, 
hat besondere Motive: Weil der real existierende 
Sozialismus die Menschen nicht anspricht, soll die 
kommunistische Einparteienherrschaft durch eine 
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(A) einseitige Inanspruchnahme deutscher Geschichte 
abgestützt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wir dürfen deutsche Geschichte und Kultur nicht 
denen überlassen, die Sie mißbrauchen wollen. Wir 
wollen nicht, daß die Menschen manipuliert wer- 
den. Wir wollen, daß sie ihre eigene Überzeugung, 
ihr eigenes Bild gewinnen, wer wir Deutsche sind 
und wo wir in der Kontinuität der Geschichte ste- 
hen. Das ist ja auch die Anfrage gerade aus der jun- 
gen Generation. 

Mit zwei Initiativen will die Bundesregierung die- 
ses Nachdenken über unsere Geschichte fördern. In 
Berlin wird ein Deutsches Historisches Museum 
errichtet Es soll der ganzen deutschen Geschichte 
gewidmet sein. Als Beitrag des Bundes zum 750. Ge- 
burtstag der Stadt werden wir 1987 den Grundstein 
dafür legen. 

Beim Haus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland in Bonn steht vor allem die Zeit nach 
1945 im Mittelpunkt. Ich denke, es ist doch überfäl- 
lig, die Geschichte unseres Staates im Zusammen- 
hang darzustellen, — des Staates, den die Deut- 
schen wollten, die sich nach der Katastrophe des 
Nationalsozialismus frei entscheiden durften. 

Meine Damen und Herren, bei allen Diffamierun- 
gen dieser Projekte: In beiden Fällen geht es nicht 
darum, ein quasi amtliches Geschichtsbild zu ver- 
mitteln. Ein solches Bild gibt es in einer freien Ge- 
sellschaft nicht. In Bonn und Berlin soll deutsche 
Geschichte so dargestellt werden, daß sich unsere 
Bürger darin wiedererkennen — auch in der kon- 
troversen Auseinandersetzung wiedererkennen. Of- 
fene und kontroverse Deutungen über die Vielfalt 
dieser Zeit müssen selbstverständlich möglich sein 
— ja das ist, wenn Sie so wollen, ein Stück der 
Grundidee dieser Vorhaben. 

Die Bundesregierung hat mit den Vorarbeiten 
hervorragende Historiker und Museumsfachleute 
betraut. Sie arbeiten, wie sich jeder überzeugen 
kann, unabhängig, ohne Vorgabe zu Inhalt und 
Form. Ich möchte allen, die mitwirken, herzlich 
danken. 

Lassen Sie mich angesichts mancher Kontro- 
verse hinzufügen: Beiden Projekten tut eine inten- 
sive öffentliche Debatte gut, wenn sie an der Sache 
orientiert ist. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Als Gegenstand parteipolitischer Auseinanderset- 
zung, Verleumdung oder Diffamierung sind diese 
Projekte überhaupt nicht geeignet. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Duve [SPD]) 

— Und im übrigen, Herr Abgeordneter Duve, ist kri- 
tische Mitarbeit allemal ertragreicher als eine 
schlichte Verweigerung. 

Keine Regierung kann und darf — und für mich 
darf ich sagen: will — eine bestimmte Geschichts- 
auffassung diktieren. Der freiheitliche Staat kann 
sich nicht als Richter der Kunst verstehen. „Kunst 
und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei“, 


so heißt es kategorisch im Art. 5 unseres Grundge- (C) 
setzes. Das ist doch ein wichtiger Ertrag des Ler- 
nens aus der Geschichte, aus der Erfahrung der 
Nazi-Barbarei. 

In diesen Wochen erscheint mit Unterstützung 
der Bundesregierung eine Dokumentation über 
Malerei und bildende Kunst, die vom Hitler-Re- 
gime als „undeutsch“ und „entartet“ denunziert und 
verfemt wurden. Die Publikation ist Tribut und ein 
ehrendes Andenken an die Künstler der äußeren 
und inneren Emigration und ihre Kunst, die sich 
nicht vom Geist der Barbarei ersticken ließ. 

Kulturelle Entwicklung braucht den Streit der 
Meinungen, den Wettstreit der Ideen, auch die Kon- 
kurrenz von Lebensvorstellungen. Wir wollen dabei 
— das ist hier richtig gesagt worden, ich will es 
unterstützen — nicht nur an künstlerische Spitzen- 
leistungen denken, sondern wir brauchen auch die 
breite kulturelle Entfaltung. 

Immer mehr Menschen sind bereit, teilweise be- 
achtliche Teile ihres Einkommens kulturellen Be- 
dürfnissen zu widmen. Immer mehr Menschen wol- 
len künstlerisch selbst tätig werden. Es ist doch 
nicht wahr, daß das Fernsehzeitalter dies alles er- 
stickt hat. Die Motivation ist, wenn Sie etwa in 
Jugendmusikschulen gehen, doch überdeutlich zu 
erkennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Menschen wollen schöpferisch tätig sein — 
beim Musizieren, beim Malen, beim künstlerischen ( D ) 
Gestalten, in The ater gruppen, in der Literatur. Die 
Renaissance der Lyrik, die totgesagt war, ist ein 
Beispiel. Wer dieses Jahr auf der Frankfurter Buch- 
messe war, konnte dies an vielen beispielhaften 
Vorstellungen deutlich sehen. 

Die Ausgestaltung unserer Kuiturgesellschaft, 

meine Damen und Herren, ist eine der wichtigsten 
Zukunftsaufgaben. Kultur darf nicht in Nischen 
verbannt werden, sie muß die Wirklichkeit des Lan- 
des durchdringen. Hier bieten sich Perspektiven 
einer Weiterentwicklung unserer wissenschaftlich- 
technischen Zivilisation. Sie kann jenseits der 
Grenzen ihrer zweckrationalen Verfaßtheit vom 
Pluralismus der Lebensformen und -entwürfe 
menschlicher gestaltet und vielfältig bereichert 
werden. 

Paul Tillich hat Kultur einmal gekennzeichnet als 
das „vom Menschen inszenierte symbolische Uni- 
versum“. Gerade so — als eine sinngebende Gestal- 
tungskraft — geht vom kulturellen Schaffen große 
Faszination aus. Vor allem in einer modernen, sehr 
viel mehr egalitären, von Nummern und Daten be- 
herrschten Welt spricht das die Menschen an. 

Wo es dabei um Kunstförderung im engeren Sinn 
geht, sollten für uns zwei Kriterien bestimmend 
sein: die Kreativität der Kunst und der notwendige 
Freiraum, den Kunst braucht Das heißt, ein klares 
Bekenntnis zum Pluralismus. Wer ex cathedra für 
sich und seine Meinung in Anspruch nimmt, daß 
diese oder jene Richtung oder Qualifikation die ein- 
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(A) zig mögliche ist, versagt bei dieser entscheidenden 
Herausforderung einer offenen Gesellschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dabei gilt freilich auch: Kunst wird zur Kultur, 
wenn sie Menschen fesselt. Sie verlöre ihren Sinn, 
wenn sie die Menschen gar nicht mehr ansprechen 
wollte und nur zum Selbstzweck geraten würde. 

Bei der staatlichen Kunstförderung — das war zu 
allen Zeiten, in allen Kulturepochen ein besonderes 
Problem — geht es immer auch um die richtige 
Balance zwischen Maß und Wagnis. 

(Dr. Penner [SPD]: Nico Dostal!) 

— Sind Sie eigentlich gar nicht mehr in der Lage 
zuzuhören? Das ist doch nun wirklich kein Thema, 
das man kontrovers behandeln sollte. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Mein Gott, 
sind Sie empfindlich!) 

Wir hören Ihnen doch auch zu, wir hören Ihre Belei- 
digungen, Ihre Diffamierungen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Sie leiden an 
Verfolgungswahn!) 

Sie müssen es doch wenigstens einmal ertragen, 
daß hier in einer ruhigen Weise zu einem Thema 
gesprochen wird. Sie können ja andere Meinungen 
dazu haben. 

Kultur läßt sich nur mit Aufgeschlossenheit be- 
wahren, auch gegenüber den Zeitgenossen. 

Kultur ist auch das Angebot zur Selbstdarstel- 
lung unserer Nation im Ausland, Wir wollen diese 
Chance auf keinen Fall auslassen. Dazu gehört, daß 
wir auch neue Wege der Förderung unserer Mut- 
tersprache gehen. Wer in der auswärtigen Kultur- 
politik die Pflege der eigenen Muttersprache ver- 
nachlässigt, kann auf die Dauer die Kultur des Lan- 
des nicht richtig darstellen. Wir wollen deshalb in 
der nächsten Legislaturperiode vor allem jenseits 
unserer Grenzen eine groß angelegte Aktion zur 
Förderung der deutschen Sprache einleiten. Aber 
auch in den Schulen unseres Landes ist sicherlich 
noch mehr Pflege der Sprache am Platze. 

Ob im Ausland oder bei uns selbst: Bei der Kul- 
turpolitik geht es nicht um anonyme Institutionen, 
es geht überhaupt nicht um abstrakte Theorien. 
Kulturpolitik muß den Menschen als zentralen Be- 
zugspunkt haben — seine personale Entfaltung, 
seine Gestaltungskraft und auch die schöpferische 
Entwicklung der Gesellschaft selbst. 

Meine Damen und Herren, ich möchte uns alle 
einladen, in der nächsten Legislaturperiode — wie 
ich hoffe, unter insgesamt günstigeren materiellen 
Bedingungen — auf diesem Weg ein wesentliches 
Stück voranzukommen. Es sind noch 14 Jahre bis 
zum Ende dieses Jahrhunderts. Es wäre eine groß- 
artige Sache, wenn am Ende dieses Jahrhunderts, 
das so viel Not und Elend sah, wir im freien Teil 
unseres Vaterlandes, in der Bundesrepublik, einen 
ganz wesentlichen Schritt nach vorn machen, einen 
wesentlichen Beitrag dazu leisten können, daß auch 


die Kulturlandschaft der Deutschen nach innen und (C) 
außen ein Werk des Friedens ist. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Stückten: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Glotz. 

Dr. Glotz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich möchte ausdrück- 
lich sagen, ich finde es richtig und auch dankens- 
wert, daß der Bundeskanzler in der Kulturdebatte 
des Bundestages selbst das Wort ergriffen hat. Ich 
kann auch manchem von dem zustimmen, was Sie 
gesagt haben. Nur, zu der Art, wie Sie auf Zwischen- 
rufe des Kollegen Duve, aber auch anderer reagiert 
haben, erlauben Sie mir die Bemerkung: Selbstbe- 
wußtsein ist für unsereinen ja notwendig, wenn es 
aber von Selbstgerechtigkeit überwuchert wird, 
kann es einem auch schaden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich bin dem Kollegen Baum sehr dankbar, daß er 
das Wort „politische Kultur“ in den Mund genom- 
men hat. Sie konnten den Begriff in Ihrer Rede 
allerdings nur abhaken, ohne darauf einzugehen. 

Ich möchte das in ein paar Sätzen tun. 

Meine Behauptung ist: In einer Gesellschaft, in 
der gewachsene politische Milieus wie die Arbeiter- 
schaft oder auch das katholische Bürgertum schwä- 
cher werden, in der auch geistige Traditionen 
schwächer werden, beispielsweise die Bindungs- ^ 
kraft religiöser Deutungsmuster, geraten wir im- 
mer stärker in die Gefahr des Populismus. Wir ge- 
raten in die Gefahr, daß die Verständigung von 
Menschen in Institutionen, beispielsweise in Par- 
teien und Gewerkschaften, gering geachtet wird, 
daß sich eine Verachtung der sogenannten Appa- 
rate einschleicht und dann, Herr Daweke, der wir- 
kungsvolle Appell als Politik verstanden wird, den 
strategische Eliten über die Medien direkt an das 
Volk senden, und an die Stelle von mühsamer Mei- 
nungs- und Willensbildung in zahllosen Gruppen 
und Kreisen einer Gesellschaft, die vielfältig geglie- 
dert ist, die direkte Ausbeutung von Ängsten und 
Glückserwartungen von Menschen tritt. 

(Daweke [CDU/CSU]: So ist es!) 

Damit hier keiner glaubt, ich spräche nur in einer 
Richtung, möchte ich sagen, es gibt einen rechten 
autoritären Populismus, es gibt auch einen linken 
Populismus, und selbstverständlich sind wir alle in 
Gefahr, einem solchen Populismus zu verfallen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gut, daß wir in 
der Mitte sind!) 

— Damit Sie wissen, was ich meine, nehme ich ein 
Beispiel, Herr Kollege. Rechter Populismus ist es 
zum Beispiel, wenn der jetzige Umweltminister 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein guter 
Mann!) 

als Frankfurter Oberbürgermeister kurz vor seiner 
Wahl sich selbst eine feste Hand in der Ausländer- 
politik bescheinigte. Er bediente sich Ressenti- 
ments und Vorurteile verunsicherter Bürger zum 
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(A) Zweck der Machterhaltung. Das gefährdet politi- 
sche Kultur. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Fragen Sie mal 
Ihre Oberbürgermeister!) 

Aber es gibt auch linken Populismus. Ihn be- 
schreibt beispielsweise der jüdische Schriftsteller 
und Wissenschaftler Micha Brumlik. Er schildert 
die Widerstandsbewegung — wie er das nennt — in 
den hessischen Gemeinden Walldorf/Mörfelden ge- 
gen die Startbahn West. Er beschreibt, daß es neben 
jungen Leuten auch ältere gegeben hat, Rentner im 
Lodenmantel, wohlsituierte Bürger, die sich da be- 
teiligt haben, die im Hüttendorf geholfen haben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sehr gut, die grüßen 
wir!) 

Er schreibt dann wörtlich, und das möchte ich Ih- 
nen zitieren: 

Etwa zu dem Zeitpunkt, als sich das endgültige 
Ende dieser Bewegung abzuzeichnen begann, 
strandete in Walldorf eine größere Gruppe 
osteuropäischer Roma, also von Zigeunern. Ein 
Teil der Walldorfer Bevölkerung, der sich aktiv 
am Widerstand gegen das Bauvorhaben enga- 
giert hatte, zumal ältere Menschen, engagierte 
sich nun in rassistischer und hetzerischer 
Weise für den sofortigen Abzug der Roma. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sehr schlimm!) 

Vereinzelte Versuche, in der linken oder alter- 

( B ) nativen Presse auf diesen Skandal hinzuwei- 
sen, verliefen im Sande. Das Geschehen wurde 
von jüngeren, aktiven Mitgliedern der Start- 
bahnbewegung vertuscht. Zudem fiel auf, daß 
die sonst so kritische liberale Presse nicht 
nachhakte. Man wollte sich die Omi, die stets 
mit Henkelmann und Thermosflasche ins Feld 
gezogen war, nicht madig machen lassen. 

(Zuruf von der SPD — Ströbele [GRÜNE]: 

Das ist wirklich schlimm!) 

— Herr Kollege Ströbele, Sie nicken mit dem Kopf. 
Wem immer das gefällt oder nicht, auch unter den 
GRÜNEN: Hier wird die mühsam aufgebaute politi- 
sche Kultur der Bundesrepublik angefressen, ver- 
letzt und im Zweifelsfall auch zerstört. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ich gebe Ihnen völlig 
recht! — Zuruf von der CDU/CSU: Zu wel- 
chem Thema spricht der eigentlich?) 

— Ich freue mich, daß Sie mir völlig recht geben 
und hoffe, daß Sie diesen Standpunkt in Ihrer Par- 
tei auch überall durchsetzen, Herr Kollege Ströbe- 
le. 

Ich will mich an den Kollegen Daweke wenden, 
der mich auf das Thema der kulturellen Hegemonie 
angesprochen hat. Das ist ja noch schlimmer, als 
Sie es dargestellt haben, Herr Daweke: Der Begriff 
stammt nicht von mir, sondern von dem italieni- 
schen Kommunisten Antonio Gramsci. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das wollte ich Ihnen 
nicht unterstellen!) 


Ich gebrauche ihn immer ganz positiv. Das ist sozu- (C) 
sagen die Übersetzung dessen, was der Bundes- 
kanzler mit den der großbürgerlichen Sprache et- 
was nachempfundenen Worten die „geistig-politi- 
sche Führung" nennt. 

Sie haben vollkommen Recht: Diese geistig-politi- 
sche Führung kann nicht dadurch ausgeübt werden, 
daß das Präsidium der SPD oder das Präsidium der 
CDU Stichworte gibt und die von anderen auf ge- 
nommen werden. 

(Bundeskanzler Dr. Kohl: Das haben wir 
nie in Anspruch genommen! Das stimmt 
doch gar nicht!) 

— Nein, ich antworte auf das, was Herr Daweke 
gesagt hat. Ich hoffe, daß Sie das nicht in Anspruch 
genommen haben. Geistig-politische Führung kann 
nur dadurch ausgeübt werden, daß eine freie Kom- 
munikation in der Gesellschaft stattfindet, in der 
Künstler eine besondere Rolle spielen. 

Ich würde uns allen sogar Vorhalten, daß wir doch 
häufiger mal Stichworte aus dieser Diskussion viel 
zu spät aufnehmen und als Politiker viel zu wenig 
darauf reagieren. Insofern also läßt sich nicht mit 
dem Begriff operieren, daß die Politik die Kultur 
dominiere. 

Damit wende ich mich direkt an den Bundes- 
kanzler. Herr Bundeskanzler, was ich an Ihrer Poli- 
tik kritisiere, fasse ich in diesem Zusammenhang in 
dem Wort „Geschichtspolitik" zusammen. Es wird 
immer deutlicher — so behaupte ich — , daß Sie in 
den letzten Jahren bewußt die Tabugrenze gesenkt (D) 
haben, 

(Ströbele [GRÜNE]: Richtig!) 

um durch populistische Ansprache den rechten 
Wählerrand besser zu erreichen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Wider- 
spruch bei der CDU/CSU) 

Der Besuch bei der schlesischen Landsmannschaft, 
nach dem Sie das unsägliche Motto „Schlesien ist 
unser“ erfunden hatten, war, wie sich heute heraus- 
stellt, kein Zufall. Von den fragwürdigen Äußerun- 
gen zur eigenen Geschichte, zur Gnade der späten 
Geburt bis zu dem in diesem Haus nun ausreichend 
diskutierten Vergleich von Gorbatschow mit Goeb- 
bels zieht sich eine Linie: Der Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland riskiert Schaden für 
die auswärtige Politik und Schaden für die politi- 
sche Kultur im Inneren, um auch noch den letzten 
rechten Wähler für die CDU/CSU zu erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, Sie rufen damit Geister, die 
Sie nicht mehr loswerden, von denen keiner von 
uns weiß, ob man sie loswerden kann. Leute wie 
Schönhubers Republikaner bekämpft man nicht da- 
durch, daß man ihnen nach dem Mund redet, son- 
dern daß man ihnen widerspricht. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Das ist Ihre Schlußfolgerung aus der 
Erfahrung mit den GRÜNEN — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 
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(A) Ich möchte Sie, Herr Bundeskanzler noch einmal 
auf den Satz ansprechen, mit dem Sie in Israel „von 
der Gnade der späten Geburt“ gesprochen haben. 
Ich weiß, daß Sie kein Antisemit sind, aber ich war 
betroffen, als ich Sie gerade in diesem Land so 
selbstbewußt den Satz aussprechen hörten: Wir ha- 
ben unsere Lektion gelernt. Als Sie dann auf einer 
Pressekonferenz den erstaunten Israelis erläuter- 
ten, wie man in Bonn mit der deutschen Geschichte 
umzugehen gedenke, nämlich nach vorne lernen, da 
war ich nicht mehr nur betroffen. Was heißt denn 
das, Herr Bundeskanzler? Heißt das, daß die, die 
nach vorne lernen, nun nicht mehr zurückschauen 
sollen? Haben Sie wie Franz Josef Strauß die ewige 
Vergangenheitsbewältigung — das ist eine echte 
Frage, keine rhetorische — als gesellschaftspoliti- 
sche Dauerbüßeraufgabe — letzte Rede auf dem 
CSU- Parteitag — auch satt? Wir reden hier von poli- 
tischer Kultur, und ich sage Ihnen offen: Nach Ihrer 
Reise nach Israel war ich nicht mehr nur betroffen, 
sondern an manchen Stellen auch beschämt 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist selbstge- 
recht! — Zuruf von der FDP: Hat er doch 
klargestellt!) 

Die Bürger der Bundesrepublik, so muß der Popu- 
list Kohl damals in Israel gedacht haben, haben die 
Büßerpose satt: Willy Brandt ist in die Geschichte 
eingegangen durch das Niederknien im Warschauer 
Getto. Ich werde der erste sein, der zur Normalität 
zurückkehrt, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

(B) ich, der Katholik Helmut Kohl, Jahrgang 1930, un- 
schuldig am Schweigen der Mitläufer Hitlers und 
unschuldig an den Morden Hitlers. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Eine schlimme 
Rede! — Kein Wunder, daß Sie bei der Be- 
völkerung nicht ankommen! — Bohl [CDU/ 
CSU]: Was für ein Tagesordnungspunkt ist 
das überhaupt? — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Sie, Herr Bundeskanzler, wollten das Kains-Mal til- 
gen, die Kette der Geschichte brechen. Sie wollten 
gesund, normal und selbstbewußt sein und dabei 
noch ein wenig Eindruck bei einem bestimmten 
Teil der rechten Wähler machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben historische Schuld auf sich geladen, 
indem Sie in der Rolle des Kanzlers den Bann ge- 
löst und die Tabugrenze gesenkt haben. Wenn 
heute von Fellner bis zum Bürgermeister von Kor- 
schenbroich wieder antisemitisch dahergeplappert 
wird, tragen Sie daran Mitschuld, Herr Bundes- 
kanzler Kohl. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 

Das ist eine Unverschämtheit! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich weiß, daß Sie sich immer als Kanzler der 
Mitte bezeichnen, und ich denke auch nicht daran, 
Sie in die rechte Ecke zu stecken. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ach nein! — 
Aber Schmutzkübel werden trotzdem aus- 
geschüttet!) 


Den Begriff „Stahlhelm“ haben nicht wir erfunden, (C) 
den haben Sie erfunden. Ich bin nur der Meinung, 
daß es eine der wichtigen Aufgaben der deutschen 
Politik ist, den „Stahlhelm“ von Dregger bis Toden- 
höfer zu isolieren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Zuruf von der CDU/CSU: Das ist Ihre poli- 
tische Kultur) 

Aber gut, Sie gehören nicht zu dieser Gruppie- 
rung, Herr Bundeskanzler. Sie würden sich wohl 
auch nicht wie Ihr Innenminister das Preußen- 
schild einer Landsmannschaft verleihen lassen, das 
irgendwann vorher dem Großadmiral Dönitz als 
dem Stellvertreter Hitlers verliehen worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
nicht zu fassen!) 

Aber Sie lassen solche Tendenzen zu, Herr Bundes- 
kanzler, statt sie zu isolieren. In diesem Opportunis- 
mus liegt die Gefahr für die politische Kultur der 
Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesrepublik hat in die Gemeinschaft der 
freien Völker zurückgefunden, als Konrad Ade- 
nauer und Charles de Gaulles sich in der Kathe- 
drale von Reims die Hand reichten und als Willy 
Brandt im Warschauer Getto niederkniete. Diesen 
Kredit verspielt heute eine Regierung, deren Au- 
ßenministerium — jetzt rede ich von der Zeit kurz 
vor Bitburg — dem amerikanischen Präsidenten 
anläßlich eines offiziellen Besuchs hier bei uns in ' ' 
der Bundesrepublik empfohlen hat, ein Konzentra- 
tionslager zu meiden. 

(Bundeskanzler Dr. Kohl: Das ist doch gar 
nicht wahr!) 

Im Bestreben, auch eine kleine Minderheit unver- 
besserlicher Deutscher als Wähler zu behalten, ge- 
fährden Sie und die von Ihnen getragene Regierung 
das Ansehen der deutschen Demokratie im Ausland 
und gefährden auch die politische Kultur in diesem 
Land. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 

CDU/CSU: Eine Frechheit! — Das ist wohl 

„Versöhnen statt spalten“! — Die neue 
Wahlkampf Strategie!) 

Der Populismus mag wirksam sein, und die Ge- 
fahr, in Populismus zu verfallen, bedroht uns alle. 

Wir sollten gegen diese Bedrohung versuchen, an 
der Tradition der Aufklärung, wie der Bundeskanz- 
ler heute zu Recht zitiert hat, festzuhalten. Ich rede 
nicht von Konfliktlosigkeit, ich rede von Streit. 

Aber es gibt auch einen aufklärenden Streit, einen 
Streit, der die Bürger aufklärt. Es wäre gut, wenn es 
uns gelingen würde, solchen Streit in der Bundesre- 
publik Deutschland zu führen. 

(Abg. Dr. Lammert meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Lammert, ich bin gleich zu Ende, 
dann dürfen Sie sich hier äußern. 
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Ich schließe mit zwei skeptischen Sätzen eines 
großen deutschen Autors, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zu denen Sie 
nicht gehören!) 

der dazu noch den Vorteil hat, wie andere Autoren 
sein ganzes Leben lang Demokrat gewesen zu sein, 
nämlich Heinrich Mann. Er hat 1945, noch beein- 
druckt oder fast betäubt von den 12 Jahren Natio- 
nalsozialismus, gesagt: 

Der einzelne lebt kurz; vollendete Verwandlung 
erlebt er selten. Eher wird er zuletzt noch 
Zeuge eines Rückfalls in längst widerlegte Zu- 
stände. 

Ich stelle eindeutig klar: Es droht kein neuer au- 
toritärer Staat, kein neuer Faschismus; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Immerhin!) 

aber eine zweite Restauration, ein zweites oder drit- 
tes Biedermeier wäre auch ein Rückfall. 

Ich will Ihnen sagen: Die Sozialdemokratie wird 
gegen einen solchen Rückfall in längst widerlegte 
Zustände mit aller Kraft ankämpfen, und das nicht 
nur in kulturpolitischen Debatten! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Schwach! — Kommt erst mal 
über 35 %!) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kohl: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist notwendig, drei kurze 
Bemerkungen zu Behauptungen des Herrn Abge- 
ordneten Glotz zu machen. 

Erstens: Herr Abgeordneter Glotz, Sie haben die 
Unwahrheit gesagt Die Bundesregierung — weder 
das Auswärtige Amt, noch ich, noch sonst irgend 
jemand — hat nicht im Sinne dessen, was Sie eben 
hier gesagt haben, dem amerikanischen Präsiden- 
ten vor seinem Besuch in Bitburg den Rat oder die 
Empfehlung gegeben, ein Konzentrationslager 
nicht zu besuchen. Das genaue Gegenteil ist der 
Fall. 

(Frau Männle [CDU/CSU]: Das weiß er 
aber! — Zuruf von der CDU/CSU: Das ist 
dem Herrn Glotz durchaus bekannt!) 

Bei der Planung der damaligen Reise habe ich 
selbst Vorschläge mit dem Weißen Haus bespro- 
chen. Andere Behörden waren in diesem Zusam- 
menhang überhaupt nicht aktiv. Je nach dem Ab- 
lauf des Besuches war zur Auswahl gestellt, entwe- 
der das Konzentrationslager in Dachau zu besu- 
chen — dies wäre geschehen, wenn er einen Besuch 
in München einbezogen hätte — oder das Konzen- 
trationslager in Bergen-Belsen, das ja dann be- 
kanntlich besucht wurde. Alle anderen Behauptun- 
gen sind falsch. 

(Dr. Glotz [SPD]: In der zweiten Phase! — 
Frau Dr. Lepsius [SPD]: Das war doch das 
Ergebnis der öffentlichen Diskussion!) 

— Aber das ist doch überhaupt nicht wahr! Sie kön- 
nen doch nicht eine Behauptung aufstellen, die ein- 


fach nicht stimmt! Ihre Quellen sind falsch. Im Zu- (C) 
sammenhang mit Bitburg werden ja bewußt, auch 
entsprechend den Intentionen Ihrer eigenen Partei 
und anderer Kräfte, gerade im jetzigen Wahlkampf 
Falschmeldungen verbreitet; ich brauche nur be- 
stimmte Druckerzeugnisse von dieser Woche zu le- 
sen! — Das ist die erste Feststellung. Bitte lassen 
Sie das sein! Ich will es hier ausdrücklich noch ein- 
mal namens der Bundesregierung dementieren. 

Zweitens: Sie haben eine Menge Bemerkungen 
mit Blick nach rechts und rechtsaußen gemacht. Ihr 
Kollege, der vorher sprach, sprach von „deutschna- 
tional“. Das berührt mich nicht. Es ist ein Teil Ihres 
Wahlkampfkonzeptes. Aber ich will hier als Vorsit- 
zender der Christlich Demokratischen Union unter- 
streichen: Ich brauche von niemandem Nachhil- 
feunterricht im Hinblick auf den Standort der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands in 
der deutschen Politik! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das mußte einmal gesagt werden!) 

Christliche Demokraten waren wie Sozialdemokra- 
ten, wie Kommunisten und viele andere in den Kon- 
zentrationslagern und Gefängnissen des Dritten 
Reiches. Wenn Sie den Gründungsaufruf des 
Reichsverbandes der Christlich Demokratischen 
Union vom Juni 1945 nachlesen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir haben das 
alles nicht vergessen!) 

werden Sie feststellen, daß eine ganze Reihe der 
Persönlichkeiten, die diesen Aufruf unterschrieben 
haben, direkt aus dem Konzentrationslager, aus ^ 
den Todeszellen von Plötzensee oder aus dem 
Zuchthaus Brandenburg gekommen sind. Der erste 
Vorsitzende des Reichsverbandes der Christlich De- 
mokratischen Union, Andreas Hermes, ist den 
Schergen Hitlers in Plötzensee nur durch einen Zu- 
fall gerade noch entkommen. 

Bitte unterlassen Sie das, sonst müssen wir uns 
mit Ihnen in sehr viel intensiverer Weise über die- 
ses Thema unterhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundeskanzler, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Bundeskanzler Dr. Kohl: Ja, bitte. 

Dr. Glotz (SPD): Herr Bundeskanzler, würden Sie 
zur Kenntnis nehmen, daß ich mit keinem Wort die 
Geschichte der Union angegriffen habe, auch nicht 
die Opfer, die christliche Politiker im Nationalsozia- 
lismus gebracht haben, sondern daß ich die aktuelle 
Politik angegriffen habe, die Reaktion von Ihnen 
und Ihrer Regierung, in der jetzigen Situation das 
Preußenschild für Friedrich Zimmermann — heute, 
nicht 1945? 

Bundeskanzler Dr. Kohl: Aber Herr Abgeordneter, 
wenn Sie eben zugehört hätten, wüßten Sie, daß ich 
Sie und Ihren Vorredner angesprochen habe. Nicht 
Sie, sondern Ihr Vorredner sprach von „deutschna- 
tional“. Meine Antwort ging in diesem Zusammen- 
hang an Ihren Vorredner, Herrn Duve. Aber ich bin 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 253. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Dezember 1986 19665 


Bundeskanzler Dr. Kohl 

(A) gerne bereit, das noch aufzunehmen, was Sie jetzt 
in die Debatte einbringen. Denn weder die Christ- 
lich Demokratische noch die Christlich-Soziale 
Union hat sich vom Gesetz des Anfangs ihrer Ge- 
schichte entfernt. Was soll eigentlich die dauernde 
Nennung des Namens von Franz Josef Strauß? Das 
ist ein Mann, der in den Jahrzehnten seines politi- 
schen Lebens bei all dem, was Sie kontrovers emp- 
finden — er ist ja nun ganz gewiß einer, der Kon- 
troversen eher herbeiführt, als daß er sie schlich- 
tet — 

(Duve [SPD]: Das kann man wohl sagen! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

— Gut, das ist ja bekannt; das weiß er selbst. Aber 
eines können Sie ihm bei all Ihrer Gegnerschaft 
doch nicht bestreiten: Er stand im Dritten Reich als 
ein junger Mann auf der anderen Seite. Er hat nach 
dem Dritten Reich einen entscheidenden Beitrag 
dazu geleistet, daß wir deutsche Demokratie be- 
kommen haben. Jeder Angriff gegen Strauß in der 
Weise, wie er hier von Ihnen verübt wird, erregt bei- 
spielsweise in Jerusalem allgemeines Gelächter, 
denn dort weiß jeder, was dieser Mann für die 
Gründung und Entwicklung des Staates Israel ge- 
tan hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lesen Sie bitte, weil Sie von Schlesien und von 
der schlesischen Landsmannschaft gesprochen ha- 
ben, meine Rede dort nach und nicht nur das, was 
Sie gerne daraus machen wollten. Ich habe vor der 
schlesischen Landsmannschaft eine Rede gehalten, 
' die selbst in den offiziellen Organen der kommuni- 
stischen Führung Polens Zustimmung gefunden 
hat. Man kann zweierlei machen: Man kann wie Sie 
eine ganze Gruppe der Bevölkerung über ein Jahr- 
zehnt lang diffamieren und ausgrenzen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 

Es wäre ja Ihre Sache gewesen — die Sache der 
Herren Brandt und Schmidt — , auch auf die Ver- 
triebenenverbände zuzugehen und ihre Arbeit zu 
würdigen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn Sie haben sich ja einen Teil Ihrer Chancen, 
1969 überhaupt an die Macht zu kommen, mit Ihren 
falschen Schwüren von damals gegenüber den Ver- 
triebenen erworben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Ich habe damals, 1969, als Ministerpräsident von 
Rheinland-Pfalz zu diesem Thema nicht anders ge- 
sprochen als hier und heute. Deswegen brauchen 
wir darüber jetzt nicht zu sprechen. 

Jetzt will ich zu dem sehr persönlichen Wort kom- 
men, das Sie gesprochen haben. 

(Duve [SPD]: Das ist der Umgang mit der 
Geschichte! Falsche Schwüre!) 

Ich habe lange genug geschwiegen. Herr Glotz, Sie 
sind ja nicht einer, der irgendwie daherredet. Wir 
haben ja gerade über Ihr jüngstes Buch einen 
Briefwechsel gehabt. Warum sind Sie in einer sol- 


chen Weise intellektuell unredlich? Sie wissen doch, (C) 
daß diese Darstellung des Zitats von der „Gnade 
der späten Geburt“ nicht stimmt. Sie haben doch 
hervorragende Beziehungen zu Ihren politischen 
Freunden in der Arbeiterpartei in Tel Aviv und in 
Jerusalem. Sie können doch einmal mit Shimon 
Peres darüber sprechen. 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir ja!) 

— Das haben Sie mit Sicherheit nicht, denn sein 
Zeugnis ist mit Sicherheit nicht das, was Sie öffent- 
lich wider besseres Wissen ablegen. Seine Mitarbei- 
ter waren bei jener Diskussion dabei. Es war eine 
Diskussion mit über 30 Abgeordneten der Knesset. 

Es war übrigens eine Diskussion, bei der niemand 
Anstoß an meinen Äußerungen genommen hat, 
denn die Diskussion hat einen ganz anderen Ver- 
lauf genommen. 

Um was ging es denn in dieser Diskussion? — Es 
ging um die Frage, ob es in Deutschland wiederum 
die Gefahr eines Neonazismus gebe. Das war die 
Ausgangsposition. In dieser Diskussion habe ich die 
Meinung vertreten, die ich auch heute noch vertre- 
te, daß es neben einem minimalen Prozentsatz von 
Leuten in der deutschen Gesellschaft — das ist für 
mich immer mehr eine Frage der Medizin als der 
Politik gewesen — 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Ein schlim- 
mes Mißverständnis!) 

keine wirkliche Gefahr gibt, daß wir aber ein Stück 
Geschichtslosigkeit in manchen Gruppen haben, die 
versucht haben und versuchen, die Erfahrung und 
das Erlebnis der Geschichte des Dritten Reiches zu 
verdrängen, wobei die Älteren die Hauptschuld tra- 
gen. In diesem Zusammenhang habe ich, auf meine 
Person bezogen, gesagt — dazu stehe ich; ich bleibe 
dabei — , daß Menschen aus meiner Generation — 
Jahrgang 1930 — , die 1939, mit neun Jahren, den 
Kriegsbeginn und 1945, mit 15 Jahren, das Kriegs- 
ende erlebt haben, eine Pflicht haben. Diese Pflicht 
erwächst aus der Tatsache, daß ich zu jung war, um 
selbst in eigene Schuld zu geraten, und zu alt war, 
um etwa die Erlebnisse nicht zu machen, die wir 
alle gemeinsam machen mußten, die ich z. B. in mei- 
nem Elternhaus, in meinem persönlichen Umfeld, 
gemacht habe. In diesem Zusammenhang sagte ich 

— dazu stehe ich — , daß die Gnade der späten Ge- 
burt — 

(Duve [SPD]: Ein Zitat von Gaus!) 

— Das behauptet Herr Gaus wie so vieles. Im übri- 
gen ist es mir völlig egal, wenn Herr Gaus das glei- 
che Zitat gebraucht. Hier geht es doch nicht um 
intellektuelle Spielerei. Begreifen Sie denn über- 
haupt nicht, um was es in der Sache geht? Das ist 
doch eigentlich schade. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bekannte mich zur Pflicht meiner Genera- 
tion, die das Dritte Reich noch erlebt hat, ohne 
selbst in Schuld zu geraten, die aber schon alt ge- 
nug war, um Erfahrungen zu haben. Ich habe be- 
spielsweise noch eine Erinnerung — damals als 
8 jähriger — an die Reichskristallnacht. Ich habe 
meine Erfahrungen mit dem Kriegsbeginn. Ich sehe 
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(A) vor mir die ersten Flüchtlinge und Vertriebenen des 
Zweiten Weltkrieges, südpfälzische Bauern, die 
über unsere Rheinbrücke nach Mannheim gezogen 
sind. Ich habe die Erfahrungen — wie viele hier im 
Saal — aus den Bombennächten. 

Wir — diese Generation insonderheit — sind 
doch dann aus diesem Krieg herausgegangen, in- 
dem wir mit anderen zusammen sagten: Nie wieder! 
„Gnade der späten Geburt“ heißt doch Auftrag, 
heißt Auftrag gegenüber den jungen, die Erfahrun- 
gen weiterzugeben, die wir noch machen mußten, 
und heißt gegenüber der älteren Generation — das 
ist jetzt ein entscheidender Punkt, Herr Glotz, ein 
ganz entscheidender Punkt — , daß wir jenen wider- 
stehen, die ganz pauschale Urteile abgeben. 

Ich habe mich in der Debatte leidenschaftlich ge- 
gen Kollektivschuld gewandt Ich habe damals dar- 
auf hingewiesen, daß sich der, der Kollektivschuld 
verhängt, letztlich in rassistische und auch in nazi- 
stische Kategorien begibt, daß man nicht pauschal 
ein ganzes Volk ins Abseits stellen kann. Das hat 
dort große Zustimmung gefunden. Ich habe mich oft 
und lange mit Shimon Peres über dies Thema un- 
terhalten. 

Warum — Sie wissen doch genau, wie es wirklich 
war — versuchen Sie nun, in der Propaganda ge- 
meinsam mit anderen aus wahltaktischen, vorder- 
gründigen Überlegungen ein solches Thema in par- 
teipolitische Münze umzumünzen? An sich sind wir 
doch Leute, hier in der SPD genauso wie in der 
CDU oder in der FDP oder in der CSU, die aus die- 
ser Generation kommen und den gleichen ge- 
schichtlichen Auftrag haben. Das ist doch um Got- 
tes willen keine parteipolitische Frage. Es ist doch 
eine Frage an unsere Generation im Verhältnis zu 
unseren eigenen Kindern, daß wir historische Er- 
fahrungen weitergeben, daß wir fähig sind, aus der 
Geschichte zu lernen. 

Ich bin doch mit Francis Mitterrand nach Ver- 
dun gegangen, um zu dokumentieren, daß Deutsche 
und Franzosen aus der Geschichte gelernt haben. 
Ich bin aus dem gleichen Grund mit Ronald Reagan 
nach Bitburg gegangen, auch auf die Gefahr hin, 
daß das einige mißverstanden haben, weil es eben 
kein pauschales Urteil gibt. Lesen Sie doch im 
Nachgang zu Bitburg nach, was zu einer frühen Zeit 
Kurt Schumacher zu jungen SS-Soldaten gesagt 
hat. Deswegen hat doch Kurt Schumacher nicht 
pauschal die SS sozusagen freigesprochen von ihrer 
früheren Schuld, sondern er hat das getan, was ein 
vernünftiger Mann, der in schrecklicher Weise am 
eigenen Leib erlebt hat, was Geschichte des Natio- 
nalsozialismus bedeutet hat, um der Zukunft und 
des inneren Friedens des Landes willen tun muß- 
te. 

Deswegen bitte ich Sie ganz einfach — es wird 
vielleicht wenig Erfolg haben, aber ich sage es trotz- 
dem noch einmal; es hat nichts mit meinem Amt zu 
tun — : Daß wir im Umgang mit dem politisch An- 
dersdenkenden, mit dem politischen Gegner angrei- 
fen, das ist in Ordnung. Im Wahlkampf wird auch 
gehobelt, und da fallen Späne. Da sind wir nicht 
besser als Sie oder umgekehrt. Ich nehme mich 
dabei überhaupt nicht aus. Aber in einer so zentra- 


len Frage, die sozusagen ein Herzstück unserer po- (C) 
litischen Existenz in diesem Jahrhundert berührt, 
finde ich, sollten wir redlicher und fairer miteinan- 
der umgehen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Mini- 
sterpräsident des Landes Rheinland-Pfalz, Herr Dr. 
Vogel. 

(Frau Timm [SPD]: Das, Herr Präsident, 

finde ich unglaublich! Der Oppositionsfüh- 
rer hat sich gemeldet! — Dr. Ehmke [Bonn] 

[SPD]: Das ist eine Regie!) 

Ministerpräsident Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich finde es sehr gut, daß der Bundestag 
heute zum zweiten Mal in dieser Legislaturperiode 
über Kultur, über Kulturpolitik und Kulturförde- 
rung debattiert. Es ist erstaunlich, daß der Bundes- 
tag das vor dieser Legislaturperiode kein einziges 
Mal getan hat. Denn hier ist ganz offensichtlich 
eine Grundfrage und Zukunftsfrage angesprochen. 

(Conradi [SPD]: Es ist ungehörig, wie Sie 
sich hier in die Debatte reindrängen!) 

Ich glaube, daß die Kulturdebatte, die wir führen, 
in der Tat nicht ein schönes Beiwerk ist und zwi- 
schen der vorher geführten Diskussion über die U- 
Boot-Frage und der nachfolgenden über die Chemie 
nur gerade so nebenbei erledigt werden kann. Ich 
halte sie vielmehr für zentral wichtig für unsere 
zukünftige Orientierung. 

Ich finde es bemerkenswert, daß der Bundes- 
kanzler selbst in diese Debatte eingegriffen hat. Ich 
finde es bemerkenswert, daß sein Beitrag zu einer 
derartigen Diskussion über unser Geschichtsver- 
ständnis geführt hat. Ich bitte aber einige erregte 
Damen und Herren links von mir um Verständnis, 
daß dies eine Frage ist, an der sich die Länder in 
der Diskussion beteiligen möchten, gnädige Frau, 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Natürlich! Zur Zeit 
in der Debatte!) 

und daß ich deswegen von dem mir zugestandenen 
Recht hier zu sprechen, auch Gebrauch mache. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. 

Timm [SPD]: Ja, natürlich!) 

Denn, verehrte Frau Kollegin, das Verhältnis zu un- 
serer Geschichte ist doch nicht eine Frage, die nur 
von Mitgliedern des Bundestages zu diskutieren ist; 
sie muß doch genauso auch aus der Sicht des Bun- 
desrates beleuchtet werden. 

Meine Damen und Herren, die Diskussion, der 
Wortwechsel soeben zwischen Herrn Glotz und dem 
Herrn Bundeskanzler hat doch in der Tat gezeigt, 
daß hier eine neue Ortsbestimmung der Gegenwart 
notwendig ist. Der Streit zwischen Nolte, Hillgru- 
ber, Habermas und einer Fülle anderer Autoren, die 
einem dabei einfallen, hat dies doch in den letzten 
Wochen deutlich gemacht. 

Herr Glotz, 40 Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg 
ist es an der Zeit, sich darüber klar zu werden, ob 
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(A) wir tatsächlich die Befassung mit der deutschen 
Geschichte in einer merkwürdigen Bewußtseins- 
spaltung ausschließlich auf den unheilvollen Weg 
zum Zweiten Weltkrieg beschränken wollen 

(Duve [SPD]: Das ist doch unglaublich! Was 
heißt denn „ausschließlich“? Das ist doch 
unter Ihrem Niveau!) 

oder ob wir bereit sind, solchen Vorwürfen, wie Sie 
sie soeben erhoben haben, Herr Glotz und vor allem 
auch Herr Duve, noch einmal einen Augenblick 
nachzugehen. 

Herr Glotz, der Vorwurf ist doch nicht zu halten, 
und er geht in der Sache völlig fehl. Man kann nicht 
alles, nur weil in sieben Wochen Bundestagswahlen 
sind, jetzt unter extremen Wählergesichtspunkten 
sehen. 

(Duve [SPD]: Deswegen haben Sie Ihre 
Weinanzeigen gemacht!) 

— Ach, Herr Duve, 

(Duve [SPD]: Wenn Sie schon von Wahl- 
kampf sprechen!) 

wissen Sie, mir ist die Debatte, die wir hier führen, 
zu ernst, 

(Duve [SPD]: Dann lassen Sie den Wahl- 
kampf bitte draußen!) 

als daß Ihre Zwischenrufe eine Antwort verdienen. 

(Duve [SPD]: Dann lassen Sie den Wahl- 

(B) kampf draußen, Herr Ministerpräsident!) 

— Ich habe ihn doch nicht hier in den Saal getra- 
gen, sondern der, der dem Bundeskanzler vorwirft, 
sein Geschichtsverständnis nach irgendeiner extre- 
men Splittergruppe der Politik auszurichten. Das 
ist doch der Anlaß meiner Kritik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht mir in der Tat darum, sagen zu dürfen, daß 
man im Jahre 1986 froh und dankbar darüber ist, 50 
oder 54 Jahre alt zu sein und die Chance zu haben, 
Politik gestalten zu dürfen und nicht die Frage be- 
antworten zu müssen, was man getan hätte, wenn 
man in der nationalsozialistischen Zeit in diesem 
Alter gewesen wäre. Ich weiß nicht, ob ich fähig 
gewesen wäre, zu denen zu gehören, die Gott sei 
Dank Widerstand geleistet haben. Ich weiß das 
nicht, und ich bin dankbar, daß ich diese Frage in 
der letzten Konsequenz nie gestellt bekommen 
habe, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin dankbar, daß ich heute hier über diese 
Frage sprechen kann und mir nicht Rechenschaft 
geben muß, ob ich damals den Mut gehabt hätte, so 
zu verfahren, wie Väter und Mütter Ihrer politi- 
schen Partei und meiner politischen Partei damals 
Gott sei Dank verfahren sind. 

Ich meine, es ist nicht zulässig, so zu tun, als habe 
es 1933 und seine Folgen nicht gegeben. Ich meine 
aber, es ist auch nicht zulässig, ein Bild der deut- 
schen Geschichte zu zeichnen, die nicht auch das 


mit einbezieht, was vor 1933 zur deutschen Ge- (C) 
schichte gehört. 

(Duve [SPD]: Können Sie einen Politiker 
nennen, der das je getan hätte?) 

— Herr Duve, ich bin gerne bereit, die Debatte mit 
Ihnen fortzusetzen, wenn Sie sich wieder etwas be- 
ruhigt haben. 

(Duve [SPD]: Das können Sie in Mainz sa- 
gen!) 

— Dort kann ich es leider nicht sagen, weil Sie dem 
dortigen Parlament nicht angehören. Ich muß 
schon hierher gehen, um es sagen zu können. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Da käme der auch nie 
rein! — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es sind die Länder, die 
einen Großteil der Kulturzuständigkeiten haben 
und die übrigens auch über 90% der Ausgaben für 
Kultur zusammen mit den Gemeinden tragen. Ich 
will die finanziellen Leistungen des Bundes nicht 
geringschätzen, aber sie können ihre Wirksamkeit 
nur entfalten, weil die Länder und die Kommunen 
die Basisförderung leisten. Hans Maier hat bei der 
Debatte vor zwei Jahren hier vom täglichen Brot, 
das die Länder beisteuern, und von der Schokolade, 
die der Bund hinzugibt, geredet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schokoladen- 
guß!) 

Ich glaube, in der Tat ein richtiges Bild. 

Es ist unbestritten, daß die Länder lange Zeit — ^ 

zu lange Zeit — nicht willens und manchmal auch 
nicht in der Lage waren, das wahrzunehmen, was 
frühere Bundesregierungen „gesamtstaatliche Re- 
präsentanz“ genannt haben. 

Ich habe den Eindruck, die Arbeitsteilung zwi- 
schen Bund und Ländern wäre noch geraume Zeit 
so weitergeführt worden, hätte der Bund nicht vor 
allem in den späten 70er Jahren seine kulturpoliti- 
schen Aktivitäten erheblich verstärkt, und zwar 
nicht nur dort, wo er, dem Grundgesetz folgend, 
dazu auch berechtigt ist. 

Heinrich Böll — Sie haben ihn ja vorhin erwähnt 

— hat einmal gesagt — mit Erlaubnis des Präsiden- 
ten darf ich ihn zitieren — : „Einer, der mit der 
Kunst zu tun hat, braucht keinen Staat.“ Ich bin 
nicht der Meinung von Heinrich Böll, sondern ich 

— und ich denke: wir alle — bejahe grundsätzlich 
die staatliche Förderung von Kunst und Kultur. 
Auch die allermeisten Künstler erwarten sie. 

Die Abgrenzung zwischen Bund und Ländern 
war jahrelang von verfassungsrechtlichen Differen- 
zen beeinflußt. Auf Initiative der Länder — wir ha- 
ben das nachdrücklich unterstützt — soll jetzt end- 
lich eine Kulturstiftung gegründet werden, an der 
der Bund mitwirkt. Ich hoffe, daß wir noch in die- 
sem Jahr das entsprechende Abkommen unter- 
zeichnen können. 

Diese Stiftung hat sich zum Ziel gesetzt, Kunst 
und Kultur von nationalem Rang zu fördern und zu 
bewahren. Sie wird damit die Aufgaben überneh- 
men, die bisher häufig vom Bund wahrgenommen 
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(A) wurden, z. B. die Förderung des Erwerbs für die 
deutsche Kultur besonders wichtiger und bewah- 
renswürdiger Zeugnisse. Auf diesem Gebiet — ich 
denke etwa an das Evangeliar Heinrichs des Löwen 
oder an die Sammlung Hirsch — haben alle Bun- 
desregierungen viel Gutes getan, wofür man aus- 
drücklich danken sollte. 

Ich bin der Überzeugung, daß durch die Stiftung 
und durch das geplante Abkommen der Länder mit 
der Bundesregierung eine Form der Kooperation 
zwischen Bund und Ländern gefunden wird, die 
überregional und national wirksam wird, die außer- 
dem auch noch verfassungskonform sein wird. 

Mit der Kulturstiftung wird das entscheidende 
Organ der Länder bei der Mitwirkung an den von 
der Bundesregierung geplanten kulturellen Ein- 
richtungen geschaffen. Ich begrüße es, daß der 
Bund hier neue, bedeutsame Akzente setzen will. 
Ich begrüße es, daß der Herr Bundeskanzler bereits 
1982, also ganz am Anfang und vor den Wahlen, vor- 
geschlagen hat, ein Haus der Geschichte zu errich- 
ten. Ich erwarte, daß diese Ausstellungsstätte einen 
wesentlichen Beitrag zum besseren Verständnis 
der historischen Bezüge, der grundlegenden Werte 
und der Institutionen unseres Staates leisten wird. 
Die Länder haben den Wunsch, in gleicher Weise 
wie der Bund im Kuratorium mitzuwirken. 

Der Plan eines Deutschen Historischen Mu- 
seums in Berlin hat zu einer außerordentlich kon- 
troversen Diskussion geführt. Im Mittelpunkt vieler 
Diskussionen standen das verfassungsrechtliche 

(B) Problem der Trägerschaft und auch die konzeptio- 
nelle Frage dieses Museums. Ich halte die vorhin 
hier diskutierte Frage des Geschichtsverständnis- 
ses für die zentrale Frage, weil ich es für notwendig 
halte, daß wir mit unserer ganzen Geschichte leben. 
Deswegen halte ich auch den Gedanken des Deut- 
schen Historischen Museums in Berlin für richtig. 

Was die Kompetenzfrage zwischen Bund und 
Ländern betrifft, bin ich sicher, daß wir ebenso eine 
Lösung finden werden wie für das Haus der Ge- 
schichte oder für die geplante Kunst- und Austei- 
lungshalle hier in Bonn. 

Unser Grundgesetz hat die Kulturförderung aus 
gutem Grund dezentral und subsidiär gestaltet. Es 
hat dabei den Kommunen, den Ländern, dem Bund, 
aber auch Privaten unterschiedliche und oft kom- 
plementäre Aufgaben zugewiesen. Der Bund hat die 
Zuständigkeit in der auswärtigen Kulturpolitik, im 
Steuerrecht und im Sozialrecht. 

Herr Duve, alle zwei Jahre sprechen Sie mich 
hier wegen der Künstlersozialversicherung an. Es 
trifft nicht zu, daß das Land Rheinland-Pfalz dage- 
gen geklagt hat. Sie sagen das zwar immer wieder, 
aber Sie verwechseln leider eine Stellungnahme ei- 
nes Landes zu einer Klage anderer in Karlsruhe 
mit einer Klage selbst. Lieber Herr Duve, wenn alle 
Aussagen, die Sie hier gemacht haben, so oberfläch- 
lich belegt sind wie diese Aussage, dann kann ich 
nur sagen, waren Sie nicht gut vorbereitet heute, 
und dann haben Sie die Debatte nicht sehr ernst 
genommen. Ich meine, man wird doch wohl noch 
zwischen einer Stellungnahme und einer Klage zu 


einem Gesetz unterscheiden können; aber ich bin (C) 
nicht ganz sicher, daß es Ihnen um diese Unter- 
scheidung geht. 

(Vogel [München] [GRÜNE]; Sagen Sie 

mal was zum Inhalt! — Abg. Duve [SPD] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage? 

Ministerpräsident Dr. Vogei (Rheinland-Pfalz): Ja, 
bitte. 

Duve (SPD): Herr Ministerpräsident, sind Sie be- 
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß es mir darum 
ging, hier sehr klarzumachen, daß Rheinland-Pfalz 
in dieser von Ihnen so bezeichneten Stellungnahme 
eben den Klägern inhaltlich und in der Substanz 
beigetreten ist? 

Ministerpräsident Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz): 

Herr Kollege, ich lege Wert darauf festzustellen, 
daß im Protokoll von vor zwei Jahren eine falsche 
Aussage von Ihnen steht und das Sie heute wie- 
derum eine falsche Aussage gemacht haben. Ich 
stelle sie jetzt noch einmal richtig, damit Sie in 
Zukunft wissen, daß das, was Sie sagen, falsch ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe den Eindruck, daß Ihre Vorwürfe auch in 
anderem Zusammenhang so oberflächlich sind, daß 
sie nicht wirklich treffen, sondern nur verletzen sol- 
len; das kann doch nicht der Sinn der Debatte hier 
sein. ' ' 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Ministerpräsi- 
dent, wir möchten das Recht, das Ihnen nach dem 
Grundgesetz zusteht, nicht einschränken, aber Ihre 
Fraktion signalisiert mir, daß die für Sie vorgese- 
hene Zeit schon deutlich überschritten ist. Ich ma- 
che nur darauf aufmerksam. 

Ministerpräsident Dr. Vogel (Rheinland-Pfalz): Ver- 
ehrter Herr Präsident, ich werde mich Ihrem 
Wunsch beugen, 

(Zuruf von der SPD: Nicht seinem, sonder 
der Fraktion!) 

mich kurz zu fassen, obwohl ich in diesem Hause 
leider keine Fraktion habe, sondern nur die Kolle- 
gen des Bundestages, 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

weil ich als Mitglied des Bundesrates hier spreche. 

(Duve [SPD]: Eine dramatische Distanzie- 
rung!) 

Mir geht es, meine Damen und Herren, darum, 
daß wir die zunehmende Bedeutung von Kultur 
und Kulturpolitik erkennen und die Zusammenar- 
beit zwischen den Ländern und dem Bund intensi- 
vieren. Dafür gibt es einige wichtige Felder. Dafür 
gibt es die Felder der Kulturdenkmäler, dafür gibt 
es die Felder der Kulturabkommen, insbesondere 
das Abkommen mit der DDR; dafür gibt es bei- 
spielsweise die deutsch-französiche Zusammenar- 
beit. Ich meine, meine Damen und Herren, wir soll- 
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(A) ten diese gemeinsamen Möglichkeiten nützen. Sie 
sollten im Deutschen Bundestag nicht den Ein- 
druck haben, daß die Länder aus föderalem Wider- 
spruch Ihnen Schwierigkeiten in den Weg legen 
wollen, sondern sollten ausdrücklich wissen, daß 
wir mit unseren Möglichkeiten Ihre Bestrebungen 
unterstützen und verstärken wollen, weil die kultu- 
relle Vielfalt der Bundesrepublik Deutschland ge- 
genüber anderen europäischen Ländern kein Nach- 
teil, sondern ein wesentlicher Vorteil ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies sollte bei der Verwirklichung auch genützt 
werden. In einem Zeitpunkt, wo andere Länder wie 
Frankreich und England den Weg zur Dezentrali- 
sierung gehen, wäre es völlig falsch, wenn wir be- 
gännen, den Förderalismus in die umgekehrte Rich- 
tung zu entwickeln. Aus diesem Grunde erhoffe ich 
mir, das in allen Fragen, die hier angesprochen wor- 
den sind, auch in der Frage der Diskussion um das 
Geschichtsbewußtsein, die Diskussion fortgeht. 
Aber, meine Damen und Herren, sie kann nur ge- 
führt werden, wenn sie mit den Ländern geführt 
wird, weil sie nur geführt werden kann, wenn sie 
auch über die Schulen geführt wird. Das ist die Vor- 
aussetzung dafür, daß wir das, was heute umrissen 
worden ist, auch tatsächlich erreichen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Frau 

(B) Abgeordnete Lepsius. 

Frau Dr. Lepsius (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! In der Regierungserklärung von 
1982 hat der Bundeskanzler eine Sammlung zur 
deutschen Geschichte seit 1945 angekündigt. Das 
bisherige Vorgehen der Bundesregierung bei der 
Gründung der beiden Museumsprojekte, des Hau- 
ses der Geschichte in Bonn und des Historischen 
Museums in Berlin, zeichnet sich durch bürokrati- 
schen Aktionismus aus, durch den das ganze deut- 
sche Parlament — nicht etwa nur die Oppositions- 
fraktion der SPD — in betrüblicher Weise an den 
Rand gedrängt worden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Für uns Sozialdemokraten ist dies ein alarmieren- 
der Vorgang. Auch die Mehrheitsfraktionen, die 
diese konservative Regierung tragen, hätten allen 
Anlaß gehabt, einen unmittelbaren und direkten 
parlamentarischen Einfluß auf diese Projekte zu 
nehmen. 

Sie haben dies nicht getan. 

(Beifall bei der SPD) 

Erst vor vier Wochen, buchstäblich in letzter Minu- 
te, haben Sie sich zu einem Antrag aufgerafft, 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

vier Jahre lang, von Oktober 1982 bis Oktober 1986, 
haben Sie geruhsam zugesehen, wie Regierung und 
Bürokratie ungestört gehandelt haben. Sie haben 
mit Ihren Unterlassungen nur den Verdacht unter- 
strichen, daß die Regierung durch Ihre Museumspo- 


litik bestimmte nationalkonservative Geschichts- (C) 
bilder verordnen will. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat im August 1986 einen 
Gesetzentwurf zur Errichtung einer Stiftung „Haus 
der Geschichte“ vorgelegt, ohne daß zuvor das Par- 
lament auch nur einmal Gelegenheit zur Erörte- 
rung dieses Vorhabens bekommen hätte. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Dies halte ich für einen verächtlichen Umgang mit 
dem Parlament. 

(Beifall bei der SPD) 

Da muß sich die Regierung nicht wundern, wenn 
sich die SPD nicht als Feigenblatt einer Regie- 
rungsstiftung hergeben will und vorerst keine Par- 
lamentarier für das Kuratorium benannt hat. 

Es handelt sich um die Geschichte des deutschen 
Volkes in den Grenzen der Bundesrepublik, in der 
historischen Ausweitung und Vielfalt der gesamten 
deutschen Geschichte. Durch den raschen admini- 
strativen Zugriff vollendete Tatsachen zu schaffen, 
das offenbart wohl die Absicht der Wendeakteure, 
daß derjenige, der Geschichte besetzt, auch das Be- 
wußtsein von ihr und damit die Zukunft bestimmen 
soll. 

Keine der Fraktionen hat sich mit diesen Mu- 
seumsprojekten so ernsthaft befaßt, wie das die 
SPD getan hat. 

(Duve [SPD]: Das kann man wohl sagen!) 

Von Anbeginn haben Sozialdemokraten gesagt: Wir ^ 
wollen weder eine regierungsamtliche Geschichte, 
noch gehört die Geschichte der Regierung. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich wiederhole ja nur, was wir mal gesagt haben; 
vielleicht kann man darüber Verständigung erzie- 
len. 

(Broll [CDU/CSU]: Diese Art von Reden ist 
doch keine Befassung!) 

Die SPD-Fraktion hat unter Leitung von Freimut 
Duve die erste öffentliche Anhörung bereits im Mai 
1984 durchgeführt. Dabei ging es um das wissen- 
schaftliche Gutachten für die Errichtung des Bon- 
ner Hauses der Geschichte. 

Ich möchte anfügen, daß einige unserer Forde- 
rungen, insbesondere die Einbeziehung der Ge- 
schichte des Nationalsozialismus und alternativer 
sozialer Bewegungen, von den Wissenschaftlern 
aufgegriffen worden sind; aber insgesamt gesehen 
wurden die Forderungen der SPD, die wir auch in 
einer Entschließung formuliert hatten, von dieser 
Regierung in den Wind geschlagen. So hatten wir 
gefordert, daß die Planungen vom größtmöglichen 
Konsens getragen werden, daß der Bundestag 
selbst in die Verantwortung einbezogen werden 
muß. Wir hatten, um einen Parteienstreit zu vermei- 
den, die Einschaltung des Herrn Bundespräsiden- 
ten bei der Berufung eines Gründungsausschusses 
gefordert und übrigens auch das Angebot für einen 
pragmatischen Kompromiß für die inhaltlichen, 
letztlich wissenschaftlichen und kontroversen Fra- 
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(A) gen offeriert. Die Bundesregierung ist über diese 
Forderungen hinweggeschritten, es hat keinerlei 
parlamentarisches Entgegenkommen gegeben, die 
Wendeakteure haben durchgeschaltet. Der Entwurf 
für ein Stiftungsgesetz berücksichtigt weder die 
Kritik aus Reihen der Wissenschaftler noch die 
Vorstellungen der SPD. So kann man, meine ich, 
mit einer großen Oppositionspartei nicht umsprin- 
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was, liebe Kollegen, ist dabei herausgekommen? 
Das Parlament wurde so behandelt, als ob wir un- 
mündige Volksschüler wären, denen die Bürokratie 
einmal zeigt, wie man ein Haus der Geschichte 
baut. Dazu stelle ich fest: Die Strukturvorstellungen 
für das Haus sind irrig, das Kuratorium ist ein Was- 
serkopf, der Direktor ist eine Fehlkonstruktion er- 
sten Ranges, er ist an keinerlei Kompetenzen des 
wissenschaftlichen Beirats gebunden, und der wis- 
senschaftliche Beirat ist entmachtet; er hat eine 
reine Feigenblattfunktion. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Hört! Hört!) 

Wir Sozialdemokraten wollen aber gerade die wis- 
senschaftliche Kontrolle stärken und dadurch die 
Legitimation der Organe erhöhen. Unser Vertrauen 
setzen wir in die wissenschaftliche Diskussion un- 
tereinander und die Beteiligung der Öffentlichkeit, 
so daß auch einmal getroffene Entscheidungen 
durch neue Erkenntniszusammenhänge revidie- 
rungsfähig sind. Erst dadurch werden wir ein leben- 
diges Historisches Museum bekommen. 

(B) 

Deshalb fordern wir die Bundesregierung auf, 
dieses ganze Hauruckverfahren mit seinen admi- 
nistrativen Vorgaben von Satzungen und Stiftungs- 
urkunde zurückzunehmen. Wir fordern sie auf, ein 
ordentliches Gesetzgebungsverfahren einzuleiten 
und durchzuführen. Dies ist die wesentliche Vor- 
aussetzung dafür, daß das Museum in Bonn auf den 
richtigen Weg kommt und daß es eine angemessene 
Organisationsbasis und eine erhöhte Legitimation 
erhält. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Gott sei Dank spielen Museen keineswegs eine so 
große Rolle bei der Wahrnehmung des geschichtli- 
chen Selbstverständnisses des deutschen Volkes, 
wie die Identitätssucher und Identitätsstifter uns 
immer wieder weismachen wollen. 

(Niegel [CDU/CSU]: Ihr seid Identitätszer- 
störer!) 

Heute stehen wir freilich vor einer völlig neuen 
Situation. Seit Bitburg werden Täter und Opfer auf 
eine Ebene gestellt. 

(Niegel [CDU/CSU]: Unerhört!) 

Heute kann gefragt werden: War Auschwitz keine 
deutsche, sondern eine asiatische Tat? 

(Niegel [CDU/CSU]: Das ist doch dummes 
Geschwätz!) 

— Dies haben Wissenschaftler doch gefragt! Seit 
Hillgrubers Buch über zweierlei Untergang können 
der 20. Juli 1944 als eine bloß gesinnungsethische 


Tat relativiert, aber die militärischen Aktionen der (C) 
deutschen Wehrmacht im Osten als verantwor- 
tungsethisch verklärt werden. 

(Duve [SPD]: Hort! Hört!) 

Führende Politiker und rechte Intellektuelle haben 
sich weit über den Streit der Historiker hinaus zu- 
sammengetan. Sie haben den demokratischen 
Nachkriegskonsensus, der antifaschistisch begrün- 
det war, aufgekündigt. Vor diesem Hintergrund 
können wir auch die Kontroverse um die Häuser 
zur Geschichte nicht nur in der Wissenschaft und 
der Historikerschaft führen. Ich halte die Vorstel- 
lung für unverantwortlich, man müsse die deutsche 
Geschichte wieder in Ordnung bringen und müsse 
eine künstlich konstruierte, ja ausgewählte Ge- 
schichte anbieten, die Verbrechen des Nationalso- 
zialismus und die Ausrottung des europäischen Ju- 
dentums relativieren, um damit der Bundesrepu- 
blik eine neue nationale Identität zu geben. 

Erlauben Sie mir zum Schluß eine persönliche 
Bemerkung. Ich trete mit dem Ende dieser Wahlpe- 
riode aus den Reihen der Bundestagsabgeordneten 
in die Reihen der Bürger zurück. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

— aber natürlich! — , 

(Broll [CDU/CSU]: Der übrigen Bürger!) 

als ehemalige Abgeordnete des Bundestages, dem 
anzugehören ich die Ehre hatte. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe 1933, damals noch nicht sechs Jahre alt, 
in der letzten Märzwahl an der Hand meines Vaters 
das Wahllokal besucht. Er sagte mir damals: Dies 
sind die letzten freien Wahlen. — Dieses Erlebnis 
hat sich mir durch die Nazizeit, die Nazi verbrechen 
und das Verschwinden unseres jüdischen Freun- 
deskreises bis hin zum Verstecken einer Jüdin tief 
eingeprägt. Ich hätte es nie für möglich gehalten, 
daß 40 Jahre nach dem Ende der Diktatur der Na- 
tionalsozialismus verharmlost und die Einmaligkeit 
deutscher Verbrechen am europäischen Judentum 
von Politikern und von Historikern bestritten wer- 
den könnten. 

(Rusche [GRÜNE]: Das sollte man nicht 
für möglich halten!) 

Die fortschreitende Enttabuisierung des Antise- 
mitismus macht mir tiefe Sorgen. Für unsere politi- 
sche Kultur wird damit das Grundverständnis bei 
der Gründung der Bundesrepublik in Frage gestellt, 
die moralischen Selbstverständlichkeiten in der 
Gründungsphase in der Bundesrepublik. 

Ich komme zum Schluß. Die große Leistung der 
Gründungsgeschichte der Republik bestand darin, 
daß alle Demokraten durch die Verstrickung in 
Schuld nicht gelähmt wurden, sondern aus dieser 
Schuldverstrickung die Kraft zum Aufbau einer le- 
bendigen Demokratie bezogen haben. Ich möchte 
Sie bitten: Ich hoffe, daß sich das Parlament dieser 
gemeinsamen moralischen Wurzeln bewußt bleiben 
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Frau Dr. Lepsius 

(A) wird — auch in Zukunft, wenn ich dem Parlament 
nicht mehr angehöre. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD sowie 
Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. 
Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 


Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete Lep- 
sius, ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen, 
Ihnen für Ihre Arbeit im Hause zu danken, und 
wünschen Ihnen für Ihren weiteren Lebensweg al- 
les Gute. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das Wort hat nun der Abgeordnete Beckmann. 


Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Der holländische Philo- 
soph Johan Huizinga hat einmal wie folgt defi- 
niert: 

(Duve [SPD]: Fang mit dem Mittelalter 
an!) 

Geschichte ist die geistige Form, in der sich 
eine Kultur über ihre Vergangenheit Rechen- 
schaft gibt. 

(Duve [SPD]: Der Herbst des Mittelalters!) 

Nichts anderes wollen wir Liberale mit der Er- 
richtung eines „Hauses der Geschichte der Bundes- 
republik Deutschland“ in Bonn und eines „Deut- 
schen Historischen Museums“ in Berlin: Rechen- 
(B) schaft geben über unsere, über die deutsche Ge- 
schichte, über die Geschichte wohlgemerkt beider 
Teile Deutschlands. Wir wollen uns Rechenschaft 
darüber ablegen, wie wir unsere Geschichte verste- 
hen und wie wir zu unserer Geschichte stehen, was 
wir unternommen haben und was wir noch unter- 
nehmen werden, um die Erfahrungen deutscher Ge- 
schichte wachzuhalten und weiterzugeben. Diesen 
Zweck haben das Haus der deutschen Geschichte in 
Bonn und das Deutsche Historische Museum in 
Berlin. Dieser übergeordnete Gedanke hat dieses 
Vorhaben bestimmt. 

Wer allerdings glaubt, diesen ernsthaften und von 
unabhängigen Fachleuten begleiteten Versuch — 
ich sage bewußt: Versuch — , die deutsche Ge- 
schichte objektiv und verantwortungsbewußt dar- 
stellen zu wollen, als nationalistische oder gar chau- 
vinistische Staatsgeschichtsschreibung diffamieren 
zu können, dem sei eine ganz klare Absage erteilt. 
Wir werden es nicht zulassen, daß die Opposition 
mit diesem Bestreben nach einer möglichst objekti- 
ven Vergangenheitsdarstellung ihr Wahlkampf- 
süppchen kocht. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Schade, Herr Beck- 
mann, daß Sie vorher nicht zugehört ha- 
ben! Das ist wirklich traurig!) 

Wir werden nicht zulassen, daß dieses Thema dazu 
benutzt wird, der Bevölkerung einzureden, die Bun- 
desregierung verfolge mit diesem Objekt nationali- 
stische Tendenzen. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Sie haben nicht zu- 
gehört!) 


Dies wird angesichts der vorgesehenen Konzeption (C) 
der Museen der Intention der Planer nicht gerecht. 

Vizepräsident Cronenberg : Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Duve? 

Beckmann (FDP): Bitte sehr. 

Duve (SPD): Herr Kollege Beckmann, sind Sie be- 
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß sich unsere Kri- 
tik an der Regierungsplanung vor allem darauf 
richtet, daß bei so wichtigen Dingen, die etwas mit 
der nationalen Identität und mit unserem Selbst- 
verständnis zu tun haben, das Parlament in ange- 
messener Weise beteiligt werden muß? 

Beckmann (FDP): Herr Kollege Duve, ich stelle 
gar nicht in Abrede, daß auf allen Seiten dieses 
Hauses eine angemessene Beteiligung des Parla- 
ments dringend gewünscht wird. Sie findet auch 
statt, z. B. dadurch, daß die Fraktionen des Bundes- 
tages im Kuratorium vertreten sein können. 

(Duve [SPD]: Bei der Gründung!) 

Wenn Sie daran nicht teilnehmen, ist das Ihre 
eigene Angelegenheit. 

(Duve [SPD]: Bei der Gründung!) 

Die CDU/CSU- und die FDP-Fraktion beteiligen 
sich parlamentarisch in diesem Kuratorium. Wir 
würden uns sehr freuen, wenn Sie dem folgen wür- 
den. 

(Duve [SPD]: Wir werden Ihre Sehnsucht (D) 

befriedigen!) 

Ich will Ihnen eines sagen, meine Damen und 
Herren von der SPD. Wir sind es nicht, die hier 
neue Gräben aufreißen, wie es polemisch in Ihrer 
Presseerklärung heißt, sondern Sie sind es, die ver- 
suchen, mit diesem Thema weitere Gemüter zu er- 
hitzen. Sie sind es — ich habe das eben gesagt — , 
die die Mitarbeit im Kuratorium der Stiftung des 
Hauses der Geschichte aus in meinen Augen völlig 
nichtigen Gründen abgelehnt haben. Sie sind dieje- 
nigen, die den anfangs bestehenden Konsens in die- 
sem Punkt — ich glaube, aus wahltaktischen Ge- 
sichtspunkten — aufgekündigt haben. Ich glaube, 

Sie sind die eigentlichen Grabenkämpfer in dieser 
Angelegenheit. Ich will das hier gar nicht weiter 
dramatisieren. 

(Delorme [SPD]: Das reicht ja!) 

Ich will Ihnen aber sagen, daß wir auch weiter 
daran interessiert sind, ein gemeinsames Konzept 
aller Parteien des Deutschen Bundestages für die- 
ses Vorhaben zu erarbeiten. 

(Duve [SPD]: Wir haben doch die Anhö- 
rung gemacht! Wir haben Ihnen das Mate- 
rial geliefert!) 

Beispiele politischer Kultur, die wir eben hier von 
Ihrem Sprecher Herrn Glotz gehört haben, sind in 
diesem Zusammenhang allerdings nicht sehr ermu- 
tigend, Herr Kollege Duve. Ich sage trotzdem: Wir 
brauchen den parteiübergreifenden Konsens. Wir 
brauchen die Mitarbeit aller demokratischen politi- 
schen und gesellschaftlichen Gruppen, um die not- 
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(A) wendige Akzeptanz für dieses Vorhaben zu errei- 
chen. Den andauernden Meinungsstreit insbeson- 
dere zwischen den Historikern sehen wir Liberale 
nicht als schädlich, sondern vielmehr als fruchtbar 
an. Aber ich sage Ihnen auch: Wir werden es nicht 
zulassen, daß durch das Verhalten weniger der 
Wunsch der überwiegenden Mehrheit nach einer 
derartigen Aufarbeitung der deutschen Geschichte 
zunichte gemacht wird. 

Dabei wollen wir kein verbindliches Geschichts- 
bild vermitteln. Wir Liberalen wünschen uns eine 
Darstellung unserer Geschichte weder aus der lin- 
ken Perspektive noch aus der rechten. Konsens, 

(Duve [SPD]: Ach, Herr Beckmann!) 

Herr Kollege Duve, in unserem Volke kann nur von 
der Mitte her entstehen. Und dafür werden wir Li- 
berale uns einsetzen. 

(Duve [SPD]: Sie haben nichts begriffen!) 

Ein letztes Wort noch zu dem Vorwurf, wir wür- 
den diese beiden Vorhaben mit zu großer Eile be- 
handeln und einige Interessengruppen außen vor 
lassen. Beides ist falsch. Hektik und Eile sind hier 
fehl am Platze. 

(Duve [SPD]: Das ist richtig! Kein Zeit- 
druck!) 

Nichts wäre schädlicher, als mit einem übereilten 
und unausgereiften Konzept an diese Sache heran- 
zugehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

( B ) Duve [SPD]: Sehr gut! Der Zeitdruck muß 
weg! — Niegel [CDU/CSU]: Der Sankt-Nim- 

merleinstag wird angestrebt, Herr Duve!) 

Aber — meine Kollegen von der SPD, freuen Sie 
sich nicht zu früh — Eile ist auch nicht zu verwech- 
seln mit guter Organisation und Vorbereitung der 
Entscheidungsfindung. Dies sind nämlich notwen- 
dige Voraussetzungen für die inhaltliche Arbeit an 
dem Konzept der Projekte und hat mit Hektik und 
übereilten Beschlüssen überhaupt nichts zu tun. 

Zum Vorwurf, wir hätten nicht alle Gruppen, die 
ihr Interesse an Mitarbeit signalisiert haben, mit in 
den Entscheidungsprozeß der Gremien einbezogen, 
folgendes: Dieser Vorwurf trifft nicht zu. Wir waren 
und sind bemüht, allen gesellschaftlichen Kräften 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, und wer- 
den darüber hinaus die Betroffenen auch noch wei- 
ter anhören, damit wir ein repräsentatives Mei- 
nungsbild erhalten. Diejenigen, die nicht mit Sitz 
und Stimme in den Gremien vertreten sind, sollen 
wissen, daß wir zwar glauben, alle Gruppen berück- 
sichtigt zu haben, aber dennoch natürlich nicht al- 
len Einzelinteressen gerecht werden können. Dies 
hätte auch die Funktion und Arbeitsfähigkeit dieser 
Gremien in Frage gestellt. 

Meine Damen und Herren, der Dichter Friedrich 
von Hardenberg, besser bekannt als 

(Duve [SPD]: Novalis!) 

Novalis, hat uns für die Bewältigung, aber auch für 
den Gebrauch der Geschichte folgendes mit auf den 
Weg gegeben: 


An die Geschichte verweise ich euch. Forscht in (C) 
ihrem belehrenden Zusammenhang nach ähnli- 
chen Zeitpunkten und lernt den Zauberstab der 
Analogie zu gebrauchen. 

Das ist es, so meine ich, was wir tun sollten: aus der 
Geschichte lernen und nicht darüber nachdenken, 
wie sie zu allfälligen politischen Zwecken am be- 
sten zu gebrauchen ist. 

(Duve [SPD]: Heinrich von Ofterdingen!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich hätte gern auf die 
zweite Intervention des Bundeskanzlers unmittel- 
bar geantwortet. Die Umstände und die Geschäfts- 
ordnung haben das nicht erlaubt. Deswegen muß 
ich es jetzt leider in Abwesenheit des Herrn Bun- 
deskanzlers tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein Vogel 

kommt selten allein!) 

Der Herr Bundeskanzler hat sich Nachhilfeunter- 
richt geschichtlicher Art verbeten und auf die 
Gründer der Union hingewiesen, die aus den Rei- 
hen des Widerstands hervorgegangen sind. Das ist 
sein gutes Recht, und wir respektieren insbeson- 
dere die Männer und Frauen in den Reihen der 
CDU, die aus dem Widerstand hervorgegangen 
sind. (D) 

(Beifall bei der SPD) 

Ich erlaube mir allerdings die Frage, ob nicht man- 
che dieser Männer und Frauen verwundert wären, 
wenn sie heute Äußerungen und Gegenstand des 
Streits hören und miterleben könnten. 

Aber genauso wie sich der Bundeskanzler Nach- 
hilfeunterricht verbeten hat, so verbitte ich mir 
Nachhilfeunterricht, der den Sozialdemokraten er- 
teilt werden soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Boroffka? 

Dr. Vogel (SPD): Nein. 

(Niegel [CDU/CSU]: Das ist aber nötig!) 

— Ich möchte jetzt die wenigen Minuten im Zusam- 
menhang und in einem Ton antworten, der dem 
Ernst des Gegenstandes angemessen ist. 

Wir verbitten uns diesen Nachhilfeunterricht, und 
wir verbitten uns mit noch größerer Entschieden- 
heit Zweifel am Patriotismus der deutschen Sozial- 
demokraten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn an die Gründerinnen und Gründer demokra- 
tischer Parteien erinnert wird, dann erinnern wir 
an Otto Wels und seine historische Rede im März 
1933, als die Sozialdemokraten als einzige — als 
einzige! — das Nein zum Ermächtigungsgesetz 
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(A) auch in der Abstimmung zum Ausdruck gebracht 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Herr Bundeskanzler hat uns Diffamierung 
von Vertriebenen vorgehalten. Ich muß das zurück- 
weisen. Wir haben die Vertriebenen nicht diffa- 
miert. Wir haben bei ihrer Eingliederung mitgehol- 
fen. Ich erweise auch von dieser Stelle aus — wie es 
viele meiner Vorgänger getan haben — den Vertrie- 
benen großen Respekt dafür, daß sie 1950 durch 
ihre Erklärung ein für allemal auf Gewalt verzich- 
tet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wenden uns nicht gegen die Vertriebenen. Aber 
wir fragen, ob es klug ist, daß einige die Vertriebe- 
nen jetzt wieder dafür gewinnen wollen, alte Wun- 
den aufzureißen, etwa in der Grenzfrage. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, selbst aus Ihren Rei- 
hen wird doch der Wiederaufnahme des Grenz- 
streits widersprochen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Sie können, wenn wir das geschlossen tun, das doch 
nicht als Diffamierung der Vertriebenen kennzeich- 
nen. 

(Niegel [CDU/CSU]: Ist die deutsche Frage 
offen oder nicht?) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich 
habe für meine Person der Deutung, die der Bun- 
deskanzler hier dem Wort von der Gnade der spä- 
ten Geburt gegeben hat, mit Aufmerksamkeit und, 
wie ich hinzufüge, mit Respekt zugehört. Diese 
Deutung, die er heute an dieser Stelle gegeben hat, 
steht im Einklang mit einem Wort, das Theodor 
Heuss bald nach Gründung der Bundesrepublik als 
erster Bundespräsident gesprochen hat, und zwar 
mit dem Blick auf Israel. Er hat gesagt, und wer 
wollte dem nicht zustimmen: 

Es gibt keine kollektive Schuld des deutschen 
Volkes. Aber es gibt eine kollektive Scham über 
das, was geschehen ist. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

Mit diesem Gedanken stand die Deutung, die der 
Bundeskanzler heute seinem Wort gegeben hat, in 
Einklang. Dies ist ja auch eine Deutung, die die Ein- 
maligkeit der begangenen Verbrechen in keiner 
Weise in Zweifel zieht. Wenn der Bundeskanzler 
sagt, daß er aus der Sicht des Mannes spricht, der 
im Jahr 1930 geboren ist, dann sage ich aus der 
Sicht des Mannes der 1926 geboren ist, daß ich die- 
ser Deutung im Heuss’schen Sinne meinen Respekt 
und meine Zustimmung nicht versagen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber wenn das so ist, dann richte ich an den Bun- 
deskanzler die dringende Bitte, dem entgegenzutre- 
ten, was mit diesem Heuss’schen Wort und dieser 
Deutung, die er dem Satz gegeben hat, unvereinbar 
ist. Dann muß er auch denen offen entgegentreten, 


die sagen, die Pazifisten seien am Konzentrations- (C) 
iager Auschwitz schuld gewesen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rusche 
[GRÜNE]) 

Dann muß er denen entgegentreten, die andeuten, 
unser Volk hätte in seiner jetzigen Zusammenset- 
zung nicht nur aus den Jahren von 1933 bis 1945, 
sondern auch aus den Jahren davor nichts mehr zu 
lernen. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Das hat er 
nicht gesagt!) 

Dann muß er auch denen entgegentreten, die im- 
mer unverhüllter sagen, der Unterschied zwischen 
Tätern und Opfern in der Zeit der nationalsozialisti- 
schen Gewaltherrschaft sei nicht mehr relevant 
und müsse immer weiter in den Hintergrund treten. 

Das ist damit unvereinbar. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
GRÜNEN) 

Ich sage dies deutlich: Hier muß der Bundeskanz- 
ler dann die Konsequenz ziehen, auch hinsichtlich 
der gefährlichen Entwicklung von Gedanken, den 
Hitlerschen Verbrechen seien andere und noch viel 
schlimmere vorausgegangen, und Hitler sei eigent- 
lich nur der Nachahmer dessen gewesen, was an- 
dere vor ihm getan haben. Das ist ein Zugang zur 
Beschäftigung mit unserer Geschichte, der mit die- 
ser Deutung nicht in Einklang steht. Darum bitte 
ich den Bundeskanzler, diesem laut und deutlich 
entgegenzutreten. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Widerspruch gegen solche Entwicklungen ist ^ 
Gemeinsamkeit möglich. In der Relativierung Hit- 
lerscher Verbrechen ist sie nicht möglich. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Sehr richtig!) 

Im Umgang mit unserer Geschichte ist keine Ge- 
meinsamkeit möglich auf dem Boden der Ideen, die 
das Deutschland-Magazin entwickelt. Es ist aber 
Gemeinsamkeit möglich auf der Grundlage der 
historischen Rede des Bundespräsidenten. 

Darum schließe ich mit der Bitte, daß wir dieses 
Stück Gemeinsamkeit, das wir diesem Manne ver- 
danken, hüten und es nicht immer mehr und immer 
leichtfertiger beschädigen, indem wir schon den un- 
verhüllten Widerstand gegen diese Gedanken zulas- 
sen. Ich appelliere im Bewußtsein unserer Ge- 
schichte an Sie, daß wir über alle Gegensätze hin- 
weg auf dem Boden dieser Rede auch zur Gemein- 
samkeit finden. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her- 
ren, das Bemühen der Geschäftsführer aller Frak- 
tionen, den Zeitplan einigermaßen einzuhalten, ist 
sehr groß. Wir haben die für diesen Debattenteil 
vorgesehene Redezeit deutlich überschritten. Des- 
wegen haben mich die Geschäftsführer aller Frak- 
tionen gebeten, in Abweichung von unserer Ge- 
schäftsordnung das Haus um die Zustimmung zu 
bitten, daß die Rede des Abgeordneten Werner 
(Ulm) zu Protokoll gegeben wird.*) Ich nehme an, 


*) Anlage 2 
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(A) daß das Haus keine Einwendungen dagegen hat, 
und sehe das so als beschlossen an. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ta- 
gesordnungspunkt 2 a, und zwar zunächst über den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf Druck- 
sache 10/6615. Wer stimmt diesem Änderungsan- 
trag zu? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung 
des Innenausschusses ab. Der Ausschuß empfiehlt 
Ihnen auf Drucksache 10/5836 unter Ziffer 1, den 
Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP auf Drucksache 10/2262 in der Aus- 
schußfassung anzunehmen. Wer dieser Beschluß- 
empfehlung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich? — Dann ist diese Beschlußemp- 
fehlung angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/5836 
unter Ziffer 2 weiter, den Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD, der Ihnen auf Druck- 
sache 10/2279 vorliegt, abzulehnen. Wer dieser Be- 
schlußempfehlung — der Ablehnung also — zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Damit ist die Beschlußempfehlung angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Tagesordnungspunkt 2 b, und zwar über die Be- 
schlußempfehlung des Haushaltsausschusses. Der 
Ausschuß empfiehlt Ihnen auf Drucksache 10/5697 

(B) unter Ziffer 1, den Entschließungsantrag der Frak- 
tion der SPD auf Drucksache 10/4348 abzulehnen. 
Wer dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist die 
Beschlußempfehlung angenommen worden. 

Zu den Tagesordnungspunkten 2 c bis 2e schlägt 
Ihnen der Ältestenrat Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 10/5099, 10/5394 und 10/6268 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus- 
schüsse vor. Gibt es weitere Vorschläge? — Das ist 
nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so be- 
schlossen. 

Wir müssen noch über eine weitere Empfehlung 
des Ausschusses auf Drucksache 10/5697 unter Zif- 
fer 2 — das ist eine Entschließung — abstimmen. 
Wer der Annahme dieser Entschließung auf Druck- 
sache 10/5697 unter Ziffer 2 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Herr Präsi- 
dent, würden Sie bitte sagen, wer die Ent- 
schließung vorgeschlagen hat! — Vogel 
[München] [GRÜNE]: Der Ausschuß natür- 
lich!) 

— Einen Moment. Der Ausschuß empfiehlt Ihnen 
auf Drucksache 10/5697 unter Ziffer 1, den Ent- 
schließungsangtrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/4348 abzulehnen. 

Wer dieser Beschlußempfehlung des Ausschusses 
^uzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Wer wünscht das abzulehnen? — Ent- 


haltungen? — Keine. Damit ist die Beschlußemp- (C) 
fehlung angenommen. 

Ich hoffe, daß nunmehr alles in Ordnung ist. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Nein!) 

— Nicht? Herr Abgeordneter Vogel, bitte sehr. 

Vogel (München) (GRÜNE): Herr Präsident, mir 
liegt jetzt die Beschlußempfehlung auf Druck- 
sache 10/5697 vor. Da heißt es: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der von der Fraktion der SPD eingebrachte 
Entschließungsantrag in der Druck- 
sache 10/4348 wird abgelehnt. 

Die Abstimmung darüber haben wir jetzt durchge- 
führt. Dann steht dort noch: 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

— ab dem Haushaltsjahr 1988 die laufende 
Unterstützung für Künstler auf 750 DM 
monatlich anzuheben; . . . 

Dann folgen zwei weiter Punkte, die Verbesserun- 
gen für die Künstler beinhalten. Dem würden wir 
natürlich zustimmen, so daß über diese Entschlie- 
ßung gesondert abgestimmt werden muß. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
haben völlig recht. Wir müssen in der Tat über Zif- 
fer 2 noch abstimmen. 

(Rusche [GRÜNE]: So eine tolle Fraktion 

hat keinen Vizepräsidenten! — Heiter- (D) 

keit!) 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/5697 
unter Ziffer 2 die Annahme der Entschließung. 
Nunmehr lasse ich darüber abstimmen und be- 
danke mich dafür, daß Sie hier eine Kontrollfunk- 
tion wahrgenommen haben. 

Wer dieser Entschließung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer wünscht 
abzulehnen? — Enthaltungen? — Damit ist dieser 
Teil sogar einstimmig angenommen worden. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 sowie den 
Zusatzpunkt 2 der Tagesordnung auf: 

4. a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord- 
neten Müller (Düsseldorf), Frau Fuchs 
(Köln), Dr. Hauff, Jaunich, Lutz, Frau 
Schmidt (Nürnberg), Urbaniak, Reimann, An- 
tretter, Bachmaier, Frau Blunck, Buschfort, 
Catenhusen, Delorme, Dreßler, Duve, Egert, 
Fiebig, Gilges, Glombig, Frau Dr. Harten- 
stein, Dr. Hauehler, Hauck, Heyenn, Immer 
(Altenkirchen), Jansen, Kiehm, Kirschner, 
Kißlinger, Dr. Klejdzinski, Lennartz, Frau Dr. 
Lepsius, Frau Dr. Martiny-Glotz, Menzel, 
Meininghaus, Müntefering, Peter (Kassel), 
Schäfer (Offenburg), Frau Schmedt (Lenge- 
rich), Schreiner, Sielaff, Stahl (Kempen), 

Frau Steinhauer, Wartenberg (Berlin), Wein- 
hofer, Frau Weyel, von der Wiesche, Witek, 

Frau Zutt, Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD 
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(A) Krebsrisiko am Arbeitsplatz 

— Drucksachen 10/3811, 10/5767 — 

b) Beratung der Großen Anfrage der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Chemiepolitik: Umwelt und Krebs (I) 

Grundsätze, Situation und Entwicklungsten- 
denzen, Forschung, toxikologische Konzepte 
und Praktiken 

— Drucksache 10/5158 — 

c) Beratung der Großen Anfrage der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

Chemiepolitik: Umwelt und Krebs (II) 

Rechtliche Handhabung, krebspolitische 
Fehlleistungen und Krebsbekämpfung als 
Teil umfassender gesellschaftspolitischer 
Konzeptionen 

— Drucksache 10/5159 — 

d) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord- 
neten Schulte (Menden), Frau Hönes und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Chemiepolitik: Blei in der Umwelt — Beson- 
dere Gefährdung der kindlichen Gesundheit 

— Drucksachen 10/3877, 10/6629 — 

e) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord- 
neten Müller (Düsseldorf), Frau Dr. Martiny- 
Glotz, Dr. Hauff, Bachmaier, Frau Blunck, 
Duve, Dr. Emmerlich, Fischer (Homburg), 
Frau Dr. Hartenstein, Dr. Hauchler, Immer 
(Altenkirchen), Jansen, Kiehm, Kißlinger, Dr. 

' ' Kübler, Lennartz, Meininghaus, Müller 

(Schweinfurt), Frau Odendahl, Schäfer (Of- 
fenburg), Schmitt (Wiesbaden), Stahl (Kem- 
pen), Stiegler, Urbaniak, Wartenberg (Berlin), 
Frau Weyel, Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD 

Umwelt- und Verbraucherschutz 

— Drucksachen 10/4563, 10/6630 — 

f) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord- 
neten Müller (Düsseldorf), Jaunich, Dr. 
Hauff, Frau Blunck, Duve, Frau Dr. Harten- 
stein. Dr. Hauchler, Kiehm, Lambinus, Frau 
Dr. Martiny-Glotz, Immer (Altenkirchen), 
Schäfer (Offenburg), Frau Schmidt (Nürn- 
berg), Schreiner, Stahl (Kempen), Wolfram 
(Recklinghausen), Dr. Vogel und der Fraktion 
der SPD 

Gesundheit und Umwelt 

— Drucksachen 10/5023, 10/6631 — 

g) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord- 
neten Frau Dr. Martiny-Glotz, Frau Blunck, 
Ibrügger, Dr. Jens, Kretkowski, Müller (Düs- 
seldorf), Frau Odendahl, Schmitt (Wiesba- 
den), Dr. Schwenk (Stade), Frau Weyel, Wolf- 
ram (Recklinghausen), Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 

Bessere Kontrolle von Lebensmitteln 

— Drucksachen 10/5830, 10/6545 — 

h) Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 


Novellierung der Trinkwasserverordnung ^ 
entsprechend der Empfehlungen der Ar- 
beitsgruppe „Krebserzeugende Umweltein- 
flüsse“ des „Gesamtprogramms zur Krebs- 
bekämpfung“ der Bundesregierung 

— Drucksache 10/5921 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie, 

Frauen und Gesundheit (federführend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 

i) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktion 
der SPD 

Schutz vor unzumutbarem Verkehrslärm 

— Drucksachen 10/3654, 10/5777 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Haungs 

j) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Jugend, Fami- 
lie, Frauen und Gesundheit (13. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Müller (Düs- 
seldorf), Duve, Dr. Hauff, Frau Fuchs (Köln), 

Dr. Schmude, Bachmaier, Frau Blunck, Egert, 

Frau Dr. Hartenstein, Dr. Hauchler, Immer 
(Altenkirchen), Jaunich, Kißlinger, Dr. Küh- 
ler, Lennartz, Frau Dr. Martiny-Glotz, Münte- 
fering, Rappe (Hildesheim), Reimann, Schä- 
fer (Offenburg), Frau Schmidt (Nürnberg), 

Stahl (Kempen), Stiegler, Frau Terborg, Ur- (D) 
baniak, Frau Weyel, Ibrügger, Meininghaus, 
Müller (Schweinfurt), Wolfram (Recklinghau- 
sen), Schmitt (Wiesbaden) und der Fraktion 

der SPD 

Gefährlichkeit von Formaldehyd 

— Drucksachen 10/2791, 10/6578 — 

Berichterstatterin: 

Abgeordnete Frau Augustin 

k) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Vosen, Frau Dr. Harten- 
stein, Verheugen, Frau Blunck, Frau Dr. Mar- 
tiny-Glotz, Frau Schmedt (Lengerich), Sielaff, 
Catenhusen, Fischer (Homburg), Grunen- 
berg, Hansen (Hamburg), Dr. Kübler, Nagel, 
Stahl (Kempen), Stockleben, Vahlberg, 
Brück, Duve, Dr. Ehmke (Bonn), Frau Fuchs 
(Köln), Herterich, Jaunich, Dr. Jens, Jung 
(Düsseldorf), Meininghaus, Müller (Schwein- 
furt), Oostergetelo, Roth, Schäfer (Offen- 
burg), Schluckebier, Frau Schmidt (Nürn- 
berg), Dr. Schmude, Tietjen, Voigt (Frank- 
furt), Wolfram (Recklinghausen), Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 

Bericht der Bundesregierung zu den Konse- 
quenzen aus dem Bericht „GLOBAL 2000“ 

— Drucksache 10/2359 — 

1) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung und 
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(A) Technologie (18. Ausschuß) zu der Unterrich- 
tung durch die Bundesregierung Programm 
„Umweltforschung und Umwelttechnologie“ 
1984 bis 1987 

— Drucksachen 10/1280, 10/6002 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Boroffka 
Stahl (Kempen) 

Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Schierholz 

m) Beratung der Unterrichtung durch die Bun- 
desregierung Leitlinien der Bundesregierung 
zur Umweltvorsorge durch Vermeidung und 
stufenweise Verminderung von Schadstoffen 
(Leitlinien Umweltvorsorge) 

— Drucksache 10/6028 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

n) Beratung der Unterrichtung durch die Bun- 
desregierung Umwelt *85 

Bericht der Bundesregierung über Maßnah- 
men auf allen Gebieten des Umweltschutzes 
— Drucksache 10/4614 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 

(B) und Reaktorsicherheit (federführend) 

Finanzausschuß 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Zusatzpunkt 2: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregie- 
rung zur Vorsorge gegen Chemieunfälle 

Zu den Tagesordnungspunkten 4f und 4n liegen 
Entschließungsanträge der Fraktion der SPD auf 
den Drucksachen 10/6616 und 10/6632 vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die gemeinsame Beratung der Tagesordnungs- 
punkte 90 Minuten vorgesehen. 

Ich erteile dem Bundesminister für Umwelt- 
schutz, Naturschutz und Reaktorsicherheit das 
Wort. 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umweltschutz, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Das Baseler Brandunglück mit seinen schweren 
Folgen hat die Gefährdung unserer Umwelt und die 
Gefahren für die Menschen in unserer Industriege- 
sellschaft überdeutlich gemacht. 

Die Regierung Kohl hat die Vorsorge in den Mit- 
telpunkt ihrer Umweltpolitik gestellt und entspre- 


chend gehandelt, mit bemerkenswertem Erfolg, wie (C) 
ich hinzufüge. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ja, jeder Tag ein 
neuer Unfall!) 

Der Unfall bei Sandoz in Basel hat uns die Not- 
wendigkeit, uns vor allem und in erster Linie an 
dem Gesichtspunkt der Vorsorge zu orientieren, 
überdeutlich vor Augen geführt. In Konsequenz der 
Erfahrungen, die wir sehr leidvoll gemacht haben, 
darf es eben nicht nur um Teilaspekte, nicht nur um 
Einzelmaßnahmen gehen, sondern wir müssen ein 
Gesamtkonzept entwickeln. Deswegen habe ich als 
erstes Ergebnis dem Bundeskanzler und dem Kabi- 
nett einen Maßnahmenkatalog vorgestellt. 

Die Bundesregierung hat mich beauftragt, die 
Umsetzung der darin enthaltenen Regelungen so- 
fort zu beginnen. Es geht vor allem darum, Vorsorge 
dafür zu treffen, daß Betriebspannen, Störfälle und 
Unfälle soweit wie nur irgend möglich verhindert 
werden, daß sie gar nicht erst eintreten. 

Der Katalog enthält konkrete Vorschläge erstens 
für Störfälle beim Gewässerschutz, zweitens im 
Chemikalien- und besonders im Pflanzenschutzmit- 
telrecht, drittens im Bereich der Gewässerökologie 
und viertens im ganzen Sektor der internationalen 
Aktivitäten, der dort notwendigen Maßnahmen, na- 
mentlich in der EG, in der Gemeinschaft der Rhein- 
anliegerstaaten und in der OECD. 

Zunächst, meine Damen und Herren, zu den vor- 
gesehenen Maßnahmen im Störfallrecht: Hier ist 
der Regelungsbedarf besonders dringend. Wir wer- 1 
den erstens die Liste sogenannter störfallrelevanter 
Anlagen im Anhang I der Störfallverordnung aus- 
weiten. Die Schwellenwerte der erfaßten Anlagen 
müssen gesenkt weden, und wir werden diese 
Werte senken. Dadurch werden künftig erheblich 
mehr Anlagen von der Verordnung erfaßt werden, 
als es bis jetzt der Fall ist. 

Zweitens. Wir werden die Stoffliste im Anhang II 
der Verordnung ausweiten. Hierzu gehören insbe- 
sondere die wassergefährdenden und zum Teil 
krebsgefäbrdenden Stoffgruppen und Stoffe. Vor 
Abschluß weiterer Untersuchungen, die natürlich 
geleistet werden müssen, werden wir folgende 
Stoffe durch eine umgehend in Angriff zu neh- 
mende Novellierung in die Liste aufnehmen: 
a) noch nicht erfaßte Wirkstoffe von Pflanzen- 
schutzmitteln, z. B. Atrazin, b) noch nicht erfaßte 
Quecksilberverbindungen, c) Benzol, d) Vinylchlo- 
rid. 

Übrigens, falls der Einwand kommen sollte, der 
letztgenannte Stoff sei doch bereits enthalten, 
weise ich darauf hin: eben nicht im Hinblick auf 
Gewässerschutz. Ich mache überhaupt keinen Vor- 
wurf, ich stelle nur fest: Diese Verordnung mit ih- 
ren beiden Anhängen war vor allem ja zur Luftrein- 
haltung vorgesehen. Die Notwendigkeit der Gewäs- 
serreinhaltung stand damals nicht im Mittelpunkt 
der Diskussionen und Entscheidungen, die zu tref- 
fen waren 

(Baum [FDP]: Nur mittelbar!) 
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(A) und dann 1979 und 1980 getroffen worden sind. Des- 
wegen sagte ich, Herr Kollege Baum: nicht im Mit- 
telpunkt 

Drittens. Wir werden allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften zur Konkretisierung der Sicherheits- 
anforderungen gemäß den §§ 3 bis 6 der Störfallver- 
ordnung erlassen. Übrigens, Herr Kollege Baum, 
ich habe nachgelesen, daß es darüber schon seiner- 
zeit große Diskussionen gegeben hat, wie es zu kon- 
kretisieren sei, angefangen von Kühlkreisläufen bis 
hin zu irgendwelchen anderen Maßnahmen. So wie 
seinerzeit die Stoffliste, also der Anhang II, nicht 
nach Ihren Vorstellungen ausgeweitet werden 
konnte, so war das auch hier. Wir wollen das fest- 
halten, meine Damen und Herren. 

Viertens. Wir werden die Meldepflicht nach § 11 
der Störfallverordnung auf Betriebsstörungen mit 
geringerem Gefahrenpotential erweitern. Künftig 
werden also auch solche Vorfälle gemeldet werden 
müssen, die zu nicht unerheblichen Umwelteinwir- 
kungen führen können, etwas, was jetzt in der Ver- 
ordnung nicht enthalten ist. Im Augenblick geht es 
lediglich um die Gemeingefahr, so wie sie in § 2 
Abs. 1 und 2 der Verordnung genannt ist. 

Fünftens. § 9 der Störfallverordnung wird dahin 
gehend ergänzt, daß die in den Sicherheitsanalysen 
enthaltenen Stofflisten bei den zuständigen Behör- 
den der Länder abrufbereit hinterlegt werden müs- 
sen, also nicht nur in den Unternehmungen. Die 
Situation, wie wir sie bei Sandoz gehabt haben, daß 

(B) wir vier Tage lang warten mußten, bis wir die 
Schadstofflisten erhalten haben, darf sich nicht 
wiederholen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Telex-Nummer!) 

— Das ist Unsinn, was Sie da sagen. Das ist doch 
eigentlich unter Ihrer Würde, solch dummes Zeug 
zu erzählen. Was kann denn hier die Bundesrepu- 
blik dazu, wenn dort eine Telex-Nummer geändert 
worden ist und deswegen Nachfragen der interna- 
tionalen Warnzentrale in Mannheim keine Beant- 
wortung erfahren! Das ist doch nicht Schuld der 
Bundesrepublik Deutschland. Machen Sie sich doch 
nicht lächerlich! 

Sechstens. Wir werden eine allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift zu § 5 der Störfallverordnungen 
über die Grundanforderungen für betriebliche 
Alarm- und Gefahrenabwehrpläne erarbeiten. 

Siebtens. Gemeinsam mit den für den Vollzug zu- 
ständigen Ländern — ich unterstreiche das: es sind 
ausschließlich die Länder zuständig — werden wir 
prüfen, ob im Hinblick auf Ableitungen in Wasser, 
Boden und Luft bei besonders kritischen Anlagen 
eine betreiberunabhängige Überwachung einzufüh- 
ren ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir sind und bleiben der Auffassung, daß dort, wo 
besondere Gefahrenquellen vorhanden sind, eine 
solche betreiberunabhängige Überwachung vorhan- 
den sein muß. 


Achtens. Wir werden am 16. und 17. Dezember (C) 
hier in Bonn eine Zusammenkunft der Umweltmi- 
nister haben. Ich habe dazu angeregt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Zu spät!) 

Wir werden dabei auch die Fragen des Vollzuges, 
vor allem der wasserrechtlichen Vorschriften, mit 
den Ländern zu erörtern haben. — Wenn Sie von 
den GRÜNEN zurufen: zu spät!, füge ich hinzu: so 
wie bei der nationalen Rheinschutzkommission, wo 
ich Ihren Parteifreund Herrn Fischer aus Hessen 
auffordern und bitten mußte, endlich die Sondersit- 
zung einzuberufen. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Zurufe von den GRÜNEN: Na, na! — Un- 
sinn!) 

Ja, da ist sehr viel zu sagen: Z. B. sind wir über den 
Vorfall bei der Firma Hoechst aus Hessen von Ih- 
rem Umweltminister nicht informiert worden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wir haben von seinem Staatssekretär im Umwelt- 
ausschuß erfahren müssen, nachdem es große Er- 
klärungen durch Herrn Fischer gegeben hatte, daß 
es keinerlei Anlaß zur Alarmierung gegeben habe 
und wir deswegen nicht informiert worden seien, 
im übrigen auch deswegen nicht, weil wir keine 
Vollzugskompetenz hätten. 

Meine Damen und Herren, außerdem geht es um 
wirksamere Entdeckung, Verfolgung und Ahndung 
von Umweltkriminalität, z. B. durch eine bessere 
Ausstattung der Polizeien, namentlich der Wasser- 
schutzpolizeien in den Ländern. (D) 

Aus Zeitgründen will ich jetzt auf Fragen des 
Haftungsrechts im einzelnen nicht eingehen. Ich 
will nur so viel sagen, meine Damen und Herren: 

Für uns steht die Verhinderung von Störfällen und 
von Unglücken im Vordergrund. Im übrigen emp- 
fehle ich die Broschüre „Bürgerinformationen: 
Straftaten gegen die Umwelt“ Ihrer Lektüre. Sie 
wurde von dem damaligen Justizminister Dr. Hans- 
Jochen Vogel herausgegeben. In ihr wird im einzel- 
nen zu Recht dargestellt, daß man in einem eigenen 
Abschnitt die verschiedenen umweltrelevanten 
Straftatbestände eingeführt hat. 

(Duve [SPD]: Sehen Sie: In 13 Jahren viel 
getan!) 

Das sind die Vorschriften der §§ 324 bis 330 d 
StGB. 

Ja, sehen Sie, ich gehöre nicht zu denjenigen, die 
erklären, die einen hätten gar nichts getan und die 
anderen alles. Ich gehöre nicht zu denen, die erklä- 
ren, auf der einen Seite gebe es nur Charakter und 
auf der anderen nur Bösartigkeit. Das überlasse ich 
Ihnen, meine Damen und Herren. So werden wir 
mit der Sache nicht fertig! Die Menschen draußen 
erwarten von uns, daß wir in der Sache handeln! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Zuruf von den GRÜNEN: Leider verge- 
bens!) 

Ich möchte das nur erwähnen, weil in diesen 
Strafvorschriften Strafandrohungen von in der Re- 
gel fünf Jahren, in Einzelfällen von bis zu zehn Jah- 
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(A) ren Haft vorgesehen sind. In der Regel ist der Ver- 
such strafbar. Wer behauptet, hier seien, vom Straf- 
rahmen her gesehen, Kavaliersdelikte aufgeführt, 
irrt sich oder sagt bewußt etwas Falsches. Daß mei- 
nes Wissens immer wieder die Kleinen verfolgt 
werden, die irgendwo einen Liter Altöl einkippen, 
während die Großen, wenn sie denn gefaßt werden, 
mit einer Geldbuße oder Geldstrafe wegkommen, 
ist eine völlig andere Angelegenheit, die ich verur- 
teile, meine Damen und Herren. Aber die Zustän- 
digkeit liegt bei den Strafverfolgungsbehörden, also 
bei den Ländern. Niemand soll so tun, als gäbe es 
die gesetzlichen Grundlagen nicht. Sie sind zu Ihrer 
Regierungszeit eingeführt worden, meine Damen 
und Herren von der SPD. Bitte sagen Sie das in die- 
sem Zusammenhang. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Am Haftungs- 
recht wollen Sie nichts ändern?) 

— Ich komme darauf zurück. 

Neuntens. Wir werden das Chemikaliengesetz no- 
vellieren. Hier ist vor allem eine Möglichkeit zu 
schaffen, um besser und leichter als bisher eingrei- 
fen zu können und Verbot und Beschränkungen für 
Chemikalien herbeizuführen. 

Zehntens. Jene Pflanzenschutzmittel, die übri- 
gens noch zu 20% toxisch sind, müssen soweit wie 
nötig und möglich ersetzt werden. 

(Baum [FDP]: Sehr gut!) 

Elftens. Wir werden ein ökologisches Beobach- 
tungs- und Überwachungssystem für den Rhein 

(B) einrichten. 

Wir haben übrigens auch einen Anschluß an die 
internationale Alarmierung vorgesehen. Dies wer- 
den wir zum Beispiel für das Umweltbundesamt, 
für das Bundesgesundheitsamt und vergleichbare 
Bundesbehörden sofort veranlassen. 

Zwölftens. Wir werden den unabhängigen Sach- 
verstand in der Störfallkommission zur Beratung 
der Bundesregierung in Fragen der Umweltsicher- 
heit verstärken. Ich habe es bereits zum Ausdruck 
gebracht und sage es noch einmal hier: Es geht gar 
nicht darum, die Sachkunde und die Zuverlässigkeit 
derjenigen, die als Vertreter der chemischen Indu- 
strie und der Anlagenhersteller auftreten, in Frage 
zu stellen, sondern darum, nicht einmal den An- 
schein eines Verdachts von Kollisionen zwischen 
Sicherheitsanforderungen — und diese Sicherheits- 
anforderungen stehen obenan — und wirtschaftli- 
chem Interesse entstehen zu lassen. 

Dreizehntens. Wir unterstützen zahlreiche Aktivi- 
täten internationaler Organisationen zur Verbesse- 
rung der internationalen Vorsorge gegen Chemie- 
unfälle. Ich muß es mir aus Zeitgründen versagen, 
im einzelnen darauf einzugehen. 

Vierzehntens. Wir prüfen, ob eine weitergehende 
Gefährdungshaftung als bisher erforderlich ist. Wir 
schießen hier nicht aus der Hüfte. Wir sagen nicht 
ganz schnell: So wird es gemacht. Hier sind viel- 
mehr verfassungsrechtliche Gesichtspunkte zu be- 
denken. Wir haben eine interministerielle Arbeits- 
gruppe aus Mitarbeitern des Bundes justizministe- 
riums und des Bundesumweltministeriums einge- 


setzt. Wir haben, wie Sie wissen oder wissen sollten, (C) 
diese Gefährdungshaftung ja bereits etwa in den 
§§ 25 ff. des Atomgesetzes und z. B. in § 22 Abs. 2 des 
Wasserhaushaltsgesetzes. 

Die Novellierung der Störfallverordnung ist vor- 
dringlich. Von 1980 bis jetzt, also in rund sieben 
Jahren, wurden den zuständigen Behörden 14 StÖr- 
fälle im Sinne der Störfallverordnung gemeldet. 

Seit dem 25. Juni 1986 haben wir bis jetzt — augen- 
blicklicher Stand — in immer kürzeren Abständen 
von insgesamt 15 Vorfällen erfahren. Nur der Brand 
bei der Firma Sandoz wäre in Deutschland nach 
unserem geltenden Recht unter die Störfallverord- 
nung gefallen. In allen anderen Fällen handelt es 
sich nicht um Störfälle im Sinne der Störfallverord- 
nung. 

Ich gehe übrigens davon aus, daß es derartige 
Vorfälle, wie sie jetzt bekannt geworden sind, wie 
wir sie beklagen und die uns beunruhigen, in jedem 
Jahr in der Vergangenheit mindestens hundertmal 
— wahrscheinlicher sind zweihundertmal und 
mehr — gegeben hat. Die Öffentlichkeit hat aber 
selten davon erfahren. Es bestand in aller Regel 
auch keine Notwendigkeit, z. B. die Behörden davon 
zu informieren. 

Das bisher geltende Recht — nun wende ich mich 
an Sie, meine Damen und Herren von der SPD — , 
das ja aus der Zeit der Regierung Schmidt stammt, 
erlaubt es nicht, gegen derartige Vorfälle, wie wir 
sie jetzt erlebt haben, rechtlich vorzugehen und 
Maßnahmen zu ergreifen. Auch das ist die Wahr- 
heit. Dies muß festgestellt werden, damit das Bild p) 
wirklich stimmt. Es gibt überhaupt keinen Anlaß, 
irgendwo irgend etwas zu verharmlosen. Ich halte 
aber auch gar nichts von pauschalen Verurteilun- 
gen. Wir sind verpflichtet, wahrheitsgemäß zu be- 
richten, sachgerecht zu urteilen und die erforderli- 
chen Konsequenzen zu ziehen. 

In diesen Zusammenhang gehört allerdings auch 
die Feststellung, daß die organischen Belastungen 
unserer Flüsse mit Abwässern aus der Chemie in 
den vergangenen 15 Jahren um 90% zurückgegan- 
gen sind. Auch dies sollten wir anerkennen und 
durchaus dankbar feststellen. 

Dazu gehört auch die Feststellung, daß die Menge 
der Schwermetalle im Abwasser deutlich abgesun- 
ken ist. Eine ganze Menge also an Daten, die wir als 
erfreulich berichten können, so daß wir sagen kön- 
nen: Wir sind in den vergangenen Jahren schon vor- 
angekommen, aber nicht weit genug. 

J ede gesellschaftliche Gruppe, auch die Industrie, 
hat einen Anspruch auf eine ehrliche, aber zugleich 
auch auf eine kritische und schonungslose Bewer- 
tung. Deswegen gilt der Satz: Sandoz hat — 
schlimm genug — in den vergangenen Wochen ein- 
mal, aber nicht ständig stattgefunden. Nach den bis- 
herigen Ermittlungsergebnissen der Strafverfol- 
gungsbehörden erfüllen die Vorfälle in der Bundes- 
republik Deutschland keine Straftatbestände. Auch 
hier wird ein Eindruck erweckt, der der Wirklich- 
keit nicht entspricht. 

Herr Hauff, Sie haben am 29. November, wie ich 
der Presse entnehmen konnte, wie folgt formuliert: 
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Bundesminister Dr. Wallmann 

(A) „Was am Rhein passiert ist, sind Verbrechen und 
müssen entsprechend behandelt werden.“ Ich glau- 
be, es ist ganz deutlich geworden, daß die Regie- 
rung, die sie tragende Koalition der Mitte und ich 
selbst an keiner Stelle irgend etwas zu verharmlo- 
sen oder zu bagatellisieren versuchen. Wir müssen 
deswegen jene gesetzlichen Änderungen vorneh- 
men, die ich soeben dargestellt habe. 

(Abg. Dr. Hauff [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Nur dieser Satz noch zu Ende. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Minister, ich muß 
das Haus darauf aufmerksam machen, daß Sie eine 
Erklärung abgeben. Nach §27 unserer Geschäfts- 
ordnung sind Zwischenfragen nicht zugelassen. 

Dr. Wallmann; Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit: Dann macht er viel- 
leicht einen Zwischenruf. Ich antworte dann gerne. 

Ich stelle fest: Solche Aussagen sind keine nüch- 
terne und sachliche Information; denn da werden 
doch ganz andere Assoziationen hervorgerufen. Die 
Regierung Kohl und die sie tragende Koalition hat 
Gesetze und Verordnungen sowie die Zusammen- 
setzung von Gremien von der im wesentlichen von 
Ihnen gestellten Bundesregierung und Mehrheit im 
Bundestag übernommen. Ich frage die SPD, wenn 
sie nun so unendlich vieles beklagt: Warum hat sie 
die Störfallverordnung von 1980 eigentlich nicht 
. schärfer gefaßt? Warum ist die Ausweitung der 
Stoff listen unterblieben? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie wußten bis 
vor vier Wochen noch gar nicht, daß es sie 
gibt!) 

Ich frage die SPD, warum sie die Störfallkommis- 
sion nicht ausschließlich mit Wissenschaftlern und 
unabhängigen Experten besetzt hat. Sie wissen 
doch selbst, in welcher Weise wir hier von Ihnen 
verdächtigt werden, und zwar völlig unsinnig, 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist aber nicht fair! 

Das ist doch wohl nicht anständig gegen- 
über dem Herrn Baum! — Schäfer [Offen- 
burg] [SPD]: Jetzt greift er wieder den 
Herrn Baum an!) 

wir seien in einer unzulässigen Nähe zur Industrie. 
Sie werfen uns vor, wie die Kommissionen, die Re- 
aktorsicherheitskommission oder die Störfallkom- 
mission, besetzt sind. Wir haben deren Besetzung 
nicht verändert. Es sind die gleichen Persönlichkei- 
ten. — Ja, Sie werden aufgeregt; ich merke es. 
Meine Damen und Herren, ich sage nur: Jeder mag 
sich sein eigenes Urteil bilden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
frage die SPD auch, warum sie die von ihr regierten 
Bundesländer, in denen sich ja genauso Vorfälle 
ereignen wie in anderen Ländern, die nicht von der 
SPD regiert werden, Länder, die die ausschließliche 
Vollzugskompetenz haben, nicht einmal erwähnt, 
wenn es solche Vorfälle gibt, und so tut, als sei die 
Bundesregierung dafür zuständig. 


Ich frage die SPD: Warum werfen Sie mir, warum (C) 
werfen Sie dieser Koalition der Mitte oder der Bun- 
desregierung vor, daß wir Kooperationsvereinba- 
rungen mit Industrieverbänden schließen, wenn 
z. B. einen Tag, bevor ich das für die Bundesregie- 
rung getan habe, das Land Nordrhein-Westfalen 
den gleichen Vertrag, die gleiche Vereinbarung mit 
eben diesem Verband der Chemischen Industrie ge- 
schlossen hat? 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Und Rhein- 
land-Pfalz?) 

Haben Sie vergessen, daß Ihr Kanzlerkandidat, 

Herr Rau, mich schriftlich und in aller Öffentlich- 
keit aufgefordert hat, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wo ist er 
denn?) 

ich möge doch bitte schön eine solche Vereinbarung 
schließen. Dann habe ich sie geschlossen, und dann 
sagen Sie: Nein, das ist nicht genug. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das war auch 
nicht genug!) 

Nein, meine Damen und Herren, wir werden das 
eine wie das andere tun. Wir werden Gebote und 
Verbote verschärfen, wo dies geboten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Tatge [GRÜNE]: Wo ist es denn geboten?) 

Wir werden gleichzeitig, meine sehr verehrten Da- 
men und Herren, dort, wo über Vereinbarungen 
Fortschritte erzielbar sind, diese Vereinbarungen p) 
treffen. Meine Damen und Herren, ich weiß von 
maßgeblichen Mitgliedern der Belegschaftsvertre- 
tungen, der Personalräte, daß diese freiwilligen Ver- 
einbarungen nicht nur von der Manager-, sondern 
auch von der Arbeitnehmerseite gewünscht werden, 
weil diese Arbeitnehmer natürlich nicht nur ein vi- 
tales Interesse, angefangen beim Arbeitsschutz bis 
hin zur Sicherheit ihrer Arbeitsplätze, daran haben, 
daß ihre Unternehmungen wirtschaftlich, also mit 
Gewinn, arbeiten, sondern auch daran, daß sie si- 
cher sind. Das gilt nicht nur für die Menschen in 
der Fabrik, sondern auch für die Bürgerinnen und 
Bürger draußen, die dort wohnen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin 
ja bereit, über alles mit Ihnen zu diskutieren. Ich 
behaupte überhaupt nicht, daß wir alles wüßten. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Doch, so sieht das 
aus, daß Sie alles besser wissen!) 

Vielleicht gibt es Notwendigkeiten der Ergänzung 
und Hinweise. Wir werden sie gerne aufnehmen, 
meine Damen und Herren. Nur: Wir müssen dann 
auch schon darauf aufmerksam machen, was diese 
Koalition der Mitte und diese Bundesregierung ge- 
leistet haben. Sie hören das nicht gerne, ich weiß 
das. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Eigenlob stinkt!) 

Herr Hauff, was haben Sie z. B. über den Kataly- 
sator gesagt, als er als eine Möglichkeit eingebracht 
werden sollte, um all den schweren Belastungen, 
die von Fahrzeugen herrühren, entgegenzuwirken? 
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Bundesminister Dr. Wallmann 

(A) Ich denke daran, was wir durch die Großfeue- 
rungsanlagen-Verordnung mit der Reduzierung von 
Schwefeldioxid in den nächsten Jahren — jetzt 
schon 20% bis abschließend 75% — oder was wir bei 
der Entstickung geleistet haben. Ich will das gar 
nicht im einzelnen aufzählen. 

Ich will sagen: Die Leistungen dieser Bundesre- 
gierung und der sie tragenden Koalition in der ge- 
samten Umweltpolitik, angefangen vom Gewässer- 
schutz über Luftreinhaltung bis hin zum Boden- 
schutz, übertrifft bei weitem, meine Damen und 
Herren alles, was Sie nicht nur nicht geleistet ha- 
ben, sondern was Sie auch nur als Zielvorstellungen 
entwickelt haben. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Um Gottes wil- 
len! Herr Baum, gut zuhören, was er sagt!) 

Es ist eine erfolgreiche Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stahl [Kempen] [SPD]: Herr Wallmann, 
das ist völliger Quatsch, den Sie da re- 
den!) 

— Verehrter Herr Abgeordneter Stahl, ich bin 
dankbar für die Zwischenbemerkung. Ich sage das, 
was ich hier schon vor einer Woche erklärt habe: 
Ich behaupte doch gar nicht, daß Sie nichts geleistet 
haben; so töricht bin ich nicht. Ich sage Ihnen: 
Wenn ich Sie heute sehe, wie Sie sich aus den Ent- 
scheidungen, die Sie selbst einmal getroffen haben, 
fortstehlen wollen und die Menschen vergessen ma- 
chen wollen, wer die Verantwortung z. B. für die bei- 
den Listen im Anhang der Störfallverordnung, 

(Dr. Hauff [SPD]: Baum!) 

wer z. B. die Verantwortung für die Novellierung 
des Atomgesetzes 1975 zu tragen hat, 

(Dr. Hauff [SPD]: Baum!) 

dann machen Sie es sich bequem. So sind Sie, 
meine Damen und Herren von der SPD. Da wird 
mit dem Finger hingezeigt. Die Wahrheit ist leider 
— wie ich aus den Akten weiß, und ich sage es hier 
vor dem Deutschen Bundestag in aller Deutlich- 
keit — , daß sich der Kollege Baum bei seinen Zielen 
in der Umweltpolitik mehr als einmal nicht hat 
durchsetzen können, weil Sie ihn daran gehindert 
haben. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD — Dr. Hauff [SPD]: 
Weiter so! — Anhaltende weitere Zurufe 
von der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her- 
ren, bitte nicht alle auf einmal, einer nach dem 
anderen mit den Zwischenrufen! 

Dr. Wailmann, Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit: Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren, es hat keine Zweck, über 
Entscheidungen, die man selbst getroffen hat, im- 
mer dann zu lamentieren, wenn man aus der Regie- 
rungsverantwortung ausgeschieden ist. Politiker, 
die die Sorgen und die Ängste der Bürger ernst neh- 
men, die die Schwierigkeiten sehen, dürfen sich 
nicht aus der Verantwortung stehlen. An der Sach- 


lichkeit — meine Damen und Herren, ich sage es (C) 
noch einmal, und ich werde es Ihnen immer wieder 
sagen — und an der Fähigkeit, Entscheidungen zu 
treffen, die unabhängig von Zeitgeist und Mode- 
trends geboten sind, erweist sich die Qualität von 
Politik, aber auch von Politikern. Nicht das Bekla- 
gen und das Diffamieren von Maßnahmen und Ent- 
scheidungen, die man selbst getroffen hat, sondern 
eine Umweltpolitik, die sich zuallererst — ich sage 
noch einmal: zuallererst — an der Sicherheit unse- 
rer Mitbürgerinnen und Mitbürger, an unserer Um- 
welt orientiert, ist die Aufgabe, die wir zu bewälti- 
gen haben. Zu der bisher erfolgreichen Politik die- 
ser Bundesregierung gibt es keine Alternative. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber, meine Damen und Herren, ich füge hinzu: Wir 
werden uns deswegen nicht bequem in den Sessel 
zurücklehnen, sondern unsere Anstrengungen wei- 
ter fortsetzen — zum Nutzen der Menschen, für die 
wir Verantwortung tragen und für die wir zu han- 
deln haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Schäfer [Offenburg] [SPD]: Und der Herr 
Baum klatscht noch!) 


Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Reimann. 


Reimann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen, 
meine Herren! Es ist nun einmal so, daß die Men- 
schen durch aktuelle Störfälle sensibler werden, be- 
kannte der Umweltminister Walter Wallmann ge- 
stern vor der Bundespressekonferenz. Der Minister 
kündigte weiter sachgerechte Konsequenzen aus 
den jüngsten Chemieunfällen an und verwunderte 
mit der Feststellung, er lege größten Wert auf die 
Vorsorge vor solchen Giftunfällen. 

Die nicht abreißende Kette von Störfällen in den 
vergangenen Tagen und Wochen und die Reaktion 
unserer Bevölkerung haben gezeigt, daß das Vor- 
sorgeprinzip in der Chemiepolitik wirklich durchge- 
setzt werden muß. Unsere Bevölkerung kann ange- 
sichts der Schadensdimensionen nicht mehr mit 
der Philosophie des Restrisikos abgespeist werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Störfall scheint bei uns zum Normalfall zu wer- 
den. 

Nicht nur in den von den Chemieunfällen direkt 
betroffenen Bevölkerungskreisen — ich habe gele- 
sen, es gebe 24 Millionen Einwohner am Rhein — , 
sondern die gesamte Bevölkerung hat einen An- 
spruch auf konkrete Maßnahmen zur Vermeidung 
von Störfällen. Es reicht nicht aus, daß sich die Bun- 
desregierung nach der fatalen Informationspolitik 
der vergangenen Wochen, die die Bevölkerung in 
unangenehmer Weise an die Zeit von Tschernobyl 
erinnert haben dürfte, auf wahltaktische Ankündi- 
gungen in der Chemiepolitik beschränkt und bald 
darauf zur Tagesordnung übergeht. 
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Reimann 

(A) Herr Minister Wallmann, Sie kündigten eine Aus- 
weitung der Störfallverordnung an. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der hört gar 
nicht mal zu!) 

In der Tat ist die Störfallverordnung, die 1980 in 
Kraft getreten ist, ergänzungsbedürftig. Aber ich 
gestatte mir doch die Frage an Sie: Warum haben 
Sie dann eigentlich den Antrag der Sozialdemokra- 
ten vom 13. November 1986 abgelehnt, mit dem wir 
die Störfallverordnung fortzuschreiben gedachten 
und um Vollzugsdefizite zu beseitigen? Wie paßt das 
eigentlich zusammen mit Ihrer heutigen Rede, Herr 
Minister? 

(Beifall bei der SPD — Schäfer [Offenburg] 
[SPD]: Abgelehnt!) 

— Natürlich, abgelehnt. — Die Kriterien, nach de- 
nen giftige Stoffe in die Störfallverordnung einbezo- 
gen werden, sind zu überprüfen. Es reicht nicht aus, 
nun auch die wassergefährdenden Stoffe in die Li- 
ste der Störfallverordnung aufzunehmen. Die Liste 
sollte neben den wassergefährdenden Stoffen auch 
die krebserzeugenden Stoffe und die minder gifti- 
gen, giftigen bis sehr giftigen Stoffe enthalten. Wir 
können nicht erst aktiv werden, wenn sich die zer- 
störerischen Wirkungen dieser Stoffe in der Praxis 
gezeigt haben. Die Belastungen der Menschen 
durch eine verseuchte Umwelt, insbesondere jetzt 
am Rhein, haben die Grenze des Erträglichen er- 
reicht. 

Zu einer umfassenden Chemiepolitik und zu ei- 
ner Novellierung der Störfallverordnung gehört 
aber auch die Gewährleistung vollständiger Infor- 
mationen über Produkte und Lagerbestände sowie 
über die Art der Lagerung im Rahmen einer inter- 
nationalen Störfallplanung. In der Bundesrepublik 
gibt es Hunderte von Chemielägern, auch im land- 
wirtschaftlichen Bereich und im Handel, die bis 
jetzt noch nicht erfaßt sind. Hier lauern Gefahren- 
herde, über deren Existenz und Ausmaß die Behör- 
den bisher kaum etwas wissen und auf die wir 
wahrscheinlich erst aufmerksam werden, wenn sich 
die Giftunfälle ereignet haben. 

Wir meinen aber auch, wir müssen schon bei der 
chemischen Produktion beginnen: Überprüfung des 
Umfangs der Produktpalette und der Produktions- 
verfahren; Verzicht auf bestimmte gefährliche Pro- 
dukte; Förderung von Produkten und Herstellungs- 
verfahren, die eine möglichst geringe Belastung für 
die Beschäftigten und für die Umwelt ausweisen; 
Förderung von Produkten, deren Entsorgung mit 
geringeren Gefahren verbunden ist; Erforschung 
und konsequente Eindämmung der Entstehung 
hochgiftiger Nebenprodukte; verstärkte Forschung 
in die Ersatzstoffe; Ausbau des Arbeits- und Ge- 
sundheitsschutzes in der chemischen Industrie; 
Verstärkung der sächlichen und personellen Aus- 
stattung der Gewerbeaufsicht; Vergrößerung der 
Kontrolldichte, insbesondere auch der kleineren 
Betriebe. 

Es ist aber auch nicht mehr von der Hand zu wei- 
sen, daß neben einer staatlichen Aufsicht und einer 
freiwilligen Selbstüberwachung der chemischen In- 
dustrie die Arbeitnehmer der chemischen Industrie 


— früher waren es die Unfallvertrauensleute, heute (C) 
sind es die Sicherheitsbeauftragten — in die Über- 
wachung einbezogen werden müssen. Sie müssen 
beteiligt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es hat sich doch er- 
wiesen, daß durch die Beteiligung der Arbeitneh- 
mer am Arbeitsschutz die Zahl der Arbeitsunfälle 
drastisch gesunken ist. Die Vermeidung von Stör- 
fällen dient generell auch diesem notwendigen Ar- 
beitsschutz. Wir sind für die Ausweitung der Rechte 
der betrieblich Beauftragten, der Sicherheitsbeauf- 
tragten. Wir sind für eine Ausweitung auf Abwas- 
ser, auf Luft, auf Abfall, und zwar in einer rechtlich 
abgesicherten Position des Betriebsverfassungs- 
rechts. 

Meine Damen, meine Herren, es liegt doch im 
unmittelbaren Interesse der Arbeitnehmer selbst, 
Unfälle zu vermeiden. Die Unternehmer oder die 
Kapitaleigner bringen in der Regel ihr Kapital in 
das Unternehmen ein; der Arbeitnehmer bringt 
seine Gesundheit ein und bei einem tödlichen Un- 
fall — sein Leben. Da ist doch ein wichtiges Inter- 
esse der arbeitenden Menschen an der Unfallverhü- 
tung vorhanden. In dem Konzept für Umwelt- und 
gesundheitsverträgliche Chemiepolitik, das wir ent- 
wickelt haben, haben wir Eckwerte für die ver- 
stärkte Beteiligung der Arbeitnehmer gefordert. 

Ich sage hier auch, damit es nicht falsch wieder- 
gegeben wird: Es liegt mir nichts daran, die Leistun- 
gen der chemischen Industrie gering zu schätzen. ^ 
Die chemische Industrie hat ohne Zweifel sehr viel 
für die Menschen geleistet. Es liegt mir auch nichts 
daran, trotz der letzten Giftkatastrophen die ge- 
samte chemische Industrie zu kriminalisieren. 

Nein! Aber bei aller Bereitschaft zum Dialog mit 
den Vertretern der chemischen Industrie sollte 
doch ein deutlicheres Wort als in den letzten Wo- 
chen gesprochen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Interpretation des Umweltschutzes darf nicht 
mehr nur den Vorstandsetagen der chemischen In- 
dustrie überlassen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn von seiten der Industrie immer wieder auf 
die hohen Umweltinvestitionen verwiesen wird, die 
übrigens notwendig sind, um in dieser Gesellschaft 
zu überleben — meist wird vergessen, das hinzuzu- 
fügen — , dann ist es legitim, auch einmal auf die 
außerordentlich hohen Gewinne der chemischen In- 
dustrie hinzuweisen, die sie auch weiter befähigen, 
Investitionen im Bereich der Umweltschutzpolitik 
zu tätigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es muß doch, verdammt nochmal möglich sein, 
noch mehr zu investieren, damit die Menschen und 
die Umwelt nicht auf der Strecke bleiben. Die Be- 
völkerung gewinnt zunehmend den Eindruck, daß 
wir die Geister, die wir riefen, nicht mehr loswer- 
den. Diesen Eindruck dürfen Politiker nicht bestär- 
ken. 
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Reimann 

(A) Herr Minister, beweisen Sie unseren zu Recht 
verängstigten Bürgern in der Bundesrepublik 
Deutschland in den noch verbleibenden Wochen Ih- 
rer Legislaturperiode, daß es Ihnen nicht mehr nur 
um Ankündigungen geht, sondern daß Sie bereit 
sind, eine vorsorgende Chemiepolitik politisch 
durchsetzen. Wie sagten Sie eben hier am Redner- 
pult? Ich möchte Ihre Formulierung übernehmen: 
die Menschen warten darauf, daß gehandelt wird. 
Nun handeln Sie auch, Herr Minister! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
meine, daß die 27 Positionen, die im Maßnahmenka- 
talog der Bundesregierung zur Vorsorge gegen Che- 
mieunfälle aufgeführt sind, deutlich machen, daß 
die Koalition diese Probleme nicht gering ein- 
schätzt; daß wir uns hier bemühen, aus den Erfah- 
rungen mit diesen Unfällen das zu tun, was nötig 
ist, auch das zu tun, was zukünftig nötig ist 

Ich habe eben mit Aufmerksamkeit der Rede 
meines Vorredners zugehört. Herr Wallmann, ein 
großes Problem in unserem Bereich liegt darin, daß 
die Länder ihre Kompetenzen hier nicht an den 
Bund abgeben wollen. Wir haben 18 Behörden al- 
lein im Wasserbereich, die sich mit dem Vollzug der 

(Bj Rahmengesetzgebung beschäftigen und die sich 
dann natürlich auch mit dem Vollzug der jeweiligen 
Ländergesetze beschäftigen. Daß das nicht ohne 
Reibungsverluste vor sich geht, daß das überhaupt 
nicht ohne Abstimmungsprobleme vor sich geht, 
daß es dann zu einem Kompetenzwirrwarr, nicht 
nur -gerangel, sondern Kompetenzwirrwarr kommt, 
das kann sich ja wohl jeder vor stellen, der sich mit 
solchen Materien beschäftigt. Deswegen fordere ich 
die Länder hier auf: Wenn Sie hier solche Positio- 
nen vertreten, dann geben Sie die Kompetenz an 
den Bund ab. Es geht hier nicht darum, daß sich der 
Bund ohne Sinn und Verstand eine zusätzliche 
Kompetenz anreichern will, sondern darum, daß wir 
in der Sache besser, klarer und vernünftiger voran- 
kommen. 

(Zuruf von der SPD: Aber darauf können 
wir nicht warten!) 

Der Bund hat hier nur die Rahmenkompetenz. Wir 
haben uns, Herr Kollege Schäfer, bei dem Abwas- 
serabgabengesetz lange über diese Problematik un- 
terhalten. Wir haben damals schon, und zwar, wenn 
ich recht sehe, alle Seiten dieses Hauses, gesagt, 
daß es ohne die Vollkompetenz des Bundes nicht 
gehen kann. Das Wasserrecht ist ein traditionell 
außerordentlich zersplittertes Recht. Es ist an Ge- 
meinderechte, an Länderrechte und an Einzel- 
rechte gebunden. Hier hilft nur die Möglichkeit ei- 
nes klaren Kompetenzrechts. Hier hilft nur die 
Möglichkeit, daß wir endlich zu einem klaren Voll- 
zug kommen. Ich möchte hier noch einmal die Län- 
der herzlich auffordern, daß sie ihre Positionen 
nicht nur auf Europa aufbauen, sondern daß sie im 


Inland auch die Positionen bereitstellen, die wir (C) 
wirklich benötigen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Der Bürger wird kein Verständnis dafür haben, daß 
sich im Bereich der Kompetenzen nachher schließ- 
lich Vollzugsdefizite auf diese Weise ergeben, wie 
wir sie jetzt haben. Ich fordere deswegen auch den 
Bundesminister für Umweltschutzfragen ganz in- 
tensiv, ganz freundschaftlich auf, sich hier in den 
Streit mit den Ländern zu begeben und hier die 
Kompetenzen anzufordern, die der Bund braucht, 
um für den Bürger eine sichere Position im Wasser- 
vollzug, in der Wasserqualität sicherzustellen. 

(Baum [FDP]: Sehr gut!) 

Die Vollzugsdefizite haben sich bei der Anhörung 
zur Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes 
deutlich gezeigt. Der Erfahrungsbericht zum Ab- 
wasserabgabengesetz ist eine nachlesenswerte Do- 
kumentation über die Vollzugsdefizite der Länder. 

Ich wundere mich wirklich, daß sich die Länder 
nicht hier herstellen und sagen, wie sie sich die 
Sache vorstellen wollen. Wir haben ganz unter- 
schiedliche Ausführungen bei der Frage des Voll- 
zugs des Abwasserabgabengesetzes. Das hessische 
Ausführungsgesetz z. B. bezeichnet es als bedenk- 
lich, daß sogenannten Altanlagen generell Abga- 
benfreiheit gewährt wird. Schleswig-Holstein er- 
hebt erst gar keine. Wir wissen, in welchen Abstän- 
den kontrolliert wird: die einen vielleicht einmal im 
Monat, die anderen zweimal im Jahr. Das ist alles 
ein riesiger Wirrwarr. Ich meine, darin liegt ein (D) 
besonderer Punkt, und die freien Demokraten wer- 
den hier auch nicht locker lassen, die Länder immer 
wieder auf diese Position aufmerksam zu machen. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Dr. 

Laufs) 

Wir gehen über das eben von mir beschriebene 
Maßnahmenpaket der Bundesregierung noch hin- 
aus. Über diesen Vollzug des Wasserrechts in der 
Vollkompetenz halten wir noch einmal fest: Es 
kann nicht 18 verschiedene Behörden geben, es 
muß in einer Hand liegen. Wir halten fest, daß wir 
gern bereit sind, die Frage einer Umweltschutzpoli- 
zei zu prüfen, aber mit einer Vollkompetenz, nicht 
mit einer Polizei, die den Namen nicht verdient, 
sondern mit einer Vollkompetenz für eine solche 
Einrichtung. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was heißt 
„Vollkompetenz“?) 

Ich meine, daß sie nötig ist und gebraucht wird. 

Ich erwähne hier noch einmal ausdrücklich die 
Überprüfung des Warn- und Alarmplans für den 
Rhein. Rauchwarner, Sprinkleranlagen und Auf- 
fangbecken sind dabei wirklich keine Scherze, son- 
dern wir brauchen sie wirklich, und zwar auch für 
andere Bereiche, nicht nur für die am Wasser lie- 
genden Betriebe, sondern auch für Chemikalienla- 
ger und Produktionsstätten an anderer Stelle, um 
auch dort in Zukunft Unfälle zu verhüten. 

Weiter sind zu nennen: Sicherheitsüberprüfung 
aller Lager- und Produktionsstätten, vollständige 
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Wolfgramm (Göttingen) 

(A) Bestandsaufnahme über die Lagerung und Produk- 
tion von Chemikalien. 

Aber jedes Recht, jedes Gesetz ist nur so gut, wie 
es auch eingehalten wird, und dazu müssen wir 
über die sicher begrüßenswerte Selbstkontrolle 
eine eigene staatliche Kontrolle verstärken. Wir 
müssen auch den Ländern hier sagen: Wer nun dem 
Bund die Konsequenzen verweigert, wer also mit 
dafür sorgt, daß hier keine klare Linie gefunden 
werden kann, der muß dann wenigstens in seiner 
Kontrollfunktion ausreichend und genau vorgehen. 
Auch da haben wir eine Fülle zu bemängeln: Es gibt 
keine Ausweisung von Wasserschutzgebieten in 
ausreichendem Maße für die Trinkwasserversor- 
gung, es fehlen überall wasserwirtschaftliche Rah- 
menpläne. Das Bundesgesetz schreibt vor, daß für 
die Entwicklung der Lebens- und Wirtschaftsver- 
hältnisse notwendige wasserwirtschaftliche Vor- 
aussetzungen geschaffen werden müssen. Wo sind 
die Bewirtschaftungspläne für die großen Flüsse, 
auch für die mittleren Flüsse? Das ist alles Länder- 
sache, wo die Länder auftreten und sagen müssen: 
Wir müssen diese Pläne vorlegen. Sonst müssen sie 
die Kompetenz eben abgeben, wenn sie unfähig 
sind, diese Pläne rechtzeitig und sorgsam vorzule- 
gen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Ich bin nicht glücklich darüber, daß wir bei dem 
jetzt am Freitag zu verabschiedenden Abwasserab- 
gabengesetz nicht die zusätzliche Anhebung der Ab- 
gabe erreichen konnten. 

(B) (Dr. Laufs [CDU/CSU]: Aus guten Grün- 

den!) 

— Lieber Herr Kollege, wir haben lange darüber 
gesprochen. Wir meinen, es ist ein zusätzlicher Weg, 
zu einer besseren Gewässergüte zu kommen. Wir 
brauchen nicht nur den Anreiz, wir brauchen auch 
den Druck bei der Schere. Beides muß Zusammen- 
kommen, und dazu gehört, daß nicht eine schon seit 
1976 begonnene Abwasserabgabe festgeschrieben 
wird. Dazu gehört auch die Aufnahme von Ammoni- 
um, Stickstoff und Phosphat in das Abwasserabga- 
benrecht. 

(Dr. Hauff [SPD]: Richtig!) 

Dazu gehört aber auch, daß die Chancen der neuen 
Technologie genutzt werden. Ich fordere die SPD- 
Opposition auf, in ihren Ländern auch mit dafür 
einzutreten. 

(Lennartz [SPD]: Ich fordere Sie auf, mor- 
gen in der namentlichen Abstimmung zum 
Abwasserabgabengesetz unserem Antrag 
zuzustimmen!) 

— Gehen Sie bitte in die Länder, lieber Kollege, und 
sagen Sie den Ländern, daß sie sorgsam mit der 
neuen Technik umgehen müssen! 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sorgen Sie dafür, 
daß die Bundesregierung dies veranlaßt! 

Sie sind doch so einflußreich!) 

Wir stellen fest, daß die neuen Meßgeräte bei den 
Kommunen zu 90% nicht in Ordnung sind. Das ist 
allerdings bei der Wirtschaft besser, und deswegen 
stellen wir auch fest, daß diese Störfälle mit den 


neuen Meßgeräten sehr viel genauer und sehr viel (C) 
sorgsamer festzuhalten sind. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Haben Sie ge- 
stern „Kennzeichen D“ gesehen?) 

Für uns gilt, daß wir die Staatszielbestimmung 
„Umweltschutz“ im Grundgesetz nach wie vor for- 
dern. 

(Dr. Hauff [SPD]: Stimmen Sie da nicht 
zu?) 

— Sie hätten das damals mit uns leicht haben kön- 
nen, wenn Sie uns zugestimmt hätten, Herr Kollege 
Hauff. Das ist nun ein bißchen vergebliche Liebes- 
müh, dieser Sache nachzuweinen. Sie hätten sich 
eher besinnen müssen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das war ein bißchen an- 
ders, lieber Freund! Nicht flunkern! — Dr. 

Klejdzinski [SPD]: Das ist schizophren, 
daß ausgerechnet Sie das sagen!) 

Die Umkehr des Denkens in der Opposition ist ja 
wirklich manchmal phänomenal. Aber vielleicht 
denken Sie manchmal noch an Überlegungen von 
früher und machen das wieder gut, wozu Sie sich 
damals nicht haben durchringen können. 

Ich möchte noch ein Wort zu der Frage sagen, wie 
der Schutz der Umwelt im Strafgesetzbuch geregelt 
ist. Wir haben 1980 den Strafrahmen angehoben. 

Wir haben auch deutlich gemacht, daß das kein Ka- 
valiersdelikt mehr ist. Wir werden hier zu prüfen 
haben, ob dieser Strafrahmen ausreicht. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Handeln!) (D) 

— Wir werden das ernsthaft prüfen. 

Ich will hier auch ein klares Wort zu der Haltung 
der Verantwortlichen der betroffenen Chemiebe- 
triebe sagen. Es ist schon merkwürdig, daß, wenn 
eine sensibilisierte Öffentlichkeit in diesen Störfäl- 
len nun keine spaßigen Angelegenheiten mehr fest- 
stellen kann, nun den betroffenen Firmen nicht of- 
fen und deutlich die Fakten auf den Tisch legen. Da 
sagt dann der eine Betrieb — ich zitiere aus der 
„Süddeutschen Zeitung“ — , das in der stark färben- 
den Emulsion enthaltene PVC sei völlig ungefähr- 
lich, und es sei auch nur ein Kilogramm eingeleitet 
worden, und muß sich dann von dem entsprechen- 
den Abteilungsleiter des Ministeriums Vorhalten 
lassen, es sei nicht nur ein Kilogramm, sondern es 
seien sieben, und Vinylchlorid sei ein relativ gefähr- 
liches Gift. Ich zitiere das nur als einen der vielen 
Punkte, die wir da erlebt haben. Die Chemie wird 
große, sehr große Anstrengungen machen müssen, 
um das verlorene Vertrauen zurückzugewinnen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir möchten beides tun. Wir möchten den Staat 
mit der entsprechenden Kontrollfunktion verstär- 
ken; wir möchten aber auch die Industriebetriebe 
sehr ermutigen, das ihre zu tun um sicher vorzusor- 
gen, damit diese Störfälle, die sich inzwischen fast 
zu Normalfällen ausgeweitet haben, beendet wer- 
den. Mit Anmerkungen jedenfalls, daß man früher 
eigentlich viel mehr Gift eingeleitet habe und daß 
es an sich so giftig auch nicht sei, ist der Sache 
nicht beizukommen. Übrigens finde ich es in die- 
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Wolfgramm (Göttingen) 

(A) sem Zusammenhang sehr verdienstvoll, wenn ein 
nicht ganz unbekannter Industrieller wie von Ben- 
ningsen-Foerder sagt: Die Ökologie ist heute der 
dritte Produktionsfaktor neben Kapital und Arbeit. 
Ich meine, daß das die Betriebe, die betroffen sind, 
so sehen müßten. 

Vorbeugung, Erkennung und Ahndung, diese drei 
Faktoren müssen über dem stehen, was wir in die- 
sem Bereich in Zukunft hier beschließen und tun 
wollen. 

Es gilt, in einer groß angelegten Aktion Sorgfalt 
zusammen mit den Bundesländern die Vollzugsde- 
fizite auf dem Wassersektor abzubauen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was sagt der Herr 
Baum dazu?) 

Weiter geht es um eine ungeschminkte Bestands- 
aufnahme der Umsetzung des bisherigen Bundes- 
rechts durch die Länder. Der Bund muß Vollzugsde- 
fizite 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Seien Sie doch 
nicht so polemisch!) 

im Bereich des Umwelt- und des Chemikaliengeset- 
zes und des Wasserhaushaltsrechts abbauen. Aber 
der Abbau allein reicht nicht aus. Ich sage noch 
mal: Die Kompetenz für den Bund muß her. Das gilt 
auch, wenn man bedenkt, daß wir in diesem Bereich 
nicht nur eine TA Luft und auch eine TA Abfall 
haben dürfen, sondern auch eine TA Wasser. — 
Herr Kollege Schäfer, Sie werden ja noch Gelegen- 
' ' heit haben, die Polemik hier etwas zu spitzen. Ich 
will Ihnen das nicht vorwegnehmen. Mir ist das 
Thema zu ernst. Es geht hier nicht um Polemik. Es 
geht darum, wie wir der Umwelt, dem Bürger helfen 
können. 

(Rusche [GRÜNE]: Herr Wolfgramm, Sie 
haben schon aufregender geredet!) 

— Wenn Sie von „aufregend“ reden, dann sollten 
Sie mal mit Ihrem Minister Fischer, den Sie ja hier 
als besonders großartig darstellen, ein Wörtchen re- 
den. Einen so erfolglosen Umweltminister haben 
wir in der ganzen Bundesrepublik überhaupt noch 
nicht gehabt, noch nicht mal bei den SPD-Ländern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wer ist denn der Vorsitzende der Deutschen Kom- 
mission zur Reinerhaltung des Rheins? Wann ist 
die denn einberufen worden? Eine Woche danach! 
Und nicht nur in Krisensituationen passiert das, 
das macht der Herr Minister Fischer auch sonst 
so. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Hören Sie doch mit 
dem Quatsch auf!) 

Wer schafft denn das ganze Dioxin ins Ausland? 
Wer muß sich das denn von den Österreichern Vor- 
halten lassen? 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Wer schafft 
denn das Dioxin ins Ausland? — Frau Hö- 
nes [GRÜNE]: Wer ist denn der Verursa- 
cher? Das ist doch die chemische Industrie! 


Ihr habt nur keinen Mumm, denen auf die (C) 

Füße zu treten!) 

Wer will denn immer noch, obwohl schwerste Um- 
weltbedenken bestehen, den Sondermüll in die De- 
ponie Schönberg schaffen? 

(Zurufe der Abg. Frau Hönes [GRÜNE] 
und des Abg. Ewen [SPD]) 

— Ja, ja. 

(Abg. Ströbele [GRÜNE] meldet sich zu ei- 
ner Zwischenfrage) 

— Aber bitte, Herr Kollege. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
können eine Zwischenfrage stellen. 

Ströbele (GRÜNE): Ich danke Ihnen. — Herr Kol- 
lege, ist Ihnen bekannt, daß die Dioxinstaubabfälle, 
mit denen in Hessen Probleme bestehen, in ande- 
ren Bundesländern, auch in den Bundesländern, in 
denen Sie Verantwortung tragen, unmittelbar und 
direkt in den Hausmülldeponien abgelagert wer- 
den? 

(Lennartz [SPD]: Herr Kollege, wie kann 

man nur einen solchen Schwachsinn er- 
zählen!) 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Ich habe im Ohr, 

Herr Kollege, daß Ihr Herr Minister Fischer 

(Ströbele [GRÜNE]: Ist das richtig oder 

nicht? ) (D) 
eine großangelegte Aktion gegen diese Dioxinab- 
fälle gestartet hat. Herausgekommen ist, daß er die 
Sachen nach Österreich geschickt hat. 

(Rusche [GRÜNE]: Das ist keine Antwort!) 

Umweltschutz ist das nicht, was Sie mit diesem 
Operettenumweltschutzminister nach außen dar- 
stellen. Schein ist das, nicht Sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen, er wird auch in der Frage Schiff- 
bruch erleiden, den Transport von Sondermüll nach 
Schönberg zu betreiben. Er will ja alle rechtlichen 
Möglichkeiten ausschöpfen. Vielleicht sieht er sich 
einmal in Hessen um, wo er die Sachen ordentlich, 
sicher und zuverlässig deponieren kann. 

Die Gewässergütekarte sollte in einigen Jahren 
zeigen, daß wir mit unseren Maßnahmen Erfolg ha- 
ben. Wir brauchen notwendige und harte Maßnah- 
men für den Schutz der Umwelt. Die FDP wird sich 
diesen notwendigen harten Maßnahmen nicht nur 
nicht verschließen, sie wird an der Spitze derselben 
marschieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Die Heuchelei einiger der Kolle- 
gen hier ist wirklich unerträglich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Frau Hönes 

(A) Das ist doch absolut lächerlich. Herr Umweltmini- 
ster Wallmann, sie waren in keiner Weise überzeu- 
gend, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der ist so, der 
heuchelt nicht!) 

auch wenn Sie sich hier eine sehr souveräne Hal- 
tung geben. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Und ihr seid 
nicht einmal im Ausschuß, Mädchen! Ihr 
schafft nicht einmal mehr mit! — Ewen 
[SPD]: Chauvi! — Schäfer [Offenburg] 
[SPD]: „Frau Kollegin“!) 

Erinnern Sie sich daran, Herr Minister, daß Sie es 
waren, der beim Amtsantritt von dem Umweltmini- 
ster Fischer angekündigt hat, daß Sie eine Klage 
beim Staatsgerichtshof anstrengen wollen? — 
Sicher, das haben Sie angekündigt. Warum? Herr 
Fischer ist so verantwortungsvoll, dioxinhaltige 
Stäube und Schlacken aus Müllverbrennungsanla- 
gen nicht auf Hausmülldeponien zu entsorgen, son- 
dern auf gesonderten Deponien. Das haben Sie ihm 
damals vorgeworfen; Sie haben sogar mit Klage ge- 
droht. Sie haben überhaupt kein Recht, auf dem 
Umweltminister herumzuhacken. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Abg. Frau 
Hürland [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

(B) Frau Hönes (GRÜNE): Nein, ich habe nur kurz 
Zeit. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Von Frau zu 
Frau!) 

— Ja, Sie haben recht. Entschuldigen Sie, Frau Kol- 
legin, das war ein sehr schlichter Stil, bitte ja, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie sollten 
mehr auf mich hören! — Dr. Hauff [SPD]: 

Mehr auf Männer hören!) 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete Hür- 
land, Sie haben nun die Möglichkeit. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Frau Kollegin Hönes, 
können Sie mit bitte erklären, was Sie unter 
„Staatsgerichtshof“ verstehen? Ich denke, es ist 
wohl notwendig, daß das hier erklärt wird, sonst 
könnten Mißverständnisse entstehen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das ist das 
hessische Verfassungsgericht!) 

Frau Hönes (GRÜNE): Frau Kollegin, Sie wissen 
genau, was das ist. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Nein!) 

Das ist das hessische Verfassungsgericht. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das heißt so! — Dr. 
Hauff [SPD]: Das ist sogar richtig zitiert!) 

In einem Interview mit dem „Spiegel“ beklagte 
das Vorstandsmitglied der Firma Sandoz Hans 
Winkler das große öffentliche Aufsehen, das Che- 
miekatastrophen hervorrufen. Er sagte: 


Im modernen Leben, in dieser Zivilisation gibt (C) 
es ja sehr viele Risiken. Denken Sie nur an den 
Straßenverkehr. Dort . . . gibt es . . . fast eine Ge- 
wöhnung. Daß es 1 000 Tote im Verkehr gege- 
ben hat, wird zur Kenntnis genommen, aber in 
der Chemie, wo solche Ereignisse sehr selten 
sind, werden die ganz anders beachtet. 

Solche Sätze, meine Damen und Herren, machen 
uns angst. Was der Automobilindustrie recht ist, soll 
den Chemiekonzernen billig sein. Je mehr Unfälle, 
desto größer der Gewöhnungseffekt, desto geringer 
der Protest der Bevölkerung: Das ist die furchtbare 
Logik eines Industriezweiges, dem die Zerstörung 
der Umwelt und die Gesundheitsgefährdung der 
Bevölkerung Geschäftsgrundlage für Milliardenge- 
winne ist. Die Chemie kann sich dabei der Unter- 
stützung einer Bundesregierung sicher sein, Herr 
Wallmann, deren Handlungsmaxime seit je von den 
Bilanzen der Unternehmen bestimmt wird. 

(Beifall des Abg. Rusche [GRÜNE]) 

Bei einer Festrede auf der Mitgliederversamm- 
lung der chemischen Industrie am 7. November, 
also eine Woche nach der Katastrophe von Basel, 
machte Kanzleramtsminister Schäuble seinen Hof- 
knicks vor den wirklichen Mächtigen im Lande. Er 
gehe davon aus, „daß die Unternehmen in Zukunft 
ebenso wie in der Vergangenheit schon aus Eigen- 
verantwortung für sichere Produktionsanlagen sor- 
gen und auf Grund ihrer Herstellerverantwortung 
Stoffe, die wegen ihrer Auswirkungen auf Mensch 
und Umwelt als problematisch erscheinen, in ihren 
Verwendungszwecken und Verwendungsarten be- (D) 
schränken oder gar nicht in Verkehr bringen“. 

(Rusche [GRÜNE]: Oh, dieser Tor! — Vogel 
[München] [GRÜNE]: Kinderglaube!) 

Es bedarf schon eines großen Maßes an Zynismus, 
meine Damen und Herren, angesichts der Serien- 
anschläge der chemischen Industrie auf unsere 
Umwelt solche Unterwürfigkeitserklärungen abzu- 
geben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es lohnt sich, darüber nachzudenken, was Mini- 
ster Schäuble meinte, als er am Schluß seiner Rede 
sagte — und ich zitiere wieder — : 

Wir Deutschen haben der Menschheit große 
Beiträge erbracht, nicht zuletzt durch unsere 
chemische Industrie. Es gibt keinen Grund zu 
verzagen, aber es gibt viele Gründe für uns, 
weiterzuarbeiten. Ich weiß, die deutsche Che- 
mie ist dazu bereit. 

(Rusche [GRÜNE]: Weiter so!) 

Und Sie sollen wissen: die Bundesregierung 
auch. 

Im Ersten Weltkrieg, meine Damen und Herren, 
bescherte die chemische Industrie der Menschheit 
das Gift Gelbkreuz. Im Zweiten Weltkrieg produ- 
zierte die IG Farben Zyklon B, an dessen Wirkun- 
gen Millionen Juden in den Gaskammern der Nazis 
qualvoll starben. In den 60er Jahren verdiente die 
Chemieindustrie Millionen an dem Präparat Con- 
tergan. Die Holzschutzmittelgeschädigten bezahl- 
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(A) ten die Unverzagtheit der chemischen Industrie mit 
ihrer Gesundheit. 1986 gibt es 5 000 Altlastdeponien 
in der Bundesrepublik. Wie viele von ihnen Dioxin 
und andere Ultragifte enthalten, ist noch gar nicht 
bekannt. In Dortmund-Dorstfeld wurden Bewohner 
einer Neubausiedlung krank. Sie hatten, ohne es zu 
wissen, ihre Häuser auf eine giftige Mülldeponie 
gebaut. — Diese Liste über die Beiträge der chemi- 
schen Industrie zum Wohle der Menschheit ließe 
sich endlos fortsetzen. 

Die Bundesregierung, meine Damen und Herren, 
weiß von den Gefahren der Chemie. Wenn sie aber 
handelt, dann vornehmlich nicht, um diese Gefah- 
ren zu beseitigen oder auch nur zu vermindern, 
Herr Umweltminister, sondern um zu beschwichti- 
gen, zu verharmlosen und abzuwiegeln. Wo es um 
den Schutz der Chemie vor den Sorgen und Prote- 
sten der Bevölkerung geht, ist die Bundesregierung 
zu erschreckender Brutalität fähig. 

(Frau Blunck [SPD]: Da haben Sie recht!) 

Auf eine Große Anfrage der GRÜNEN zur Gesund- 
heitsgefährdung von Kindern durch Blei antwortete 
die Bundesregierung u. a. wie folgt — ich zitiere — : 

Da Säuglinge im ersten Lebensjahr sehr 
schnell wachsen, vermindern sie durch Bildung 
neuer Körpermasse ihre relative Belastung mit 
Schwermetallen. 

(Rusche [GRÜNE]: Unglaublich! Sehr kin- 
derfreundlich!) 

Meine Damen und Herren, die betroffenen Säug- 

( B ) linge können sich gegen solche geistige Beihilfe zur 
Körperverletzung noch nicht wehren, ihre Eltern 
schon — und ich hoffe, nicht nur mit dem Stimm- 
zettel. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, in diesem politischen 
Zusammenhang muß der Maßnahmenkatalog, den 
der Bundesumweltminister heute morgen vorgelegt 
hat, untersucht und bewertet werden. Zum einen 
enthält er Punkte wie die Novellierung der Störfall- 
verordnung, die die GRÜNEN schon vor Wochen 
gefordert haben, die damals aber als industrie-, 
Wachstums- und wohlstandsfeindlich abgelehnt 
worden waren. Nun ist es sicher besser, ein Mini- 
ster handelt zu spät als gar nicht — und sei es nur 
auf Grund von öffentlichem Druck und aus Angst 
vor dem Verlust von Wählerstimmen, Herr Wall- 
mann. 

EG-weit gibt es 100 000 gemeldete Umweltchemi- 
kalien. Davon gelten mindestens 10 000 als gefähr- 
lich. In Herrn Wallmanns Störfallverordnung sind 
bisher 350 erfaßt und nach seiner „radikalen Neu- 
fassung“, Herr Kollege, vielleicht 450. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Er ist kein 
Kollege! Er ist kein Mitglied des Hauses!) 

Lagerschuppen wie der von Sandoz, der am 1. No- 
vember brannte und den Rhein-GAU auslöste, fal- 
len überhaupt nicht unter diese Verordnung, die Sie 
jetzt als solch einen Fortschritt feiern wollen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Sie sollten das 
vielleicht singen! Dann wäre es vielleicht 


noch theatralischer! — Schäfer [Offenburg] (C) 

[SPD]: Manchmal schmerzt die Wahrheit!) 

Wenn dann noch das Prunkstück dieser Maßnah- 
men darin bestehen soll, daß die künftige Störfall- 
kommission nicht mehr aus Vertretern der Chemie- 
industrie zusammengesetzt werden soll, sondern 
aus sogenannten unabhängigen Experten, dann ist 
Mißtrauen angesagt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aus unabhängigen Experten bestand auch die 
Strahlenschutzkommission, die nach Tschernobyl 
Kleinkindern Milch als unbedenklich empfahl, de- 
ren Verseuchung über der zulässigen Jahresdosis 
lag. 

Was jetzt not tut, ist die Bildung der von uns 
geforderten Entgiftungskommission, der außer Ver- 
tretern aller Parteien Wissenschaftler des Öko-In- 
stituts, der Katalyse-Gruppe und auch sachkundige 
Bürgerinnen und Bürger aus Umweltschutz grup- 
pen angehören müssen. 

Die Qualität Ihres Maßnahmenbündels, Herr 
Wallmann, läßt sich aber auch an dem ablesen, was 
alles fehlt: So fehlt z. B. das eigentlich Selbstver- 
ständlichste von der Welt, ein Akteneinsichtsrecht 
für die Bürgerinnen und Bürger. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, eine Delegation der 
GRÜNEN war vorgestern bei Bayer Leverkusen. 
Bayer ist der größte Pestizidhersteller der Welt. 
Bayer leitet täglich 50 t Schwermetall in den Rhein. 
Bayer besitzt 12 Großanlagen, in denen mit wasser- 
gefährdenden Stoffen hantiert wird. Laut Verord- 
nung über Umgang, Lagerung und Abfüllung was- 
sergefährdender Stoffe aus dem Jahre 1976 sind 
diese Anlagen genehmigungspflichtig. Bei Bayer ist 
gerade eine dieser zwölf Anlagen genehmigt, bei 
fünf von ihnen läuft das Genehmigungsverfahren, 
bei den restlichen sechs wurde bisher noch gar 
nichts unternommen. Wir haben vom Vorstand der 
Bayer-Werke stellvertretend für die deutsche Che- 
mieindustrie Akteneinsicht verlangt, Akteneinsicht 
in die Emissionserklärungen: Von welcher Art, Be- 
schaffenheit und Menge sind die Stoffe, die täglich 
in den Rhein gelangen; welche dieser Einleitungen 
sind nach dem heute gültigen Gesetz nicht geneh- 
migt; wie stark ist das Grundwasser unterhalb des 
Bayer-Geländes verseucht? Wir verlangen weiter- 
hin Akteneinsicht in die Stoffstrombilanzen. Wir 
verlangen Akteneinsicht in die Bilanz der nicht 
meldepflichtigen Betriebsstörungen von 1981 bis 
heute. Und wir verlangen von der Bayer AG eine 
verbindliche Erklärung darüber, in welchem Zeit- 
raum problematische Stoffklassen, z. B. Chloraro- 
mate, Pestizide, PVC, chlororganische Lösemittel, 
durch umweltverträgliche Stoffe ersetzt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Abg. Dr. 
Klejdzinski meldet sich zu einer Zwischen- 
frage) 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete 

Frau Hönes (GRÜNE): Sofortiger Produktions- 
stopp und Vermarktungsstopp fordern wir für Pe- 
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(A) stizide, die in der EG nicht mehr zugelassen sind, 
aber bis heute in Länder der Dritten Welt verkauft 
werden. 

(Zuruf von der SPD — Dr. Klejdzinski 
[SPD]: Jetzt holt sie gleich einmal Luft!) 

— Wenn Sie sich einen Moment gedulden wür- 
den — 

Vizepräsident Cronenberg: Das Problem ist 
nur 

Frau Hönes (GRÜNE): Die Bayer-Werke haben 
uns diese Einsicht verweigert, obwohl wir 24 Stun- 
den unter sehr liebevoller Bewachung durch den 
Werkschutz darauf gewartet haben. Offenbar fürch- 
tet die chemische Industrie nichts mehr als die Of- 
fenlegung des von ihr angehäuften Gefahrenpoten- 
tials. 

(Rusche [GRÜNE]: Schlechtes Gewissen!) 

Nichts fürchtet diese Bundesregierung offenbar 
mehr als den Konflikt mit der chemischen Indu- 
strie, der nötig wäre, um genau diese zur Offenle- 
gung zu zwingen. 

Herr Minister Wallmann, die Aufnahme bisher 
nicht registrierter Gifte in die Störfallverordnung 
ist kein Umweltschutz. Umweltschutz beginnt da, 
wo diese Gifte aus unserer Umwelt wirklich ver- 
schwinden, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

(B) dadurch, daß man sie verbietet, und dadurch, daß 
Schritte auf einen Umbau der Produktion in Rich- 
tung auf eine sanfte, naturverträgliche Chemie un- 
ternommen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies ist nur unter demokratischer Teilhabe der Be- 
völkerung und gegen die Gewinninteressen der 
Chemieindustrie zu erreichen. Dies haben die letz- 
ten Wochen gezeigt. Deshalb rufen wir alle Bürge- 
rinnen und Bürger zur , Aktion Brückenschlag“ auf 
allen Rheinbrücken von Basel bis Rotterdam am 
14. Dezember auf. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
selbst wenn die Frau Abgeordnete Hönes den guten 
Willen hätte, eine Zwischenfrage zuzulassen, ihre 
Redezeit ist deutlich abgelaufen. Ich kann Ihnen 
also die Möglichkeit gar nicht mehr geben. 

(Rusche [GRÜNE]: Aber sie war mit einer 
guten Rede gefüllt! — Dr. Klejdzinski 
[SPD]: Ganz kurz, es ist ein Satz!) 

— Das ist nun wirklich beim besten Willen nicht 
möglich. Sie hat ihre Redezeit so überschritten. 

Nun hat das Wort der Abgeordnete Laufs. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Herr Präsident, 
Zwischenfragen werden doch gar nicht auf 

die Redezeit angerechnet!) 

— Nein, aber Ihre Redezeit ist abgelaufen. Sie ha- 
ben sie deutlich überschritten. 


Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Laufs. (C) 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: 50 1, das müssen 
Sie mir erklären!) 

Herr Abgeordneter Dr. Laufs, Sie haben das Wort. 

Ich bitte das Haus, die notwendige Ruhe zu halten. 


Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion begrüßt den von der Bundesregie- 
rung vor ge legten Katalog zur Umweltsicherheit in 
der Chemie. Von der chemischen Industrie muß und 
kann erheblich mehr an Sicherheit gegen Störfälle 
und Unfallfolgen verlangt werden als in der Ver- 
gangenheit. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das fällt Ihnen aber 
früh ein!) 

Menschliche Gesundheit und Umwelt haben Vor- 
rang vor reinen Wirtschaftsinteressen. Die Chemie 
ist gefordert. Wir werden weitreichende Verbesse- 
rungen der Sicherheitstechnik durchsetzen. Wir 
werden nicht das geringste Risiko auf uns nehmen, 
wenn es um einwandfreies Trinkwasser geht. Das 
müssen die Menschen, die mit Trinkwasser aus 
dem Rhein versorgt werden, wissen. Alle Vorsorge- 
maßnahmen sind richtig, wenn die Gefahrenlage 
nicht sicher abgeschätzt werden kann, mag sie sich 
später als noch so klein heraussteilen. 

Zum Beispiel wurden beim Störfall der BASF 
zwei Tonnen 2,4-Dichlorphenoxyessigsäure in den 
Rhein eingeleitet. Die höchste Konzentration dieser 
Chemikalie wurde bei Mainz mit 46 Mikrogramm ( D ) 
pro Liter gemessen, was bei Koblenz einem Wert 
von 25 Mikrogramm pro Liter entspricht. Nach ei- 
ner Bewertung der Arbeitsgruppe Toxikologie in 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft ist für Er- 
wachsene die tägliche Einnahme von 7 Milligramm 
unschädlich. 

(Zurufe von der SPD) 

Um diese Menge zu erreichen, hätte man in Mainz 
150 Liter, in Koblenz 280 Liter Rheinwasser täglich 
zu sich nehmen müssen. 

(Zurufe von der SPD: Sie verharmlosen 
schon wieder!) 

Trotzdem, Vorsicht und Vorsorge der Wasserwerke 
waren völlig richtig, weil unsere Ansprüche an das 
Trinkwasser extrem hoch sind. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

Es stellt sich aber die Frage, was die nordrhein- 
westfälischen Behörden bewogen hat, über zahlrei- 
che Rundfunkmeldungen der Bevölkerung zu emp- 
fehlen, am Rhein die Hunde anzuleinen und Kinder 
vom Fluß fernzuhalten. Auch mit den Instrumenten 
der Warnung und Alarmierung muß behutsam um- 
gegangen werden, wenn sie nicht stumpf werden 
sollen. 

Die Häufung der Störfälle am Rhein in diesen 
Wochen ist schon bemerkenswert. Es müssen alle 
denkbaren Ursachen untersucht werden, auch vor- 
sätzliches Handeln kann dazu gehören. In diesem 
Jahr wurden bis gestern im Bundesgebiet 609 poli- 
tisch motivierte Anschläge auf öffentliche Einrich- 
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(A) tungen, Industrieanlagen, Hochspannungsmasten, 
Eisenbahnen und Forschungsinstitute, also auf die 
Infrastruktur unserer Industriegesellschaft, verübt. 

(Zurufe von der SPD) 

Wer will ausschließen, daß wir nicht auch in der 
Chemie mit Sabotage und terroristischen Anschlä- 
gen sogenannter militanter Autonomer und der Ro- 
ten Zellen rechnen müssen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Ströbele 
[GRÜNE]: Das sind selber Terroristen!) 

— Das müssen gerade Sie sagen, Herr Ströbele. — 
Unsere Maßnahmen zur besseren Bekämpfung die- 
ser militanten Gruppen sind auch in diesem Zusam- 
menhang von großer Bedeutung. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Unerhört, so 
was der BASF zu unterstellen!) 

Meine Damen und Herren, die SPD hat heute 
einen Umweltschutzentschließungsantrag einge- 
bracht. Selten wurden so viele Verdrehungen, unbe- 
wiesene Behauptungen und Politladenhüter in ei- 
nem Papier versammelt gesehen. Die Entschlie- 
ßung ist der peinliche Versuch der SPD, den GRÜ- 
NEN den Rang als Umwelthektiker abzulaufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist falsch, daß die Umweltpolitik der 70er Jahre 
gegen die CDU/CSU erkämpft werden mußte. Das 
gesamte geltende Umweltrecht ist mit den Stimmen 
der Union im Bundestag geschaffen worden. Erst 
seit 1983 hat die Opposition, nämlich SPD und 
GRÜNE, unsere Umweltpolitik, die zur Verschär- 

(B) fung praktisch aller Umweltgesetze führte, abge- 
lehnt. 

Es ist falsch, daß es am Rhein nur eine Schrek- 
kensbilanz gibt. Die Gewässergüte des Rheins hatte 
sich in den vergangenen zehn Jahren, von diesem 
schrecklichen Sandoz-Unglück abgesehen, sehr ver- 
bessert. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Dr. 
Laufs, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Dr. Hauff? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Nein, ich habe nur noch 
zwei Minuten. Danke. 

550 Rheinkilometer sind durch ständige Einlei- 
tungen nur noch mäßig belastet. 50 Kilometer des 
früher sehr stark verschmutzten Rheins konnten 
um zwei Gewässergüteklassen angehoben werden, 
auch in Nordrhein-Westfalen gerade in den 80er 
Jahren. Wir sind deshalb ja so empört über die Fol- 
gen des schweren Chemieunglücks in der Schweiz. 

Es ist falsch, daß die Maßnahmen zur Schadstoff- 
minderung beim Kraftfahrzeugverkehr gescheitert 
sind. Die Nachfrage nach Katalysatoren und Nach- 
rüstsätzen ist so groß geworden, daß es derzeit Lie- 
ferschwierigkeiten gibt An 11 000 Tankstellen kann 
man heute bleifrei tanken. 

Eines ist allerdings richtig, Herr Kollege Hauff, 
die SPD hat dafür nichts getan, als sie regierte. 
Herr Kollege Hauff, am 15. Juli dieses Jahres haben 
Sie noch öffentlich eingestanden, daß auch Sozial- 


demokraten häufig umweltpolitische Ziele im Kon- (C) 
flikt mit wirtschaftlichen Interessen zurückgestellt 
haben. Bewußtsein und Handeln blieben hinter den 
umweltpolitischen Notwendigkeiten zurück, sagten 
Sie. Jetzt ohne Verantwortung kommen von Ihnen 
die großen verbalen Kraftakte. Was soll denn hier 
dieser prahlerische Hinweis auf die freiwilligen 
Emissionsminderungspläne in Nordrhein-Westfa- 
len und Hessen? 

(Zuruf von der SPD: Sie haben 1982 noch 
das Waldsterben abgestritten!) 

Meinen Sie wirklich, daß Borken in Hessen und vor 
allem Ibbenbüren schon vergessen sind? Für 
1987/1988 hatte Herr Rau dort einen Jahresausstoß 
von 1 700 t Stickoxid versprochen. Inzwischen sind 
das 34 000 t in zwei Jahren. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Nein. 

Die Großfeuerungsanlagen-Verordnung, die zum 
1. Juli 1983 von uns erlassen wurde — verzeihen Sie, 
daß das so lange gedauert hat, aber man hätte sie ja 
13 Jahre früher erlassen können — , 

(Dr. Hauff [SPD]: Wir nehmen Sie nicht 

mehr ernst, so wichtig ist das! — Unruhe — 

Glocke des Präsidenten) 

Herr Kollege Hauff, hat bis heute schon bewirkt, 
daß ein Drittel der Kraftwerksleistung entschwefelt p) 
ist. In wenigen Jahren werden wir mit dem Schwe- 
felausstoß wieder dort sein, wo Deutschland vor 100 
Jahren war. 

(Dr. Hauff [SPD]: Stillos ist das, was Sie 
machen!) 

Richtig ist, daß wir von CDU/CSU und FDP noch 
nicht alle umweltpolitischen Ziele erreicht haben. 

(Zuruf von der SPD: Da werden Sie kein 

Sternchen mehr bekommen vom Herrn 

Wallmann! — Weitere Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN) 

Deshalb wollen wir auch weiter regieren. Erfolgrei- 
che Umweltpolitik braucht über die Tagespolitik 
hinaus Stetigkeit und wissenschaftliche Gründlich- 
keit. Kampagnen, Angstmache und grüne Happe- 
nings am Rhein lösen nichts. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie lösen auch 
nichts!) 

Die Regierung aus Union und FDP wird unsere na- 
türlichen Lebensgrundlagen wirksam schützen und 
sichern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Dr. Hartenstein. Ich hoffe, daß sich 
das Haus ein wenig ruhiger verhalten wird, als es 
bei dem Vorredner der Fall war. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist verständlich, wenn eine 
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Frau Dr. Hartenstein 

(A) Bundesregierung sechs Wochen vor dem Wahltag 
versucht, in einer umweltpolitischen Debatte eine 
auf Hochglanz polierte Bilanz vorzulegen. Es ist 
nicht fair, Herr Kollege Laufs, wenn Sie, anstatt zur 
Sache zu reden, Ablenkungsmanöver veranstalten 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und so tun, als ob Teile der Umweltverbände in die 
Nähe von Terroristen zu rücken wären. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Weiterhin ist es nicht verzeihlich, Herr Kollege 
Laufs, die Unwahrheit zu sagen, z. B. über 13 Jahre 

Umweltpolitik der sozialliberalen Regierung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist der Laufs! 

— Dr. Laufs [CDU/CSU]: Was habe ich Un- 
wahres gesagt?) 

Sie waren seit 1976 im Bundestag wie ich auch. Ich 
bin gerne bereit, mit Ihnen ein mehrstündiges Kol- 
loquium zu veranstalten und Unterlagen darüber 
auf den Tisch zu legen, was war. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Was denn? Sagen Sie’s doch bitte!) 

— Sie wissen es. Wenn Sie aber versuchen, eine 
scheinbar sehr umfangreiche Leistungsbilanz vor- 
zulegen 

(Zurufe von der CDU/CSU — Unruhe) 

— ich bitte um Ruhe; der Herr Präsident hat darum 
gebeten — , dann müssen Sie sich auch gefallen las- 
sen, meine Damen und Herren von der Koalition, 

( B ) daß wir eine noch viel umfangreichere Unterlas- 
sungsbilanz dagegenhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf dem umweltpolitischen Unterlassungskonto 
dieser Regierung stehen nämlich dicke Minuspo- 
sten, z. B. das wegen zu schwachbrüstiger Maßnah- 
men nicht gebremste Waldsterben, z. B. die Kataly- 
satorpleite von Luxemburg, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das Gift steckt seit 
20 Jahren in den Bäumen, und Sie haben 
damals überhaupt nichts gemacht!) 

z. B. das mißlungene Abfallgesetz, das die Einweg- 
verpackungsflut nicht stoppt, sondern vermehrt, 
z. B. das verstümmelte Bundesnaturschutzgesetz 
ohne Verbandsklage, ohne Änderung der Landwirt- 
schaftsklausel, ohne wirksamen Artenschutz 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Dr. Laufs [CDU/CSU]: 

Das ist doch wirklich die Höhe! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

— jetzt hören Sie auch mal zu — , z. B. das in der 
Schublade verschwundene Bodenschutzkonzept, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
verschwunden!) 

mit dem Sie den rasanten Landschaftsverbrauch 
eindämmen wollten, z. B. das Null-Resultat bei der 
Altlastensanierung. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch gar 
nicht richtig, was Sie hier sagen!) 


Meine Damen und Herren, Fazit: mehr Versäum- (C) 
nisse als Erfolge! 

(Beifall bei der SPD) 

Eine engagierte Politik für die Umwelt müßte an- 
ders aussehen. An konstruktiven Vorschlägen der 
Opposition, 

(Rusche [GRÜNE]: Vor allem der GRÜ- 
NEN!) 

an wissenschaftlicher Zuarbeit hat es wahrlich 
nicht gefehlt. Es hat gefehlt am politischen Willen; 
das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD) 

In ihren Leitlinien zur Umweltvorsorge vom Sep- 
tember 1986, die heute zur Debatte stehen, erklärt 
die Bundesregierung, ihre Umweltpolitik sei darauf 
gerichtet, „Tiere, Pflanzen und Ökosysteme auch 
um ihrer selbst willen zu schützen“. Sehr schön! 

(Rusche [GRÜNE]: Schöne Worte! — Zuruf 
des Abg. Schmidbauer [CDU/CSU]) 

— Herr Schmidbauer, Sie sollten auch mal zuhö- 
ren. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Dem Unsinn 
kann ich nicht zuhören!) 

Aber zur gleichen Zeit streichen die Vertreter der 
Regierungsparteien aus der Novelle des Bundesna- 
turschutzgesetzes zwei wichtige Wörtchen. Da hieß 
es nämlich in § 1: Natur und Landschaft seien nicht 
nur als Lebensgrundlagen des Menschen, sondern 
auch „an sich“ schützenswert. Diese zwei Wörtchen 
wurden von Ihnen eliminiert, herausoperiert. Worte 
und Taten? 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Wir haben eine Ar- 
tenschutznovelle gemacht!) 

Wie sagte doch der Bundespräsident am 7. Okto- 
ber vor der Arbeitsgemeinschaft für Umweltfragen: 

„Nur wenn wir die Natur um ihrer selbst willen 
schützen, wird sie uns erlauben zu leben.“ Der Bun- 
despräsident hat recht. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Umweltminister Wallmann hat hier einen 
langen Katalog von Maßnahmen aufgeblättert, mit 
denen er künftige Katastrophen wie die Rheinver- 
seuchung verhindern will. Ich frage nur, Herr Mini- 
ster: Warum erst jetzt? Den allergrößten Teil dieser 
Maßnahmen hatten wir bereits in unserem Konzept 
für eine umweltverträgliche Chemiepolitik vorge- 
schlagen. Dieses Konzept wurde abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir hatten am 13. November in diesem Haus einen 
Entschließungsantrag mit konkreten Forderungen 
vorgelegt. 

(Rusche [GRÜNE]: So konkret waren die 
auch nicht!) 

Auch dieser wurde in Bausch und Bogen abgelehnt. 

Das ist nämlich die Wahrheit. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Grundsätze!) 

— Keine Grundsätze, konkrete Vorschläge, Herr 
Göhner. — Dennoch: Wenn diese Maßnahmen in 
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Frau Dr. Hartenstein 

(A) wirksame, ernstgemeinte Vorschriften umgesetzt 
werden bis hin zu Produktionsverboten, haben Sie 
unsere Unterstützung; nicht aber, wenn sie wieder 
aufgeweicht und mit tausend Schlupflöchern und 
Ausnahmeregelungen versehen werden. 

Sie wollen morgen das Abwasserabgabengesetz 
verabschieden. Frage: Warum haben Sie die Abwas- 
serabgabe nicht drastisch erhöht, wie wir dies bean- 
tragt hatten? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 

CSU]: Darüber wird morgen debattiert 
werden, Frau Kollegin!) 

Vielleicht, verehrter Herr Kollege Laufs, können 
Sie das morgen noch reparieren. Solange es näm- 
lich billiger bleibt, nicht nur verschmutzte Abwäs- 
ser, sondern auch Giftfrachten in die Flüsse zu lei- 
ten, so lange wird dies eben getan. Da nützen alle 
wohlklingenden Appelle nichts. 

Sie sagen in Ihren Leitlinien, Produzenten und 
Verbraucher möchten sich doch, bitte schön — Zitat 
— „ihrer Verantwortung gegenüber der Allgemein- 
heit bewußt sein“. Klingt es angesichts der jüngsten 
Vorgänge nicht nach gerade wie Hohn, wenn die 
Bundesregierung kühl verkündet, die Marktwirt- 
schaft diene dem Umweltschutz am besten, weil 
man auf die „Eigeninitiative“ der Wirtschaft setzen 
könne? Die Eigeninitiative der Chemieriesen be- 
stand doch wohl darin, möglichst viel an Reinge- 
winn für ihre Unternehmen herauszuwirtschaften 

(B) (Beifall bei der SPD) 

und möglichst wenig für Sicherheits- und Umwelt- 
schutzmaßnahmen auszugeben. Wie hätte es sonst 
sein können, daß nicht einmal automatische Alarm- 
und Abschaltvorrichtungen in den Kühlsystemen 
eingebaut waren, in denen giftige Stoffe, wie das 
Herbizid 2,4 D oder Dichlorbenzol, gekühlt wurden. 
Die Sicherheitsvorkehrungen müßten dem „Stand 
der Sicherheitstechnik“ entsprechen: § 3 der Stör- 
fall-Verordnung. Keine Rede davon. 

Zum Thema Meldepflichten schreibt die Störfall- 
Verordnung vor — ich zitiere wörtlich — : 

Der Betreiber hat der zuständigen Behörde un- 
verzüglich mitzuteilen: 

1. den Eintritt eines Störfalls oder 

2. eine Störung des bestimmungsgemäßen Be- 
triebs, bei der der Eintritt eines Störfalls 
nicht offensichtlich auszuschließen ist. 

So in Kraft gesetzt von der Regierung Helmut 
Schmidt im Juni 1980, von den Ländern aber nicht 
vollzogen. Denn was haben die Verantwortlichen 
bei BASF, bei Bayer, bei Hoechst und auch bei San- 
doz getan? Sie haben erst ein Viertel der Wahrheit 
zugegeben, dann ein Drittel, dann die Hälfte, bis 
endlich nichts mehr zu verheimlichen war. Jetzt 
werden Entschädigungen angeboten. Das ist sicher 
nötig, aber wer bezahlt den Tod eines Flusses, die 
Zerstörung eines Ökosystems? 


BASF hatte 1985 einen Jahresumsatz von 44 Mil- (C) 
liarden DM und einen Reingewinn in Milliardenhö- 
he. Um nicht falsch verstanden zu werden: Ich habe 
nichts dagegen, daß Betriebe Gewinne machen, 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Das verstehen 
wir schon richtig!) 

damit Investitionen ermöglicht werden und damit 
Arbeitsplätze gesichert und geschaffen werden. 

Aber ich habe sehr wohl etwas dagegen, Herr Kol- 
lege Schmidbauer, daß Supergewinne mit unverant- 
wortlichen Risiken für Natur und Umwelt erkauft 
werden. 

(Beifall bei der SPD — Schmidbauer 

[CDU/CSU]: Auf beiden Seiten Wasser tra- 
gen!) 

Die Politik hat die Aufgabe, klare und, wenn es 
sich um Gifte handelt, knallharte Vorschriften zu 
erlassen und sie auch durchzusetzen. 

Herr Minister Wallmann, Sie werden nicht nur 
die Störfallverordnung, sondern auch Ihre Leitli- 
nien zur Umweltvorsorge noch einmal überprüfen 
müssen. Sonst verdienen sie den Namen „Vorsorge“ 
nicht. In diesen Leitlinien kommt die Bundesregie- 
rung nämlich auf Katzenpfötchen daher. 

Nehmen wir das Kapitel „Instrumente“. Sie ver- 
spricht, nicht auf Ge- und Verbote zu verzichten — 
einverstanden. Sie verspricht auch eine Umweltver- 
träglichkeitsprüfung, die schon längst überfällig 
ist. 

(D) 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Seit wann?) 

Sie setzt aber auf wirtschaftliche Anreize, auf 
Selbstverpflichtungen, auf Zusagen der Produzen- 
ten, auf Information, Beratung und Umwelterzie- 
hung. Das ist weiße Salbe, Herr Minister! 

(Beifall bei der SPD) 

Oft genug haben sich in der Vergangenheit freiwil- 
lige Vereinbarungen als stumpfe Waffen erwiesen. 

Wie lange noch wollen Sie darauf bauen? Ange- 
sichts der Umweltnotstände — der sterbende Wald 
und der vergiftete Rhein sind ja nur zwei besonders 
dramatische Beispiele — reichen Streicheleinhei- 
ten nicht mehr aus. Hier ist politischer Handlungs- 
bedarf gegeben, und zwar dringender! 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern ein neues Haftungsrecht: Wer Um- 
weltschäden anrichtet, muß auch dann zur Rechen- 
schaft gezogen werden, wenn keine absichtlich 
schuldhaften Handlungen nachgewiesen werden 
können. Andere Länder wie Japan haben mit der 
verschuldensunabhängigen Haftung im Umwelt- 
recht gute Erfahrungen gemacht. 

Wir fordern weiter eine drastische Erhöhung der 
Strafen für Umweltsünder, denn Umweltzerstörung 
ist kein Kavaliersdelikt. Aber wir wollen nicht, daß 
gerade im Umweltstrafrecht nach dem Motto „Die 
Kleinen hängt man, und die Großen läßt man lau- 
fen“ verfahren wird. Für so gravierende Vorgänge 
wie die der letzten Wochen genügt die Einstufung 
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Frau Dr. Hartenstein 

(A) als Ordnungswidrigkeit nicht. Hier müssen Straf- 
tatbestände geschaffen werden! 

(Frau Blunck [SPD]: Richtig!) 

Schließlich brauchen wir eine Ökopolizei, um die 
Chancen zu vermindern, bei Umweltkriminalität 
unerkannt davonzukommen. Um das Gefahrenpo- 
tential an der Quelle zu verringern, müssen endlich 
alle diejenigen giftigen Stoffe verboten werden, für 
die heute schon unschädliche Ersatzstoffe vorhan- 
den sind. 

Wir fordern Umweltabgaben, denn Umweltver- 
schmutzung darf es nicht zum Nulltarif geben. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat ihren Umweltbericht 1985 vorgelegt. Sie findet 
sich darin außerordentlich gut. Aber selbst die in- 
zwischen schon zum Ritual erhobene Behauptung, 
man habe einen entscheidenden Schritt — „Durch- 
bruch“ heißt es — in der Luftreinhaltung durch die 
Einführung des schadstoffarmen Autos getan, 
macht die bedrückende Wirklichkeit nicht besser. 
Herr Minister, der Umweltbericht 1985 ist nicht un- 
ter Ihrer Federführung, sondern unter der Ihres 
Vorgängers entstanden. Dieser Bericht ist strecken- 
weise eine Litanei nicht eingelöster Ankündigun- 
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben leider erleben müssen, daß der frühere 
Umweltminister Zimmermann ein Umfallminister 
war. Schlimmstes Beispiel hierfür ist das Beispiel 
Katalysatordebakel. Wir können uns keine weite- 
ren Umfallaktionen leisten! 

(B) 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, ich 
muß Sie darauf machen, daß Sie Ihre Redezeit deut- 
lich überschreiten. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie jetzt zum Abschluß kämen. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Ich bin sofort zu Ende. 
— Wir können uns keine weiteren Umfallaktionen 
leisten, weder in der Bundesrepublik noch in der 
EG noch im internationalen Bereich. Zur Debatte 
stünde auch der von Ihnen abgeschmetterte Antrag 
zum Thema „Global 2000“. Aber diesen kann ich 
nicht mehr abhandeln. Nur einen Satz will ich dazu 
noch sagen: Nationale, EG- und internationale Um- 
weltpolitik gehören eng zusammen. Es ist auch für 
den Bundestag insgesamt eine Schande, daß wir die 
Problematik „Global 2000“ verdrängen, und daß Sie 
es im Ältestenrat geschafft haben, daß mit in diese 
Debatte hineinzupacken. Als ob die Pestizide, die 
bei uns verboten sind, aber weiter produziert und 
exportiert werden . . . 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Abgeordnete, 
meine Geduld ist jetzt wirklich zu Ende. Sie sind so 
deutlich über der Redezeit! Das ist schon ein gewis- 
ser Mißbrauch meiner Großzügigkeit 

Frau Hartenstein (SPD): . . . nicht wieder als Bume- 
rang zu uns zurückkämen! Das ist unerträglich. Die 
Politik hat das zu unterbinden. Dazu müssen Sie 
sich noch einiges einfallen lassen, Herr Minister! 


Unsere Vorschläge dazu liegen auf dem Tisch. — (C) 

Vielen Dank, Herr Präsident, für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der SPD — Schmidbauer 
[CDU/CSU]: Das war eine lange Nach- 
sicht!) 

— Das war nötig, Herr Schmidbauer. 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Wittmann aus Tännesberg. 

Wittmann (Tännesberg) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Ich möchte noch 
einige Bemerkungen zu meinen Vorrednern ma- 
chen. Frau Hönes, ich wäre an Ihrer Stelle sehr vor- 
sichtig, wenn Sie die Koalitionsparteien und den 
Minister mit dem Wort „Heuchelei“ kennzeichnen. 

Ich glaube, Sie sollten bei sich selber einmal ein 
bißchen nachsehen, wo die Heuchelei ist. Ich habe 
es leider nicht mehr überprüfen können, halte es 
aber einfach nicht für richtig, daß Bayer wie sie 
sagen, täglich 50 t Schwermetalle in den Rhein ein- 
leitet. Es wäre aber sicher typisch für Ihre Hand- 
lungsweise in der Öffentlichkeit, daß Sie durch fal- 
sche oder verdrehte Zahlen versuchen, Emotionen 
zu wecken. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist der Punkt!) 

Ein Zweites: Wenn wir uns gemeinsam — da 
meine ich sowohl die Koalitionsfraktionen als auch 
die SPD im Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit bemühen, Probleme — wie ein 
neues Naturschutzgesetz, wie z.B. die Gesetze, die (D) 
morgen verabschiedet werden, das Abwasserabga- 
bengesetz oder das Gesetz über die Strahlenschutz- 
vorsorge — zu lösen, glänzen Sie mit Abwesenheit. 

Sie könnten einen guten Beitrag zum Umwelt- 
schutz leisten, indem Sie weniger Papier produzier- 
ten, damit unsere Bäume geschont würden, und da- 
für mehr im Ausschuß sachlich mitarbeiteten. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Sehr richtig, 

Herr Kollege! — Senfft [GRÜNE]: Sie fe- 
gen ja ohnehin alles vom Tisch!) 

Frau Kollegin Hartenstein, ich hätte fast das 
Wort des Kollegen Schmidbauer aus einer der letz- 
ten Plenarsitzungen aufgegriffen, der gesagt hat: 

„Es geht an die Schmerzgrenze.“ Ich glaube, daß das 
was Sie mit dieser Polemik gesagt haben, wirklich 
ein bißchen an die Schmerzgrenze gegangen ist. 
Wenn Sie vom Naturschutzgesetz gesprochen ha- 
ben, muß ich Sie daran erinnern, daß bei den Wor- 
ten „die Natur an sich zu schützen“ auch ganz große 
Bedenken aus Ihren Reihen gekommen sind. 

(Widerspruch der Abg. Frau Dr. Harten- 
stein [SPD]) 

— Fragen Sie Ihren Kollegen Immer (Altenkir- 
chen), der in dieser Frage auf mich zugegangen ist 
und gerade zu diesem Punkt eine ausführliche Dis- 
kussion gewünscht hat. 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist nicht richtig, 
was Sie hier erzählen! Immer hat das zwar 
erst so gesagt; anschließend ist er aber 
lernfähig gewesen und hat es zurückgezo- 
gen! — Weitere Zurufe von der SPD) 
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Wittmann (Tännesberg) 

(A) — Frau Kollegin Blunck, ich könnte dies vielleicht 
in einer Gegenüberstellung klären. Herr Immer hat 
erst vor kurzem über diese Sache mit mir gespro- 
chen. Wir wären an sich ja bereit gewesen, das auf- 
zunehmen. Wir haben aber auf Grund der noch 
nicht vollendeten Diskussion in dem Bereich diese 
Dinge hinausgeschoben. 

Wir haben aber im Biotopschutz bahnbrechende 
Neuerungen eingebaut. 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist nicht wahr!) 

Wenn Sie, Frau Kollegin Hartenstein, von der 
Landwirtschaftsklausel sprechen, muß ich Ihnen ei 
nes sagen: Uns geht es im Umweltbereich nicht um 
Aktivismus in allen möglichen Gesetzen, sondern 
um sinnvolle Regelungen, die letztlich unserer Um- 
welt und der Zukunft des Menschen weiterhelfen. 

(Frau Blunck [SPD]: Waren das Pflanzen- 
schutzmittel, die da hineingekommen sind, 
ja oder nein?) 

Ein weiterer Aspekt, den ich noch ansprechen 
möchte; ist das Abwasserabgabengesetz. Es ist si- 
cher morgen an der Zeit, darüber zu reden. Aber 
eines möchte ich Ihnen sagen: Wir haben genau das 
gemacht, was machbar ist, nämlich die Schwellen- 
werte ab 1989 eingeführt und dafür gesorgt, daß für 
all diejenigen, die in unserer Industrie keinen Um- 
weltschutz betreiben wollen, erheblich höhere Ab- 
gaben kommen. Daß wir die Abgaben, wie es Herr 
Wolfgramm gesagt hat, nicht gleich für das nächste 
Jahr erhöht haben, hängt letztlich damit zusam- 
men, daß wir es unseren kommunalen Gebietskör- 
' ’ perschaften nicht zumuten können, innerhalb weni- 
ger Wochen alle Satzungen und Bescheide zu än- 
dern. 

Die letzten Vorfälle am Rhein haben bewiesen, 
daß die Bundesregierung im Bereich der Umweltpo- 
litik handlungsfähig ist. Dies zeigt schon allein die 
Tatsache, daß der hessische Umweltminister nach 
den Sandoz-Unfällen den verzweifelten Versuch ge- 
macht hat — Sie können sich vielleicht an die Aus- 
schußsitzungen erinnern — , wenigstens formale 
Fehler bei der Bewältigung des Unfalles durch die 
Bundesregierung zu finden. Die aktuellen Maßnah- 
men der Bundesregierung sind eine geeignete 
Grundlage für weitere 

(Frau Blunck [SPD]: Politisch gravierende 
Fehler sind beim Pflanzenschutz gemacht 
worden!) 

— Frau Blunck, vielleicht muß ich jetzt doch noch 
unterbrechen und Sie darauf hinweisen: Ich bin 
schon bei einem anderen Punkt meiner Rede. Wir 
können das ein anderes Mal fortsetzen. Wir haben 
hier also erhebliche Voraussetzungen für die Be- 
wältigung der Probleme geschaffen. Wir haben aber 
nicht erst reagiert, als die Unfälle passiert waren. 

(Frau Blunck [SPD]: Doch!) 

Ich möchte deshalb auf drei Unterlagen verwei- 
sen, die heute unter vielen zur Beratung anstehen: 
das Programm „Umweltforschung und Umwelt- 
technologie“ 1984 bis 1987, den Bericht der Bundes- 
regierung über Maßnahmen auf allen Gebieten des 
Umweltschutzes und vor allem die Leitlinien zur 


Umweltvorsorge. Wir haben damit das getan, was (C) 
im Umweltschutz notwendig ist. Wir haben nicht 
jeden Tag ein neues Theme zum Thema des Tages 
gemacht, sondern wir haben eine langfristige Per- 
spektive geschaffen und damit echte Vorsorgepoli- 
tik gemacht. 

Wir haben bewiesen, daß wir in der Lage sind, das 
Ordnungsrecht dort einzusetzen, wo es notwendig 
ist. Wir werden auch im Bereich der Umweltver- 
träglichkeit noch einiges zu tun haben. Wir werden 
aber auch auf die freien Kräfte der Sozialen Markt- 
wirtschaft und die verantwortlichen Kräfte setzen 
und werden weiterhin freiwillige Vereinbarungen 
mit der Industrie abschließen. 

(Frau Blunck [SPD]: Das sieht man am 
Rhein und am Wald!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
müssen zum Schluß kommen. 

Wittmann (Tännesberg) (CDU/CSU): Einen letzten 
Satz, Herr Präsident. Die Frau Kollegin Harten- 
stein hat auch etwas überzogen, 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr, Herr Abge- 
ordneter Wittmann, wenn es denn auch wirklich der 
letzte Satz ist. 

Wittmann (Tännesberg) (CDU/CSU): Ein letzter 
Satz zu dem vorliegenden Entschließungsantrag 
der SPD „Gesundheit und Umwelt“, der letztlich nur 
eine Wiederholung der von der Bundesregierung 
bereits eingeleiteten Maßnahmen enthält. Gerade (d) 
in diesem Bereich ist ein wesentlicher Aspekt nicht 
berücksichtigt, nämlich daß eine Umweltpolitik 
auch eine vernünftige Umwelterziehung beinhaltet 
Wenn wir heute wissen, daß der Grund für Krebs zu 
80% aus dem persönlichen Verhalten jedes einzel- 
nen resultiert, d. h. also, aus den Ernährungsge- 
wohnheiten, aus dem Sonnenbaden, aus dem Niko- 
tin usw., dann wissen wir, daß gerade die Umwelter- 
ziehung ein wesentliches Faktum unserer Politik 
sein muß. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Wittmann, wir haben offensichtlich sehr unter- 
schiedliche Vorstellungen über einen Satz. 

Wittmann (Tännesberg) (CDU/CSU): Deshalb bin 
ich überzeugt, daß mit unserer Politik nicht nur die 
Lebenserwartung, sondern auch die Lebensqualität 
steigen wird. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Müller (Düsseldorf). 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist natürlich verständlich, 
daß angesichts der Ereignisse der letzten Wochen 
hier das Thema Rheinverschmutzung im Mittel- 
punkt steht. Das ist richtig. 

Ich will dennoch auf einen anderen Aspekt der 14 
Einzelpunkte, die hier bei diesem Tagesordnungs- 
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Müller (Düsseldorf) 

(A) punkt zur Beratung anstehen, intensiver eingehen, 
nämlich auf das Thema „Umwelt und Gesundheit“. 
Das ist auch deshalb wichtig, weil die Ereignisse 
der letzten Wochen auch wieder deutlich gezeigt 
haben, daß unsere Politik eigentlich von Vergiftung 
zu Vergiftung hinterherläuft, daß wir aber zu dem, 
was wir eigentlich betreiben müssen, nämlich zu 
einem systematischen, vorsorgenden und langfri- 
stig angelegten Schutz, nur wenig kommen. Das gilt 
gerade für einen Punkt, der mit im Mittelpunkt des 
Umweltschutzes steht, nämlich den Schutz der Ge- 
sundheit. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sehe hier Alarmsignale auf uns zukommen, 
bei denen wir nicht warten dürfen, bis dann ähnli- 
che Vergiftungen, ähnliche Unfälle passieren, 

(Beifall der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

wie wir sie jetzt wieder in einer sehr brutalen Form 
mit dem Rhein erlebt haben. Deshalb ist es wichtig, 
besonders auch im Zusammenhang mit den Rhein- 
vergiftungen, über andere umweltpolitische Gefah- 
ren, die auf uns zukommen, zu reden und deutlich 
zu machen, daß wir hier alle gemeinsam Verantwor- 
tung zur Schadensabwehr tragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Für mich ist es ein Problem, das es bislang in der 
umweltpolitischen Diskussion zu wenig Beachtung 
findet, welchen Zusammenhang es zwischen um- 
welttoxikologischen Problemen und der menschli- 
chen Gesundheit gibt. Dies muß meines Erachtens 
in der Zukunft weitaus mehr Aufmerksamkeit fin- 
den, vor allem unter dem Gesichtspunkt, daß Um- 
weltgifte sehr langfristig auf die menschliche Ge- 
sundheit wirken und zu sehr langfristigen Verände- 
rungen führen, wobei die Gefahr besteht, daß kurz- 
fristige Reparaturen und Schadensbegrenzungen 
nicht mehr möglich sind; zweitens, aber auch unter 
dem Gesichtspunkt, daß gerade bei der Gesund- 
heitspolitik eine isolierte Betrachtung einzelner 
Umweltbereiche und einzelner Stoffe oft nicht wei- 
terhilft; und drittens, daß aus einer Vielzahl Unter- 
suchungen hervorgeht, daß Umweltgifte neben der 
genetischen Disposition und persönlichem Fehlver- 
halten ein entscheidender Faktor für bestimmte 
Krankheiten ist 

Ich will hier nicht Statistik gegen Statistik stel- 
len, denn ich glaube nicht, daß diese gesundheitli- 
chen Schäden monokausal nachweisbar sind. Es 
gibt vielmehr eine Fülle von unterschiedlichen Ur- 
sachen. Eine der entscheidenden Ursachen ist aber 
zweifellos der Anstieg der Umweltbelastungen. Zu 
einer vorbeugenden, vorsorgenden Gesundheitspo- 
litik gehört untrennbar, Umweltbelastungen zu re- 
duzieren und ihre Ursachen zu beseitigen. Aber 
man darf eben nicht nur auf die anderen Probleme 
hinweisen, in der Umweltpolitik aber nur unzurei- 
chend handeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Sehen wir stärker diesen Zusammenhang, dies i$t 
die Aufgabe, vor der die Politik steht. Für die Ge- 
sundheitspolitik und den Gesundheitsschutz muß 


man zwei in bezug auf unsere Umweltpolitik ent- (C) 
scheidende Tatsachen feststellen. 

Die erste ist: Die bisherige Umweltpolitik reagiert 
meistens sehr kurzatmig. Sie ist nicht langfristig 
angelegt. Trotz gewachsenen Umweltbewußtseins 
haben wir die Umweltzerstörung zwar abgemildert, 
aber ihre Entwicklung nicht umgedreht. 

Der zweite Tatbestand ist: Die Umweltpolitik 
blieb bisher im Kern auf Schadensbegrenzung re- 
duziert. Sie ist also auf eine nachträgliche Repara- 
tur der Umwelt angelegt. Sie ist bei der Komplizität 
von verschiedenen Ursachen aber nicht in der Lage, 
einen vorbeugenden Schutz zu gewährleisten. 

Aus all dem ergibt sich, daß wir gerade bei dem 
Thema Gesundheitspolitik sehen müssen, daß es 
heute eine Reihe von Faktoren gibt — dazu gehören 
zweifellos Streßbelastungen; dazu gehören zweifel- 
los veränderte Lebensweisen; dazu gehört aber 
auch und ganz zentral die steigende Zahl von Um- 
weltvergiftungen — , die die Gesundheit anders und 
weitreichender gefährden, als das in der Vergan- 
genheit der Fall war. Das müssen wir ernster neh- 
men, als das bisher der Fall war. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir müssen sehen, daß der Wald langfristig stirbt 

— nicht durch ein Ereignis — und daß der Mensch 
auch ein biologisches System ist, das durch langfri- 
stige Entwicklungen gefährdet ist. 

(Beifall bei der SPD) 

(D) 

Das bedeutet, daß wir vorbeugend handeln müssen 
und eine aktive Gestaltung erforderlich ist. 

Dies steht in Widerspruch zu der Antwort der 
Bundesregierung auf unsere Große Anfrage 
„Gesundheit und Umwelt“. Die Bundesregierung 
schreibt hier: „Konsequenzen für ein politisches 
Handeln können erst“ — ich betone: erst — „ gezo- 
gen werden, wenn gesicherte Erkenntnisse vorlie- 
gen, d. h. wenn allseitige wissenschaftliche Über- 
prüfungen stattgefunden haben.“ 

Wir streiten überhaupt nicht ab, daß es notwendig 
ist, die wissenschaftliche Arbeit zu verstärken. Wir 
stellen dem aber entgegen, daß es eine Vielzahl von 
Hinweisen gibt, die plausibel machen, daß es einen 
engen Zusammenhang zwischen Umweltgiften und 
Gesundheitsgefährdungen gibt. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Probst 
[CDU/CSU]: Verdacht allein genügt nicht!) 

— Wenn dies aber so ist, dann gibt es eine Verant- 
wortung, zukunftsorientiert zu handeln. Das heißt: 
Handeln nach Verdachtsmomenten zur Gefahren- 
abwehr. Das ist das Entscheidende. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das gilt besonders, wenn meine Ausgangsthese 
stimmt, daß die Veränderungen im biologischen 
System sehr langfristig ablaufen. Dann ist es eben 
nicht mehr möglich, erst nach Kenntnis der Schä- 
den zu handeln. Im Gegenteil: Dann ist auch die 
Reparatur erst langfristig möglich. Gerade wenn 
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(A) das so ist, muß unsere Devise heißen: vorbeugendes 
Handeln und Handeln hin auf Verdachtsmomente. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist ein Grundsatz, der hier in der Bundesrepu- 
blik zu kurz kommt. 

Wir stellen für den Bereich der Gesundheitspoli- 
tik fest, daß die statistisch-epidemiologische For- 
schung, gerade was den Zusammenhang zwischen 
Umwelt und Gesundheit betrifft, unterentwickelt 
ist. Wir stellen fest, daß wir zu wenig über langfri- 
stige Wirkungsketten im Verhältnis Natur — 
Mensch wissen. Wir stellen fest, daß gerade ange- 
sichts der Komplexität der Einflußfaktoren eine 
vorbeugende Politik notwendig als schützende Vor- 
sichtsmaßnahme ist. Dies ist besser, als zu warten, 
bis der Schadensfall eingetreten ist und uns über- 
rascht. 

Wir sagen darüber hinaus, daß das Risiko nicht 
nur allgemein, auf den typischen „Durchschnitts- 
menschen“ ausgerichtet werden darf. Die einzelnen 
Menschen und damit die einzelnen gesundheitli- 
chen Systeme reagieren sehr spezifisch auf Um- 
weltbedingungen. Diese Reaktionen stehen bei- 
spielsweise im Zusammenhang mit sozialen Fakto- 
ren, mit regionalen Faktoren, mit dem Alter und 
mit vielen anderen Bedingungen. Das heißt, auch da 
können keine einheitlichen wissenschaftlichen 
Standards vorgegeben werden, sondern es ist erfor- 
derlich, vor allem Vorbeugung zum Gesundheits- 
schutz zu betreiben. 

(B) (Beifall bei der SPD) 

Ich erinnere hier daran, daß die Regionalgruppe 
Europa der Weltgesundheitsorganisation in ihrem 
Gutachten „Gesundheit 2 OÖÖ“ dazu aufgefordert 
hat, radikale Veränderungen durchzuführen, damit 
wir nicht in eine Gesundheitskrise geraten. Sie 
nennt insbesondere zwei entscheidende Verände- 
rungen, die notwendig sind. Das erste ist: Wir müs- 
sen die veränderten Erscheinungsbilder von Krank- 
heiten ernster nehmen. — Dazu mache ich gleich 
noch eine Bemerkung. — 

Das zweite ist: Wir müssen aufhören zu glauben, 
wir könnten Krankheiten auf einer stets höheren 
Stufe immer wieder mit neuen medizinischen Wun- 
dermitteln beseitigen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Beides sind nach Auffassung der Weltgesundheits- 
organisation Irrwege. Ich teile diese Auffassung. 

Wenn man konsequente Umwelt- und Gesund- 
heitspolitik betreibt, geht es auch darum, die Ar- 
beits- und Produktionsweisen insgesamt zu ändern 
und von vornherein systematisch die Umwelt und 
den Gesundheitsschutz einzubeziehen. 

Zum Schluß will ich die Problematik bezüglich 
der veränderten Erscheinungsbilder von Krankhei- 
ten an einem Punkt verdeutlichen. Ich sehe mit Sor- 
ge, daß es Hinweise gibt, daß die menschliche Im- 
munabwehr zur Schwachstelle des Gesundheits- 
schutzes wird. Wir wissen, daß das menschliche Im- 
munsystem ein komplexes System ist, das auf die 
unterschiedlichen Einflüsse etwa wie ein fahrendes 


Auto reagiert, bei dem man je nachdem mehr oder (C) 
weniger Gas geben muß. Wir erleben heute zwei 
zentrale Fehlreaktionen: Zum einen eine Zunahme 
von Überreaktionen. Das äußert sich in Allergien, 
Pilzwachstum und anderen Krankheiten, deren Zu- 
nahme von den Gesundheitsämtern registriert 
wird. 

Es gibt die zweite Störung: daß das Immunsystem 
unzureichend reagiert. So ist die Zunahme von In- 
fekten und von Grippe- und Erkältungskrankheiten 
zu erklären. Wir müssen diesen Zusammenhang 
ernst nehmen, weil das bedeutet, daß die äußere 
Schutzbarriere des Menschen auf Grund der Ein- 
flüsse der Umwelt schwächer wird. Das bedeutet, 
daß das Körpersystem immer weniger mit den Um- 
weltgiften „fertig“ wird. Damit werden beim Men- 
schen Krankheiten gefördert, die gefährlich sind. 

Ich erwähne beispielsweise die Zunahme von 
Krebs, von Herz-Kreislauf-Schädigungen, von Mus- 
kulaturschwächen und von Nervenschädigungen 
usw. 

Nehmen Sie diesen Zusammenhang ernster. Es 
gibt in der Zwischenzeit aus den USA Studien über 
diesen Zusammenhang. Es gibt wichtige immunolo- 
gische Forschungsergebnisse, die diesen Zusam- 
menhang als sehr begründet erscheinen lassen. 
Daraus müssen wir als politisch Verantwortliche 
auch hier Konsequenzen ziehen. Wir sollten nicht 
erst warten, daß beim Menschen dasselbe passiert 
wie jetzt beim Rhein. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) (D) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Lippold. 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir 
müssen zu Beginn noch einmal ganz deutlich fest- 
halten, daß diese Bundesregierung, daß dieser Bun- 
desminister Wallmann eine Politik der Umweltvor- 
sorge betreibt. Er führt sie fort — das sage ich mit 
Betonung — ; er beginnt nicht jetzt erst damit. Wal- 
ter Wallmann führt entschlossen und entschieden 
die Politik der Umweltvorsorge, der Zukunftsvor- 
sorge, der Risikovorsorge fort. 

Herr Müller, es ist doch ein Plagiat, wenn Sie 
inhaltlich die von dieser Bundesregierung vorgeleg- 
ten Leitlinien zur Umweltvorsorge hier zitieren und 
sie dann als Aufforderung an die Bundesregierung 
wiedergeben. Sie haben doch Gedanken für Gedan- 
ken aus diesen Leitlinien hier vorgetragen und die 
Bundesregierung aufgefordert, dies vorzulegen. Das 
liegt vor, Herr Müller; nehmen Sie das zur Kennt- 
nis. Daran ist gearbeitet worden. Wir müssen uns 
von Ihnen nicht erst zum Arbeiten auffordern las- 
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben den Grundgedanken geäußert, Schad- 
stoffe zu vermeiden, sie erst gar nicht entstehen zu 
lassen. Haben Sie denn das Bundes-Immissions- 
schutzgesetz, die TA Abfall, das Abfallbeseitigungs- 
gesetz nicht mitbekommen? Im Abfallbeseitigungs- 
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(A) gesetz steht die Formulierung „Vermeidung“ vor 
„Beseitigung“. Auch im Bundes-Immissionsschutz- 
gesetz steht: erst vermeiden, die Schadstoffe gar 
nicht erst entstehen lassen. Dort ist die Rede vom 
integrierten Umweltschutz. 

Herr Müller, ich mochte Ihnen noch folgendes 
sagen — das tue ich selten — : Selbst die GRÜNEN 
attestieren Ihnen, daß Ihr Strohfeuerprogramm 
„Arbeit und Umwelt“, das Sie vorgelegt haben, ein 
Reparaturprogramm ist, daß es keinen vorsorgen- 
den Umweltschutz darstellt. 

(Zuruf der Abg. Frau Hönes [GRÜNE]) 

— Ich kann es aus Ihrer eigenen Presseerklärung 
zitieren, Frau Hönes. Es ist ganz einfach so, wie ich 
es hier sage. 

(Erneuter Zuruf der Abg. Frau Hönes 
[GRÜNE]) 

Ich muß jetzt gar nicht den ganzen Katalog des- 
sen aufzählen, was wir gemacht haben: von der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung über das Bun- 
des-Immissionsschutzgesetz, über die TA Luft bis 
hin zum Abfallbeseitigungsgesetz, dem Wasser- 
haushaltsgesetz und dem Abwasserabgabengesetz. 
Das alles sind Maßnahmen, die greifen und die auf 
Vermeidung zielen. 

(Senfft [GRÜNE]: Schauen Sie mal die 

Wirklichkeit an! — Ströbele [GRÜNE]: Ge- 
hen Sie doch mal im Rhein baden!) 

Auch im Chemikaliengesetz ist es so. Es ist gehan- 
delt worden. Nehmen Sie doch den Katalog, den die 
, ß v Bundesregierung, den Bundesminister Wallmann 
hier vorgelegt hat. Da ist das drin, was Sie haben 
wollen. Sie vermissen es; aber da ist alles drin. Wir 
brauchen uns von Ihnen nicht auffordern zu lassen. 
Ich zitiere nur einige Maßnahmen: Ausweitung der 
Liste störfallrelevanter Anlagen, Ausweitung der 
Stoffliste, Erlaß von allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften zur Konkretisierung der Sicherheitsanfor- 
derungen. Ich könnte das jetzt über 35 Punkte fort- 
setzen, um deutlich zu machen, mit welcher Ent- 
schiedenheit hier vorgegangen ist 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Nein. 

Und nun noch ein Wort zur Kollegin Hartenstein, 
weil das ja nicht einfach so im Raume stehenblei- 
ben kann. Frau Hartenstein hat vorhin von der Ka- 
talysatorpleite gesprochen und hat dabei hinüber- 
geschaut zu dem früheren Minister Hauff. Recht 
hat sie getan, denn da gehört der Vorwurf hin. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

1972 war die damalige Bundesregierung im Amt, 
Herr Hauff hätte handeln können. Nur, Herr Hauff 
hat nicht gehandelt, bis 1982. Während andere Län- 
der dies vorangetrieben haben, hat Herr Hauff zu- 
gesehen und nicht gehandelt. Seltsamerweise fällt 
ihm dann, wenn er in der Opposition ist, ein, daß 
man auch handeln könnte. Ich glaube, das ist zu 
spät, da müssen Sie früher wach werden, 

(Zurufe von der SPD) 


damit hier etwas passiert. Wer den Einstieg in das (C) 
Katalysatorauto verschlafen hat, kann unsere heu- 
tigen Erfolge nicht einfach leugnen wollen. Dazu 
fehlt Ihnen jedwede Berechtigung. 

Wir gehen doch auch auf noch eins hinaus. In 
langwierigen Verhandlungen ist erreicht worden — 
und das ist ein Verdienst von Minister Wallmann, 
der keine 100 Tage braucht, um sich warm zu lau- 
fen, und kein dreiviertel Jahr wie der hessische 
Umweltminister Fischer — , 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie haben Ihre 
Chance vertan!) 

daß im kommenden Jahr möglich werden wird, daß 
wir verbleites Normalbenzin vom Markt nehmen. 

Ihre Rezepte waren doch völlig falsch, im nationa- 
len Alleingang das verbieten zu wollen. Da wären 
wir auf die Nase gefallen. Nichts wäre gelaufen. 

Aber mit diesen falschen Rezepten sind Sie drau- 
ßen hausieren gegangen, um Stimmen zu fangen, 
nicht um die Sache weiterzubringen, was nötig ge- 
wesen wäre, sondern um Stimmen zu fangen. Das 
ist doch der Punkt. Sie betreiben keine Sachpolitik, 
sondern Sie schauen danach, wo man mit Emotio- 
nen bei der Bevölkerung, wo man mit Ängsten ope- 
rieren kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Da stört Sie die Sache überhaupt nicht. Da sagen 
Sie an einem Tag Verbot der Braunkohlekraftwer- 
ke, weil die Emissionen schädlich sind, zum Wald- 
sterben führen und die Kinder am Pseudokrupp 
sterben, und dann sagen Sie am nächsten Tag: Weg 
mit der Kernkraft, Kohlekraftwerke wieder ans ( D ) 
Netz, Schadstoffe wieder raus, 

(Zurufe von der SPD) 

als ob das nicht zum Waldsterben führen würde und 
als ob die Kinder dann nicht mehr Pseudokrupp 
bekommen würden. Deshalb ist das dort genauso 
wie hier. Hier wird — und deshalb sagen Sie ja 
immer „sofort handeln“ — sofort gehandelt. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber ich glaube, es ist kein Fehler, daß dieser Mini- 
ster im Gegensatz zum hessischem Umweltminister 
zunächst einmal die klaren sachlichen Vorausset- 
zungen schafft, damit begründet und sachlich rich- 
tig entschieden werden kann. Das ist im wahren 
Interesse aller. Das ist auch im Interesse des Um- 
weltschutzes. Eine noch so schnell eingeführte fal- 
sche Maßnahme ist schädlicher als eine kurze sach- 
liche Prüfung und jetziges Handeln. 

(Zurufe von der SPD) 

Das hat der Minister getan, und dafür danken wir 
ihm. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
kann also die Aussprache schließen. Wir kommen 
zur Abstimmung. 

Wir kommen zunächst zum Tagesordnungspunkt 
4 f, und zwar zu dem hierzu vorliegenden Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 



19696 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 253. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Dezember 1986 


Vizepräsident Cronenberg 

(A) 10/6616. Wer diesem Entschließungsantrag zuzu- 

stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Wer stimmt dagegen? — Damit ist dieser 
Entschließungsantrag abgelehnt. 

Zu den Tagesordnungspunkten 4 h, 4 m und 4n 
schlägt der Ältestenrat Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 10/5921, 10/6028 und 10/4614 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus- 
schüsse vor. — Weitere Vorschläge werden aus dem 
Hause nicht gemacht; dann sind die Überweisungen 
so beschlossen. 

Wir stimmen jetzt über den Entschließungsan- 
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/6632 
zu Tagesordnungspunkt 4n ab. Wer diesem Ent- 
schließungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Damit ist dieser Entschließungsantrag abge- 
lehnt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieder SPD und 
GRÜNE zusammen!) 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ta- 
gesordnungspunkt 4i, Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Verkehr auf Drucksache 10/5777. 
Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/3654 abzulehnen. Wer 
dieser Beschlußempfehlung des Ausschusses zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Wer stimmt dagegen? — Damit ist diese 
Beschlußempfehlung angenommen. 

Wir stimmen jetzt über den Tagesordnungspunkt 
, . 4j ab, die Beschlußempfehlung des Ausschusses für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit auf Druck- 
sache 10/6578. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/2791 abzu- 
lehnen. Wer dieser Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Damit 
ist die Beschlußempfehlung des Ausschusses ange- 
nommen. 

Meine Damen und Herren, die Beschlußempfeh- 
lung des Ausschusses für Forschung und Technolo- 
gie zum Tagesordnungspunkt 4 k konnte nicht mehr 
rechtzeitig vorgelegt werden. Somit erübrigt sich 
eine Abstimmung. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über Tages- 
ordnungspunkt 4L Wer der Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Forschung und Technologie 
auf Drucksache 10/6002 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Mit überwiegender Mehr- 
heit ist die Beschlußempfehlung angenommen. 


Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag sowie 
dem Zusatzprotokoll vom 20. November 1985 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über den Bin- 
nenschiffsverkehr 

— Drucksache 10/6113 — 


Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- (C) 
Schusses für Verkehr (14. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6460 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Buckpesch 

(Erste Beratung 241. Sitzung) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kom- 
men zur Schlußabstimmung. Ich rufe das Gesetz 
mit seinen Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Damit ist das Gesetz angenom- 
men. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Einunddreißigsten Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes (31. ÄndG- 
LAG) 

— Drucksache 10/5862 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen- 
ausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6540 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Nobel 
Krey 

(Erste Beratung 232. Sitzung) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kom- 
men zur Abstimmung. Ich rufe die Art. 1 bis 3, Ein- ( D ) 
leitung und Überschrift mit der vom Ausschuß emp- 
fohlenen Änderung auf. Wer den aufgerufenen Vor- 
schriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent- 
haltungen? — Die aufgerufenen Vorschriften sind 
angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage- 
gen? — Das Gesetz ist damit angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7, 8 sowie den 
Zusatzpunkt 3 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 25. März 1986 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und St. Vincent 
und den Grenadinen über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanla- 
gen 

— Drucksache 10/6479 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 12. April 1986 zwischen der 
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(A) Bundesrepublik Deutschland und der Volks- 

republik Bulgarien über die gegenseitige 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen 

— Drucksache 10/6480 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes betr. 

die Änderung vom 27. September 1984 der 
Satzung der Internationalen Atomenergie- 
Organisation 

— Drucksache 10/6600 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Interfrak- 
tionell und gemäß einer Vereinbarung im Ältesten- 
rat wird vorgeschlagen, die Gesetzentwürfe auf den 
Drucksachen 10/6479, 10/6480 und 10/6600 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es andere Vorschläge? — Das ist 
nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen. 


Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9 bis 12 auf. 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (20. Ausschuß) zu der Un- 
terrichtung durch die Bundesregierung Vor- 
schlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Nahrungsmittelhilfepolitik und 
-Verwaltung und zur Aufhebung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 3331/82 

— Drucksachen 10/6001 Nr. 2.3, 10/6266 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Brück 
Dr. Pohlmeier 

Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch die Bundesregierung 

Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe 
bei Kap. 15 02 Tit. 685 02 des Haushaltsjahres 
1986 (Einlage in eine Stiftung, die zum 
Schutz des ungeborenen Lebens Hilfen für 
schwangere Frauen in Konfliktsituationen 
gewährt) 

— Drucksachen 10/6155, 10/6471 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Rossmanith 

Waltemathe 

Dr. Müller (Bremen) 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für innerdeutsche 
Beziehungen (17. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Fraktion der SPD 


Eisenbahnkonzept für den Schienenverkehr (C) 
von und nach Berlin 

— Drucksachen 10/3901, 10/6469 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Schulze (Berlin) 

Heimann 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für innerdeutsche 
Beziehungen (17. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch die Bundesregierung 

Bericht des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen über die Erschließung 
des Zonenrandgebietes im Bereich des Post- 
und Fernmeldewesens 

— Drucksachen 10/2660, 10/6468 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Stiegler 
Dr. Kunz (Weiden) 

Eine Aussprache ist auch hier nicht vorgesehen. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über den 
Tagesordnungspunkt 9, die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit auf Drucksache 10/6266. Wer dieser Beschluß- 
empfehlung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Bei Enthaltung der GRÜNEN ist 
die Beschlußempfehlung angenommen. 

Wir stimmen jetzt über Tagesordnungspunkt 10 
ab, die Beschlußempfehlung des Haushaltsaus- (D) 
schusses auf Drucksache 10/6471. Wer dieser Be- 
schlußempfehlung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenstimmen? — Ent- 
haltungen? — Bei einigen Enthaltungen angenom- 
men. 

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 11, 
und zwar zur Abstimmung über die Beschlußemp- 
fehlung des Ausschusses für innerdeutsche Bezie- 
hungen auf Drucksache 10/6469. Wer dieser Be- 
schlußempfehlung zuzustimmen hat, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenstimmen? — Keine 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist 
einstimmig angenommen. 

Hierzu gibt es, glaube ich, eine persönliche Erklä- 
rung des Abgeordneten Dr. Schierholz, die wir zu 
Protokoll genommen haben*). 

Wir stimmen nunmehr über den Tagesordnungs- 
punkt 12 ab, die Beschlußempfehlung des Ausschus- 
ses für innerdeutsche Beziehungen auf Drucksache 
10/6468. Wer dieser Beschlußempfehlung zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zu 
der kurzen Mittagspause. 

Wir setzen die Sitzung um 14 Uhr mit der Frage- 
stunde fort. 

Ich bedanke mich für Ihre Geduld. 


*) Anlage 3 
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Vizepräsident Cronenberg 

(A) Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 13.49 bis 14.01 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— DrucksachelO/6593 — 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Wirtschaft. Herr Parlamentari- 
scher Staatssekretär Dr. Sprung steht zur Beant- 
wortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 30 des Abgeordneten Schreiner 
auf: 

Ab wann und zu welchen Preisen ist mit dem Bezug von 
Strom durch die Badenwerk AG aus dem französischen 
Atomkraftwerkskomplex Cattenom zu rechnen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Wirtschaft: Herr Kollege Schreiner, zwi- 
schen der Badenwerk AG und der Electricite de 
France (EdF) besteht seit 1979 ein Vertrag, auf 
Grund dessen der Badenwerk AG Strombezugs- 
rechte in Hohe von je 5% der Leistung der Kern- 
kraftwerksblöcke Cattenom I und II von je 1 265 
MW gegen Übernahme von 5% der Kosten der Er- 
richtung und des Betriebs dieser beiden Blöcke ein- 
geräumt sind. Block I hat inzwischen den Probebe- 
trieb aufgenommen. Der regelmäßige Strombezug 
wird nach der industriellen Inbetriebnahme und 

(B) Übergabe an den Besteller EdF aufgenommen und 
hängt damit vom Verlauf des Probebetriebes ab. 
Die Strombezugsrechte des Badenwerks hinsicht- 
lich der während des Probebetriebs erzeugten elek- 
trischen Energie werden entsprechend den Verein- 
barungen der Beteiligten im Rahmen des Verbund- 
betriebes ausgeglichen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Schreiner. Bitte. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, welche Pri- 
märenergien in Baden-Württemberg sollen denn 
durch den künftigen Bezug in der von Ihnen ge- 
nannten Größenordnung von Strom aus dem Atom- 
kraftwerkkomplex Cattenom ersetzt werden? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, da dieser Vertrag bereits im Jahr 1979 
zwischen der Badenwerk AG und der EdF abge- 
schlossen worden ist, werden damals Überlegungen 
über die weitere Marktentwicklung angestellt wor- 
den sein. Die Badenwerk AG ist offenkundig der 
Auffassung, daß für diesen Strom Absatz vorhan- 
den ist. Ob dafür andere Kapazitäten aus der Pro- 
duktion herausgenommen werden müssen, kann 
ich nicht sagen. Ich gehe aber davon aus, daß das 
nicht der Fall ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfra- 
ge, Herr Abgeordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Kann die Bundesregierung denn 
ausschließen, daß durch den künftigen Erwerb von 


Cattenom-Strom in Baden-Württemberg die Strom- (C) 
lieferungen aus saarländischer Steinkohle in Zu- 
kunft negativ berührt werden? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, es handelt sich hier um 5% zweier 
Blöcke von je 1 265 MW. Dies ist eine vergleichs- 
weise geringe Menge. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage von Herrn 
Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen- 
tarischer Staatssekretär, ist zu befürchten, daß wei- 
tere Interessenten und Abnehmer aufkreuzen, und 
wird die Bundesregierung alles tun, vor allem in 
Brüssel, um zu verhindern, daß subventionierter 
französischer Kernenergiestrom in die Bundesre- 
publik kommt und heimische Braun- und Stein- 
kohle verdrängt? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wolfram, uns liegen keine Informationen vor, wo- 
nach andere Energieversorgungsunternehmen der 
Bundesrepublik beabsichtigen, Strombezugs rechte 
aus Cattenom zu erwerben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 

Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, zu der Frage, 
zu welchem Preis aus Cattenom geliefert wird, ha- 
ben Sie bisher überhaupt noch nichts gesagt. Viel- 
leicht könnten Sie dazu noch eine Anmerkung ma- 
chen, und sind Sie mit mir der Ansicht, daß die Lie- 
ferung von Strom auf Grund von Kernkraft aus 
Frankreich die Kohlevorrangpolitik, der Strom aus 
Steinkohle in der Bundesrepublik Deutschland, ele- 
mentar in Frage gestellt wird? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jens, zur ersten Frage. Ich habe darauf hingewie- 
sen, daß der Vertrag zwischen der Badenwerk AG 
und der EdF — Übernahme von 5% der Leistung 
der beiden Blöcke — gegen Übernahme von 5% der 
Kosten der Errichtung und des Betriebes einge- 
räumt wird. Dies ist die Angabe über den Preis. 

Darf ich die zweite Frage die Sie gestellt haben, 
noch einmal hören, Herr Jens? 

Dr. Jens (SPD): Die zweite Frage lautete, ob durch 
die Lieferung von Strom aus Frankreich die Ver- 
stromung der deutschen Steinkohle in Frage ge- 
stellt wird. 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Jens, ich 
darf darauf hinweisen, daß dieser Vertrag — ich 
wiederhole es — im Jahre 1979 abgeschlossen wor- 
den ist. Wenn Sie also der Meinung sind, daß diese 
Gefahr heute bestehen könnte, hätten Sie damals 
rechtzeitig auf die Gefahr hinweisen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 

Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ha- 
ben wir immer!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Becker (Nienberge). 
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(A) Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wie steht eigentlich die Bundesregierung zu den 

Liberalisierungsplänen der EG- Kommission, insbe- 
sondere zu den Plänen des Herrn Mosar? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Becker, vom Jahre 1992 an werden wir einen voll- 
ständigen, umfassenden Binnenmarkt haben. Dann 
wird es auch für Stromlieferungen keine Grenzen 
mehr geben. Dann werden Bezüge auch aus ande- 
ren Ländern möglich sein. Allerdings möchte ich 
gleich deutlich machen, daß es für die deutschen 
EVUs die Verpflichtung aus dem Jahrhundertver- 
trag gibt. Sie ist auch nach 1992 einzuhalten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Soell. 

Dr. Soell (SPD): Herr Staatssekretär, ist der Bun- 
desregierung bekannt, daß die Electricite de France 
einen Schuldenberg von 214 Milliarden FF in 1985 
hat und daß deshalb der Verdacht besteht, daß jegli- 
cher Stromexport, den sie betreibt, vom französi- 
schen Steuerzahler subventioniert wird und dies 
auch künftig nicht mit der Entwicklung hin zu ei- 
nem europäischen Binnenmarkt vereinbar ist? 

Dr. Sprung Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ähnliche Zahlen sind uns bekannt. Ich habe eine 
leicht höhere Zahl vorliegen. 

(Dr. Soell [SPD]: 1986!) 

Aber ich würde nicht den Schluß ziehen, daß sich 

(B) daraus ergibt, daß der Strom subventioniert wird. 
Im Gegenteil: Bei einer so hohen Schuldenlast kann 
man davon ausgehen, daß ein Unternehmen alles 
tun wird, um einen Preis zu erzielen, der die Kosten 
deckt. Im übrigen gibt es für diese Behauptung, die 
hin und wieder zu hören ist, keine Anhaltspunkte 
oder gar Beweise. 

Ausgangspunkt für diese Behauptung sind in der 
Regel die im Vergleich zur Bundesrepublik um 20% 
bis 30% niedrigeren Kosten für die Erzeugung von 
Nuklearstrom in Frankreich. Hierfür gibt es andere 
plausible Gründe. Ich will sie Ihnen gerne nennen, 
wenn Sie sie hören möchten. 

(Dr. Soell [SPD]: Ja!) 

— Da ist einmal das hohe Maß an Standardisierung 
eines Reaktortyps zu erwähnen mit mehreren Blök- 
ken an einem Standort, was ganz gewiß entspre- 
chend kostendegressiv wirkt. Dann ist aber auch 
darauf hinzuweisen, daß Frankreich für diesen Be- 
reich ein etwa um 35% niedrigeres Lohnniveau auf- 
weist als die Bundesrepublik. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Müller (Wadern). 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß die eben hier in der 
Frage apostrophierte Vorstellung des EG- Kommis- 
sars Mosar, die in der Tat eine Infragestellung der 
Subventionierung der europäischen Kohle beinhal- 
tete, durch nachträgliches Einwirken der Bundesre- 
gierung bei der EG-Kommission als solche zurück- 
gewiesen worden ist und damit auch die Erlaubnis 


seitens der EG-Kommission, eine nationale Kohle- (C) 
Politik zu betreiben, wiederum gewährleistet ist? 
(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sind 
Sie Hilfsarbeiter der Regierung oder unab- 
hängiger Abgeordneter?) 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Das liegt voll auf 
der Linie unserer wirtschaftspolitischen Vorstellun- 
gen. So ist von unserer Seite aus verfahren. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Danke 
schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, weil Sie eben 
davon gesprochen haben, daß die niedrigeren fran- 
zösischen Lohnkosten eine Rolle spielen: Können 
Sie mir bitte sagen, welchen Anteil die Lohnkosten 
bei der Kernenergie haben? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
diese Frage im Augenblick nicht beantworten. Ich 
weiß nicht, welchen Anteil die Lohnkosten haben. 

Aber der Anteil ist vor allem bei diesem Prozent- 
satz nicht so gering, daß er sich nicht auf die Preise 
der Kilowattstunde auswirken wird. 

(Brück [SPD]: Sie haben keine Ahnung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Schreiber. 

Schreiber (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön- ^ 
nen Sie noch einmal bestätigen, daß sowohl Pla- 
nung wie Bau von Cattenom wie auch der von Ih- 
nen eben erwähnte Vertrag des Badenwerks voll in 
die Zeit der sozialliberalen Koalition hineingefallen 
sind? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Ich habe, Herr 
Kollege, dreimal das Jahr 1979 erwähnt. Ich tue es 
jetzt ein viertes Mal: Dieser Vertrag ist im Jahre 
1979 abgeschlossen worden, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Unter 
der SPD, natürlich!) 

unter der Verantwortung der sozialliberalen Koali- 
tion — 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Der ist 
vom Badenwerk abgeschlossen worden! 

Dort in Baden gibt es eine CDU-Regie- 
rung!) 

wenn es so etwas gibt — denn es ist ja ein Vertrag 
zwischen zwei Unternehmen gewesen, der abge- 
schlossen worden ist — , dann unter der Verantwor- 
tung unserer Vorgängerregierung. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 31 des 
Herrn Abgeordneten Schreiner auf: 

Über welche Trassenführung ist mit dem Bezug von Strom 
durch die Badenwerk AG aus dem französischen Atomkraft- 
werkskomplex Cattenom zu rechnen, und in welcher Höhe 
wird der Atomkraftwerkskomplex Cattenom vom französi- 
schen Staat subventioniert? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 
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(A) Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, nach Mitteilung der Badenwerk AG ge- 
hen die Vertragspartner auf Grund der Netztopolo- 
gie davon aus, daß der Strombezug aus Cattenom 
über drei Verbundleitungen im badisch-elsässi- 
schen Raum sowie zusätzlich über den Verbund 
Frankreich-Schweiz erfolgt. In einem Verbundnetz 
wie dem westeuropäischen Stromverbund, in dem 
die elektrischen Netze von zwölf Ländern mit einer 
Kraftwerksleistung von über 220 000 MW zusam- 
mengeschaltet sind, stellt sich der Lastfluß unge- 
achtet von Unternehmens- oder Landesgrenzen und 
wirtschaftlichen Abmachungen auf Grund physika- 
lischer Gesetze ein. Gewollte Stromaustauschge- 
schäfte zwischen Verbundpartnern kommen durch 
Einstellungen der Netzregler der verschiedenen Ge- 
sellschaften zustande. Der im Rahmen der Strom- 
bezugsrechte der Badenwerk AG aus Cattenom tat- 
sächlich bezogene Strom muß deshalb keineswegs 
in Cattenom produziert sein, sondern kann durch- 
aus aus grenznäheren französischen Kraftwerken 
im elsässischen Raum stammen. 

Im übrigen liegen der Bundesregierung keine In- 
formationen vor, wonach die Errichtung des Kern- 
kraftwerks Cattenom vom französischen Staat sub- 
ventioniert worden ist 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, welche 
staatlichen Zuständigkeiten auf welcher Ebene sind 

(B) im Fall von Atomstromimporten berührt? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, ich bin jetzt nicht ganz sicher, ob es so 
etwas wie eine staatliche Zuständigkeit gibt Zu- 
nächst einmal sind es die Unternehmen, die Elektri- 
zitätsversorgungsunternehmen, die diese Verträge 
abschließen und auch die Importe vornehmen, wo- 
bei sie ihre Verpflichtungen, die sie insbesondere 
der Bundesregierung gegenüber eingegangen sind 
— über den Jahrhundertvertrag — , natürlich voll 
wahrzünehmen haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Da Sie soeben mit Blick auf die 
Preisgestaltung durch die Betreibergesellschaft 
Electricite de France angemerkt haben, die Geste- 
hungskosten lägen etwa 20 bis 30% unter dem deut- 
schen Niveau, und dies mit verschiedenen Hinwei- 
sen zu begründen versucht haben, frage ich Sie, ob 
Sie sich auch vorstellen können, daß die niedrige- 
ren Gestehungskosten auch damit zu tun haben, 
daß in den französischen Atomkraftwerken in eini- 
gen Bereichen deutlich andere, schlechtere Sicher- 
heitsstandards gelten? Beispielsweise ist Cattenom 
nicht gegen Flugzeugabstürze ab einer Tonnage 
von 5,7 t aufwärts gesichert 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Stimmt 
nicht!) 

— Wieso? Das ist unglaublich. 


Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich (C) 
darf darauf hinweisen, daß dieses Thema den Bun- 
destag schon häufiger beschäftigt hat. Dazu ist auch 
Entsprechendes von seiten der Bundesregierung er- 
klärt worden. Ich darf darauf verweisen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Parlamen- 
tarischer Staatssekretär, wie können Sie und die 
Bundesregierung, für die Sie sprechen, erklären 
und vertreten, daß es zu Ihrer Politik gehöre, deut- 
sche Exporte nach Frankreich wegzunehmen und 
damit Arbeitsplätze bei uns zu gefährden, und 
gleichzeitig sehenden Auges zulassen, daß französi- 
scher Überschußkernenergiestrom in die Bundesre- 
publik kommt und den von mir eben geschilderten 
Effekt noch verstärkt? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wolfram, wir nehmen keine deutschen Exporte 
nach Frankreich weg. Das ist die erste Bemerkung, 
die ich machen wollte. Ich weiß nicht, aber Sie ha- 
ben es wahrscheinlich anders gemeint, als Sie es 
ausgedrückt haben. 

Zum zweiten: Ich habe auf die Dimension auf- 
merksam gemacht. 1 265 MW mal zwei, davon 5%. 

Herr Kollege Wolfram, ich habe noch eine andere 
Zahl genannt. Vor dem Hintergrund von 
220 000 MW, die sich im Verbundnetz befinden, rela- 
tiviert sich sicherlich erstens die Zahl von 5% und 
zweitens auch Ihre Aussage. 

(D) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Müller (Wadern). 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
halten Sie es grundsätzlich für möglich, ob jetzt 
oder nach 1992, nach der Einführung des europäi- 
schen Binnenmarktes, an den Binnengrenzen in- 
nerhalb der EG überhaupt Stromabschottungen 
vorzunehmen? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Müller, das wird nicht möglich sein, weil die ver- 
traglichen Vereinbarungen dies dann nicht mehr 
ermöglichen. Aber noch einmal: Ich weise immer 
wieder darauf hin, daß es Verpflichtungen der deut- 
schen EVUs gibt, die so etwas wie eine Versor- 
gungssicherheit, insbesondere eine Sicherheit für 
den Absatz deutscher Kohle, beinhalten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 

Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, Sie hatten 
vorhin gesagt, daß die Zahl 214 Milliarden FF — 
wenn ich das richtig im Kopf habe — Schulden für 
die staatliche Elektrizitätsversorgungsgesellschaft 
in Frankreich zu gering sei. Können Sie mir freund- 
licherweise den genauen Betrag der bestehenden 
Schulden dieser staatlichen Gesellschaft sagen? 
Können Sie mir freundlicherweise auch sagen, wie 
denn dieser Schuldendienst bedient werden soll? 

Dr. Sprung, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jens, ich kann von einer Größenordnung sprechen. 
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Pari. Staatssekretär Dr. Sprung 

(A) Ich habe eine Zahl, die ist ein wenig höher. Bei 
220 Milliarden FF liegt diese Größenordnung. Ich 
glaube aber, den Kopf darüber, wie sie diesen 
Schuldendienst aufbringen will, muß sich schon die 
EdF zerbrechen. Das kann die Bundesregierung 
wirklich nicht tun. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 32 und 33 
werden auf Wünsch des Fragestellers schriftlich be- 
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt 

Die Frage 34 wird auf Grund der Richtlinien zur 
Geschäftsordnung schriftlich beantwortet. Die Ant- 
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit ist Ihr Geschäftsbereich beendet. Schönen 
Dank, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanz- 
lers und des Bundeskanzleramtes auf. Herr Staats- 
minister Vogel steht zur Beantwortung zur Verfü- 
gung. 

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Dr. Soell 
auf: 

Wen hat der Bundeskanzler mit seiner in der „Monitor- 
Sendung vom 21. Oktober 1986 wiedergegebenen Äußerung 
„Heidelberger Pöbel“ anläßlich des Festaktes zur Sechshun- 
dertjahrfeier der Universität Heidelberg am 18. Oktober 1986 
gemeint? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Vogel, Staatsminister beim Bundeskanzler: Herr 

(B) Kollege Dr. Soell, die von Ihnen zitierte Äußerung 
hat der Bundeskanzler, um dies klarzustellen, nicht 
etwa im Rahmen des Festaktes der Universität Hei- 
delberg abgegeben. Es war vielmehr eine persönli- 
che Bemerkung, zu der sich der Bundeskanzler ver- 
anlaßt gesehen hatte, als er ein Stück des Weges zu 
diesem Festakt zu Fuß zurücklegte. Diese Bemer- 
kung, die Sie zitiert haben, richtete sich weder ge- 
gen die Stadt Heidelberg — dies liegt eigentlich 
schon auf der Hand; denn dieser Stadt gehören die 
besonderen Sympathien des Bundeskanzlers, der 
dort selbst einmal studiert hat — , noch richtete sie 
sich etwa pauschal gegen Heidelberger Bürger, Ju- 
gendliche oder Studenten. Sie bezog sich vielmehr 
ausschließlich auf das Verhalten einer Reihe einzel- 
ner Personen gegenüber Gästen, die am Universi- 
tätsjubiläum teilnehmen wollten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Soell. 

Dr. Soell (SPD): Weshalb hat der Bundeskanzler, 
der sich heute morgen in der kulturpolitischen De- 
batte des Bundestages so vehement gegen Pau- 
schalurteile gewandt hat, selbst zum Instrument 
der pauschalen Diffamierung gegriffen? Weshalb 
war er nicht bereit, dies mit dem Ausdruck des 
Bedauerns später zurückzunehmen? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Soell, ich 
nehme an, daß Sie damit schon die Antwort auf Ihre 
zweite Frage haben möchten? Sonst müßte ich Sie 
auf die zweite Frage verweisen. 


Dr. Soell (SPD): Ja, den zweiten Teil der Frage (C) 
können Sie zurückstellen. Den ersten Teil jeden- 
falls möchte ich beantwortet haben. 

Vogel, Staatsminister: Darf ich dann noch einmal, 
damit ich präzise antworten kann, um die Formulie- 
rung des ersten Teils bitten? 

Dr. Soell (SPD): Ja. Weshalb hat der Bundeskanz- 
ler, der sich heute morgen in der kulturpolitischen 
Debatte des Bundestages noch einmal sehr vehe- 
ment gegen Pauschalurteile gewandt hat, selbst 
zum Instrument der pauschalen Diffamierung ge- 
griffen? 

Vogel, Staatsminister: Ich habe gerade ausge- 
führt, daß der Bundeskanzler sich nicht pauschal 
geäußert hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Haben Sie noch eine 
Zusatzfrage? — Bitte schön, Herr Dr. Soell. 

Dr. Soell (SPD): Ist dem Bundeskanzler bekannt- 
gewesen, daß, wie nachher der Bundespräsident in 
seiner Festansprache ausführte, sich ein Großteil 
der Studenten von den Veranstaltungen anläßlich 
der Sechshundertjahrfeier ausgeschlossen fühlte 
und deswegen vielleicht Anlaß zur Demonstration 
sah? 

Vogel, Staatsminister: Ich weiß nur, daß 250 Stu- 
denten zu dieser Veranstaltung eingeladen waren. 

Da es sich um einen geschlossenen Raum gehan- 
delt hat, war es sicherlich notwendig, daß die Veran- 
stalter auch darauf sahen, daß die verschiedenen * ' 
Gruppen, die an diesem Festakt teilnehmen woll- 
ten, angemessen beteiligt waren. Im übrigen müß- 
ten Sie diese Frage aber an die Veranstalter rich- 
ten. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe jetzt Frage 2 
des Herrn Abgeordneten Dr. Soell auf: 

Welche Gründe haben den Bundeskanzler dazu veranlaßt, 
sich auf diese Weise zu äußern? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Soell, in Hei- 
delberg wurden am Universitätsjubiläum teilneh- 
mende Gäste — ich betone hier das Wort Gäste — 
in diesem Zusammenhang, den ich vorhin erwähnt 
habe, lautstark johlend und lärmend empfangen. 

Nur das Verhalten dieser einzelnen, die dieses Ver- 
halten zutage gelegt haben, hat der Bundeskanzler 
beim Namen genannt 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Soell. 

Dr. Soell (SPD): Herr Staatsminister, hat der Bun- 
deskanzler auch nur einen Gedanken darauf ver- 
schwendet, daß er mit diesem Pauschalurteil auch 
viele hundert Heidelberger Bürgerinnen und Bür- 
ger getroffen hat, nicht nur die Studenten, die er 
offensichtlich treffen wollte, Bürger, die den Einzug 
der Festgäste in die Heiliggeistkirche nur beobach- 
ten und die keineswegs demonstrieren wollten? 

Vogel, Staatsminister: Zunächst einmal muß man 
die Umstände sehen, wie diese Äußerung bekannt- 
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Staatsminister Vogel 

(A) gemacht worden ist, auch wie sie aufgenommen 
worden ist. Ich will das nur erwähnen. 

Zum zweiten habe ich bereits deutlich darauf hin- 
gewiesen, daß es dem Bundeskanzler ferngelegen 
hat, etwa die Heidelberger Bürger oder auch nur 
eine größere Menge der Heidelberger Bürger anzu- 
sprechen. Er hat sich ausschließlich auf diejenigen 
bezogen, die sich in der von mir geschilderten Ver- 
haltensweise dort an die Gäste — nicht etwa nur an 
den Bundeskanzler — , die zu diesem Festakt hin- 
gingen, gewandt haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter. 

Dr. Soell (SPD): Herr Staatsminister, kann ich aus 
Ihrer Nebenbemerkung entnehmen, daß der Bun- 
deskanzler nicht in der Lage ist, mit Mikrophonen, 
die ihm hingehalten werden, umzugehen, oder muß 
ich nicht daraus schließen, daß er sehr gewollt hier 
einmal mehr seinen sehr losen Umgang mit der 
Sprache an den Tag gelegt hat? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Soell, die 
letzte Verallgemeinerung ist sicher überhaupt nicht 
zulässig. Zum zweiten müßte auch Ihnen bekannt 
sein, daß man nicht jedes Mikrophon, das einem in 
die Nähe gehalten wird, auch zur Kenntnis nehmen 
kann. Ich will das nicht näher kennzeichnen, aber 
dies ist ja wohl mit diesem Vorgang auch verbun- 
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 

(B) geordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatsminister, muß in Zu- 
kunft immer, wenn jemand johlt und lärmt — das 
könnten ja gelegentlich mal Kollegen der CDU/ 
CSU-Fraktion sein — davon ausgegangen werden, 
daß der Bundeskanzler sie mit den entsprechenden 
Begriffen bezeichnet? 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist eine Dreiecks- 
frage, die ist nicht zulässig!) 

Vogel, Staatsminister: Ich erlebe ja auch hier, wie 
z. B sonst besonders angesehene Kollegen reagie- 
ren, wenn sie mit Zwischenrufen konfrontiert sind. 
Das kann man immer nur aus der Situation heraus 
beurteilen. Im übrigen möchte ich sagen, es sind 
alle Menschen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatsminister, da der 
Herr Bundeskanzler, wie Sie meinen, keine Pau- 
schalurteile abgibt, paßt das in die Reihe seiner Be- 
urteilungen von Staatsmännern benachbarter Na- 
tionen, wenn er Vergleiche anstellt? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Oostergetelo, 
Sie sind ja aus einer Umgebung, in der man viel- 
leicht nicht immer so genau differenziert; das mag 
sein. Ich möchte nur darauf hinweisen, daß es sich 
hier um einen ganz bestimmten Vorgang handelt 
und daß ich ausschließlich zu diesem Vorgang hier 
heute Stellung genommen habe und überhaupt 


keine Veranlassung habe, mich zu weiteren Anfra- (C) 
gen, die in einen solch weiten Rahmen gestellt sind, 
zu äußern. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Fiebig. 

Fiebig (SPD): Herr Staatsminister, sind Sie bereit, 
dem Herrn Bundeskanzler den Jakobus-Brief zu le- 
sen zu geben, in dem man die Stelle finden kann, in 
der davon die Rede ist, daß die Zunge das kleinste 
Glied des Menschen sei, aber das größte Unheil 
anrichten könne? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Fiebig, ich 
kann mir denken, daß Sie dieses Wort zum Anlaß 
nehmen, Ihre nächste Predigt vorzubereiten — dies 
ist ja durchaus möglich — , nur habe ich keinen 
Grund, irgendwelche besonderen Lektüren zu emp- 
fehlen. Ich sehe dazu keine Notwendigkeit. 

Vizepräsident Frau Renger: Vielleicht könnten wir 
das in die Plenarsäle hängen. Herr Kollege Stock- 
hausen hat sich noch gemeldet. 

Stockhausen (CDU/CSU): Herr Minister, wie wür- 
den Sie die moralische Entrüstung der Kollegen der 
SPD bewerten im Hinblick auf die Äußerung von 
Herrn Börner in Hessen bezüglich der GRÜNEN? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege, ich wäre 
jetzt natürlich versucht, dazu etwas zu sagen, aber (D) 
ich muß mich an die Geschäftsordnung halten und 
an die Fragen, die hier eingereicht sind. Allein das 
verbietet es mir, jetzt etwas dazu zu sagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann danke ich Ihnen 
für die Beantwortung der Fragen und rufe jetzt den 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten auf. Herr Parla- 
mentarischer Staatssekretär Gallus steht zur Be- 
antwortung zur Verfügung. 

Frage 35 des Herrn Abgeordneten Oostergetelo: 

Wie weit sind zwischenzeitlich die Pläne der Bundesregie- 
rung in bezug auf ihre inhaltliche Ausgestaltung und unter 
dem Gesichtspunkt ihrer EG-weiten Durchsetzung gediehen, 
durch eine weitere Kürzung der 1984 festgelegten Milchquo- 
ten gegen Entschädigung die Überschüsse im Milchbereich 
zu reduzieren, und welche Erfolgsaussichten mißt die Bun- 
desregierung diesem Plan zu? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Bun- 
desregierung hat ihre Vorstellungen zur Lösung der 
aktuellen Milchmarktprobleme schriftlich und 
mündlich eingebracht. Diese Vorstellungen sehen 
eine vorübergehende obligatorische Stillegung von 
Referenzmengen gegen einen Einkommensaus- 
gleich vor. Dabei hat sich die Bundesregierung 
nicht abschließend auf die Höhe des Prozenzsatzes 
der stillzulegenden Quoten sowie auf die Höhe des 
Einkommensausgleichs festgelegt. Letzterer muß 
jedoch ausreichend sein. 
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Pari. Staatssekretär Gallus 

(A) Die Bundesregierung hat sich bei ihren Vorstel- 
lungen davon leiten lassen, daß es letztlich billiger 
ist, praktisch nicht verwertbare Überschüsse nicht 
entstehen zu lassen. Die Verhandlungen in Brüssel 
zeigen, daß die Vorstellungen der Bundesregierung 
in zunehmendem Maße Anklang finden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, wenn es 
zu dieser Kürzung mit diesem Ausgleich kommen 
sollte, wäre das nicht doch so zu verstehen, daß sie 
in eine endgültige Kürzung mündet? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung geht davon aus, daß es zunächst 
eine vorübergehende obligatorische Stillegung ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage! 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, wenn es 
zu einer Kürzung kommt, sei sie auch nur vorüber- 
gehend, ist die Bundesregierung dann auch bereit, 
einen Teil dieser Mengen jenen Jungbauern zu ge- 
ben, die jetzt überhaupt keine Chance haben, einzu- 
steigen? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
es nach dem Plan der Bundesregierung geht, wer- 
den überhaupt keine Mengen frei, weil nämlich 
diese Mengen dem einzelnen Landwirt erhalten 
bleiben, der dafür einen entsprechenden Einkom- 

(B) mensausgleich bekommt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Boroffka. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, bedeu- 
tet die Absicht, die Produktion zu drosseln und da- 
für einen Ausgleich zu zahlen, die Festlegung des 
politischen Grundsatzes, daß sich Nichtleistung 
endlich auch lohnen soll? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, man muß davon ausgehen, daß wir uns in 
der Agrarpolitik angesichts der Überschußproduk- 
tion tatsächlich diesem Grundsatz nähern müssen, 
ob es sich nun um die Milchproduktion handelt oder 
darum, Flächen aus der Produktion herauszuneh- 
men, was auch diskutiert wird, wenn wir den bäuer- 
lichen Familienbetrieb erhalten wollen bzw. für 
jene, die ausscheiden, einen vernünftigen Übergang 
schaffen wollen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ei- 
gen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, haben Sie 
nach Ihren bisher gemachten Äußerungen die Hoff- 
nung, daß im Agrarministerrat schon in der näch- 
sten Woche ein Beschluß in der Richtung gefaßt 
wird, damit wir möglichst schnell mit dieser Maß- 
nahme beginnen können? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Das ist der Wunsch 
der Bundesregierung. 


Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Wort- (C) 
meldung dazu. Dann die Frage 36 des Abgeordneten 
Oostergetelo: 

Kann die Bundesregierung gemäß ihr vorliegender Infor- 
mationen bestätigen, daß es seit Einführung der Quotenrege- 
lung im Milchbereich zu einem starken Anstieg der völligen 
Produktionsaufgabe bei milcherzeugenden Betrieben gekom- 
men ist, und ist die Bundesregierung bejahendenfalls bereit, 
angesichts dieser mittelbaren Folge von Quotierungsmaß- 
nahmen zum Schutz der Klein- und Mittelbetriebe in der 
Milchproduktion Betriebe bis zu einer Anlieferung von 
100 000 Kilogramm von der erneuten Kürzung auszuneh- 
men? 

Bitte. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, seit 
Einführung der Garantiemengenregelung Milch im 
April 1984 ist die Anzahl der Milchkuhhalter um 
34 500 oder um 9,2% auf 342 000 gesunken. In dieser 
Zahl ist eine große Anzahl von Nebenerwerbsland- 
wirten enthalten. Der durchschnittliche jährliche 
Rückgang betrug 4,6%. Demgegenüber gaben vor 
Inkrafttreten der Garantiemengenregelung jährlich 
rund 4 % der Milchkuhhalter ihre Erzeugung auf. 

Der Anstieg ist auf die große Beteiligung der 
Milcherzeuger an den Milchrentenaktionen zurück- 
zuführen. Wenn die Bundesregierung in Brüssel mit 
ihrem Anliegen Erfolg hat, die Referenzmengen ge- 
gen einen Einkommensausgleich stillzulegen, stellt 
sich diese Frage nicht 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, würden (D) 
Sie es denn als Erfolg bezeichnen, wenn z. B. im 
Lande Niedersachsen 10% aufgegeben haben, wir 
aber jetzt mehr Milch haben als vorher? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die Si- 
tuation ist natürlich in bezug auf die Durchführung 
der Quotenlösung insgesamt und das, was jetzt vor- 
genommen wird, völlig anders zu bewerten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz- 
frage. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, sie sind 
auf die zweite Hälfte meiner Frage nicht eingegan- 
gen. Können wir davon ausgehen, daß Betriebe mit 
einer Milchproduktion unter 100 000 Litern, die in 
Existenznot geraten, wenn es nicht Nebenerwerbs- 
betriebe mit gutem Nebeneinkommen sind, von der 
Kürzung ausgeschlossen werden? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe den letzten Teil Ihrer Frage eindeutig beant- 
wortet, nämlich mit dem Satz: Wenn die Bundesre- 
gierung in Brüssel mit der Stillegung der Quote und 
mit einem vollen Einkommensausgleich Erfolg hat, 
stellt sich diese Frage nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Sind Sie mit mir der Meinung, 

Herr Staatssekretär, daß durch diese Form mit dem 
nebenherlaufenden Herauskaufen von Quoten 
durch die Europäische Gemeinschaft ja gerade er- 
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Eigen 

(A) reicht werden kann, daß nicht differenziert werden 
muß, weil diese Quote nur auf Zeit stillgelegt wird? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Es ist unsere Hoff- 
nung, daß das so sein wird. Im Augenblick ist die 
Herauskaufaktion sehr gedämpft Sie hat in den 
letzten Tagen etwas angezogen, entspricht aber in 
keiner Weise dem, was wir erwartet haben; aber 
hoffentlich wird das so, wie Sie meinen. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
schließen Sie die Kürzung der Quote bei Betrieben 
mit unter 20 Kühen damit nicht aus? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
es nach dem Willen der Bundesregierung geht, wo- 
bei ich immer voraussetzen muß, daß wir mitten in 
den Verhandlungen stehen und wir noch nicht ein- 
mal wissen, ob nächste Woche in Brüssel abge- 
schlossen werden kann, und es nach unserem Me- 
morandum eine Entscheidung gibt, dann bleibt je- 
dem Betrieb seine Quote erhalten. Die Kürzung be- 
zieht sich auf einen eventuell prozentual festzule- 
genden Satz. Bei dieser Kürzung bekommt er für 
jedes Kilo einen entsprechenden Einkommensaus- 
gleich. Das heißt, nach dieser Kürzung, die vorüber- 
gehend sein soll, bleibt die Einkommenssituation 
bei der Gesamtmenge so, wie sie war und damit 
erhalten. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 37 und 38 
werden auf Wunsch des Fragestellers, Abg. Jäger 
(Wangen), schriftlich beantwortet Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 39 des Herrn Abgeordneten 
Eigen auf: 

Kann die Kommission der Europäischen Gemeinschaft im 
Rahmen der vorjährigen Beschlüsse ohne neuen Beschluß 
des Ministerrates die Mitverantwortungsabgabe für Getreide 
wie hoch erhöhen, und was wird die Bundesregierung gege- 
benenfalls dagegen unternehmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, für die 
Festlegung der Höhe der Mitverantwortungsabgabe 
für Getreide ist allein der Ministerrat der Europäi- 
schen Gemeinschaft zuständig. Der Abgabensatz 
gilt jeweils für ein Wirtschaftsjahr. Die Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaft kann von sich 
aus keine Änderung dieses Satzes für die Mitver- 
antwortungsabgabe vornehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Aber die Kommission der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften hat das alleinige Vor- 
schlagsrecht. Wie wird sich die Bundesregierung 
verhalten, wenn die Kommission über die Mitver- 
antwortungsabgabe sozusagen durch die Hintertür 
eine Preissenkung durchführt? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
Vorschlagsrecht der Kommission ist unbestritten. 


Nun kann ich hier in einer Fragestunde des Deut- (C) 
sehen Bundestages keine Antwort in bezug auf Ent- 
scheidungen geben, die vor uns stehen, da wir noch 
nicht einmal wissen, welches Gesamtpaket die 
Kommission für die nächste Agrarpreisrunde vorle- 
gen wird und ob in dem Zusammenhang dann ent- 
sprechende zusätzliche Maßnahmen eingebaut wer- 
den. Das muß zunächst einmal abgewartet werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 

Herr Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Sind Sie, Herr Staatssekretär, 
mit mir der Meinung, daß, wenn jetzt schon in den 
Agrarfachzeitschriften über dieses Thema, in wel- 
cher Weise die Kommission die Mitverantwortungs- 
abgabe für Getreide in ihrem Vorschlag nach oben 
schieben will oder wird, diskutiert wird, höchste 
Alarmstufe gegeben ist und rechtzeitig mit anderen 
Ländern Verhandlungen aufgenommen werden 
müssen, daß so etwas im Ministerrat nicht möglich 
ist? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
dürfen versichert sein, daß die Bundesregierung 
laufend im Kontakt mit allen übrigen Ländern der 
EG ist, um so schwerwiegende Fragen, wie Sie sie 
hier aufgeworfen haben, zu diskutieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Stockhausen, 
eine Zusatzfrage. 

Stockhausen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, (D) 
würden Sie meine Meinung bestätigen, daß Mitver- 
antwortungsabgaben, gleich welcher Art, indirekte 
Preissenkungen darstellen, und liegen der Bundes- 
regierung Erkenntnisse vor, wie hoch der Aufwand 
bei der „aufnehmenden Hand“ — Handel und Ge- 
nossenschaften — gewesen ist — und was unter 
dem Strich herauskommt? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, den er- 
sten Teil Ihrer Frage kann ich so pauschal nicht mit 
Ja beantworten, daß Mitverantwortungsabgaben, 
gleich welcher Art, immer Preissenkungen bedeu- 
ten. Gesetzt den Fall, bei den Preisverhandlungen 
würden die Preise, bevor man die Mitverantwor- 
tungsabgabe in irgendeinem Bereich einführt, ent- 
sprechend erhöht und die Mitverantwortungsab- 
gabe würde nur einen Teil der Preiserhöhung ab- 
schöpfen, so würde das keine Preissenkung bedeu- 
ten. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Darüber wie es 
dieses Mal funktioniert, liegen uns noch keine end- 
gültigen Zahlen vor. Daß es nur mit Schwierigkei- 
ten funktioniert und daß wir das nicht gewollt ha- 
ben, was wir dieses Mal mit der Mitverantwor- 
tungsabgabe „aufgebrummt bekommen haben“ — 
ich muß es so ausdrücken — , versteht sich von 
selbst. Wir versuchen, bei der nächsten Preisrunde 
eine vernünftigere Lösung bei der Mitverantwor- 
tungsabgabe zu bekommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Oostergetelo. 
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(A) Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
die Mitverantwortungsabgabe aufgebrummt be- 
kommen haben, frage ich Sie: Sind Sie denn mit mir 
der Meinung, daß das Einlegen eines Vetos seitens 
Ihres Ministers zumindest in dieser Frage den 
Landwirten nichts Positives gebracht hat? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Ich glaube, daß Sie 
mit mir der Meinung sind, daß zum jetzigen Zeit- 
punkt — schon seit einigen Monaten — im Zeichen 
der Ratifizierung der Europäischen Akte die Zeit 
der Vetos vorbei ist, von wenigen Ausnahmen abge- 
sehen. Dazu gehört allerdings dieser Bereich nicht. 

(Oostergetelo [SPD]: Das ist eine erschöp- 
fende Antwort!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe auf die Fra- 
ge 40 des Herrn Abgeordneten Eigen: 

Wie soll nach den Beschlüssen des Finanzministerrates 
vom 27. November 1986 in Brüssel der Abbau der Agrarüber- 
schußläger im Wert von ca. 20 Milliarden DM durchgeführt 
werden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Haushalt 1987 zeigt in der Tat Deckungslücken und 
somit wenig Spielraum, um zusätzliche Absatzmaß- 
nahmen zu finanzieren. Im Rahmen der 2. Lesung 
des EG- Haushaltsentwurfs 1987 des Budgetrates 
wurde Einigkeit erzielt, im EAGFL, Abt. Garantie, 
™ eine neue Linie (Art. 293) „pro memoria“ aufzuneh- 
men. Sie lautet: „Maßnahmen, die nach Überprü- 
fung der Lage hinsichtlich der Einschränkung der 
Überschußproduktion und der Reduzierung der La- 
gerbestände zu treffen sind.“ Mit dieser neuen 
Haushaltslinie werden zwar noch keine neuen Mit- 
tel für die Reduzierung der Lagerbestände bereitge- 
stellt. Sie ist jedoch ein Ansatzpunkt für künftige 
Maßnahmen, wenn die Mittel durch Einsparungen 
aufgebracht werden können. 

Der Abbau der Überschußläger ließe sich in ei- 
nem mehrjährigen Zeitraum teilweise durch Maß- 
nahmen finanzieren, wie sie die Bundesregierung 
zur Sanierung der Agrarmärkte und Sicherung der 
Einkommen vorgeschlagen hat und wie sie zum 
Teil auch in die sozio-ökonomischen Vorschläge der 
EG-Kommission eingegangen sind. 

Hierzu gehören vor allem das Marktentlastungs- 
programm zur zeitlich begrenzten Stillegung gan- 
zer Betriebe und das Flächenstillegungsprogramm 
über Grünbrache. Bei ihrer Verwirklichung wären 
mit einer deutlichen Rückführung der Produktion 
von Getreide, Milch und Rindfleisch auch erhebli- 
che Einsparungen für die Gemeinschaft verbun- 
den. 

Ferner hat die Bundesregierung in einem Memo- 
randum die befristete Stillegung von Milchreferenz- 
mengen mit Ausgleichszahlungen für die Erzeuger 
vorgeschlagen, um die strukturellen Überschüsse 
abzubauen und weiteren Bestandsaufbau zu verhin- 
dern. Da die Verwertungskosten weit höher sind als 
die erforderlichen Ausgleichszahlungen, wäre eine 
erhebliche Verringerung der Kosten zu erzielen. 


Mit den Einsparungen aus diesem Maßnahmen (C) 
könnte ein wesentlicher Abbau der Überschußläger 
finanziert werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Kol- 
lege Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat der 
Finanzministerrat auch darüber diskutiert, wann 
und ob man die Anhebung der Mehrwertsteueran- 
teile für Brüssel von 1,4 auf 1,6% vornehmen will, 
wie es sich schon einmal in Fontainebleau abge- 
zeichnet hat? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Darüber kann ich 
keine Auskunft geben, Herr Kollege. Die Frage 
müssen Sie an den Finanzminister richten. 

(Eigen [CDU/CSU]: Ich frage die Bundesre- 
gierung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Alles kann der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär auch nicht wis- 
sen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Ja, das ist richtig!) 

Dann haben Sie eine zweite Frage. 

Eigen [CDU/CSU]: Herr Staatssekretär, hat man 
auch über einen Vorschlag diskutiert, den Sie drau- 
ßen auch als Möglichkeit angesprochen haben, daß 
nämlich die Europäische Gemeinschaft vorüberge- 
hend weitere Kredite aufnehmen sollte, um mit die- 
sem Überschuß fertig zu werden, zumal wir wissen, 
wie sehr diese Überschüsse die gesamten öffentli- 
chen Haushalte, aber auch das Ansehen der Land- 
Wirtschaft in der Gesamtbevölkerung belasten und 
Preisverbesserungen unmöglich machen? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, auch 
darüber kann ich keine Ausführungen machen. Ich 
habe die von Ihnen angesprochene Möglichkeit 
draußen in Versammlungen meiner Partei vorge- 
stellt; meine Partei hat diese Forderung erhoben. 

Alles andere müssen Sie, wie gesagt, den Finanzmi- 
nister selbst fragen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Oostergetelo, eine Zusatzfrage. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, würden 
Sie es finanzpolitisch für sehr seriös halten, Kredite 
auf Produkte aufzunehmen, die schon auf Kredit 
lagern? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
halte es für müßig, hier en detail über diese Fragen 
zu diskutieren. Man kann sich sehr wohl vorstellen, 
daß das, was wir in der EG haben, eine Art von Kre- 
diten ist, daß man nämlich die Produkte herausneh- 
men kann und dann in einem Stufenplan über meh- 
rere J ahre hinweg an die Banken zurückzahlt. Das 
wäre eine Art Kredit, wie er bisher nicht zulässig 
gewesen wäre, wenn die Läger gleichzeitig geräumt 
werden. Ich glaube, das kann man nicht im Rahmen 
dieser Fragestunde diskutieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Brück möchte 
noch eine Zusatzfrage stellen. 
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(A) Brück (SPD): Herr Staatssekretär, ist es richtig, 
daß die Forderung nach Mehreinnahmen von der 
Gemeinschaft damit begründet wird, daß es bei den 
Agrarprodukten eine Kostenexplosion gibt? 

Gallus, Pari Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
eine Tatsache, daß die finanzielle Lage, so wie sie 
ist, mit durch die gewaltigen Überschüsse verur- 
sacht ist, die wir im Agrarbereich haben. Es geht 
wohl kein Weg daran vorbei, diese Dinge in neue 
Bahnen zu lenken. Das erfordert, daß vorüberge- 
hend höchstwahrscheinlich höhere Geldmittel ein- 
gesetzt werden, um dann endgültig in eine Situation 
zu kommen, in der man mit den Problemen besser 
als heute fertig wird, wenn man auf der anderen 
Seite dabei den bäuerlichen Familienbetrieb in Eu- 
ropa nicht gefährden will. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
Sie haben in Ihrer Antwort zweimal darauf verwie- 
sen, daß die Frage an den Finanzminister gerichtet 
werden soll. Herr Eigen hat aber doch die Bundes- 
regierung gefragt. Das waren doch reine Finanzfra- 
gen. Sind Sie mit mir der Auffassung, daß der Fi- 
nanzminister sie dann auch hier hätte beantworten 
müssen? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe die Frage, so wie sie gestellt wurde, einwand- 
(ß) frei beantwortet. Wenn aber der Herr Kollege wis- 
sen will, was in den Gesprächen und bei den Ver- 
handlungen alles besprochen worden ist, so sehe 
ich mich außerstande, dazu eine Antwort zu geben. 
Das ist das Problem. Es ist nicht etwa so, daß ich 
nicht in der Lage gewesen wäre, Herr Kollege, beim 
Finanzminister rückzufragen, was dort gelaufen ist, 
wenn die Frage so gestellt worden wäre. Ich sehe 
mich aber außerstande, aus dem Stegreif eine Ant- 
wort zu geben. 

Vizepräsident Frau Renger: Nun ist wirklich alles 
geklärt. 

Die Fragen 41 und 42 des Abgeordneten Tietjen 
werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be- 
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters der Verteidigung auf. Die Frage 43 der Frau 
Abgeordneten Schmidt (Nürnberg) wird auf 
Wunsch der Fragestellerin schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 44 und 45 der Abgeordneten Frau Dr. 
Lepsius werden entsprechend den Richtlinien be- 
handelt. 

Der Verteidigungsminister braucht daher an die- 
ser Stelle nicht zu antworten. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
auf. Frau Parlamentarische Staatssekretärin Kar- 
watzki steht zur Beantwortung zur Verfügung. 


Die Fragen 46 und 47 des Abgeordneten Antret- (C) 
ter, die Frage 48 des Abgeordneten Dr. Weng (Ger- 
lingen) und die Frage 49 der Frau Abgeordneten 
Schmidt (Nürnberg) werden auf Wunsch der Frage- 
steller schriftlich beantwortet. Die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe dann die Frage 50 des Abgeordneten Fie- 
big auf: 

Trifft es zu, daß das Bundesgesundheitsamt beabsichtigt, 
den Leiter des zur Zentralabteilung gehörenden Referats J 
(Justiziariat) (A 15) zum Leitenden Regierungsdirektor (A 16) 
zu befördern, und wird damit eine der 57 vom Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages bewilligten naturwissen- 
schaftlichen Planstellen zweckentfremdet? 

Bitte schön, Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit: Herr Kollege Fiebig, das Bundesgesundheits- 
amt hat mit Bericht vom 5. September 1986 vorge- 
schlagen, den Regierungsdirektor Dr. Karl-Theodor 
Lieser zum Leitenden Regierungsdirektor zu ernen- 
nen und ihn in eine Planstelle der Besoldungs- 
gruppe A 16 einzuweisen. 

Zuständig für die Entscheidung über den Vor- 
schlag des Bundesgesundheitsamtes ist das Bun- 
desministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit als oberste Dienstbehörde. Die Prüfung 
des Beförderungsvorschlages ist noch nicht abge- 
schlossen. 

Bereits jetzt ist durch schriftliche Verfügung des 
Ministeriums sichergestellt, daß eine der für den 
Arzneimittelbereich bewilligten Planstellen für (D) 
eine eventuelle Beförderung nicht in Anspruch ge- 
nommen werden kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Fiebig. 

Fiebig (SPD): Frau Staatssekretär, in der vergan- 
genen Woche hat es am Donnerstag eine Fernseh- 
sendung gegeben, „Gesucht wird eine Todesursa- 
che“, in der das Bundesgesundheitsamt mit Vorwür- 
fen bedacht wurde. Frau Staatssekretärin, sind Sie 
sich darüber im klaren, daß die Personalpolitik 
beim Bundesgesundheitsamt im Zusammenhang 
damit, daß der Haushaltsausschuß des Bundestages 
naturwissenschaftliche Planstellen bewilligt hat, 
sehr in die Kritik kommen könnte, und wie geden- 
ken Sie diesen Vorwürfen zu begegnen? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Fiebig, das sind zwei Paar Schuhe. Das erste steht 
gar nicht im Zusammenhang mit Ihrer Frage. Zum 
anderen: Ich habe ja ausgeführt, daß wir verfügt 
haben, daß keine Stelle aus diesem Bereich genom- 
men werden darf. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Die Frage 51 des Abgeordneten Rusche wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 

Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 52 des Abgeordneten Weinhofer 
auf: 
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Vizepräsident Frau Henger 

(A) Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus den 
Untersuchungsergebnissen des Kölner Instituts für ange- 
wandte Umweltforschung „Katalyse“, daß der Dioxan-Anteil 
in Haarwaschmitteln und Duschgels im Gegensatz zu den 
geforderten Grenzwerten der sogenannten MAK-Liste des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung vom 
26. August 1986 steht? 

Bitte, Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Weinhofer, die vom Institut für Umweltforschung 
„Katalyse“ in Köln festgestellten Restmengen an 
Dioxan, die als Nebenprodukte bei der Herstellung 
von Rohstoffen in Haarshampoos und Duschgels 
gelangen können, sind nach gegenwärtiger Kennt- 
nis gesundheitlich unbedenklich. Dies steht nicht 
im Gegensatz zu der Bewertung von Dioxan in der 
Atemluft am Arbeitsplatz, die von der Senatskom- 
mission der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
zur Prüfung gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe 
vorgenommen und deren Ergebnis in der sogenann- 
ten MAK-Liste berücksichtigt wird. Danach darf die 
Atemluft am Arbeitsplatz höchstens 180 mg Dioxan 
pro Kubikmeter Luft enthalten. Vorsorglich hat je- 
doch die Bundesregierung die Untersuchungsergeb- 
nisse zum Dioxangehalt in Haarwaschmitteln und 
Duschgels zum Anlaß genommen, die betroffene 
Wirtschaft aufzufordern, Restgehalte an Dioxan in 
kosmetischen Mitteln soweit wie möglich zu ver- 
meiden und dioxanfreie Ersatzstoffe zu verwenden, 
soweit solche bereits zur Verfügung stehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Weinhofer. 

(B) 

Weinhofer (SPD): Frau Staatssekretär, ist die Bun- 
desregierung dahin gehend initiativ geworden, daß 
z. B. das Bundesgesundheitsamt sämtliche jetzt auf 
dem Markt befindlichen und frei erhältlichen Haar- 
wasch- und Körperpflegemittel auf Bestandteile un- 
tersucht hat, die a) bedenklich und b) auch krebser- 
regend sein könnten oder im Verdacht stehen, der- 
artigen Stoffklassen zugerechnet werden zu kön- 
nen? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wir sind dafür nicht zuständig. Ich kann Ihnen aber 
sagen, daß diese Arbeit von den Ländern und durch 
die Länder geleistet wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz- 
frage, bitte, Herr Weinhofer. 

Weinhofer (SPD): Welche Möglichkeiten sieht Ih- 
rer Meinung nach, Frau Staatssekretär, die Bundes- 
regierung, durch Kenntlichmachung derartiger 
Stoffe eine verbraucherfreundliche Politik zu be- 
treiben, also insbesondere bei den von mir erwähn- 
ten Körperpflegemitteln eine Kenntlichmachung 
vorzusehen oder durchzusetzen? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Dinge sind ja Verunreinigungen, die Sie zu 
Recht beklagen. Diese kann man ja im Vorfeld 
nicht erkennen, und man kann auch nicht vor- 
schreiben, daß sie kenntlich gemacht werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Rusche. 


Rusche (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, welche (C) 
giftigen Stoffe außer Dioxan sind Ihnen im Zusam- 
menhang mit Haarwaschmitteln denn noch be- 
kannt, die ähnlich krebserregend und gefährlich 
sind? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Diejenigen, 
die bekannt sind, sind alle verboten. Insofern gehe 
ich davon aus, daß weitere noch nicht bekannt 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Boroffka. 

Boroffka (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, wo 
gibt es denn Unterlagen darüber, daß Dioxan, ein in 
jedem chemischen Labor gebräuchliches Lösungs- 
mittel, krebserzeugend sei? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Ich kenne 
solche Unterlagen nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Vogel (München). 

Vogel (München) (GRÜNE): Frau Staatssekretä- 
rin, Sie haben ja gesagt: Weil das Verunreinigungen 
sind und man sie vorher nicht kennt, kann man dar- 
über auch keine Angaben machen. Nun ist es ja 
wohl klar, daß man sich, wenn man sich Gedanken 
darüber macht, mit welchen Stoffen irgendwelche 
Haarwaschmittel oder Duschgels oder etwas ande- 
res belastet sind, auch Gedanken macht, welche 
Verunreinigungen auftreten könnten, und daß man 
dann selbstverständlich für solche Verunreinigun- 1 
gen Grenzwerte festgelegt, die nicht überschritten 
werden können, oder daß man generell ein Verbot 
vorsieht. 

Vizepräsident Frau Renger: Und wie ist die Frage? 

Vogel (München) (GRÜNE): Insofern stellt sich 
die Frage, ob es nicht auch hier angebracht wäre, 
sich darüber Gedanken zu machen und doch Grenz- 
werte festzulegen? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Das ist jetzt 
kein Widerspruch. Grenzwerte gibt es ohnehin. Ich 
habe gesagt: Im Bereich der Verunreinigungen, die 
man im Vorfeld nicht feststellen kann, können Sie 
auch keine Grenzwerte setzen. Vom Prinzip her 
gibt es bei all diesen Stoffen Grenzwerte. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Fritsch. 

Fritsch (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, ist 
Ihnen bekannt, ob es in Haarwaschmitteln auch 
Formaldehyd gibt? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Formaldehyd 
gehört ja zu den Stoffen, die kenntlich gemacht 
werden müssen. Ich gehe davon aus, da wir bisher 
eine solche Information nicht haben, daß Formalde- 
hyd dort nicht enthalten ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 53 
des Herrn Abgeordneten Weinhofer auf. 
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Vizepräsident Frau Renger 

Welche wissenschaftlichen Untersuchungsergebnisse hat 
das Bundesgesundheitsamt dazu bisher veröffentlicht, und 
welche kausalen Zusammenhänge ergeben sich möglicher- 
weise aus stattgefundenen Tierversuchen, die auf den Men- 
schen übertragbar sind? 

Bitte. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Das Bundes- 
gesundheitsamt hat sich in einer Pressemeldung 
vom 19. September 1986 zur gesundheitlichen Be- 
wertung von Dioxan in Haarshampoos geäußert. 
Darin hat das Amt mitgeteilt, daß es die festgestell- 
ten Mengen an Dioxan in bestimmten Shampoos 
nach Beratung durch eine wissenschaftliche Sach- 
verständigenkommission als gesundheitlich unbe- 
denklich ansieht. Im Tierversuch habe die Verabrei- 
chung wesentlich größerer Mengen an Dioxan im 
Trinkwasser Krebs erzeugt. Es sei anzunehmen, 
daß die Stoffwechsel- und Ausscheidungsmechanis- 
men der Tiere bei diesen hohen Dosierungen über- 
lastet waren. Die Mengen an Dioxan, die nach An- 
wendung kosmetischer Mittel vom Menschen auf- 
genommen werden könnten, würden um mehrere 
Zehnerpotenzen unter der Dosis liegen, die im Tier- 
versuch keine biologischen Veränderungen mehr 
hervorriefen. 

Trotz dieser Kenntnisse sollte auch nach Auffas- 
sung des Bundesgesundheitsamts aus grundsätzli- 
chen Erwägungen im Interesse der Gesundheits- 
vorsorge der Gehalt an Dioxan in kosmetischen 
Mitteln gesenkt oder das Auftreten des Stoffes ganz 
vermieden werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Weinhofer? 

(Weinhofer [SPD]: Keine Zusatzfragen!) 

— Keine Zusatzfragen. 

Frage 54 des Herrn Abgeordneten Immer (Alten- 
kirchen) soll auf Wunsch des Fragestellers schrift- 
lich beantwortet werden. Die Antwort wird als An- 
lage abgedruckt. 

Danke schön, Frau Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Verkehr auf. 

Frage 55 des Herrn Abgeordneten Dr. Weng (Ger- 
lingen), die Fragen 56 und 57 des Herrn Abgeordne- 
ten Becker (Nienberge), die Fragen 58 und 59 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Jobst, die Fragen 60 und 61 
des Herrn Abgeordneten Böhm (Melsungen), die 
Fragen 62 und 63 des Herrn Abgeordneten Hinsken 
sowie die Fragen 64 und 65 des Herrn Abgeordne- 
ten Zierer werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 66 und 67 des Herrn Abgeordneten 
Gansei sowie Frage 68 der Abgeordneten Frau Si- 
monis werden auf Grund der Richtlinien schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab- 
gedruckt. 

Die Fragen 69 und 70 des Herrn Abgeordneten 
Heistermann werden auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 


Damit komme ich zum Geschäftsbereich des (C) 
Bundesministers für Forschung und Technologie. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Probst 
steht zur Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 75 des Herrn Abgeordneten Bo- 
roffka auf: 

Bedeutet der in Artikel 2 Buchstabe a des Abkommens 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetre- 
publiken über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
vorgesehene „Austausch von Informationen“ auch den ge- 
genseitigen Anschluß an Datenbanken oder vergleichbare 
Informationssysteme, und welche Datenbanken bzw. Infor- 
mationssysteme würden mit weichen Anschlüssen (on-line/ 
off-line) gegebenenfalls beteiligt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Boroffka, Ihre Frage 75 beantworte ich wie folgt. 

Der in Artikel 2 Buchstabe a des noch nicht in Kraft 
getretenen Abkommens zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubli- 
ken über wissenschaftlich-technische Zusammen- 
arbeit erwähnte Austausch von Informationen soll 
die Form der angestrebten Zusammenarbeit um- 
schreiben. 

Wenngleich primär an den Austausch von Auf- 
zeichnungen oder Veröffentlichungen über For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben beider Länder 
und ihre Ergebnisse gedacht wird, ist im Falle einer 
erfolgreichen Entwicklung der Zusammenarbeit 
auch ein gegenseitiger Anschluß an Datenbanken 
oder vergleichbare Informationssysteme möglich. 

Konkrete Vorstellungen bestehen hierzu jedoch 
noch nicht und werden auch in naher Zukunft nicht 
aktuell werden. 

Zur Regelung des gegenseitigen Zugangs zu Da- 
tenbanken bzw. Informationssystemen bedarf es 
besonderer Vereinbarungen in Ausfüllung dieser 
Abkommensnorm, die Art und Umfang des Zugan- 
ges dann im einzelnen bestimmen müssen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Boroffka, bitte. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
denn wenigstens sichergestellt, daß die Systeme im 
Blick auf einen zukünftigen möglichen gegenseiti- 
gen Anschluß schon heute möglichst weitgehend 
kompatibel gestaltet werden? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Das ist in keiner 
Weise sichergestellt, weil es auf diesem Feld keine 
Kooperation, keine Zusammenarbeit gibt. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Frage 76 des Herrn Abgeordneten Engelsberger 
soll auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant- 
wortet werden. Die Antwort wird als Anlage abge- 
druckt. 

Ich rufe Frage 77 des Herrn Abgeordneten Fi- 
scher (Homburg) auf: 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) Wie viele Einrichtungen im Bereich Forschung und Ent- 
wicklung (einschließlich Max- Planck-Institute, Einrichtun- 
gen der Blauen Liste, Bundesanstalten und internationale 
Forschungseinrichtungen) im Bundesgebiet wurden von der 
Bundesregierung 1960 bzw. 1986 ganz oder teilweise finan- 
ziert, und wie viele haben davon ihren Sitz im Saarland? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Fi- 
scher, Ihre Frage beantworte ich wie folgt Nach 
dem Bundesbericht Forschung I aus dem Jahre 
1965 wurden 162 Einrichtungen im Bereich For- 
schung und Entwicklung vom Bund gefördert. Von 
diesen Einrichtungen hatte keine ihren Sitz im 
Saarland. Nach dem Faktenbericht 1986 werden 212 
Einrichtungen bzw. Einzelinstitute der Max-Planck- 
Gesellschaft und der Fraunhofer-Gesellschaft im 
Bereich Forschung und Entwicklung vom Bund ge- 
fördert. Das Fraunhofer-Institut für zerstörungs- 
freie Prüfverfahren hat seinen Sitz in Saarbrük- 
ken. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Fischer. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie vielleicht einmal sagen, wie viele Ar- 
beitsplätze in den angesprochenen Instituten bis 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt im Vergleich zu an- 
deren Bundesländern, aufgeschlüsselt nach der Be- 
völkerungszahl, geschaffen worden sind? 

Vizepräsident Frau Renger: Das ist nicht in der 
Frage enthalten. 

(B) 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Zahlen habe ich natürlich nicht gegenwärtig, 
aber ich kann sie Ihnen selbstverständlich zusam- 
menstellen lassen. 

(Fischer [Homburg] [SPD]: Schönen 
Dank!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär 
Probst, ist die Bundesregierung bereit, das Saar- 
land in wichtigen Zukunftsbereichen wie Umwelt- 
technologie, nichtnukleare Energietechnik und 
energiesparende Technologien, Informations- und 
Kommunikationstechnologien und Materialfor- 
schung durch Nutzung ihrer Instrumente zu unter- 
stützen? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Aber selbstver- 
ständlich ist die Bundesregierung dazu bereit, wie 
sie dazu auch bei anderen Ländern bereit ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, glauben Sie, 
daß die Zahlen, die Sie eben genannt haben, in 
einem angemessenen Verhältnis zueinander ste- 
hen, wenn man die Bevölkerungszahlen miteinan- 
der vergleicht? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
ist eine alte Streitfrage — das heißt, es ist eigentlich 


keine Streitfrage — , ob sich wissenschaftliche (C) 
Schwerpunkte jeweils regional nach der Bevölke- 
rungsstärke ausrichten sollen. Es ist eine Erfah- 
rung, daß für die Ansiedlung einer Kapazität eine 
wissenschaftliche Infrastruktur vorhanden sein 
muß. Bei ansonsten gleich vorhandener Infrastruk- 
tur können regionale Gesichtspunkte eine Rolle 
spielen. 

Wo immer sich der Bundesminister für For- 
schung und Technologie fachlich in der Lage sieht, 
regionale Vorteile gelten zu lassen, z. B. in schwä- 
cher strukturierten Gebieten, tut er dies. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Boroffka. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön- 
nen Sie bestätigen, daß im Ausschuß für Forschung 
und Technologie stets grundsätzliche Übereinstim- 
mung darüber bestand, daß Forschungspolitik und 
Strukturpolitik zwei verschiedene Politikbereiche 
sind und daß der Bundesminister für Forschung 
und Technologie seine Projekte nach Sachgesichts- 
punkten und nicht nach Bevölkerungszahlen verge- 
ben soll? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Ich kann beides 
in vollem Umfang bestätigen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie auch bestätigen, nachdem diese regierungsamt- 
liehe Entlastungsfrage kam, daß die Länder Baden- 
Württemberg und Bayern vornehmlich mit For- 
schungsaufträgen aus ganz bestimmten Bereichen 
bedacht werden? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Nicht nur die 
Länder Baden-Württemberg und Bayern, sondern 
auch andere Bundesländer — Nordrhein-Westfalen, 
Hessen, Niedersachsen — werden mit den spezifi- 
schen Aufträgen versehen, 

(Rusche [GRÜNE]: Weil dort die kompeten- 
teren Leute sitzen, das ist doch klar!) 
die dort sinnvollerweise ausgeführt werden können, 
weil dort die Infrastrukturen vorhanden sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 78 
des Herrn Abgeordneten Fischer auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen der überre- 
gionalen Forschungsförderung darauf hinzuwirken, daß die 
sich aus der geographischen Lage des Saarlandes in der 
Mitte Europas und den bereits vorhandenen Forschungsvor- 
leistungen ergebenden Möglichkeiten voll genutzt werden, 
um die Entwicklung der grenzüberschreitenden und europäi- 
schen Forschungskooperation in einem „Europa der For- 
scher“ zu fördern? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Fi- 
scher, Ihre Frage 78 beantworte ich wie folgt. Im 
Rahmen der gemeinsamen Forschungsförderung 
durch Bund und Länder steht die Bundesregierung 
Initiativen des Saarlandes zur Gründung von For- 
schungseinrichtungen aufgeschlossen gegenüber. 
Dabei ist bei Einrichtungen der Max-Planck-Gesell- 
schaft und der Fraunhofer-Gesellschaft die Eigen- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Probst 

(A) Verantwortung dieser Forschungsorganisationen zu 
respektieren. 

Auch im übrigen bemüht sich die Bundesregie- 
rung, den Besonderheiten des Saarlandes bei der 
überregionalen Forschungsförderung soweit wie 
möglich Rechnung zu tragen. 

Die EG-Initiative eines Europas der Forscher will 
die wissenschaftliche Zusammenarbeit innerhalb 
Europas voranbringen. Die Bundesregierung unter- 
stützt die Zielsetzungen, die Mobilität der Forscher 
in Europa zu erhöhen und die regelmäßige Koope- 
ration von Forschungs- und Entwicklungseinrich- 
tungen über die Ländergrenzen hinweg zu gewähr- 
leisten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Fischer. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
die Ansiedlung welcher Projekte im Rahmen von 
Eureka ist denn auf Grund der Tatsache, daß es 
zwischen den saarländischen Universitäten und 
Forschungseinrichtungen auf der einen Seite und 
den französischen Universitäten auf der anderen 
Seite schon eine enge Kooperation gibt, an der Saar 
geplant? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Vorschlag für Eureka-Projekte kommt nicht aus 
dem Bereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie, sondern im wesentlichen aus der 
Wirtschaft, in erheblichem Umfang aber auch aus 
den Bereichen der Universitäten und der Länder. 
Es entzieht sich jetzt meiner Kenntnis, ob es derar- 
tige Ansinnen auch aus dem Bereich des Saarlan- 
des gibt. Aber ich kann Ihnen auch dies nachrei- 
chen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß im Haushalt des Bun- 
desforschungsministers Gelder für Eureka einge- 
stellt worden sind, und zwar zu wenig, nämlich 40 
Millionen DM — der französische Forschungsmini- 
ster hat über 300 Millionen DM eingestellt — , so 
daß ich jetzt Schwierigkeiten habe, Ihre Antwort 
überhaupt zu verstehen, wenn nämlich die Gelder 
im Haushalt des Bundesforschungsministers einge- 
stellt sind? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Der Bundesfor- 
schungsminister unterstützt selbstverständlich Eu- 
reka-Projekte, gleichgültig, woher sie kommen, 
wenn sie in den Rahmen des Gesamtprojekts pas- 
sen. Dafür sind die Gelder auch vorgesehen. Nur, in 
eigener Initiative oder sozusagen auf eigene Rech- 
nung führt der Bundesforschungsminister keine 
Eureka-Projekte durch; die müssen ja eine Rück- 
koppelung haben. Eureka-Projekte können nur 
Sinn haben, wenn es eine gemeinsame europäische 
Anstrengung gibt, möglicherweise im Bereich der 
staatlichen Vorsorge und Infrastruktur, aber im we- 
sentlichen der wirtschaftlichen Kooperation; das ist 
das eigentliche Ziel von Eureka. 


Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn (C) 
Abgeordneten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, kann 
ich, da Sie gerade ausgeschlossen haben, daß vom 
Bundesforschungsminister Eureka-Projekte unmit- 
telbar gefördert werden, davon ausgehen, weil Sie 
zusätzlich für die Forschungskoordinierung im Be- 
reich von 14 20 zuständig sind, daß dort eine Reihe 
von Eureka-Projekten angesiedelt sind, wo Sie an 
sich zuständig sind, was zumindest die Koordina- 
tion betrifft? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
haben mich vielleicht mißverstanden. Ich habe 
nicht gesagt, daß der Bundesminister nicht selber 
fördert; nur, auf eigene Rechnung führt er nicht 
selbst, nicht allein Projekte durch. Selbstverständ- 
lich sind Gelder eingeplant, die sozusagen als Pro- 
jektmittel den Unternehmern oder auch denjenigen 
zufließen, die Träger solcher Initiativen sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 

Die Fragestunde ist damit beendet. Die noch aus- 
stehende Beantwortung von Fragen wird schriftlich 
erfolgen.*) 

Meine Damen und Herren, interfraktionell ist 
vereinbart worden, die heutige Tagesordnung zu er- 
weitern um die 

Beratung der Beschlußempfehlung und des ^ 
Berichts des Sportausschusses (5. Ausschuß) 

a) zum Antrag der Abgeordneten Büchner 
(Speyer), Lambinus, Amling, weiterer Abge- 
ordneter und der Fraktion der SPD 

Sport und Umwelt 

b) zum Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP 

Sicherung des Sports als Teil einer lebens- 
werten Umwelt 

— Drucksachen 10/3650, 10/4074, 10/6563 — 

Die Vorlagen sollen heute abend zusammen mit 
dem Tagesordnungspunkt 4 aufgerufen werden. 
Einverstanden mit der Erweiterung der Tagesord- 
nung? — Kein Widerspruch. Dann ist das so be- 
schlossen. 

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 3 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zwölften Gesetzes zur Änderung des Wehr- 
soldgesetzes 

— Drucksache 10/5863 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6475 — 


*) Die Antworten werden im Plenarprotokoll 10/254 als 
Anlagen abgedruckt 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 253. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Dezember 1986 


19711 


Vizepräsident Frau Renger 

(A) Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Nobel 
Broll 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung 

— Drucksache 10/6543 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Löher 
Dr. Weng (Gerlingen) 

Frau Traupe 

(Erste Beratung 235. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Frak- 
tion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Neunten Gesetzes zur Änderung des Solda- 
tenversorgungsgesetzes (SVG) 

— Drucksache 10/5958 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6474 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Broll 
Dr. Nobel 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung 

— Drucksache 10/6544 — 

(B) Berichterstatter: 

Abgeordnete Löher 
Dr. Weng (Gerlingen) 

Frau Traupe 

(Erste Beratung 235. Sitzung) 

Zu Tagesordnungspunkt 3 b liegt ein Ände- 
rungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/6611 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die gemeinsame Beratung der Tagesordnungspunk- 
te 3 a und 3 b 30 Minuten vorgesehen. — Kein Wi- 
derspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Ganz. 


Ganz (St. Wendel) (CDU/CSU): Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
heute in zweiter und dritter Lesung zu beratenden 
Gesetzentwürfe werden sicher nicht nur aus Zeit- 
gründen verbunden debattiert, sondern auch des- 
halb, weil sie in sachlichem Zusammenhang stehen. 
In beiden Fällen geht es um Fürsorgemaßnahmen, 
die vorzunehmen auch wir als Parlament gegen- 
über unseren Soldaten verpflichtet sind. 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des 
Wehrsoldgesetzes wurde am 2. Oktober 1986 in er- 
ster Lesung beraten und an die Ausschüsse über- 
wiesen. Wir, die Mitglieder des Verteidigungsaus- 


schusses, bedanken uns bei den Kolleginnen und (C) 
Kollegen der mitberatenden Ausschüsse, insbeson- 
dere des federführenden Innenausschusses, für die 
zügige Beratung, die es ermöglicht hat, diesen Ent- 
wurf heute, also nach zwei Monaten Vorarbeit, als 
Gesetz zu verabschieden. 

Im Vergleich zum Entwurf haben die Ausschuß- 
beratungen keine wesentlichen Änderungen er- 
bracht, so daß ab 1. Januar 1987 der Wehrsold in 
allen Wehrsoldgruppen um 1 DM täglich und die 
besondere Zuwendung, sprich das Weihnachtsgeld, 
von derzeit 310 auf 340 DM angehoben werden. 
Gleiches gilt natürlich entsprechend § 35 des Zivil- 
dienstgesetzes auch für Zivildienstleistende. 

Die Mehrausgaben des Bundes nach diesem Ge- 
setz — das beklagen wir nicht — belaufen sich für 
die Jahre 1987 und 1988 jeweils auf rund 110 Millio- 
nen DM. 

Die Geldbezüge der wehrpflichtigen und wehr- 
übenden Soldaten sind schon immer entsprechend 
der wirtschaftlichen Entwicklung periodisch ange- 
hoben worden. Insoweit könnte man zur Tagesord- 
nung übergehen, wenn das Gesetz nicht heute 
schon Vorsorge für das Jahr 1989 treffen würde. Wir 
beschließen schon heute eine weitere, und zwar 
strukturelle, Anhebung der Wehrsoldtagessätze um 
Beträge zwischen 2 und 6 DM ab 1. Juni 1989, eine 
Verdoppelung des Verpflegungsgeldes und ein Ent- 
lassungsgeld für alle Wl8er von 2 500 DM ebenfalls 
ab diesem Zeitpunkt Der Mehraufwand wird sich 
dadurch 1990 im Vergleich zu 1986 auf rund 470 Mil- 
lionen DM belaufen. 

Beide Maßnahmen, die Erhöhungen ab nächstem 
Jahr und die Festlegung heute schon für 1989, zei- 
gen, daß sich diese Bundesregierung und die sie tra- 
genden Fraktionen ihrer Verantwortung gegenüber 
unseren Soldaten sehr bewußt sind und insbeson- 
dere bemüht sind, die Interessen der Soldaten ste- 
tig, verläßlich, berechenbar und nachvollziehbar zu 
wahren und sie nicht Wechselbädern auszusetzen, 
wie es beispielsweise 1981 geschehen ist. 

Damals hat die SPD-Regierung auch den Wehr- 
sold erhöht, aber gleichzeitig die Sparzulage gestri- 
chen und die Bemessungsgrundlage zur Rentenver- 
sicherung auf 70% abgesenkt. 

(Zuruf von der SPD: Aber Herr Ganz!) 

Die Erhöhung hat Sie 110 Millionen DM gekostet, 
die Streichung und Senkung aber 416 Millionen DM 
eingebracht. Das ist die Wahrheit. 

Der Herr Kollege Steiner hat anläßlich der Ein- 
bringungsrede am 2. Oktober eine zeitgerechte Er- 
höhung des Wehrsoldes eingeklagt. Er sollte bitte 
einmal die Abstände vergleichen, die in Ihrer Regie- 
rungszeit zwischen den Änderungen lagen; diese 
waren ein bis eineinhalb Jahre länger als in unse- 
rer Zeit, obwohl die Inflationsrate damals nicht wie 
heute bei Null, sondern bei 5% und darüber lag. 

(Wilz [CDU/CSU]: So traurig war das bei 
der SPD!) 

Soweit zum Wehrsoldgesetz! 
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Ganz (St. Wendel) 

(A) Der von der SPD-Fraktion eingebrachte Ände- 
rungsentwurf zum Soldatenversorgungsgesetz, den 
wir ebenfalls am 2. Oktober in erster Lesung bera- 
ten und den Ausschüssen überwiesen haben, 
konnte die Zustimmung der Ausschüsse nicht fin- 
den, und zwar nicht deswegen, weil man den Hand- 
lungsbedarf bestritten hätte, sondern erstens des- 
halb, weil das im Entwurf aufgegriffene Problem 
der Zahlung von Übergangsgeld im Falle einer Re- 
habilitationsmaßnahme auf Grund eines Gesund- 
heitsschadens, der nicht Folge einer Wehrdienstbe- 
schädigung ist, nicht von der Frage der Absiche- 
rung längerdienender Soldaten gegen Arbeitslosig- 
keit losgelöst werden kann, und zweitens deshalb, 
weil eine Fülle von Detailfragen wie beispielsweise 
die Abgrenzung der nachwirkenden Fürsorgepflicht 
des Dienstherren oder die Frage der Präzedenzwir- 
kung auf andere Bereiche in der Kürze der zur Ver- 
fügung stehenden Zeit nicht abschließend behan- 
delt werden konnte. 

Im übrigen hat die SPD die Beratung selbst er- 
schwert, ja, unmöglich gemacht, weil sie im Vertei- 
digungsausschuß einen kompletten Entwurf eines 
Gesetzes zur Absicherung Längerdienender gegen 
Arbeitslosigkeit auf den hier in Rede stehenden Ge- 
setzentwurf draufgesattelt hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wir mußten also von der weiteren Beratung abse- 
hen, weil die geschäftsmäßigen Voraussetzungen 
zur Behandlung im Ausschuß wegen des Fehlens 
der ersten Beratung dieses Fragenkomplexes im 

(B) Plenum nicht gegeben waren. 

Noch einmal: Es liegt mir fern, die Redlichkeit 
der SPD-Initiativen anzuzweifeln. In diesem Fall 
sind Ihre Anliegen auch unsere; das wissen Sie. Sie 
wissen aus den Ausschußberatungen auch, daß wir 
es gern gesehen hätten, wenn diese Probleme noch 
vor Ende dieser Legislaturperiode gelöst worden 
wären. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das haben Sie ja 
nicht geschafft!) 

Wir mußten allerdings einsehen, daß ein Durchpeit- 
schen, ein Stricken mit heißer Nadel, der Sache 
nicht dienlich gewesen wäre. 

(Zuruf von der SPD: Seit 1982 strickt ihr!) 

Nachdem sowohl der Verteidigungsausschuß als 
auch der Haushaltsausschuß in Entschließungen, 
die zusammengefaßt bei der dritten Lesung des 
Haushalts auch im Plenum angenommen wurden, 
die Regierung aufgefordert haben, die Frage der 
Absicherung gegen Arbeitslosigkeit und andere da- 
mit im Zusammenhang stehende Fragen durch Ein- 
bringung eines Gesetzentwurfs zu lösen, und die 
Bundesregierung ihrerseits ihre Bereitschaft dazu 
bekundet hat, bin ich sicher, daß dies zu Beginn der 
kommenden Legislaturperiode geschehen wird und 
daß wir so, und zwar frühzeitig, zu vernünftigen 
Lösungen kommen werden, die zum 1. Januar 1987 
greifen können. 

(Wilz [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Zum Schluß dieser Legislaturperiode darf ich zu- 
sammen mit meinen Kolleginnen und Kollegen mit 


Genugtuung feststellen, daß wir auf dem Wege mit (C) 
dem Ziel, unsere Verteidigungsbereitschaft zu stär- 
ken und unsere Soldaten und zivilen Mitarbeiter 
der Bundeswehr zu fördern, ein gutes Stück voran- 
gekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dafür möchte ich der Bundesregierung, insbeson- 
dere Herrn Bundesverteidigungsminister Dr. Wör- 
ner und seinem Haus, herzlich Dank sagen. 

(Walther [SPD] und Dr. Klejdzinski [SPD]: 

Wo ist er denn?) 

Unser besonderer Dank gilt aber auch unseren Sol- 
daten und den zivilen Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beitern der Bundeswehr für all das, was sie zur 
Wahrung des Friedens in Freiheit in dieser Zeit für 
uns geleistet haben. Sie können davon ausgehen, 
daß wir in der nächsten Wahlperiode zügig das auf- 
nehmen, beraten und zum Abschluß bringen wer- 
den, was in dieser Wahlperiode aus Zeitgründen 
und anderen Gründen nicht möglich war. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Heistermann. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Dieter, jetzt sag 
ihm mal die Wahrheit!) 

Heistermann (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Die Verabschiedung des Zwölften , 
Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes und 1 ' 
die Verabschiedung des Neunten Gesetzes zur Än- 
derung des Soldatenversorgungsgesetzes wäre eine 
gute Gelegenheit gewesen, unter Beweis zu stellen, 
wie dieses Parlament die Sorgen und die Nöte der 
Soldaten zu lösen gedenkt. Daß dem nicht so ist, 
Kollege Ganz, dafür trägt die Regierungskoalition 
aus CDU/CSU und FDP die alleinige Verantwor- 
tung. 

Während der gesamten 10. Wahlperiode haben 
wir feststellen müssen, daß außer leeren Sprechhül- 
sen keine für die Soldaten relevanten Lösungen im 
sozialen Bereich durchgesetzt wurden. Wir verken- 
nen nicht, daß es im Detail Verbesserungen gege- 
ben hat, aber die großen Würfe sind dieser Regie- 
rung nicht gelungen. 

Schon das Weißbuch der Bundesregierung von 
1983 enthielt keine einzige Silbe zum Personal der 
Bundeswehr und der Bundeswehrverwaltung. 

Wer gehofft hatte, diese Bundesregierung würde 
mit dem Weißbuch 1985 konkretere Ausführungen 
machen, sah sich erneut enttäuscht Anfang 1986 
war es wiederum die SPD-Bundestagsfraktion, die 
die Vorlage eines Berichtes zur sozialen Lage der 
Soldaten anfordern mußte. Ende April legte dann 
das Ministerium eine sechsseitige synoptische Dar- 
stellung von Leistungen und Verbesserungen vor, 
von denen die meisten erst ab 1989 wirksam werden 
sollen. Die Flucht in Versprechungen war auch hier 
der Ausweg; zu mehr war diese Regierung nicht 
fähig. Lassen Sie mich kritisch feststellen: Diese 
Regierung hat keine Konzeption für die Menschen 
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Heistermann 

(A) in der Bundeswehr. Sie bleibt Gefangener von Rü- 
stungsdenken und Beschaffungsvorhaben. 

In den Haushaltsverhandlungen für 1984 hatten 
wir am 6. Dezember 1983 einen Gesetzentwurf zur 
Anhebung des Wehrsoldes mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1984 eingebracht. Er wurde abgelehnt. Aber 
immerhin konnten wir erreichen, daß der Wehrsold 
zum 1. Oktober 1984, sechs Monate früher als ge- 
plant, erhöht wurde. In den Verhandlungen für den 
Haushalt 1986 hatten wir beantragt, den Wehrsold 
am 1. Oktober 1986 erneut zu erhöhen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sehr richtig!) 

Auch dieser Antrag wurde abgelehnt. Auch hier 
können wir erfreut feststellen, daß es unserem 
Drängen zu verdanken ist, daß der Wehrsold zum 
1. Januar 1987 erhöht wird. 

(Zuruf des Abg. Wilz [CDU/CSU]) 

Die SPD-Bundestagsfraktion — hören Sie gut zu! 
— wird den Verbesserungen des Wehrsoldes zum 
1. Januar 1987 und zum 1. Juni 1989 sowie des Ent- 
lassungsgeldes zum gleichen Zeitpunkt zustimmen. 
Wir stimmen deshalb zu, weil damit sozialdemokra- 
tische Forderungen erfüllt werden. Politisch bleibt 
aber festzuhalten: Es war schon blamabel, wie sich 
diese Regierungskoalition bei den Anträgen der 
SPD-Bundestagsfraktion zur Erhöhung des Wehr- 
soldes verhalten hat. 

Ausdrücklich hebe ich aber hervor, daß wir die 
beabsichtigte Wehrdienstverlängerung auf 18 Mo- 
' nate ablehnen. Diese Entscheidung werden wir re- 
vidieren. 

(Wilz [CDU/CSU]: Dazu kriegt ihr nie Gele- 
genheit!) 

Für die SPD-Bundestagsfraktion darf ich in die- 
sem Zusammenhang erklären: Die längere Dienst- 
zeit der Zivildienstleistenden rechtfertigt ein höhe- 
res Entlassungsgeld. Die entsprechenden Gesetzes- 
initiativen werden wir zu Beginn der neuen Wahl- 
periode einleiten. 

Noch beschämender ist, daß sich diese Regie- 
rungskoalition außerstande sah, unserem Gesetzes- 
vorhaben zuzustimmen, das den Soldaten auf Zeit, 
die wegen eines Gesundheitsschadens, der nicht 
Folge einer Wehrdienstbeschädigung ist, einer be- 
ruflichen Rehabilitation bedürfen, nach Beendi- 
gung des Wehrdienstverhältnisses das zur Siche- 
rung des Lebensunterhalts notwendige Übergangs- 
geld in entsprechender Anwendung des § 59 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes zu gewähren. Für Solda- 
ten, die infolge eines Gesundheitsschadens den er- 
lernten Beruf nicht mehr ausüben oder das ge- 
steckte Berufsziel nicht verwirklichen können, ist 
eine befriedigende berufliche Eingliederung nur 
mit Hilfe von berufsfördernden Maßnahmen zur 
Rehabilitation möglich. Der finanzielle Jahresbe- 
darf beträgt hierfür ca. 3 Millionen DM. Die Koali- 
tion sieht sich außerstande, diese Mittel bereitzu- 
stellen. Wenn es aber um die Beschaffung von Pan- 
zern, Flugzeugen oder Fregatten geht, dann sind 
Milliardenbeträge vorhanden. Mit dieser Relation 


vor Augen kann man erkennen, wie die soziale (C) 
Wirklichkeit in dieser Koalition aufgehoben ist. 

(Ganz [St Wendel] [CDU/CSU]: Malen Sie 
doch keinen Popanz an die Wand!) 

Mit großer Bitterkeit, Kollege Ganz, kann man da 
nur feststellen: Der Dank des Vaterlandes ist euch 
gewiß. 

Welche Gefühle müssen sich wohl bei einem be- 
troffenen Soldaten einstellen, wenn er hört, daß der 
Haushaltsausschuß die Ablehnung dieses Gesetz- 
entwurfs mit der Auflage verbunden hat, daß die 
Bundesregierung bei der nächsten Änderung der 
Soldatenversorgung eine Regelung zu treffen habe, 
die dem SPD-Gesetzentwurf in der Drucksache 
10/5958 Rechnung trägt? Wenn es noch eines Bewei- 
ses für den Vorwurf der sozialen Kälte, die von die- 
ser Regierungskoalition ausgeht, bedurft hätte: 

Hier wird er gerade exemplarisch geliefert. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sehr richtig! — 

Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: Was war 
1981?) 

Ebenso auf Ablehnung stieß unser Gesetzentwurf 
auf Absicherung ausscheidender Soldaten auf Zeit 
gegen Arbeitslosigkeit Trotz mehrfacher gemeinsa- 
mer Beschlüsse des Verteidigungsausschusses war 
diese Regierung und Koalition nicht in der Lage, 
gesetzgebungsmäßig aktiv zu werden. Kollege 
Ganz, seit 1982 haben wir gemeinsame Beschlußla- 
gen. Bis heute sind Sie nicht in der Lage gewesen, 
einen eigenen Gesetzentwurf oder eine Regierungs- 
vorlage auf den Tisch zu legen. ^ 

Peinlichkeiten an Peinlichkeiten mußten wir im 
Verteidigungsausschuß registrieren. Reihenweise 
fielen die Koalitionsabgeordneten um, als sie sich 
zu ihren eigenen Beschlüssen bekennen sollten, al- 
len voran die FDP- Abgeordneten, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Donnerwetter!) 

die ihre Zustimmung zu Beschaffungsvorhaben ge- 
rade von der Lösung dieses Problemes abhängig 
gemacht hatten. 

(Ronneburger [FDP]: Und durchgesetzt 
hatten!) 

Die Soldaten auf Zeit, die von Arbeitslosigkeit be- 
troffen sind, wurden wiederum bitter enttäuscht. 

Sie überläßt man lieber der Sozialhilfe, und das 
nach Jahren treuer Diensterfüllung. 

Wir ersparen Ihnen auch hier den Vorwurf nicht, 
in der Truppe und auf Verbandstagungen nichts 
anderes als leere Sprechblasen verkündet zu haben. 

Die Soldaten können sich auf Ihr Wort nicht mehr 
verlassen. Sie haben in den letzten vier Jahren er- 
fahren, wie ihre sozialen Belange und die ihrer Fa- 
milien bei Ihnen aufgehoben sind. Ihre praktische 
Politik widerlegt Ihre Aussage, der Mensch habe im 
Mittelpunkt aller Politik zu stehen. Sie gehen mit 
dem Schicksal vieler Menschen unverantwortlich 
um. 

Auch ein SPD- Antrag, der auf die soziale Siche- 
rung der Beamtenanwärter gegen Arbeitslosigkeit 
abzielt, verfiel der Ablehnung. Ihre Parole „Weiter 
so“ muß bei den betroffenen Personen wie eine Ver- 
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Heistermann 

(A) höhnung ihrer persönlichen Lebenssituation an- 
kommen. 

Die von uns gestellten Anträge bleiben auf der 
Tagesordnung. Mit großer Genugtuung haben wir 
die Beschlüsse der Wehrpflichtigentagung des 
Deutschen Bundeswehr-Verbandes zur Kenntnis 
genommen. Mit uns gemeinsam sind die Wehr- 
pflichtigen gegen eine Verlängerung des Wehrdien- 
stes. Sie wollen, daß beim Wehrsold der Taschen- 
geldcharakter aufgegeben wird und ein Mindestge- 
halt anzustreben ist. Das sind Positionen, mit denen 
sich das neue Parlament auseinanderzusetzen hat. 

Den Soldaten in der Bundeswehr und ihren Fa- 
milien versichern wir, daß wir Sozialdemokraten 
sie bei der Lösung ihrer sozialen Probleme nicht 
alleine lassen. 

(Wilz [CDU/CSU]: Die brauchen euch gar 
nicht!) 

Unfähigkeit und soziale Kälte haben zukunftwei- 
sende Lösungen für viele Soldaten verhindert. 
Diese Koalition ist ihrer Verantwortung nicht ge- 
recht geworden. Sie hat schlicht und einfach ver- 
sagt. 

(Zurufe der Abg. Ganz [St. Wendel] [CDU/ 
CSU] und Wilz [CDU/CSU] — Dr. Klejd- 
zinski [SPD]: Wie immer! — Rusche [GRÜ- 
NE]: Wie andere vor ihr!) 

— Deshalb, Kollege Ganz und Kollege Wilz, werden 
die Bürger dieses Landes diese Politik auch ent- 
sprechend bewerten. 

(B) Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Ich bedaure außerordentlich, daß 
in der Rede des Kollegen Heistermann von den Ge- 
meinsamkeiten der Arbeit des Verteidigungsaus- 
schusses nichts, aber auch gar nichts mehr zu spü- 
ren war. 

(Rusche [GRÜNE]: Das kommt bei mir!) 

Herr Kollege Heistermann, in Anknüpfung an et- 
was, was Sie in Ihrer Rede gesagt haben, sage ich 
Ihnen: Die Soldaten der Bundeswehr können nur 
mit Verbitterung feststellen, daß die SPD-Fraktion 
dieses Hauses zu der Zeit, als Sie den Verteidi- 
gungsminister gestellt haben, mit Wehrsolderhö- 
hungen und Verbesserungen der sozialen Lage der 
Soldaten weit zurückhaltender war, als Sie das 
heute hier versucht haben erkennen zu lassen. 

(Beifall bei der FPD — Vogel [München] 
[GRÜNE]: Da waren aber auch Sie in der 
Regierung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage, Herr Abgeordneter? 

Ronneburger (FDP): Frau Präsidentin, ich darf die 
Frage stellen: Wird nicht angerechnet? 


Vizepräsident Frau Renger: Natürlich nicht. (C) 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Ronneburger, stimmen 
Sie mir vielleicht in der Auffassung zu, . . . 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

Ronneburger (FDP): Vermutlich nicht. 

Dr. Klejdzinski (SPD): . . . daß in dieser Periode er- 
hebliche Mittel für zusätzliche Waffenkäufe bereit- 
gestellt wurden — ich denke an 35 ECR-Tornado, 

150 Leo 2 usw., was Milliardenbeträge waren — und 
daß die Koalition nicht in der Lage war, 50 oder 
60 Millionen DM für die Verbesserung der sozialen 
Lage der Soldaten bereitzustellen? 

Ronneburger (FDP): Ich kann Ihnen aus zwei 
Gründen nicht zustimmen: erstens, weil auch in den 
vergangenen Jahren, Herr Kollege Dr. Klejdzinski, 
als wir noch in einer Koalition zusammensaßen, 
Entscheidungen über Waffenbeschaffungen mit 
Ausgaben in Milliardenhöhe getroffen worden sind 
und zugleich von Ihrer Seite die Anregung gefehlt 
hat, ähnliches zu tun, wie wir es in dieser Legisla- 
turperiode getan haben, 

(Hauser [Esslingen] [CDU/CSU]: Genauso 
ist es!) 

nämlich für die soziale Situation der Soldaten ent- 
scheidende Verbesserungen einzuführen — im Ge- 
gensatz zu dem, was der Kollege Heistermann hier 
gesagt hat. 

Zum zweiten, Herr Kollege Klejdzinski, kann ich 
Ihnen nicht zustimmen, weil es erstmals möglich ^ 
gewesen ist auf Drängen der FDP-Fraktion und 
hier vor allen Dingen Frau Seiler-Albrings die 
50 Millionen DM in den Haushalt einzustellen, die 
erforderlich sind, um die Absicherung ausscheiden- 
der Zeitsoldaten gegen Arbeitslosigkeit durchzuset- 
zen. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? Es wird nicht angerechnet. 

Ronneburger (FDP): Eine. Ich bitte darum, daß das 
dann die letzte ist. 

Heistermann (SPD): Herr Ronneburger, ist meine 
Kenntnis richtig, daß Sie und der Kollege Feld- 
mann im Verteidigungsausschuß erklärt haben, Sie 
stimmten dem Beschaffungsvorhaben nur zu, wenn 
gleichzeitig das Problem der Arbeitslosigkeit bei 
ausscheidenden Zeitsoldaten gelöst werde, . . . 

Ronneburger (FDP): Ja. 

Heistermann (SPD): . . . daß dies einstimmig im 
Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundestages 
beschlossen wurde und wir gemeinsam die Regie- 
rung aufgefordert haben, einen Gesetzentwurf vor- 
zulegen, damit noch in dieser Legislaturperiode die 
Entscheidung getroffen werden könnte? 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege, ich habe nie 
einen Hehl daraus gemacht, daß ich es bedaure, daß 
zwar der Gesetzentwurf in dieser Legislaturperiode 
nicht mehr verabschiedet werden wird, aber ge- 
nauso entschieden und deutlich sage ich Ihnen: Die 
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Ronneburger 

(A) 50 Millionen und die 11 Millionen DM stehen im 
Haushalt. Wir werden diese Leistungen, für die wir 
uns gemeinsam eingesetzt haben, für das ganze 
Jahr 1987 erbringen. Das ist die Situation. 

Gestatten Sie mir zu den beiden vorliegenden Ge- 
setzentwürfen einige kurze Bemerkungen. Am 
Ende der Legislaturperiode, im Gegensatz zu dem, 
Herr Heistermann, was offenbar Ihre Auffassung 
ist, bedeutet es für mich tatsächlich ein wenig Ge- 
nugtuung, nach der letzten Wehrsolderhöhung 1984 
in ungewöhnlich kurzem Abstand — wenn ich auf 
die Vergangenheit zurücksehe — , heute über die 
erneute Anhebung des Wehrsoldes zum 1. Januar 
1987 sprechen zu können; dies vor allem deswegen, 
weil wir mit dieser Wehrsolderhöhung dem immer 
wieder betonten programmatischen Ziel der Freien 
Demokraten, auch bei den Streitkräften den Men- 
schen tatsächlich im Mittelpunkt zu sehen, einen 
kleinen Schritt nähergekommen sind. 

Dies ist ja nur eine einzige Maßnahme in einem 
ganzen Bündel, das in der 10. Legislaturperiode für 
den einzelnen Soldaten durchgeführt worden ist — 
hier vielleicht nur eine gerade eben spürbare Aner- 
kennung. Aber lassen Sie mich auch das hier ein- 
mal so deutlich sagen: Wir geben lieber eine Mark 
direkt ins Portemonnaie des Soldaten, als daß wir 
sie, wenn auch zögernd und widerstrebend, für er- 
neute Waffenbeschaffungen ausgeben. 

Für die ab 1989 notwendig werdende verlängerte 
Grundwehrdienstzeit sind weitere finanzielle Ver- 
besserungen vorgesehen. Ich will das im einzelnen 

(B) hier nicht darstellen, genauso, wie meine Zeit nicht 
ausreicht, um die einzelnen Maßnahmen, Herr Kol- 
lege Heistermann, die Sie bestritten haben, der letz- 
ten Legislaturperiode hier im einzelnen zu nennen. 

Auf einen Punkt aber will ich deutlich eingehen: 
Bei dem Entlassungsgeld sind in den Beratungen 
Fragen nach einer relativen Benachteiligung der 
Ersatzdienstleistenden aufgeworfen worden. Ich 
sage dazu: Das Gesetz trifft zu dieser Frage keine 
endgültige Entscheidung. Der Bundestag hat sich 
bei der Verlängerung der Wehrdienstzeit ausdrück- 
lich Vorbehalten, die Länge des Zivildienstes zu dem 
Zeitpunkt zu regeln, wenn diese Entscheidung an- 
steht, und bis dahin Erfahrungen auszuwerten so- 
wie in Anhörungen von Betroffenen und Sachver- 
ständigen eine gute Grundlage für diese Entschei- 
dung zu finden. 

Eines sei hier sehr deutlich gesagt: Ebenso, wie 
wir uns um die Herstellung der Wehrgerechtigkeit 
bemühen, müssen wir uns auch um Gerechtigkeit 
innerhalb der Dienstverpflichtungen der jungen 
Menschen in unserem Staat, aber auch zwischen 
den einzelnen Formen des Dienstes bemühen. Die 
FDP-Fraktion wird deshalb diesem Gesetzentwurf 
zustimmen. 

Der zweite Punkt, der heute im Zusammenhang 
erörtert wird, der Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes, 
der von der SPD-Fraktion eingebracht worden ist, 
hätte eigentlich von derselben Fraktion zurückge- 
zogen werden müssen. Er umfaßt ja nur Regelun- 
gen für einen kleinen Bereich. Dieser kleine Teilbe- 


reich greift uns für eine Änderung des Soldatenver- (C) 
sorgungsgesetzes zu kurz. Bei einer Änderung wol- 
len wir das Problem arbeitsloser Zeitsoldaten eben- 
falls regeln. 

In ihrem geschäftsordnungswidrigen Versuch, 
die erste Lesung mit einem sogenannten Ände- 
rungsantrag zu umgehen, hat die SPD-Fraktion 
nachträglich zu erkennen gegeben, daß sie ihren 
eigenen Entwurf, über den wir heute sprechen, für 
unvollständig hält. Ich sage noch einmal: Wir haben 
die notwendigen Mittel eingestellt. Wir werden ab 
1. Januar des nächsten Jahres Leistungen für die 
betroffenen Soldaten erbringen können. Wir wer- 
den das durchführen, was wir — auch Ihnen, Herr 
Kollege Heistermann, sage ich es noch einmal — 
spätestens seit Ende der 70er Jahre vielleicht ge- 
meinsam hätten machen müssen, als nämlich die 
Arbeitslosigkeit ausscheidender Soldaten zu einem 
Problem wurde, was es in den Jahren zuvor nicht 
war. 

Das Soldatenversorgungsgesetz hat uns zu einer 
gesetzlichen Regelung aufgefordert. Wir sollten 
jetzt gemeinsam darangehen, diese gesetzliche Re- 
gelung so schnell wie möglich zu schaffen, um unse- 
ren Soldaten zu zeigen, daß wir uns um ihr Schick- 
sal allerdings bekümmern. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Rusche. 

(D) 

Rusche (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! An einem der letzten Sitzungs- 
tage in der 10. Legislaturperiode führen wir nun die 
Debatte zur zweiten und dritten Lesung des Zwölf- 
ten Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 
und des Neunten Gesetzes zur Änderung des Sol- 
datenversorgungsgesetzes. 

An unserer Meinung hat sich seit der ersten Le- 
sung dieser Gesetze nichts geändert. Wir sind nach 
wie vor der Meinung, daß es sich hierbei um eine 
Erhöhung handelt, die unsere Jungs bei der Bun- 
deswehr und im Zivildienst mehr als verdient ha- 
ben. Meine Fraktion wird daher sowohl der Wehr- 
solderhöhung als auch der Änderung des Soldaten- 
versorgungsgesetzes zustimmen. Wenn die Leute in 
der nächsten Zeit schon mehr Kriegsdienst und 
noch mehr Zivildienst machen müssen, dann sollten 
sie wenigstens auch etwas mehr Geld bekommen, 
das wir immer noch für viel zuwenig halten. 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Bei der ersten Lesung zu diesen Gesetzen meinte 
der Parlamentarische Staatssekretär Würzbach — 
er ist heute leider nicht hier; anscheinend ist es ein 
Kollege von ihm — feststellen zu können, daß die 
GRÜNEN und ich als Redner den Dienst der Solda- 
ten und Zivildienstleistenden nicht anerkennen. 

Dem möchte ich hier noch einmal energisch wider- 
sprechen. Ich erinnere in diesem Zusammenhang 
auch an die Einstimmigkeit im Ausschuß zur Redu- 
zierung der Dienstzeitbelastung und zur Besserstel- 
lung der sozialen Lage der Soldaten. Schon der Ab- 
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(A) geordnete Vogt (Kaiserslautern) — Sie erinnern 
sich sicher — bemerkte in seiner Rede vom 
28. März 1985 anläßlich der Debatte über die Ant- 
wort auf die Große Anfrage der SPD zur sozialen 
Lage der Soldaten in den Streitkräften, daß wir uns 
für humane, würdige und soziale Lebensbedingun- 
gen der Soldaten und ihrer Angehörigen mit Nach- 
druck einsetzen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, daran hat auch die Rota- 
tion nichts verändert 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Richtig!) 

Das ist ein Beweis der kontinuierlichen Politik der 
GRÜNEN. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

— Hören Sie zu! 

Außerdem sprach Herr Würzbach in seiner dama- 
ligen Rede vom „großzügigen Taschengeld“, das ein 
Gefreiter ab Juni 1989, wenn dieses Gesetz voll in 
Kraft getreten ist, mit 500 DM im Monat bar haben 
wird. Dem Herr Würzbach ist offensichtlich entgan- 
gen, daß es sich bei den Menschen, die zum Kriegs- 
dienst eingezogen werden, bzw. bei den Zivildienst- 
leistenden 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wehrdienst 
heißt das!) 

— darüber können wir uns gerne streiten, ich sage 
Kriegsdienst — , die oft genug als billige Arbeits- 
kräfte mißbraucht werden, um erwachsene Men- 
sehen handelt und nicht um Kinder, die man mit 
einem Taschengeld zufriedenstellen kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist und bleibt ein Tropfen auf den heißen Stein. 
Daran ändern auch die beschwichtigenden Reden 
von Herrn Würzbach nichts. 

Um es kurz zu machen — das Parlament hat in 
den wenigen Tagen, die wir noch zur Verfügung 
haben, jede Menge aufzuarbeiten — : Wir sind gegen 
Aufrüstung, wir sind gegen eine Aufblähung und 
Erweiterung der Bundeswehr, wir sind gegen eine 
zunehmende Militarisierung des Zivildienstes. 

(Ronneburger [FDP]: Wer erweitert denn 
die Bundeswehr?) 

— Die Bundesregierung, das Kabinett, der Herr 
Wörner. — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber selbstverständlich sind wir dafür, daß die 
Menschen, die unter den gegenwärtigen Bedingun- 
gen Kriegsdienst und Zivildienst leisten müssen, ei- 
nen höheren finanziellen Ausgleich bekommen. 

Ich danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Er hat den letzten Satz ver- 
gessen! — Ganz [St. Wendel] [CDU/CSU]: 

Wo bleibt die Werbung in eigener Sache? 

Ihr letzter Satz!) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 


Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim- (C) 
mung über Tagesordnungspunkt 3 a, den Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung — Drucksache 10/5863 

— in der Ausschußfassung. Ich rufe Art. 1 und 2, 
Einleitung und Überschrift mit der vom Ausschuß 
empfohlenen Änderung auf. Wer den auf gerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Bei einigen Enthaltungen sind die aufge- 
rufenen Vorschriften angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Bei zwei Enthaltungen ist der Gesetzent- 
wurf angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über Tagesordnungspunkt 3 b, den Ge- 
setzentwurf der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/5958. Der Ausschuß empfiehlt, diesen Gesetzent- 
wurf abzulehnen. 

Ich rufe Art 1 dieses Gesetzentwurfes auf. Hierzu 
liegt auf Drucksache 10/6611 ein Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD vor. Wer diesem Änderungs- 
antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? 

— Bei einigen Enthaltungen mit Mehrheit abge- 
lehnt. 

Wir stimmen jetzt über Art. 1 des Gesetzentwurfs 
der SPD ab. Wer diesen Art. 1 anzunehmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- ' ' 
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthal- 
tungen mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Art. 2, Einleitung und Überschrift auf. 

Wer diesen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. Gegenprobe! — Ent- 
haltungen? — Bei einigen Enthaltungen sind auch 
diese Vorschriften und damit der gesamte Gesetz- 
entwurf mit Mehrheit abgelehnt. Damit unterbleibt 
nach § 83 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung die wei- 
tere Beratung. 

Ich rufe die Zusatztagesordnungspunkte 5 bis 7 
auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Einheitlichen Euro- 
päischen Akte 

— Drucksachen 10/6392, 10/6418 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6663 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Schwarz 
Brück 

Schäfer (Mainz) und 
Frau Kelly 

(Erste Beratung 246. Sitzung) 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) (3. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktion 

der SPD Einheitliche Europäische Akte 

— Drucksachen 10/6414, 10/6663 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Schwarz 
Brück 

Schäfer (Mainz) und 
Frau Kelly 

Beratung der Unterrichtung durch das Euro- 
päische Parlament 

Entschließung zu den Verfahren für die Ra- 
tifizierung der Einheitlichen Europäischen 
Akte in den nationalen Parlamenten und zur 
Verwirklichung der Europäischen Union 

— Drucksache 10/6454 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Beratung 60 Minuten vorgesehen. — Kein 
Widerspruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab- 
geordnete Schwarz. 

Schwarz (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Nach der Über- 
nahme der Regierungsverantwortung durch die 
Koalition der Mitte wurde die Debatte über das Ziel 
der Europäischen Union wieder dynamisiert. Ob- 
wohl die Regierung Kohl erst neun Monate im Amt 

(B) gewesen war, gelang ihr mit der Erklärung von 
Stuttgart eine neue Ära im Reformprozeß der Euro- 
päischen Gemeinschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD — Dr. Klejdzinski 
[SPD]: Schwarz bleibt schwarz!) 

In dem Treffen von Stuttgart wurde das Mögliche 
erreicht. Mit zukunftsweisenden Vorschlägen 
wurde Selbstvertrauen zurückgewonnen; Europa 
hatte wieder eine Perspektive. 

Ich beschreibe nur einmal die Lage. Die Gemein- 
schaft befand sich in einer Phase der politischen 
und wirtschaftlichen Stagnation, und Stagnation ist 
Rückschritt. Der Haushalt benötigte dringend eine 
Sanierung. Es gab keine europäische Konzeption 
für den Umweltschutz. Der Agrarmarkt war über 
Jahre hinweg falsch strukturiert worden. 

(Zuruf von der SPD: Und heute?) 

Unter deutscher Präsidentschaft erhielt die EG 
wieder realistische Ziele. Stuttgart war der Grund- 
stein für eine neue Etappe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was dort eingeleitet wurde, konnte in Fontaine- 
bleau umgesetzt werden und mündete in die Verab- 
schiedung der Einheitlichen Europäischen Akte. 

In der „Neuen Zürcher Zeitung“ vom 9. Dezember 
1985 wurde das Ereignis von Luxemburg treffend 
beschrieben. Ich zitiere: 

Die zwölf Regierungschefs haben einen guten 
Teil dessen vollbracht, was sich realistischer- 


weise erhoffen ließ. Sie bewegten sich von An- (C) 
fang an diesseits illusionärer Vorstellungen 
und verzichteten auf deklamatorische Leerfor- 
meln. 

Meine Damen und Herren, in Luxemburg ist der 
Reformprozeß der EG nicht abgeschlossen worden; 
dank der Initiative der deutschen Regierung hat er 
dort erst begonnen. Auf dieser Grundlage wird die 
fortschreitende Einigung Europas zur Wahrung der 
großen Gleichgewichte der Welt beitragen. Die Ein- 
führung von Mehrheitsentscheidungen beendet das 
unselige Einstimmigkeitsprinzip. Das Hauptziel der 
Akte, die Durchsetzung des Binnenmarktes bis 
1992, rückt damit sehr nahe. 

Zweifellos ist die Einheitliche Europäische Akte 
der bedeutendste Schritt zur Europäischen Union 
seit dem Abschluß der Römischen Verträge. Zum 
erstenmal ist es gelungen, einen völkerrechtlich 
verbindlichen Vertrag über die politische Einigung 
der EG zustande zu bringen. Fazit: Europa ist ein 
gutes Stück vorangekommen. 

Meine Damen und Herren, die Gemeinschaft ist 
ein Binnenmarkt von 320 Millionen Verbrauchern. 

Um in Zukunft unsere Stellung auf dem Weltmarkt 
zu stabilisieren, um unseren Wohlstand und unsere 
wirtschaftliche Entwicklung voranzutreiben und 
um neue Arbeitsplätze zu schaffen, brauchen wir 
realistische Konzepte. Darum geht es bei der Euro- 
päischen Akte mit ihrer Verwirklichung des Bin- 
nenmarktes. 

Der europäische Binnenmarkt ist eine Waffe ge- 
gen die Arbeitslosigkeit. Er bietet die Möglichkeit, ( D ) 
international an der Spitze zu bleiben. Will sich Eu- 
ropa mit den Großen messen, so geht das nur auf 
gemeinschaftlicher kontinentaler Ebene. 

Um einen wirtschaftlichen Führungsanspruch zu 
behaupten, brauchen wir eine effiziente For- 
schungs- und Technologiepolitik. Der Gemeinschaft 
ist es gelungen, diese einzubringen und gesondert 
in der Akte zu formulieren. Die EG verfügt über 
Finanzmittel und ein riesiges Potential an mensch- 
lichem Know-how. 

(Zurufe von der SPD: Vor allem an Milch! 

— An Rindfleisch! — An Getreide!) 

Erst der koordinierte Einsatz, die gemeinsame Ziel- 
vorgabe und die Harmonisierung der unterschiedli- 
chen Strategien in Wissenschaft und Technik geben 
der Entwicklung neue Kraft und neue Impulse. 

Das Europäische Parlament erhält endlich mehr 
Rechte und mehr Verantwortung. Natürlich hätten 
wir als Parlamentarier unseren Kollegen in der Ge- 
meinschaft mehr Mitwirkungsrechte gewünscht. 

Alle realistisch Denkenden unter uns wissen aber, 
wie schwer bei zwölf Verhandlungspartnern allein 
ein Minimalkonsens erreicht werden kann. Bundes- 
kanzler Helmut Kohl hat recht, wenn er die euro- 
päische Politik in dieser Zeit als Politik der kleinen 
Schritte bezeichnet. Wir in der Union sind keine 
Instrumentalsten, sondern Realisten. Wir wollen 
institutionellen Fortschritt nicht um seiner selbst 
willen. 

(Zuruf von der SPD: Quotierer seid ihr!) 
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Schwarz 

(A) Ich erwarte, daß die stärkere Einbeziehung des Eu- 
ropäischen Parlaments dazu führt, über 1992 hinaus 
seine vollen demokratischen Befugnisse zu erhal- 
ten. Nur dann, wenn das demokratisch gewählte 
Parlament seine klassischen Felder — Gesetzge- 
bung, Haushalt und Kontrolle der Exekutive — er- 
hält, werden die getroffenen Entscheidungen zum 
Willen des Volkes. 

Ich las in einer großen deutschen Tageszeitung in 
diesen Tagen, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Nicht immer die 

„Welt“ zitieren! — Gegenruf des Abg. Klein 

[München] [CDU/CSU]: Keine Zensur von 
der SPD!) 

mit welchen Richtlinien sich der Ministerrat zu be- 
schäftigen hat — entschuldigen Sie bitte, wenn ich 
mich jetzt beim Vorlesen verspreche — , und zwar 
war da von dem „Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über hinter dem Führersitz mon- 
tierte Umsturzvorrichtungen mit zwei Pfosten für 
Schmalspurzugmaschinen mit Luftbereifung“ die 
Rede. Ins Deutsche übersetzt: Die Beamten der 
Kommission haben zum Schutz der Fahrer kleiner 
Traktoren — um nichts anderes handelt es sich 
dabei — eine hundertseitige Richtlinie ertüftelt. 

(Klein [München] [CDU/CSU] und Dr. 

Rumpf [FDP]: Unglaublich!) 

Dies sollte uns Mahnung sein, daß mehr Europa 
nicht gleichzeitig mehr Bürokratie bedeuten darf. 

( B ) (Zuruf von der SPD: Wer sitzt denn da von 

unserer Seite?) 

Was wir brauchen, ist ein Europa der Bürger und 
nicht der Bürokraten. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was hat denn die 

Bundesregierung dazu gesagt? — Frau Dr. 

Hellwig [CDU/CSU]: Das ist eine gute Fra- 
ge!) 

Außenpolitisch wird die Europäische Politische 
Zusammenarbeit durch die Akte auf eine völker- 
rechtlich verbindliche Grundlage gestellt. Mit die- 
sem entscheidenden Fortschritt erhält die Stimme 
Europas mehr politisches Gewicht in der Welt. Dies 
ist der Weg zu einer gemeinsamen Außen- und Si- 
cherheitspolitik. 

Ohne gemeinsame Verteidigungspolitik im Rah- 
men des Atlantischen Bündnisses bleibt die Euro- 
päische Union unvollständig. Dem Europäischen 
Parlament muß dabei einmal die Verantwortung zu- 
kommen, im Rahmen seiner Kompetenz gemein- 
same europäische Sicherheitsinteressen herauszu- 
arbeiten. Nur im Rahmen einer gemeinsamen euro- 
päischen Außenpolitik kann das Ziel einer deut- 
schen Wiedervereinigung in freier Selbstbestim- 
mung erreicht werden. 

Die Aufnahme des Umweltschutzes in EG-Zu- 
ständigkeit ist Grundlage für eine internationale 
Solidarität in der Bekämpfung von Umweltschäden. 
In der Umweltpolitik ist unsere Regierung der Akti- 
vist Europas. Umweltpolitik ist zu einer umfassen- 
den Umweltvorsorge zu entwickeln. Sie muß aus 


einem Guß getrieben werden. Nötig war deshalb (C) 
eine internationale Strategie. 

Der Reaktorunfall in der kommunistisch regier- 
ten Sowjetunion und Vorfälle der letzten Woche ha- 
ben dies gezeigt. Dabei rufen wir nicht nach Zentra- 
lismus, sondern nach Subsidiarität — ein Grund- 
prinzip der Union. 

Die Väter des Grundgesetzes haben das Span- 
nungsfeld von föderativem Prinzip, staatlicher Ein- 
heit und dem Ziel eines Vereinten Europas zum 
Leitmotiv der Präambel erhoben. 

Deshalb wird die Regierung den zentralistischen 
Tendenzen entgegenwirken, die in Länderzustän- 
digkeiten eingreifen. Das Beharren auf dem Ein- 
stimmigkeitsprinzip in den Ratsbestimmungen in 
dieser Frage hat es bewiesen. 

Meine Damen und Herren, Europapolitik betrifft 
selbstverständlich auch die Kompetenzen der Bun- 
desländer. Deshalb wurde die Beteiligung der Län- 
der in das Gesetzgebungsverfahren eingebaut. Wir 
sind stolz, als einziges Land in der EG eine ausge- 
prägte föderale Ordnung zu besitzen. Ich begrüße 
die Auffassung der Bundesregierung, die Mitwir- 
kung der deutschen Länder in Angelegenheiten der 
Europäischen Gemeinschaft als verbesserungsfähig 
anzusehen. 

Die Entscheidungsprozesse in europäischen An- 
gelegenheiten sind nicht einfach. Ich verstehe die 
Haltung der Bundesregierung, ihre verfassungsmä- 
ßig garantierte außenpolitische Handlungsfähigkeit 
zu bewahren. Gleichzeitig ist sie bemüht, den Kon- 
sens mit den Ländern zu erreichen. Als ehemaliger 
Minister eines Bundeslandes und Bewürworter des 
Föderalismus bin ich davon überzeugt, daß es der 
Bundesregierung gelingt, die Kompetenzen der 
Länder zu wahren und gleichzeitig eine rasche fle- 
xible Außenpolitik in Brüssel fortzuführen. 

Als Mitglied dieses Hohen Hauses erwarte ich 
von der Regierung, daß sie auch ohne entspre- 
chende gesetzliche Regelungen den Bundestag 
schnell über europäische Vorgänge informiert, 
nicht nur auf Anfrage des Parlaments, sondern 
auch aus eigener Initiative. 

(Walther [SPD]: Donnerwetter!) 

Meine Damen und Herren, unser Ziel bleibt die 
Europäische Union. Gerade für unsere junge Gene- 
ration bietet ein geeintes, freies und demokrati- 
sches Europa eine faszinierende Perspektive. Die 
Regierung hat mit Entschlossenheit den richtigen 
Schritt getan. Ich bin zuversichtlich, daß das Gesetz 
über die Einheitliche Europäische Akte am 1. Ja- 
nuar 1987 in Kraft tritt. Unsere Regierung ist der 
Motor eines Europas der Bürger. Deshalb stimmen 
wir der Vorlage der Bundesregierung zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Walther [SPD]: Da wird die Regierung mal 
gelobt, und jetzt ist sie gar nicht da!) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Vogel. 
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(A) Dr. Vogel (SPD): Frau Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Es gibt zahlreiche Fel- 
der, auf denen unsere politischen Positionen einan- 
der deutlich gegenüberstehen. Die Europapolitik ist 
eines der Felder, auf denen wir wenigstens in der 
Zielsetzung übereinstimmen, darin nämlich, daß 
der Prozeß der europäischen Einigung so lange vor- 
anschreiten muß, bis wir die Europäische Union tat- 
sächlich verwirklicht haben. Trotz aller Fortschrit- 
te, die die Europäische Gemeinschaft seit Inkraft- 
treten der Römischen Verträge gemacht hat, sind 
wir von diesem Ziel noch immer weit entfernt. 

Gewiß, die Gemeinschaft umfaßt heute zwölf 
Länder mit 320 Millionen Einwohnern; ihr Bruttoso- 
zialprodukt ist hoher als das der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika und bei weitem höher als das der 
Sowjetunion. Wäre die Gemeinschaft bereits eine 
wirkliche Union, stünde sie in der Staatengemein- 
schaft der Welt nach der Einwohnerzahl hinter 
China und Indien an der dritten Stelle der Welt- 
rangliste und nach ihrer Wirtschaftskraft sogar an 
der ersten Stelle. 

Ihr politisches Gewicht bleibt heute indes deut- 
lich hinter dem zurück, was diese Zahlen als mög- 
lich erscheinen lassen. Nach wie vor sind wir von 
den Schwankungen des Dollarkurses abhängiger, 
als wir sein müßten, wenn wir schon eine einheitli- 
che europäische Währung hätten. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach wir vor bleibt unser Einfluß auf die weltpoliti- 
sche Entwicklung spürbar hinter dem zurück, den 

(B) wir nehmen könnten, wenn wir wirklich mit einer 
Zunge sprächen. Nach wie vor verhandeln die Su- 
permächte in Genf vor allem über unser Schicksal, 
ohne daß Europa mit am Tisch als Partner dieser 
Gespräche säße. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir haben auch die Möglichkeiten noch nicht 
ausgeschöpft, die sich schon jetzt in der Gemein- 
schaft bieten. Der einheitliche Binnenmarkt besteht 
nur auf Teilgebieten. Die Mittel der Gemeinschaft 
werden im Übermaß, zu über 75%, für eine Agrarpo- 
litik beansprucht, deren Ergebnisse von Jahr zu 
Jahr unsinniger erscheinen. Gemeinschaftliche An- 
strengungen zur Überwindung der Massenarbeits- 
losigkeit in Europa kommen schon wegen der über- 
mäßigen Konzentration der finanziellen Ressour- 
cen auf die Agrarpolitik über bescheidene Anfänge 
nicht hinaus. 

Es ist ja richtig, Herr Kollege Schwarz, daß die 
Gemeinschaft ein Mittel gegen die Arbeitslosigkeit 
wäre; aber wir machen einen völlig unzulänglichen 
Gebrauch von diesem Mittel, vor allem aus finan- 
ziellen Gründen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ähnliches, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, gilt für die gemeinschaftlichen Anstrengun- 
gen auf dem Gebiet der Sozialpolitik, der Regional- 
politik, der Technologiepolitik und des Umwelt- 
schutzes. Auch eine effiziente gemeinschaftliche Si- 
cherheitspolitik existiert noch nicht in ausreichen- 
dem Maße, wenn auch erfreulicherweise in der Dis- 
kusssion gewisse Fortschritte zu erkennen sind. 


Vor allem entbehrt das Europäische Parlament (C) 
nach wie vor der Mitwirkungs- und Entscheidungs- 
rechte, die für nationale Parlamente ganz selbstver- 
ständlich sind. 

(Zustimmung bei der SPD und des Abg. 

Dr. Pfennig [CDU/CSU]) 

Dieses Europäische Parlament ähnelt — dies ist 
kein Wort der Kritik an den Mitgliedern des Parla- 
ments — insoweit eher den konsultativen Körper- 
schaften des Vormärz im letzten Jahrhundert als 
einer Volksvertretung modernen Zuschnitts. Die 
Völker der Gemeinschaft sind sich dieser Defizite 
durchaus bewußt. Die Europamüdigkeit, von der 
häufig die Rede ist und von der auch die Besetzung 
des Hauses und — entschuldigen Sie, Herr Staats- 
minister — der Regierungsbank Zeugnis ablegt 

(Zuruf von der SPD: Das kann man wohl 
sagen!) 

hat hier ihre wichtigste Ursache. 

(Zuruf von der SPD: Nichts als Leere!) 

Ich sage ja gar nicht, daß zu unserer Zeit mehr 
dagewesen wären, aber ich konstatiere einfach das 
Bild des Hauses. 

(Zuruf von der SPD: Doch! Jedenfalls wa- 
ren wir besser! — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

— Wenn sich die Herrschaften darüber geeinigt ha- 
ben, wer in diesem Punkt besser war, wiederhole 
ich die Feststellung: Auch das Bild, das das Haus 
heute bietet, spiegelt ein Stück von dieser Europa- 
müdigkeit wider. Die üppig wuchernde europäische 
Bürokratie vermag diese Defizite nicht auszuglei- 
chen. Diese Bürokratie führt eher zu jenen skleroti- 
schen Zuständen, zu jener „Euro-Sklerose“, die jede 
Dynamik lähmt, ja mitunter geradezu erstickt. 
Wenn ich von Bürokratie rede, meine ich nicht den 
Präsidenten der Kommission, der gerade in den 
letzten beiden Tagen gezeigt hat, daß er der Dyna- 
mik in europäischen Angelegenheiten durchaus fä- 
hig ist. 

Das Europäische Parlament hat diese Gefahren 
erkannt. Der vom Parlament vorgelegte Entwurf ei- 
nes Vertrages zur Schaffung einer Europäischen 
Union, der sogenannte Spinelli-Entwurf, ist ein 
kühner Versuch, die Verkrustungen zu durchbre- 
chen. Wir sind bereit, an seiner Verwirklichung mit- 
zuarbeiten. Deshalb haben wir Sozialdemokraten — 
wenn ich richtig sehe, als erste Fraktion in diesem 
Hause — eine positive Stellungnahme zu diesem 
Entwurf abgegeben. Bedauerlicherweise hat die 
Bundesregierung die Beratungen dieses Vertrags- 
entwurfs im Deutschen Bundestag nicht beschleu- 
nigt und gefördert, sondern eher verzögert. Auch 
von der Union, von der CDU/CSU, kamen zu dem 
Entwurf mehr Bedenken als Anstöße. Wir bedauern 
das. Es wäre gut, wenn künftig alle Seiten des Hau- 
ses konstruktiver an der Stellungnahme des Deut- 
schen Bundestages zu diesem Entwurf mitarbeiten 
würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch die Regierungen der Mitgliedsländer haben 
in den vergangenen Jahren den Zustand der Ge- 
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Dr. Vogel 

(A) meinschaft beklagt und einen neuen Anlauf ver- 
sprochen. Der Herr Bundeskanzler ging dabei in 
seinen Ankündigungen ganz besonders weit. Am 
27. Juni 1985 hat er im Deutschen Bundestag ge- 
sagt: 

Ich halte es für ganz undenkbar, daß wir beim 
nächsten Wahlgang zum Europäischen Parla- 
ment, 

— von dem trennen uns nicht mehr sehr viele Jah- 
re — 

bei dem wir die Bürger Europas auffordern, in 
freier, geheimer und direkter Wahl zur Wahl- 
urne zu gehen, das Parlament, was seine Kom- 
petenzen betrifft, in dem gleichen Zustand se- 
hen, wie wir ihn heute feststellen müssen. 

Und — die Wendung kommt uns bekannt vor — ! 

Ich halte das für gänzlich unerträglich. 

So schloß der Bundeskanzler. 

(Beifall bei der SPD) 

Was er uns jetzt unter dem anspruchsvollen Titel 
Einheitliche Europäische Akte zur Ratifizierung 
vorlegt, bleibt weit hinter diesen Ankündigungen 
zurück. 

(Lowack [CDU/CSU]: Willy Brandt hat 1972 
die Europäische Union bis 1980 verspro- 
chen!) 

Es bewegt sich an der untersten Grenze des Akzep- 
tablen. 

(B) Das sind die Hauptmängel des Vertragswerkes: 
Erstens. Die vorgesehene Frist für die Schaffung 
des Binnenmarktes ohne Grenzen bis 1992 hat nur 
deklaratorische Bedeutung. Ihre Überschreitung 
bleibt rechtlich folgenlos. Für besonders wichtige 
Gebiete, nämlich für den Abbau der Wettbewerbs- 
verzerrungen und für die Steuerharmonisierung, 
gilt auch weiterhin das Einstimmigkeitsprinzip. 

Zweitens. Die Währungsunion wird zwar als Ziel 
genannt. Die bestehenden nationalen Zuständigkei- 
ten werden aber nicht angetastet und angepaßt, 
sondern ausdrücklich respektiert. Also auch die Zu- 
ständigkeit der Deutschen Bundesbank, die be- 
kanntlich der Währungsunion von allen in Betracht 
kommenden Stellen am stärksten widerspricht. 
Also wird auch hier alles beim alten bleiben. 

(Walther [SPD]: Das ist ja auch eine Behör- 
de!) 

Drittens. Auf dem Gebiet der Forschung und der 
Technologie bleibt Eureka außerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft. Im Bereich der Umweltpolitik 
wird das Einstimmigkeitsprinzip festgeschrieben. 
Außerdem wird die gemeinschaftliche Umweltpoli- 
tik ausdrücklich dahin eingeschränkt, daß sie sich 
nicht auf die einzelstaatliche Politik der Nutzung 
der Energieressourcen auswirken darf. 

Vor allem aber ist die Funktion des Europäischen 
Parlaments kaum gestärkt worden. An rechtsset- 
zenden Entscheidungen, also an dem, was bei uns 
die Gesetze oder zustimmungsbedürftige Verord- 
nungen sind, ist das Europäische Parlament so wie 
bisher nur geringfügig oder gar nicht beteiligt. Die 


Europäisierung einer Aufgabe, also ihre Überfüh- (C) 
rung aus dem nationalen Bereich auf die europäi- 
sche Ebene, bedeutet also gleichzeitig eine Entde- 
mokratisierung, eine Entparlamentarisierung. 
Denn was der Bundestag und die nationalen Parla- 
mente an Zuständigkeiten verlieren, geht nicht auf 
das Europäische Parlament, sondern auf den Mini- 
sterrat, also auf die Exekutive, über. Jede Überlei- 
tung ist also gleichzeitig eine Art Ermächtigungsge- 
setz, 

(Beifall bei der SPD) 

nicht im schlimmen Sinne der 30er Jahre, sondern 
im Sinne der Einschränkung der Rechte der Volks- 
vertretung. Das ist ein undemokratischer und un- 
parlamentarischer Vorgang. 

Wir wissen: Für dieses wenig befriedigende Er- 
gebnis ist die Bundesregierung nicht allein verant- 
wortlich. Es sind zwölf Mitgliedsländer. Aber die 
Bundesregierung, Herr Staatsminister, war wäh- 
rend der Verhandlungen nur selten bei der europäi- 
schen Vorhut. Oft genug hat sie gebremst, wo sie 
hätte antreiben oder mit gutem Beispiel vorange- 
hen können. 

Unvergessen ist auch die Tatsache, daß die Bun- 
desregierung in einer kritischen Phase der Ver- 
handlungen erstmals in der Geschichte der Euro- 
päischen Gemeinschaft für die Bundesrepublik ein 
Veto eingelegt hat, also gerade das Instrument be- 
nutzt hat, dessen Abschaffung sie angeblich mit sol- 
chem Nachdruck betreiben wollte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr ^ 
Staatsminister, es ist auch kein Ruhmesblatt, daß 
die Bundesregierung die Ratifizierung so lange hin- 
ausgezögert hat und wir nun auch beim Ratifizie- 
rungsprozeß zur europäischen Nachhut gehören. 
Meine Herren, die Verständigung mit den Bundes- 
ländern, die jedenfalls in der zweiten Reihe erfreu- 
lich stark vertreten sind, aber auch in der ersten 
Reihe — es gibt ein Übergewicht hier auf der Bun- 
desratsseite; es ist unausgewogen — , 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU]: 

Ein hohes Lob!) 

die uns jetzt präsentiert wird, hätte auch schon im 
Frühjahr erzielt werden können. Inhaltlich geht 
diese Verständigung doch nicht wesentlich über die 
Vereinbarungen hinaus, die Helmut Schmidt 1979 
als Bundeskanzler mit Johannes Rau, dem damali- 
gen Präsidenten des Bundesrates, getroffen hat. 

(Seiters [CDU/CSU]: Wo ist er denn?) 

Sie hebt diese Vereinbarung nur von der Ebene 
einer Regierungsabrede auf die Ebene der Geset- 
zesnorm. 

Der föderale Charakter der Bundesrepublik wird 
sicherlich damit in besonderer Weise unterstrichen. 

Dem muß nach Meinung der Sozialdemokraten ent- 
sprechen, daß die Länder von ihren Beteiligungs- 
rechten, die nun in Gesetzesform verbrieft sind, 
nicht nur einen bundesfreundlichen, sondern auch 
einen betont europafreundlichen Gebrauch ma- 
chen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Dr. Vogel 

(A) Meine sehr verehrten Damen und Herren, meine 
Fraktion hat die Vor- und Nachteile des Vertrags- 
werks sorgfältig abgewogen. Wir sind dabei zu dem 
Ergebnis gelangt, daß ein Nein das europapolitische 
Gewicht der Bundesrepublik schwächen und den 
Einigungsprozeß mehr behindern als fördern wür- 
de. Wir verkennen auch die — allerdings, wie wir 
meinen, geringen — Fortschritte nicht, die sich aus 
dem Vertragswerk bei richtiger Handhabung erge- 
ben können. Deshalb stimmt meine Fraktion dem 
Ratifizierungsgesetz zu. 

In einem gesonderten Antrag machen wir aller- 
dings deutlich, was nach unserer Ansicht gesche- 
hen muß, um tatsächlich voranzukommen. Still- 
stand bedeutet gerade im europäischen Prozeß 
Rückschritt. Wieder ist ein solcher Stillstand, meine 
Damen und Herren, auch für den europäischen Gip- 
fel in London am kommenden Wochenende, am 5. 
und 6. Dezember 1986, zu befürchten. Die Anzeichen 
mehren sich nämlich. Jetzt, nach den Interviews, 
die Herr Delors gestern gegeben hat, kann man 
schon gar nicht mehr von Anzeichen reden, sondern 
es steht schon fest, daß die zentralen Probleme der 
Gemeinschaft, nämlich die Finanzsituation und die 
Agrarpolitik, wieder einmal vertagt werden sollen. 
Herr Delors führt darüber bittere Beschwerde. Daß 
er sagt, die Kommission fühle sich von den Regie- 
rungschefs behandelt, als wenn es sich um Schulbu- 
ben handele, ist auch kein sehr erfolgverheißender 
Auftakt für diesen Gipfel. 

(B) Wir wollen — so wiederhole ich — als Sozialde- 
mokraten keinen Stillstand in Europa. Wir wollen 
den europäischen Fortschritt. Denn wir sagen, daß 
dieses Europa noch immer eine weltumspannende 
Aufgabe hat. Europa kann auf die weltpolitische 
Entwicklung ausgleichend und mäßigend einwir- 
ken. Europa kann helfen, Hunger und Elend in der 
Welt zu überwinden. Europa kann auch Konfronta- 
tion mildern und Zusammenarbeit voranbringen. 
Europa hat mit den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika die Überzeugung gemeinsam, wie eine Gesell- 
schaft demokratisch und rechtsstaatlich verfaßt 
sein soll und wo die Grenze staatlicher Macht ge- 
genüber dem Individuum und seinen Rechten ver- 
laufen sollte. Aber dieses Europa teilt mit der So- 
wjetunion und den Völkern Osteuropas die Erfah- 
rung, was es bedeutet, wenn das eigene Land vom 
Krieg überzogen und verwüstet wird. Eine Erfah- 
rung, die — ich sage: erfreulicherweise — Amerika 
in seiner kurzen Geschichte von 200 Jahren erspart 
geblieben ist. 

Um diese Aufgabe, die ich hier umreiße, zu erfül- 
len, muß Europa nicht zur Supermacht werden. Es 
muß nur sein wirtschaftliches Gewicht, seine geisti- 
gen Traditionen und seine geschichtlichen Erfah- 
rungen einbringen, Erfahrungen, die es im Laufe 
von mehr als 2 000 Jahren auch aus Fehlern und 
aus blutigen Tragödien gewonnen hat. Es muß end- 
lich zur Einheit finden. Zur Erreichung dieser Ein- 
heit müssen wir, wenn dieses Ratifizierungsgesetz 
verabschiedet ist, unverzüglich einen neuen und 
drängenden Anlauf nehmen. 


Ich danke Ihnen. (C) 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Rumpf. 

(Dr. Penner [SPD]: Wo ist denn die Bundes- 
regierung? — Walther [SPD]: Der Außen- 
minister ist immer noch nicht da!) 

Dr. Rumpf (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Tatsache, daß es 
die Einheitliche Europäische Akte gibt, ist ein Er- 
folg unserer Regierungspolitik. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Lachen bei der SPD) 

Die letzten Jahre haben nämlich gezeigt — Sie soll- 
ten mit Ihrem Hohngelächter aufhören — , daß wir 
bei der Weiterentwicklung der Gemeinschaft zur 
Europäischen Union an Grenzen gestoßen sind. 

Nun ist der Römische Vertrag um die in der Akte 
genannten Bereiche geändert und ergänzt worden, 
nämlich Verwirklichung des Binnenmarktes bis 
1992, Festigung des wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts der Gemeinschaft, Einbeziehung 
der Bereiche Forschung, Technologie, Umwelt in 
den Vertrag, Straffung des Beschlußverfahrens im 
Rat und Erweiterung der Rechte des Europäischen 
Parlaments. 

Meine Damen und Herren, die Akte führt die Eu- 
ropäische Politische Zusammenarbeit, die EPZ, mit 
der Europäischen Gemeinschaft zusammen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Dies ist ein Erfolg auch unseres Außenministers, 
dessen seinerzeitige Initiative mit dem italieni- 
schen Amtskollegen Colombo — die Genscher-Co- 
lombo-Initiative — der erste Baustein hierzu war. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir begrüßen es deshalb, wenn es nun doch ge- 
lingt, auch in der Bundesrepublik die Akte noch vor 
dem 1. Januar 1987 zu ratifizieren. Wir bedauern 
aber, daß dies nicht eher möglich war, obwohl die 
Europa-Kommission des Bundestages bereits Vor- 
arbeit geleistet hatte. 

Wir bedauern auch, daß die Ausschüsse des Bun- 
destages nicht länger Zeit hatten, sich mit dieser 
wichtigen Materie zu beschäftigen. 

Das Ratifikationsverfahren hat — für manchen 
unerwartet — zu einer Reihe von rechtlichen Fra- 
gen im Verhältnis des Bundes zu den Ländern ge- 
führt. Professor Eschenburg hat hierzu einen sehr 
lesenswerten Artikel in der „Zeit“ veröffentlicht 
und mit Sorge auf die drohende Gewichtsverlage- 
rung zwischen den Bundesorganen hingewiesen. 

Die europapolitischen Entscheidungen werden 
für die Bundesregierung in Zukunft schwieriger, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir Liberalen bedauern dies außerordentlich. Es ist 
in höchstem Maße politisch bedenklich, wenn in 
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Dr. Rumpf 

(A) den Bundesländern eine Nebenaußenpolitik — zum 
Teil gegen die Bundesregierung — veranstaltet 
wird. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Walther [SPD]: Der Herr 
Strauß z. B.) 

Es gibt ja heute fast kein Bundesland mehr, das 
nicht seine eigene Vertretung in Brüssel hätte. Lei- 
der hat das SPD-geführte Hamburg diesen einma- 
ligen Reigen eröffnet. Insofern, Herr Vogel, haben 
Sie hier vorhin einige Krokodilstränen vergossen. 

Wir Freien Demokraten erklären an dieser Stelle 
nochmals mit allem Nachdruck: 

(Walther [SPD]: Was ist denn mit Herrn 
Strauß?) 

Das Grundgesetz hat der Bundesregierung das Mo- 
nopol der Außenpolitik zuerkannt. 

(Walther [SPD]: Weiß der Strauß das?) 

Nur die Bundesregierung vertritt demnach die Bun- 
desrepublik Deutschland nach außen, nicht die 
Bundesländer. 

Natürlich wäre es töricht zu leugnen, daß durch 
die europäische Integration auch Interessen und 
Kompetenzen der Länder berührt werden. Deshalb 
waren die Länder ja auch schon bisher im Entschei- 
dungsprozeß vertreten. Es gab und es gibt auch 
Mitspracherechte im Vorfeld der politischen Ent- 
scheidungen. Nach wie vor besteht das Angebot des 
Auswärtigen Amtes, statt der Errichtung eigener 

(B) Büros in Brüssel Länderbeauftragte in die dortige 
Ständige Vertretung zu entsenden. 

Es darf nicht passieren, daß die europäische Inte- 
gration durch unkontrollierte oder gar konkurrie- 
rende Länderaktivitäten gelähmt oder blockiert 
wird. Die Bundesländer hatten schon auf nationaler 
Ebene Schwierigkeiten, sich zu einigen. Ich erin- 
nere an die Bildungspolitik und an die jüngst ge- 
scheiterte gemeinsame Medienpolitik. 

Schließlich ist noch ein weiterer Punkt zu beach- 
ten. Gerade wir als Parlamentarier — Herr Vogel 
hat mit Recht darauf hingewiesen — müssen sehen, 
daß die Nebenaußenpolitik der Bundesländer zu ei- 
ner Entparlamentarisierung der Politik führt. 
Durch die Mitsprache des Bundesrates schwindet 
die Verantwortlichkeit der Bundesregierung vor 
dem Deutschen Bundestag, wobei aber gleichzeitig 
kein Zuwachs von Kompetenzen der Länderparla- 
mente zu verzeichnen ist. 

Meine Damen und Herren, die Einheitliche Euro- 
päische Akte ist in ihrer Substanz trotzdem eine 
wichtige Etappe auf dem Weg zur Europäischen 
Union. All denen, die sich mehr gewünscht haben, 
müssen wir sagen: mehr konnte auf der Ebene der 
Staats- und Regierungschefs nicht erreicht werden. 
Die Akte bietet uns einen erweiterten Handlungs- 
und Gestaltungsspielraum, der nun politisch ge- 
nutzt werden muß. Gelegenheiten dafür gibt es vie- 
le. Der Wirtschaftsministerrat zu Beginn dieser Wo- 
che war ein erfreulicher Auftakt. Die notwendigen 
Entscheidungen zur Erreichung des Binnenmarkts 
bis 1992 können nun leichter, nämlich mit Mehrheit, 


getroffen werden, z. B. im Bereich der Grenzkon- (C) 
trollen, bei der Annäherung der Steuersätze — übri- 
gens ist die Große Steuerreform, die die Bundesre- 
gierung vorhat, ein wichtiger Schritt in diese Rich- 
tung — 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Für wen bitte? Für 
die Großen!) 

— Sie sind ein Kleiner — , 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Für mich eben 
nicht vorgesehen! Einverstanden!) 

bei der Freigabe des Kapitalverkehrs, bei einem ge- 
meinsamen Dienstleistungsmarkt, bei der Anglei- 
chung nationaler Normen und Standards und nicht 
zuletzt bei der europaweiten Ausschreibung öffent- 
licher Aufträge. 

Ich hoffe sehr, daß im Verlauf dieses Prozesses 
das uns fast schon zur Gewohnheit gewordene Bild 
der Zerstrittenheit und der Entscheidungsblocka- 
den in Europa zurückgedrängt wird zugunsten ei- 
ner entschlossenen und einer handelnden Gemein- 
schaft. 

Auch auf die Bundesrepublik Deutschland kom- 
men in diesem Zusammenhang in den nächsten 
Jahren eine Reihe von entscheidenden Fragen zu, 
die auch eine konsistente und glaubwürdige Hal- 
tung notwendig machen. Zum Beispiel: Wie ernst 
wird es uns dann sein mit einer Reform des euro- 
päischen Agrarmarktes? Meine Damen und Her- 
ren, die deutsche Landwirtschaft hat bisher unter 
zu wenig Europa mehr gelitten als unter zuviel Eu- 
ropa. Hätten wir schon einen Gemeinsamen Markt 
mit einheitlichen Steuern, Normen, veterinärpoli- 
zeilichen Bestimmungen und ohne versteckte Sub- 
ventionen gehabt, dann gäbe es in der Agrarpolitik 
auch heute schon weniger Probleme. 

Was wird politisch unternommen gegen die viel- 
beschworene Agrarlastigkeit des EG-Haushalts? 
Vorschläge zur Trennung der Haushalte und einer 
Regionalisierung liegen ja auf dem Tisch der Kom- 
mission. 

Sind wir bereit zu akzeptieren — ich zitiere den 
Bundeskanzler — , „daß nur ein vernünftiger und 
gerechter Interessenausgleich zwischen den einzel- 
nen Mitgliedstaaten auf Dauer Bestand hat“? Und 
sind wir dann bereit anzuerkennen, daß die Bun- 
desrepublik nur ein Partner ist, wenn auch ein sehr 
wichtiger, unter 12 Mitgliedern der Gemeinschaft? 

Die anderen verfolgen gerade uns mit besonderer 
Aufmerksamkeit und sehen uns als beispielgebend 
an, sowohl im guten wie im schlechten Sinne. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Ab- 
folge von Ankündigungen, Krisen und neuen Be- 
kenntnissen darf nicht zum Pulsschlag der europäi- 
schen Einigung werden. Die Akte, der wir zustim- 
men, muß ein neuer Anfang sein. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Zustimmung der Abg. Frau Renger [SPD]) 


Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Auhagen. 
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(A) Auhagen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Wie viele Strukturentscheidungen 
sind in der Vergangenheit hier leichtfertig gefällt 
worden, die heute noch schwer auf uns lasten? Wie 
viele von Ihnen, liebe Kollegen, bereuen heute nicht 
den Sog von Sachzwängen im Gefolge solcher 
Strukturentscheidungen wie z. B. durch die Atom- 
energie oder die Landwirtschaftpolitik? 

Angesichts dieser Erfahrung ist es schlimm, wie 
beiläufig die abschließende Behandlung hier durch- 
gezogen wird; denn bei der Einheitlichen Europäi- 
schen Akte handelt es sich um eine der folgen- 
schwersten Entscheidungen dieses Parlaments. 

Meine Damen und Herren, für die Erfahrenen 
unter Ihnen ist klar: Zur Durchsetzung politischer 
Ziele sind Absichtserklärungen weniger wichtig als 
reale Handlungsmöglichkeiten. Solche realen 
Handlungsmöglichkeiten, insbesondere für eine so- 
ziale und ökologische Politik, werden durch die Eu- 
ropäische Akte aufgegeben. 

Die wichtigsten Kritikpunkte sind für uns daher: 
Verstärkung der Sachzwänge durch die Vollendung 
des Binnenmarkts und der Demokratieverlust. Au- 
ßerdem sehen wir die Gefahr, daß jedenfalls man- 
che Leute, insbesondere in der CDU, den Gedanken 
haben, aus der Europäischen Gemeinschaft den 
zweiten nuklearen Pfeiler der NATO zu machen, 
was wir strikt ablehnen. 

Um zum ersten Punkt zu kommen: Die Vollen- 
dung des Binnenmarktes ist vor allen Dingen aus 
zwei Gründen zu kritisieren. Es wird zu einer Ver- 

(B) Stärkung der Sachzwänge kommen mit der Folge, 
daß ökologische Standards nicht deklamatorisch, 
aber faktisch reduziert werden. 

Nun werden Sie einwenden: Die Einheitliche Eu- 
ropäische Akte garantiert höhere nationale Um- 
weltstandards einzelner Mitgliedstaaten. In der 
Theorie ist das positiv. Sehen Sie sich aber die Pra- 
xis an. Was passiert, wenn ein einzelnes Land hö- 
here Standards z. B. bei Lebensmitteln hat, dann 
aber durch Vollendung des Binnenmarktes die 
Grenzen abgeschafft werden, wenn es keine Grenz- 
kontrollen gibt? Nehmen wir ein Beispiel. Die Be- 
strahlung von Lebensmitteln ist bei uns im Gegen- 
satz zu anderen EG-Ländern weitgehend verboten. 
Wie aber soll dieses Prinzip durchgehalten werden, 
wenn bestrahlte Lebensmittel ohne Grenzkontrol- 
len — denn nach 1992, es wird ein bißchen später 
sein, wird es keine Grenzkontrollen bei der Durch- 
setzung der Europäischen Akte mehr geben — her- 
einkommen? Wie sollen diese höheren Standards 
kontrolliert werden? Das Ergebnis wird sein, daß 
die ausländischen Hersteller Konkurrenzvorteile 
haben, weil sie sich nicht an die höheren Standards 
zu halten haben. Daraus folgt dann bei uns auch 
ohne europäische Rechtsverpflichtung der Sach- 
zwang für inländische Produzenten, Druck auf die 
Regierung auszuüben, diese einheimischen Stan- 
dards auf EG-Niveau anzugleichen, um nicht Kon- 
kurrenznachteile zu erleiden. 

Das zweite Argument. Ein vollendeter Binnen- 
markt bedeutet den Verzicht auf das auch von der 
SPD geschätzte Instrument der indirekten Steuern 
für ökologische und soziale Ziele; denn unterschied- 


liche indirekte Steuern sind in einer EG ohne Bin- (C) 
nengrenzen nicht möglich. 

(Walther [SPD]: Was wollen Sie denn ei- 
gentlich?) 

Meine Damen und Herren, Sie sind lebensfremd, 
wenn Sie glauben, daß jemand noch Zigaretten in 
Deutschland kaufen wird, wenn er die Zigaretten in 
Holland oder Frankreich für die Hälfte des Preises 
bekommt. So wird die Praxis aussehen. 

(Walther [SPD]: Was wollen Sie denn nun 
eigentlich?) 

Insofern werden wir drastischen Handlungsverlust 
haben, was nationale Regulierungen angeht, bei 
Verbrauchsteuern oder bei der Energiesteuer, die 
Sie bei „Arbeit und Umwelt“ auch verlangen, 

(Zuruf von der SPD: Wollen Sie Europa 
oder wollen Sie es nicht?) 

oder z. B. bei einem Instrument, das für eine Re- 
form der Landwirtschaftspolitik sehr wichtig ist, 
nämlich die Stickstoffabgabe. So wurde im Finanz- 
ausschuß von dem Vertreter der Bundesregierung 
erklärt, eine Stickstoffabgabe wäre in der Bundes- 
republik zwar jetzt gesetzlich noch möglich, würde 
aber der Vollendung des Binnenmarktes entgegen- 
stehen. 

Damit werden die Sachzwänge schon deutlich, 
auf die wir hinkommen. Der Binnenmarkt wird 
seine Dynamik entfalten, die Konkurrenzmechanis- 
men des Marktes werden Druck auf die einzelnen 
Regierungen ausüben, und der politische Hand- 
lungs- und Gestaltungsspielraum der Parlamente 
wird drastisch reduziert sein. 

Auf der anderen Seite — und das ist unser weite- 
rer Kritikpunkt, auch der Kritikpunkt der SPD — 
sehen wir die Gefahr einer Entdemokratisierung. 

Die nationalen Parlamente verlieren Kompetenzen; 
aber diese Kompetenzen gehen nicht auf das Euro- 
päische Parlament über, jedenfalls nicht in nen- 
nenswertem Maße. Statt dessen wird der Einfluß 
der Regierungen Europas stärker werden. Diese 
Entdemokratisierung lehnen wir entschieden ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da liegt auch der Widerspruch bei Ihnen von der 
SPD. Sie kritisieren in Ihrem Antrag auch diese 
Entdemokratisierung, kommen dann aber zum 
Schluß dahin, daß Sie dieser Europäischen Akte 
doch zustimmen. 

Lassen Sie mich zum Abschluß erklären: Wir 
GRÜNEN sind für eine enge europäische Zusam- 
menarbeit zur Lösung der dringenden Umwelt- und 
Sozialprobleme. Wir GRÜNEN sind für eine wirkli- 
che Solidarität der reichen Länder Europas mit den 
armen Ländern Europas, aber wir sprechen uns 
hier ganz eindeutig gegen ein Europa der Sach- 
zwänge aus, gegen ein Europa der Regierungen. 

Das ist für uns kein Fortschritt, das ist für uns ein 
Rückschritt. Darum lehnen wir die Europäische 
Akte ab. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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(A) Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Staatsminister im Auswärtigen Amt Staven- 
hagen. 

(Walther [SPD]: Dann ist ja überhaupt kei- 
ner mehr von der Regierung vertreten! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die Regierung ist im Moment auf dem Podium ver- 
treten, und Herr Kollege Schreckenberger verstärkt 
mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich bin dankbar, daß 
hier wieder die Bedeutung der Einheitlichen Euro- 
päischen Akte für die europäische Integration ge- 
würdigt worden ist. Diese Akte stellt den Stand der 
Integration dar. Es ist das erreicht worden, was im 
Kreise der Zehn — und jetzt seit 1. Januar dieses 
Jahres der Zwölf — integrationspolitisch möglich 
war. Es ist aber auch ein wichtiger Schritt voran auf 
dem Weg zur Europäischen Union. Ich begrüße, 
Herr Dr. Vogel, daß Sie die Übereinstimmung in der 
europapolitischen Zielsetzung hier unterstrichen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nicht begrüßen kann ich natürlich Ihre Kritik an 
der Bundesregierung, denn ich halte sie nicht für 
begründet. Wir haben mit dem Gipfel von Stuttgart 
— dem Stuttgarter Paket — über Fontainebleau bis 
' zu Mailand einen geraden Weg vorgezeichnet, der 
in die Regierungskonferenz einmündete und an 
dessen Ende die Einheitliche Europäische Akte 
steht. Wir waren, wie Sie wissen, in all diesen Jah- 
ren Motor und haben die Dinge vorangebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Mit dem Veto!) 

— Herr Kollege, wenn Sie das Veto ansprechen, so 
ging es um das Geltendmachen vitaler Interessen. 
Das ist möglich. Sie sind wiederholt vorher schon 
geltend gemacht worden, insbesondere im Kreis der 
Ständigen Vertreter. 

(Brück [SPD]: Nicht vertragskonform!) 

— Das ist im Vertrag nicht enthalten, ist aber re- 
spektiert worden. 

(Zuruf von der SPD: Und mit negativen 
Auswirkungen!) 

Wenn alle zur vollen Einhaltung der Verträge zu- 
rückkehren, dann sind wir einen großen Schritt vor- 
an. Es ist ja auch das Ziel der Einheitlichen Euro- 
päischen Akte, mit Mehrheitsentscheidungen eine 
neue europäische Dynamik auszulösen. 

Herr Dr. Vogel, ich halte auch die Kritik von 
Herrn Delors nicht für berechtigt. 

(Zuruf von der SPD) 

— Herr Dr. Vogel hat es hier erwähnt. Es ist in Fon- 
tainebleau eindeutig festgelegt worden, daß, bevor 
neue Beschlüsse gefaßt werden können, die Kom- 
mission Bericht zu erstatten hat über die Haus- 
haltsdisziplin, über die Entwicklung der Finanzen, 


über Agrarfragen, über das Strukturproblem. Dies (C) 
wird die Kommission tun, aber nicht vor dem Rat. 

Es ist nur sinnvoll, daß man auf Grundlage der 
Überlegungen und Vorschläge der Kommission dis- 
kutiert, nicht aber umgekehrt. 

Mit der Vollendung des Binnenmarktes bis 1992 
haben wir ein politisches Ziel gesetzt. Es ist in der 
Tat richtig, daß es keine rechtliche Automatik gibt. 

Aber die Einheitliche Europäische Akte enthält ei- 
nen Überprüfungszeitpunkt, zu dem der Erfolg bei 
der Vollendung des Binnenmarktes überprüft wer- 
den soll, woraus dann die Mitgliedstaaten die ent- 
sprechenden Schlüsse zu ziehen haben. 

Die Gemeinschaft hat viel erreicht, beweist ihre 
Vitalität, hat in diesem Jahr große Herausforderun- 
gen angenommen: die Integration Spaniens und 
Portugals, die Straffung der Entscheidungsverfah- 
ren, wie sie in der Einheitlichen Europäischen Akte 
vorgesehen sind, die Verstärkung der demokrati- 
schen Dimension. Wir haben immer wieder unsere 
Haltung zu den Mitwirkungsrechten des Europäi- 
schen Parlaments klargemacht, haben auch weiter- 
gehende Vorschläge unterbreitet, die nicht konsens- 
fähig waren. Wenn nun aber beklagt wird, daß das 
Europäische Parlament noch nicht mehr Mitwir- 
kungsrechte hat, als sie in der Einheitlichen Euro- 
päischen Akte enthalten sind, dann ist, Herr Dr. 
Vogel, ein Blick auf Ihre Schwesterpartei in Däne- 
mark natürlich auch notwendig, die ja entschieden 
gegen weitere Rechte für das Europäische Parla- 
ment eingetreten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) (D) 

Dies ist — das hat die Bundesregierung wieder- 
holt erklärt — ein Zwischenschritt, was die Rechte 
des Europäischen Parlaments angeht. Wir wollen, 
hierauf weiter aufbauend, dem Europäischen Parla- 
ment die vollen demokratischen Funktionen über- 
tragen. 

Die für die Zukunft der Gemeinschaft in der Tat 
entscheidende Frage lautet: Wie können wir auf Ge- 
meinschaftsebene eine vollwertige Demokratie ent- 
wickeln? Dazu genügt eben nicht nur die mittelbare 
demokratische Legitimation des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften durch die nationalen Parla- 
mente. Die Europäische Akte dokumentiert, aber 
auch die Entschlossenheit der Mitgliedstaaten, die 
demokratische Entwicklung voranzubringen. 

In der Übergangsphase kommt es auf eine enge 
Zusammenarbeit der Regierungen mit den nationa- 
len gesetzgebenden Körperschaften an. Deswegen 
gibt es seit 1957 das Unterrichtungsverfahren nach 
Art. 2 des Zustimmungsgesetzes zu den Römischen 
Verträgen. Bundestag und Bundesrat werden lau- 
fend über Entwicklungen in der Gemeinschaft un- 
terrichtet. Die Unterrichtung erfolgt vor Beschluß- 
fassung im Rat der Gemeinschaft, soweit durch sol- 
che Beschlüsse in der Bundesrepublik Deutschland 
gesetzgeberische Akte notwendig werden oder un- 
mittelbar geltendes Recht geschaffen wird. Diese 
Regelung gilt uneingeschränkt weiter. Nicht nur 
das Zuleitungsverfahren, sondern auch andere ak- 
tuelle Unterrichtungen sowie die umfänglichen 
halbjährlichen Integrationsberichte belegen die bis- 
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Staatsminister Dr. Stavenhagen 

(A) herige Praxis der Unterrichtung. Die Bundesregie- 
rung wird auch künftig Bundestag und Bundesrat 
aktiv über alle wichtigen Entwicklungen in der Ge- 
meinschaft informieren. Sie wird die Stellungnah- 
men von Bundestag und Bundesrat bei ihren Ent- 
scheidungen über gemeinschaftspolitische Fragen 
berücksichtigen. Insofern hat der Bundestag keine 
andere Stellung als der Bundesrat. 

Im Bereich der ausschließlichen Gesetzgebungs- 
kompetenz der Länder gilt allerdings eine Beson- 
derheit. Hier ist die Bundesregierung durch den 
Verfassungsgrundsatz des bundesfreundlichen Ver- 
haltens verpflichtet, auf die Belange der Länder in 
besonderem Maße einzugehen. Diesem Zweck 
diente bereits der Briefwechsel des Bundeskanzlers 
mit dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkon- 
ferenz von 1979. Der wesentliche Inhalt dieser Re- 
gelungen soll nunmehr auf Wunsch des Bundesra- 
tes in das Zustimmungsgesetz aufgenommen wer- 
den. Die Bundesregierung hat hierfür in ihrer Ge- 
genäußerung Formulierungen vorgeschlagen, die 
den Ländern entgegenkommen, aber zugleich die 
verfassungsmäßig garantierte außenpolitische 
Handlungsfähigkeit der Bundesregierung wahren. 
Auch mit dieser Regelung ist die Bundesregierung 
wie bisher in der Lage, die Entscheidungen der Ge- 
meinschaft rasch und wirksam mitzugestalten. Auf 
dieser Grundlage können Bund und Länder im Ge- 
samtinteresse der Bundesrepublik Deutschland 
konstruktiv und vertrauensbewußt Zusammenar- 
beiten und gemeinsam dazu beitragen, daß die Ziele 
der Einheitlichen Europäischen Akte vereinba- 

(B) rungsgemäß verwirklicht werden. 

Ich bitte Sie deshalb, entsprechend dem Be- 
schlußvorschlag des federführenden Auswärtigen 
Ausschusses dem Gesetzentwurf mit dieser Ergän- 
zung zuzustimmen. 

Die Europäische Akte ist unabdingbare Voraus- 
setzung für künftige Fortschritte in den zentralen 
Bereichen europäischer Integration, die Vollen- 
dung des Binnenmarktes, die Wirtschafts- und die 
Währungspolitik, für Forschung und technologische 
Entwicklung und auch für den grenzüberschreiten- 
den Umweltschutz. Die Europäische Politische Zu- 
sammenarbeit erhält eine völkerrechtliche Verbind- 
lichkeit und wird intensiviert. Die innere, aber auch 
die äußere Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft 
werden entscheidend gestärkt Und, Herr Dr. Vogel, 
es ist überhaupt keine Frage, daß hier noch mehr zu 
tun bleibt Europa muß lernen, außenpolitisch mit 
einer Stimme zu sprechen und seine Interessen mit 
einer Stimme einzubringen. 

Die positiven Elemente der Europäischen Akte 
werden in dem Entschließungsantrag der Opposi- 
tion nicht angemessen gewürdigt. Vision und Maxi- 
malziele einer Europäischen Union sollten uns we- 
der zu wirklichkeitsfremder Euphorie noch zu pes- 
simistischer Resignation veranlassen. Die Europäi- 
sche Akte ist das Ergebnis einer Politik des Augen- 
maßes, die zum heutigen Zeitpunkt das Bestmögli- 
che erreicht hat. In fünf Mitgliedstaaten haben die 
Parlamente bereits entschieden. Auch in den übri- 
gen Mitgliedstaaten wird das Ratifikationsverfah- 
ren bis zum Jahresende abgeschlossen. 


Ich bedanke mich dafür, daß sich hier abzeichnet, (C) 
daß eine große Mehrheit des Hauses diesem Gesetz 
zustimmen wird. Damit kann die Bundesrepublik 
Deutschland ihren Beitrag zur Weiterentwicklung 
der Gemeinschaft leisten. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung zur Einheitlichen Eu- 
ropäischen Akte auf den Drucksachen 10/6392 und 
10/6418. 

Ich rufe das Gesetz mit seinen Art. 1 bis 3, Einlei- 
tung und Überschrift in der Ausschußfassung auf. 

Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei sechs Gegenstimmen ist das 
Gesetz mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be- 
schlußempfehlung in Zusatzpunkt 6. Der Auswär- 
tige Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/6663 
unter Nr. 2, den Antrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/6414 abzulehnen. Wer dieser Be- 
schlußempfehlung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Ich stelle fest, daß die Beschlußempfeh- 
lung mit Mehrheit angenommen worden ist. 

Zu Zusatzpunkt 7 wird vorgeschlagen, die Vorlage 
auf Drucksache 10/6454 an den Auswärtigen Aus- (D) 
schuß zu überweisen. Gibt es dazu weitere Vor- 
schläge? — Das ist nicht der Fall. Es ist so beschlos- 
sen. 

Ich rufe den Punkt 13 auf: 

a) Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Errichtung und Finanzierung ei- 
nes Friedensfonds 

— Drucksache 10/5420 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Finanzausschuß 

Verteidigungsausschuß 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Haushaltsausschuß gemäß §96 GO 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Frau Nickels, Frau Schoppe, Frau Dr. Voll- 
mer und der Fraktion DIE GRÜNEN einge- 
brachten Entwurfs eines Siebenunddreißig- 
sten Gesetzes zur Änderung des Grundgeset- 
zes (Artikel 96) 

— Drucksache 10/1694 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechts ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

c) Beratung der Sammelübersicht 157 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/5740 — 
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(A) d) Beratung der Sammelübersicht 180 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/6251 — 

e) Beratung der Sammelübersicht 185 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/6428 — 

Zu Punkt 13 c der Tagesordnung liegt ein Ände- 
rungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/6617 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba- 
rung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Bera- 
tung der Punkte 13 a bis 13 e der Tagesordnung 45 
Minuten vorgesehen. Ist das Haus damit einver- 
standen? — Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Fritsch. 


Fritsch (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Gesetzentwurf meiner Fraktion 
zur Errichtung und Finanzierung eines Friedens- 
fonds ist im Spannungsfeld zwischen Art. 4 Abs. 1 
des Grundgesetzes, der die Gewissensfreiheit der 
Bürger und Bürgerinnen garantiert, und dem fiska- 
lischen Grundsatz angesiedelt, nach dem die einzel- 
nen Steuerpflichtigen nicht über die Verwendung 
ihrer Steuerleistungen selbst bestimmen können. 
Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, in einem für die 
/ R v Verdeutlichung konsequenten Friedenswillens ent- 
scheidenden Punkt den Raum der einzelnen, ent- 
sprechend ihrem Gewissen handeln zu können, zu 
erweitern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es geht also nicht — um jedes Mißverständnis von 
Anfang an auszuräumen — um einen Steuerboy- 
kott, sondern um die Möglichkeit, den Anteil an der 
Steuerschuld, der dem Anteil der Militärausgaben 
am Gesamthaushalt entspricht, einer Verwendung 
für nichtmilitärische Zwecke zuführen zu können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir GRÜNEN antworten mit der Vorlage dieses 
Gesetzentwurfes auf die Gewissensnot einer zuneh- 
menden Zahl von Menschen, die ihre unmittelbare 
Verantwortung für den Frieden auch auf diese 
Weise zum Ausdruck bringen wollen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr berech- 
tigt!) 

Ein solcher Friedensfonds in der Form eines 
nichtrechtfähigen Sondervermögens des Bundes 
mit eigener Wirtschafts- und Rechnungsführung so- 
wie der Kontrolle der Verwendung der Mittel durch 
einen Ausschuß des Deutschen Bundestages soll die 
Aufgabe haben, folgende Ziele und Projekte zu för- 
dern und finanziell zu unterstützen: erstens inner- 
staatliche und internationale Institutionen, die sich 
mit Fragen des Weltfriedens und der friedlichen 
Konfliktlösung befassen, zweitens Forschungsar- 
beiten für nichtmilitärische und gewaltfreie Lösun- 
gen internationaler Konflikte, drittens internatio- 
nale Konferenzen, die dem Frieden und der Abrü- 


stung dienen, einschließlich des dazugehörigen in- (C) 
ternationalen Erfahrungs- und Meinungsaus- 
tauschs, viertens innerstaatliche und internationale 
Institutionen, die sich mit Entwicklungshilfepolitik 
befassen, fünftens Verbesserungen der Gesund- 
heits-, Wohlfahrts- und Bildungssysteme sowie der 
Wirtschaftsstruktur in Entwicklungsländern, sech- 
stens Hilfsprogramme für die Zivilbevölkerung in 
Ländern mit Kriegs-, Kriegsfolge- oder Katastro- 
phenschäden sowie für Flüchtlinge und Vertriebe- 
ne, siebentens Programme zur Friedenserziehung 
und Entwicklungshilfepolitik, achtens Programme 
für die Umstellung von Betrieben und die Umschu- 
lung von Beschäftigten bei Verlagerung von militä- 
rischer auf zivile Produktion und schließlich neun- 
tens die Information der Öffentlichkeit über die Ak- 
tivitäten des Friedensfonds. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, eine 
zunehmende Zahl von Menschen begreift, daß sie 
die Sache des Friedens — übrigens auch des Frie- 
dens mit der Natur — und die Sache der Gerechtig- 
keit in die eigenen Hände nehmen müssen; denn es 
ist zu offensichtlich geworden, daß die Herrschen- 
den zur Herstellung und zur Bewahrung von Frie- 
den und Gerechtigkeit nicht in der Lage sind. Ich 
füge hier in aller Deutlichkeit hinzu: Ich habe 
manchmal den Eindruck, als seien sie dazu auch 
nicht willens. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eine zunehmende Zahl von Menschen — nicht nur 
hier in der Bundesrepublik, sondern in aller Welt — 
erkennt, daß in vielfältiger Weise Zeichen des Frie- 
dens und konsequente Schritte auf dem Weg zum 
Frieden das Gebot der Stunde sind, und — das ist 
die neue Qualität — sie wollen die Verantwortung 
für die Zeichen und Schritte auch selbst überneh- 
men. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dieser Gesetzentwurf, meine Damen und Herren, 
ist ein weiterer Anstoß meiner Fraktion und vieler 
Initiativen im Lande, der sich ausbreitenden Kultur 
eines unnatürlichen Todes die Kraft des Gewissens 
entgegenzusetzen. 

Ich danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Schroeder. 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Die Annahme des 
Gesetzentwurfes der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Einrichtung eines sogenannten Friedensfonds wäre 
ein erster kräftiger Schritt zur Entmachtung unse- 
res Parlamentes, des frei gewählten höchsten Sou- 
veräns in unserem Land. 

(Tatge [GRÜNE]: Das ist aber Quatsch!) 

— Horen Sie doch vielleicht erst mal zu. 

Ein erheblicher Teil der Steuereinnahmen unter- 
läge künftig nicht mehr der freien, ungebundenen 
Verfügung des Bundestages. Das Königsrecht des 
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(A) Parlaments, den Etat aufzustellen, wäre im Kern 
ausgehöhlt. Durch eine Zwangsfestlegung eines 
Teils der Einkommensteuer auf einen Sonderfonds 
würden auch Länder- und Gemeindehaushalte in 
ihren Anteilen beschnitten und damit auch Länder- 
und Kommunalparlamente in ihren Haushaltsrech- 
ten zurückgedrängt. 

(Tatge [GRÜNE]: Was ist mit der Festle- 
gung für Verteidigungsausgaben?) 

Das Grundgesetz und die Verfassungen der einzel- 
nen Bundesländer weisen die Entscheidung über 
die Verwendung der staatlichen Einnahmen nicht 
dem einzelnen Bürger zu, sondern den frei gewähl- 
ten Volksvertretungen in Bund, Ländern und Ge- 
meinden. 

(Tatge [GRÜNE]: Das widerspricht dem 
nicht!) 

Mit der Feststellung und Verabschiedung der öf- 
fentlichen Haushalte vollziehen die Parlamente ei- 
nen Auftrag der Wähler, darüber zu entscheiden, ob 
und wie für einzelne Aufgaben Finanzmittel einge- 
setzt werden sollen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Schön wäre es!) 

Das Wesen der Demokratie erfordert, daß die von 
einer parlamentarischen Mehrheit getragene Poli- 
tik, wenn auch nicht von allen gutgeheißen, so doch 
zumindest von jedermann respektiert wird und für 
alle Bürger festgelegte Pflichten auch allgemein er- 
füllt werden. Hier kann weder einzelnen Personen 
noch Gruppen ein Sonderstatus eingeräumt wer- 
den, ohne unsere demokratische Grundordnung in 
einem Kernbereich auszuhöhlen. 

Steuern dienen der Deckung des allgemeinen 
staatlichen Finanzbedarfs und werden vorausset- 
zungslos geschuldet. Es gibt weder eine „Rüstung- 
steuer“ noch eine „Friedensteuer“. Es gibt auch kei- 
nen „Rüstungsanteil“ und auch keinen „Friedensan- 
teil“ am Steueraufkommen. Schon der Ansatz der 
Fraktion der GRÜNEN ist hier falsch. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Unsere Verfassung verbietet nämlich einen An- 
griffskrieg. Damit gibt es auch keine Finanzierung 
zur Vorbereitung eines Angriffskrieges. 

Die von den GRÜNEN vorgeschlagene Aufteilung 
der Steuereinnahmen führt auch zu einer Diskri- 
minierung der Bürger, die gesetzestreu nach den 
allgemeinen Verpflichtungen weiter an die Finanz- 
ämter zahlen, und denen, die sich durch eine einfa- 
che persönliche Erklärung von der allgemeinen 
Steuerzahlung los kaufen 

(Fritsch [GRÜNE]: Das stimmt doch 
nicht!) 

und sich mit ihrem Sonderstatus noch das Mäntel- 
chen eines angeblich ethisch und moralisch höher- 
wertigen Verhaltens umhängen. 

Art. 4 des Grundgesetzes kann die Gesetzesinitia- 
tive der GRÜNEN ebenfalls nicht unterstützen. Die- 
ses Grundrecht schützt den einzelnen allein davor, 
gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der 


Waffe gezwungen zu werden. Gegen das Steuerzah- (C) 
len schützt dieser Grundgesetzartikel nicht. 

(Fritsch [GRÜNE]: Steuern für Waffen?) 

Die GRÜNEN wollen einen Weg beschreiten, mit 
dem Entscheidungen einer Mehrheit der Wähler 
durch den Hintereingang partiell rückgängig ge- 
macht werden. Sie wollen ihre Auffassung über 
Verteidigungsausgaben gegenüber und neben dem 
Parlament durchsetzen. Die Initiative ihrer Frak- 
tion ist aber nicht nur rechtlich unhaltbar und poli- 
tisch falsch, sondern kann sich auch gerade gegen 
die Initiatoren dieses Gesetzentwurfs als ein Bume- 
rang erweisen: Wenn jeder künftig seine Steuern 
nach subjektiven Erwägungen und nach eigenem 
Gutdünken zahlen könnte, wäre bald für viele Auf- 
gaben unserer Gesellschaft, die lebensnotwendig, 
aber häufig nicht immer populär sind, kein Geld 
mehr vorhanden. Dem Steuerboykott gegen Vertei- 
dungsausgaben würden weitere folgen, wobei der 
Beifall sicher nicht immer von der gleichen Seite 
des Hauses käme: Steuerboykott gegen die Nutzung 
der Kernenergie, Steuerboykott gegen Straßenbau 
oder auch Steuerverweigerung, um einen Schwan- 
gerschaftsabbruch nicht mehr mit öffentlichen Mit- 
teln zu finanzieren. 

Das Budgetrecht des Parlaments darf nicht para- 
lysiert werden. Es hat seine guten Gründe und hat 
sich in der Vergangenheit bestens bewährt. Dabei 
muß es auch bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Gesetzentwurf der GRÜNEN ist untauglich, um 
die von Ihnen angeschnittenen Probleme zu lösen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ganz falsch!) 

Der Überweisung werden wir, wie vorgeschlagen, 
zustimmen. Wir hoffen, daß Sie in den Ausschußbe- 
ratungen von unseren Argumenten überzeugt wer- 
den. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Dr. Emmerlich. 


Dr. Emmerlich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zunächst zum Ge- 
setzentwurf zur Errichtung und Finanzierung eines 
Friedensfonds: In einer parlamentarischen Demo- 
kratie entscheidet das Parlament über die Verwen- 
dung der Staatseinnahmen. Würde dem einzelnen 
Bürger die Möglichkeit eingeräumt, die Verwen- 
dung seiner Steuern für bestimmte Zwecke auszu- 
schließen, so fiele die Entscheidung über die Aus- 
gabenpolitik und damit über die Gesamtpolitik 
nicht durch das Parlament und nicht in einem de- 
mokratischen Verfahren. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: So ist es!) 

Das Mehrheitsprinzip würde aufgegeben. Damit 
verlöre die Demokratie ihre Handlungsfähigkeit. 
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(A) Bei Verlust der Handlungsfähigkeit wäre die Demo- 
kratie nicht lebensfähig. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: So ist es! — Zuruf 
von der FDP: Das ist gewollt!) 

Richtig ist, daß die Gewissensfreiheit in Art. 4 des 
Grundgesetzes garantiert ist und daß insbesondere 
niemand gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst 
mit der Waffe gezwungen werden darf. Die Gewis- 
sensfreiheit des einzelnen Bürgers wird nicht ver- 
letzt, wenn die Staatseinnahmen für Zwecke ver- 
wendet werden, die mit seinem Gewissen nicht ver- 
einbar sind. 

Eine aktive Friedens- und Abrüstungspolitik ist 
so dringend erforderlich wie noch nie in der Ge- 
schichte der Menschheit. Von ihr hängt mit hoher 
Wahrscheinlichkeit die Fortexistenz der Welt ab. 
Eine aktive Friedens- und Abrüstungspolitik kann 
durch einen Friedensfonds, der die in § 2 des Ge- 
setzentwurfes auf geführten Ziele und Projekte för- 
dert und finanziell unterstützt, durchaus unter- 
stützt werden. Die Mittel eines solchen Fonds müs- 
sen jedoch aus allgemeinen Haushaltsmitteln zur 
Verfügung gestellt werden. Die Leistungsfähigkeit 
eines solchen Friedensfonds dürfte nicht von den 
Zufälligkeiten abhängen, die dem Finanzierungs- 
modell des vorliegenden Gesetzentwurfes anhaf- 
ten. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen dürfen keine Illusionen darüber ent- 
stehen, daß die entscheidenden Bedingungen für 

(B) eine aktive Friedens- und Abrüstungspolitik durch 
die Errichtung eines Friedensfonds nicht geschaf- 
fen werden, daß der Prozeß der Friedenssicherung 
und der Abrüstung letztlich nur ein beiderseitiger 
sein kann und daß dabei die Souveränität und die 
Freiheit auch der kleinen und mittleren Staaten ge- 
währleistet bleiben müssen. 

Zweitens. Zum Gesetzentwurf zur Streichung von 
Art. 96 Abs. 2 des Grundgesetzes. Art. 96 Abs. 2 des 
Grundgesetzes erlaubt es dem Bund, Wehrstrafge- 
richte als Bundesgerichte zu errichten. Durch Strei- 
chung des Art. 96 Abs. 2 würde dem Bund diese Be- 
fugnis zur Errichtung von Wehrstrafgerichten als 
Bundesgerichten zwar genommen. Das, wenn ich es 
richtig sehe, eigentliche Anliegen des Gesetzent- 
wurfes, die Errichtung von Wehrstrafgerichten 
überhaupt unmöglich zu machen, wäre allerdings 
nicht erreicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn nach Art. 101 des Grundgesetzes können Ge- 
richte für besondere Sachgebiete, also auch Wehr- 
strafgerichte, eingerichtet werden, dann allerdings 
nicht als Bundesgerichte, sondern als Landesge- 
richte. 

Art. 96 Abs. 2 ist Teil der in den 50er Jahren ein- 
geführten Wehrverfassung. In den Ausschußbera- 
tungen hatte die SPD damals die Auffassung ver- 
treten, daß man soweit wie möglich auf Wehrstraf- 
gerichte verzichten solle. Jedenfalls müsse ein 
rechtsstaatliches Verfahren gewährleistet sein. Der 
Gerichtsherr der alten Militärgerichtsbarkeit dürfe 
in keiner Form wiederkehren. Die Richter müßten 


unabhängig sein und die Befähigung zum Richter- (C) 
amt haben. Auch die Wehrstrafrichter sollten nach 
der Forderung der SPD durch Richterwahlaus- 
schüsse gewählt werden. Die SPD hat sich damals 
mit ihren rechtsstaatlichen Forderungen weitge- 
hend durchgesetzt. 

Bei der Frage, ob im Verteidigungsfall eine Wehr- 
strafgerichtsbarkeit erforderlich ist, lassen wir uns 
von zwei Erwägungen leiten: 

1. Strafbare Handlungen von Soldaten dürfen 
auch im Verteidigungsfall nicht straflos bleiben. 

2. Es muß sichergestellt werden, daß Soldaten für 
Straftaten wie jeder andere Staatsbürger in einem 
rechtsstaatlichen Verfahren und vor Gerichten zur 
Verantwortung gezogen werden, die hinsichtlich ih- 
rer Unabhängigkeit und ihrer fachlichen Qualifika- 
tion anderen Gerichten nicht nachstehen. 

Diesen Gesichtspunkten wird am ehesten Rech- 
nung getragen, wenn die ordentlichen Gerichte für 
die Soldaten zuständig sind, und zwar auch im Ver- 
teidigungsfall. Die Erreichbarkeit der ordentlichen 
Gerichte läßt sich auch im Verteidigungsfall in ähn- 
licher Weise sicherstellen wie die etwaiger Wehr- 
strafgerichte. Das gilt um so mehr, als die Bundes- 
wehr einen reinen Verteidigungsauftrag hat und 
weitreichende Angriffsoperationen in weit entfernt 
liegenden schwer erreichbaren Gebieten nicht statt- 
finden. Ich bin darüber hinaus der Auffassung, daß 
es nicht angeht, eine Wehrstrafgerichtsbarkeit 
durch den gemeinsamen Ausschuß nach Art. 53 a, 

115e des Grundgesetzes nach Eintritt des Verteidi- ^ 
gungsfalles einzurichten. 

Drittens. Zu den Petitionen: 

1. Wir sind der Auffassung, daß der zivile Ersatz- 
dienst so, wie das in Art. 12 a des Grundgesetzes 
vorgesehen ist, notwendig und richtig ist, um die 
Ernsthaftigkeit der Gewissensentscheidung zu do- 
kumentieren und um eine gleiche Belastung für 
Wehrdienstleistende und Wehrdienstverweigerer 
herbeizuführen. Der Zivildienst muß allerdings so 
ausgestaltet sein, daß Zivildienstleistende nicht zu 
Aufgaben herangezogen werden, die der Bundes- 
wehr gestellt sind. 

2. Den staatlichen Zugriff auf privates Eigentum 
im Verteidigungsfall für Zwecke der Landesvertei- 
digung halten wir für zulässig und geboten. Art. 4 
des Grundgesetzes wird dadurch nicht berührt. Aus 
diesen Gründen unterstützt die SPD-Bundestags- 
fraktion die Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses in den Drucksachen 10/6428 und 10/6251. 

3. Die Petitionen, die auf Drucksache 10/5740 auf- 
geführt sind, müssen nach unserer Auffassung — 
wir haben zur Beschlußempfehlung des Petitions- 
ausschusses einen Änderungsantrag eingebracht; 
der Herr Präsident hat darauf hingewiesen — als 
Material an die Bundesregierung verwiesen wer- 
den. 

Zu den Verfassungsbeschwerden gegen die Ver- 
urteilungen wegen sogenannter Sitzblockaden nach 
§ 240 StGB haben vier von acht Richtern des Bun- 
desverfassungsgerichts die Auffassung vertreten, 
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(A) daß diese Verurteilungen aus zwei Gründen verfas- 
sungswidrig sind. 

Vizepräsident Stückien: Herr Abgeordneter Em- 
merlich, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab- 
geordneten Göhner? 

Dr. Emmerlich (SPD): Wenn nicht angerechnet 
wird, sehr gerne. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Kollege Emmerlich, 
können Sie mir bitte erklären, warum Ihre Fraktion 
hier einen solchen Antrag stellt, im Ausschuß aber, 
wo dies sehr ausführlich beraten worden ist, einen 
solchen Antrag nicht stellt? 

Dr. Emmerlich (SPD): Ganz einfach, weil die Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts damals 
noch nicht bekannt war. 

Zu den Verfassungsbeschwerden gegen die Ver- 
urteilungen wegen sogenannter Sitzblockaden als 
Nötigung nach § 240 StGB haben vier von acht Ver- 
fassungsrichtern, die Auffassung vertreten, daß 
diese Verurteilungen — ich wiederhole das hier 
gern noch einmal für Sie, Herr Göhner — aus zwei 
Gründen verfassungswidrig sind, nämlich weil der 
Gewaltbegriff von den Gerichten in verfassungs- 
widriger Weise ausgelegt und weil in verfassungs- 
widriger Weise die Verwerflichkeit angenommen 
worden sei. Auch 28 Strafrechtsprofessoren haben 
die Auffassung vertreten, daß die Verurteilungen 
gegen die Verfassung verstießen. 

(B) (Beifall bei den GRÜNEN) 

Angesichts dieser Sachlage erscheint es nicht ge- 
rechtfertigt, Verurteilungen für gewaltfreie — ich 
betone: gewaltfreie — Sitzblockaden, die vor der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
durchgeführt worden sind, aufrechtzuerhalten und 
noch nicht abgeschlossene Verfahren weiter zu be- 
treiben. Die Bundesregierung soll nach unserer 
Auffassung prüfen, wie eine dementsprechende Re- 
gelung unter Einbeziehung der Bundesländer er- 
reicht werden kann. Bei rechtskräftigen Verurtei- 
lungen kommt insbesondere eine Begnadigung in 
Betracht 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der vorliegende Antrag der 
Fraktion der GRÜNEN auf Errichtung und Finan- 
zierung eines sogenannten Friedensfonds ist nach 
meiner Meinung ein klassisches Beispiel für die 
grüne Methode, ein allseits gewünschtes Ziel von 
hoher moralischer Qualität in spektakulärer und 
unseriöser Weise für ihre politischen Ziele zu ver- 
markten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Stellen wir uns doch einmal vor, wir würden der 
Zweckbindung von Steuereinnahmen auf Grund 
persönlicher Gewissensentscheidungen in diesem 


Falle zustimmen. Woher nehmen wir denn anschlie- (C) 
ßend das Recht, dieses anderen Steuerzahlern, de- 
ren Gewissen durch andere Zahlungen aus dem 
Bundeshaushalt möglicherweise ebenfalls belastet 
wird, zu verweigern? Oder reklamieren Sie das 
Recht auf Gewissensentscheidung nur für diejeni- 
gen, die Ihre Politik unterstützen? Sind diejenigen, 
für welche die Außen- und Sicherheitspolitik der 
Bundesrepublik Deutschland eine Voraussetzung 
für ein Leben in Freiheit sind, gewissenlos? Soll die 
Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme, die 
Finanzierung der Forschung im Umweltbereich, die 
Finanzierung von Bildung und Wissenschaft, um 
nur einige zu nennen, getrost den anderen, die so 
freundlich sind, überlassen werden? 

Besonders ärgerlich und unseriös, meine Damen 
und Herren, ist aber der Anspruch, mit der Bildung 
eines Friedensfonds den Frieden sicherer zu ma- 
chen. Wenn ich mir § 2 Ihres Entwurfes ansehe, un- 
ter dem Sie die Aufgaben dieses Fonds auflisten, 
komme ich zu dem Schluß, daß ein Teil der Forde- 
rungen wie die Verbesserung der Gesundheit, Wohl- 
fahrt und Bildungssysteme und Wirtschaftsstruktu- 
ren in Entwicklungsländern oder Hilfsprogramme 
für die Zivilbevölkerung in Ländern mit Kriegs-, 
Kriegsfolgen- oder Katastrophenschäden sowie für 
Flüchtlinge und Vertriebene bereits heute mit er- 
heblichen Bundesmitteln, also aus dem Geld der 
Steuerzahler, finanziert wird, daß der andere Teil 
ihrer Forderungen aber eine nur mühsame Bemän- 
telung staatlicher Finanzierungswünsche grüner 
Organisationen und Gruppierungen ist. 

Hier fällt mir ein: Was würden Sie eigentlich dazu ^ 
sagen, wenn Steuerzahler aus Gewissensgründen 
die Finanzierung politischer Aktivitäten Ihrer Par- 
tei, Herr Mann, aus Bundesmitteln — die gibt es ja 
nicht zu knapp — mit dem Hinweis verweigern 
würden, daß diese Aktivitäten gegebenenfalls zu Er- 
folgen führen, welche die äußere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland gefährden? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Ströbele [GRÜNE]: Das wäre ja absurd! — 

Tatge [GRÜNE]: Solche Bürger gibt es 
nicht!) 

Die FDP steht seit der Gründung der Bundesre- 
publik Deutschland für eine Außen- und Deutsch- 
landpolitik, die für unser Land in der Mitte Europas 
seit 40 Jahren ein Leben und eine Zukunft in Frie- 
den und Freiheit gestaltet. Wir werden diese Politik 
fortsetzen und daran festhalten, daß im Zeitalter 
der atomaren Bedrohung zur Politik der gleichge- 
wichtigen Abrüstung, der Entspannung und der Zu- 
sammenarbeit im Sinne des Harmel- Konzepts 
keine Alternative vorhanden ist. 

Meine Damen und Herren, Entspannung er- 
schöpft sich aber nicht in einem Zustand, der nicht 
Krieg bedeutet. Vielmehr ist Entspannungspolitik 
ein Prozeß ständigen Bemühens, Spannung durch 
Bildung von Vertrauen und Zusammenarbeit abzu- 
bauen. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang ab- 
schließend auf ein Zitat verweisen, das Professor 
Bartoszewski bei der Verleihung des Friedensprei- 
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(A) ses des Deutschen Buchhandels im Oktober dieses 
Jahres gesprochen hat Ich zitiere: 

Nie wurde in Europa so viel wie heute vom 
Frieden gesprochen, von der Notwendigkeit des 
Friedens, von der Verteidigung des Friedens, 
von der Friedensliebe. Manchmal drängt sich 
die Angst auf, daß in der Flut von Äußerungen 
und Deklarationen, Beschwörungen und Paro- 
len zu diesem Thema der wahre — also der tie- 
fere — Sinn des eigentlichen Begriffes verlo- 
rengeht Es entsteht geradezu der Verdacht, 
daß es in vielen Fällen mehr um eigene Ruhe 
und Bequemlichkeit geht als um den Frieden 
und daß der Begriff des Friedens ein Gegen- 
stand der Manipulation geworden ist Wir be- 
dienen uns seiner immer häufiger, aber wir 
denken immer seltener über die Bedingungen 
nach, die zu erfüllen sind, um Frieden zu einem 
gemeinsamen Begriff für die gesamte zivili- 
sierte Menschheit zu machen. 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, Ihr 
Friedensfonds dient diesem Ziel nicht. Er würde 
die Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland beeinträchtigen und den Frieden unsi- 
cherer machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zu den Petitionen, die in der Tagesordnung unter 
den Punkten 13 c, 13 d und 13 e angeführt sind, 
möchte ich die Zustimmung meiner Fraktion zu den 
Empfehlungen des Petitionsausschusses erklären. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(B) (Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Bürgerinnen und Bürger! 
Laut Präambel des Grundgesetzes hat das deutsche 
Volk für die Bundesrepublik Deutschland dieses in 
dem Bewußtsein beschlossen, „dem Frieden der 
Welt zu dienen“. Wir GRÜNEN sind der Meinung, 
daß der friedens- und abrüstungspolitische Auftrag 
des Grundgesetzes, wie er etwa in der Präambel, im 
Art. 4 oder in den Art. 24 bis 26 zum Ausdruck kam, 
erst noch der Verwirklichung und Umsetzung be- 
darf, auch wenn durch massive Grundgesetzände- 
rungen in den Jahren 1956 und 1968 — Wehrgesetz- 
gebung, Notstandsgesetzgebung — dieser Auftrag 
aus dem Jahre 1949 pervertiert und auf den Kopf 
gestellt worden ist. Aus diesem Grunde haben die 
GRÜNEN in den vergangenen Monaten in ihrer Ar- 
beit im Deutschen Bundestag Leitsätze zur Frie- 
densstaatlichkeit entwickelt, die mit konkreten 
Maßnahmen zur Entmilitarisierung unserer Gesell- 
schaft einhergehen. Wir brauchen Abrüstung auch 
im Innern. 

(Frau Seiler-Albring [FDP]: Fangt mal an!) 

Wir sind der Zielsetzung der Gewaltfreiheit ver- 
pflichtet, und damit der Abschaffung vorhandener 
Gewaltstrukturen, was auch den Abbau des staatli- 
chen Gewaltmonopols beinhaltet. 

(Frau Seiler-Albring [FDP]: Du liebe Zeit!) 


Als pazifistische Partei unterstützen wir all dieje- (C) 
nigen Menschen, die sich für friedensfördernde Ge- 
sellschaftsstrukturen und gegen die Einbeziehung 
in den militärischen Apparat zum Teil unter großen 
persönlichen Opfern engagieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dieser Hintergrund verbindet jene vier Anträge, da- 
von drei zu Petitionen, die außer dem, was der Kol- 
lege Fritsch bereits ausgeführt hat, heute noch auf 
der Tagesordnung stehen und zu denen ich leider 
nur einige sehr kurze Anmerkungen machen kann. 

Erstens. Wir setzen uns für die Abschaffung der 
Möglichkeit ein, wonach der Bund für die Streit- 
kräfte Wehrstrafgerichte als Bundesgerichte und — 
ich füge hinzu, Herr Emmerlich — auch als Landes- 
gerichte errichten kann. Diese Sondergerichte sind 
überflüssig wie ein Kropf, friedenspolitisch schäd- 
lich und justizpolitisch ein Greuel. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das weitere bitte ich Sie, Herr Engelhard, in dem 
hervorragenden Buch von Ulrich Vultejus „Kampf- 
anzug unter der Robe“ nachzulesen. Wir sind voll 
einig mit den „Richtern und Staatsanwälten für den 
Frieden“, die diesen Kalte-Kriegs-Plänen, die bei Ih- 
nen in der Schublade liegen, eine Absage erteilen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Unsere Solidarität gilt denjenigen, die 
aus Gewissensgründen an Blockaden von Militär- 
einrichtungen teilgenommen haben oder teilneh- 
men, auf deren Gelände neue Massenvernichtungs- 
waffen stationiert werden sollen. Wir sollten der 
Bundesregierung zu erwägen geben, die Teilneh- 
mer an solchen Friedensblockaden zu amnestie- 
ren. 

Drittens. Das Grundrecht der Gewissensfreiheit, 
auch das Grundrecht der Kriegsdienstverweige- 
rung aus Gewissensgründen, ist für uns ein hohes 
Gut. Für uns GRÜNE ist es höherwertig als die ver- 
fassungsrechtlich eingeräumte Möglichkeit zur mi- 
litärischen Landesverteidigung. Nehmen Sie doch 
bitte die im JFFG- Ausschuß am 29. Januar 1986 zur 
Problematik der totalen Kriegsdienstverweigerung 
geäußerten Argumente von Kirchen, von Rechtsan- 
wälten und von den KDV-Organisationen ernst, 
denjenigen Gerechtigkeit und nicht lange und teil- 
weise verfassungswidrig mehrfache Haftstrafe nur 
für eins zukommen zu lassen, nämlich dafür, daß 
sie ihr Gewissen in Anspruch nehmen und jegliche 
militärische Pflichtleistung ablehnen. 

Viertens. Um eine Gewissensentscheidung geht 
es auch im Falle jener Petition der Inhaberin einer 
Schreinerei im Hunsrück — wo ist Herr Rumpf? 
nicht mehr da — , die sich als Bürgerin, Unterneh- 
merin und Pazifistin weigert, ihren Lkw im Krisen- 
und Kriegsfälle für militärische Zwecke zur Verfü- 
gung zu stellen. 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

Wir GRÜNEN unterstützen sie nachdrücklich in ih- 
rer Haltung und sind der Auffassung, daß das gel- 
tende Recht — in diesem Fall das Bundesleistungs- 
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(A) gesetz — auf ihre Gewissensbedenken Rücksicht 
nehmen muß, und nicht umgekehrt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir können nicht akzeptieren, wenn staatliche An- 
sprüche — hier verbrämt mit den wie immer nicht 
näher bezeichneten „Erfordernissen der militä- 
rischen Landesverteidigung“ — bis in die Privat- 
sphäre und sogar, meine Damen und Herren von 
der Koalition, hier in die unternehmerische Freiheit 
einbrechen, nur um dem langen Arm militärischer 
Interessen schon jetzt Geltung zu verschaffen. Das 
Grundrecht der Gewissensfreiheit, das Grundrecht 
der Kriegsdienstverweigerung kann auch — lesen 
Sie dazu mal nach, was Herr Geißler im Jahr 1959 
dazu geschrieben hat — nicht außer Kraft gesetzt 
werden. Deswegen ist das Anliegen der Petentin 
aus der Schreinerei im Hunsrück nur allzu berech- 
tigt: Sie kommt aus christlicher Überzeugung zu 
dem Entschluß, den Lkw ihrer Schreinerei für mili- 
tärische Zwecke nicht zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies gilt doppelt, weil gegenwärtig im Hunsrück 
bekanntlich die eigentliche Zentrale des Todes — so 
Oskar Lafontaine — für die Bundesrepublik mit der 
Vernichtungskapazität von mindestens 1 000 Hiro- 
shima-Bomben angelegt wird, nämlich die Todesba- 
sis in Hasselbach, die Zehntausende von Bürgerin- 
nen und Bürgern gerade aus jener Region am 
11. Oktober an der Großdemonstration der Frie- 
densbewegung hat teilnehmen lassen. 

Alle diese Beispiele zeigen: Militärische Interes- 

(B) sen und sogenannte Sicherheitsbedürfnisse, die wir 
nicht akzeptieren können, sind längst in den Kern 
bundesdeutscher Staatsraison vorgerückt Sie stel- 
len dort aus unserer Sicht das Grundgesetz auf den 
Kopf, jedenfalls den Auftrag von 1949. Um so dring- 
licher ist es, den vorgestellten Elementen des Ent- 
militarisierungsprogramms der GRÜNEN im Bun- 
destag zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Dr. Göhner. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ein paar knappe Anmerkun- 
gen zu den Petitionen, die auf der Tagesordnung 
stehen. Angekündigt waren Änderungsanträge der 
GRÜNEN, die nicht vorliegen. Es liegt jedoch ein 
Antrag der SPD-Fraktion zu einer Petition vor, zu 
der sie bei der Beratung im Ausschuß nicht einmal 
das Wort genommen hat. Ich stelle das nur fest, weil 
ich mich frage, ob wir uns nicht doch bei einer sinn- 
vollen Beteiligung an der Arbeit des Ausschusses 
solche Debatten im Plenum sparen könnten. 

Zur Sache selbst. In einer der Petitionen geht es 
um die Amnestie für alle Straftaten, die im Zusam- 
menhang mit Friedensdemonstrationen begangen 
worden sind. Ich billige den GRÜNEN ja zu, daß sie 
sich mit ihren Anträgen — wohlgemerkt: im Aus- 
schuß — konsequent an ihr Bundestagswahlpro- 
gramm gehalten haben. Dort steht das alles drin, 


was diese drei Petitionen betrifft, nämlich die For- (C) 
derung der GRÜNEN nach Streichung sämtlicher 
Verteidigungsausgaben, selbstverständlich auch 
nach Abschaffung der Wehr- und Zivildienstpflicht, 
und außerdem wollen Sie die Gewaltstraftaten lega- 
lisieren bzw. für solche eine generelle Amnestie. 

(Zuruf von der SPD: Und die Bereitschafts- 
polizei abschaffen!) 

Herr Kollege Schierholz, wenn Sie hier soeben von 
der Notwendigkeit einer Abrüstung im Inneren ge- 
sprochen haben, dann, denke ich, sollte es so sein, 
daß die Abrüstung bei sogenannten Friedensde- 
monstrationen beginnt, bei denen aber vielfach Ge- 
waltstraftaten, Nötigungen und Gewalt gegen Per- 
sonen oder Sachen Vorkommen. 

(Tatge [GRÜNE]: Der Sachverhalt, von 

dem Sie reden, ist gegeben, wenn sich 
Leute auf die Straße setzen!) 

Besonders bemerkenswert ist allerdings auch fol- 
gendes: Bei der zweimaligen Beratung dieser Peti- 
tion im Petitionsausschuß hat sich zunächst der ge- 
schätzte Kollege Mann von der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN als Berichterstatter sehr engagiert. Er ist, wie 
wir nachträglich erfahren haben — auf unsere Hin- 
weise hin hat er die Berichterstattung dann auch 
abgegeben — , selbst von einem solchen Strafver- 
fahren betroffen. Wenn man berücksichtigt, daß 
mittlerweile eine Reihe von Abgeordneten der 
Fraktion DIE GRÜNEN von solchen Strafverfah- 
ren, um deren Amnestie es hier geht, betroffen ist, 
liegt natürlich der Verdacht nahe, daß mit dieser 
Petition eine Art Selbstbegünstigung beabsichtigt pj 
war. 

(Gansei [SPD]: Das ist ja ganz etwas Neu- 
es! Das hat es wohl noch nie gegeben?) 

Zum zweiten. In einer anderen Petition wird ge- 
fordert — 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Abgeordneten Dr. Schierholz? 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Aber besonders gerne. 

Bitte. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Recht schönen Dank, 

Herr Göhner. — Weil Sie diesen harten Vorwurf 
erhoben haben, möchte ich Sie doch fragen, ob Sie 
nicht bereit sind, der Öffentlichkeit über die wahren 
Zahlenverhältnisse Aufschluß zu geben, also eine 
Antwort — die Angaben lagen dem Petitionsaus- 
schuß vor — auf die Frage zu geben, wie viele Abge- 
ordnete der GRÜNEN und wie viele sonstige junge 
Menschen nach § 240 des Strafgesetzbuches verur- 
teilt worden sind. 

(Tatge [GRÜNE]: Schüler und Schülerin- 
nen im Hunsrück zum Beispiel!) 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Herr Kollege Schierholz, 
ich weiß im Moment lediglich, daß der Kollege 
Mann davon betroffen ist, der als Berichterstatter 
Ihrer Fraktion im Ausschuß diese Petition vertre- 
ten hat. Im Ausschuß ist gesagt worden, daß eine 
Reihe von weiteren Abgeordneten Ihrer Fraktion 
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(A) davon betroffen ist. Sie wissen das sicherlich besser 
als ich. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Aber das wahre 
Zahlenverhältnis wissen Sie offensichtlich 
nicht! — Tatge [GRÜNE]: Sagen Sie mal 
was zu den jungen Menschen im Huns- 
rück!) 

— Liebe Kollegen, die Anzahl derer, die in Ihrer 
Fraktion von solchen Strafverfahren betroffen sind, 
kennen Sie doch besser als ich. Das ist doch gar 
keine Frage. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Danach w^ar 
nicht gefragt! — Senfft [GRÜNE]: Wir ha- 
ben nach der Anzahl der Bürger gefragt!) 

Die zweite Petition, um die es geht, betrifft — 
man mag es kaum glauben — die Gewissensfreiheit 
des Art. 4 für Sachen. Da wird in einer Petition die 
Gewissensfreiheit für Lkw gefordert. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wie bitte?) 

Ich will den sachlichen Kern gar nicht verniedli- 
chen. Das, was Gegenstand der Petition war, war 
ausdrücklich Art. 4 des Grundgesetzes auf Sachen 
zu erstrecken. Da muß ich nun wirklich sagen: So 
etwas kann man einer Regierung auch nicht einmal 
als Material überweisen. 

Die dritte Petition betraf den Wehrdienst und den 
Zivildienst. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wieder nichts 
kapiert!) 

^ Die Fraktion der GRÜNEN will, daß Total Verweige- 
rer die Möglichkeit haben, auch keinen Zivildienst 
leisten zu müssen. Okay, das ist konsequent. Sie 
wollen weder Wehrpflicht noch Zivildienstpflicht. 
Das enttarnt Ihre heuchlerische Kritik an der er- 
folgreichen Neuregelung des Rechtes der Wehr- 
dienstverweigerung. 

(Senfft [GRÜNE]: Was ist denn daran er- 
folgreich?) 

Ihnen geht es nicht darum, irgendwelche guten, 
tragbaren Verfahren bezüglich der Anerkennungen 
von Wehrdienstverweigerern zu haben, sondern Ih- 
nen geht es darum, alle Verteidigungsausgaben ab- 
zuschaffen, 

(Senfft [GRÜNE]: Ihnen geht es darum, 
möglichst viele junge Leute in den Knast 
zu schicken!) 

die Wehrpflicht und deshalb auch den Zivildienst 
abzuschaffen. Deshalb engagieren Sie sich für den 
Totalvenveigerer. Herr Kollege, Sie wissen offenbar 
nicht, was Gegenstand der Petition ist. Gegenstand 
der Petition ist eben auch Ihre Forderung, der sich 
Ihre Partei ja anschließt, den Zivildienst selbst ab- 
zuschaffen. Das ist zwar konsequent, aber mit unse- 
rem Grundgesetz nicht vereinbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Conradi. 


Conradi (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und (C) 
Herren! Ich spreche nicht für meine Fraktion und 
will meine abweichende Meinung in Sachen Frie- 
densfonds kurz darlegen. 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Ich habe als Student vor über 30 Jahren nachts 
im Radio die große Debatte des Bundestages über 
die Kriegsdienstverweigerung gehört. Ich habe die 
Ernsthaftigkeit dieser Debatte nie vergessen. Diese 
Debatte und die gemeinsam gefundene Regelung 
für das Recht der Kriegsdienstverweigerung aus 
Gewissensgründen und für den Ersatzdienst sind 
wichtige Fakten in der Geschichte unserer Repu- 
blik, auch wenn das Bundesverfassungsgericht in 
der Zwischenzeit den klaren Wortlaut des Grundge- 
setzes „Die Dauer des Ersatzdienstes darf die 
Dauer des Wehrdienstes nicht übersteigen“ verbo- 
gen hat. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So ist es!) 

Heute, 30 Jahre später, hängt die Fähigkeit zur 
Kriegsführung nicht so sehr davon ab, daß junge 
Männer bereit sind, den Wehrdienst zu leisten, viel- 
mehr hängt sie viel stärker von der Technik und 
ihrer Finanzierung ab. Man sieht das am Beispiel 
der USA, die keinen Wehrdienst und damit auch 
kein Problem der Kriegsdienstverweigerung haben, 
deren Kriegsführungsfähigkeit vielmehr eine Folge 
enormer technischer Investitionen ist. 

Deshalb verweigern nicht nur viele junge Män- 
ner aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit 
der Waffe und wollen statt dessen einen Ersatz- 
dienst leisten, sondern wollen andere Bürgerinnen 
und Bürger aus Gewissensgründen die Finanzie- 
rung der Kriegsführung mit ihren Steuern verwei- 
gern und statt dessen eine Ersatzsteuer für friedli- 
che Zwecke entrichten. 

Ich habe in den letzten Jahren mehrfach mit die- 
sen Leuten diskutiert. Ich nehme ihre Gewissens- 
not ernst. Ich wehre mich dagegen, daß man sie mit 
der Standardformel der deutschen Bürokratie „Das 
haben wir noch nie so gemacht; da könnte ja jeder 
kommen“ abtut. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Der Hinweis von Frau Seiler-Albring, als nächstes 
könne ein Bürger unter Berufung auf sein Gewis- 
sen fordern, daß er durch Steuerzahlung nicht zum 
Straßenbau oder zur Kernenergie beitrage, geht 
fehl, denn das Grundgesetz erlaubt es dem Bürger 
nur an einer einzigen Stelle, sich aus Gewissens- 
gründen der staatlichen Verpflichtung zu entzie- 
hen: 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Er kann den Kriegsdienst mit der Waffe aus Gewis- 
sensgründen verweigern und dafür einen Ersatz- 
dienst leisten. Ist es denn so abwegig, zu fordern, 
daß ein Bürger analog zu diesem Grundrecht auch 
den Kriegsdienst mit der Steuer verweigern und 
dafür eine friedliche Ersatzsteuer leisten darf? 

(Bohl [CDU/CSU]: Weil es ein solches 
Grundrecht nicht gibt!) 

Die Frage kann man auch nicht einfach mit dem 
Hinweis auf das Wahlrecht, auf die repräsentative 
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(A) Volksvertretung und auf das Budgetrecht des Parla- 
ments abtun. 

(Gattermann [FDP]: Der Grundrechtskata- 
log ist abschließend!) 

— Der Grundrechtskatalog ist abschließend. Aber 
er verbietet es nicht, eine solche Regelung zu schaf- 
fen. Dazu gibt es eine gute Arbeit von Professor 
Preuss. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Mann [GRÜ- 
NE]: Sehr wahr!) 

Ich meine, es stünde dem frei gewählten Parla- 
ment einer freien, demokratischen Republik gut an, 
sich mit dieser Frage ernsthaft auseinanderzuset- 
zen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir können das in dieser Legislaturperiode nicht 
mehr. Ich hoffe aber, daß wir diesen Gesetzentwurf 
in der 11. Legislaturperiode mit der gleichen Ernst- 
haftigkeit und Verantwortung beraten, mit der der 
3. Deutsche Bundestag das Problem der Kriegs- 
dienstverweigerung aus Gewissensgründen beraten 
und entschieden hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile dem Herrn 
Bundesminister der Justiz das Wort. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Die Frage der 

(B) Wehrstrafgerichtsbarkeit bedarf der Untersuchung 
und Klärung. Dies allerdings wird nicht auf dem 
Wege erfolgen können, wie sich dies die GRÜNEN 
mit ihrem Antrag auf Verfassungsänderung vorstel- 
len. Denn hier werden sehr gewissenhafte Überle- 
gungen voranzugehen haben. 

Nun hat ja der Vertreter der SPD in diesem Zu- 
sammenhänge eine Meinung kundgetan, sich an- 
sonsten aber stark zurückgehalten, und dies ist 
auch gut so. Denn wenn hier darauf hingewiesen 
wurde, daß die Bestimmung 1956 in das Grundge- 
setz aufgenommen wurde, so setze ich hinzu: Seit 
1962 wurde sodann im Bundesministerium der Ju- 
stiz darangegangen, einmal Entwürfe zu fertigen, 
sodann auch personell vorzusorgen, um, wenn es zu 
den Ausführungsgesetzen kommt, auch tatsächlich 
schon personell präsent sein zu können. Das ist 
eine sehr konsequente und sehr richtige Linie, die 
hier über die Jahre verfolgt worden ist. 

Als ich im Herbst 1982 ins Amt kam, regte sich 
dann plötzlich in einer Reihe von Bundesländern 
Widerstand, 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Widerstand unter den Sozialdemokraten, die weit- 
hin nicht mehr wahrhaben wollten, was sie über die 
Jahrzehnte hier selbst in Gang gesetzt und prakti- 
ziert haben. 

Wie immer es sein mag, ich denke, es ist an der 
Zeit, gewissenhaft darüber nachzudenken, ob von 
Art. 96 Abs. 2 des Grundgesetzes Gebrauch gemacht 
werden soll oder nicht. Zu diesem Zwecke haben 
wir vor, eine hochrangig besetzte Kommission un- 


ter Einbeziehung der Fraktionen dieses Hauses ein- (C) 
zusetzen, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Oh!) 

die sich dieser Aufgabe zuwenden soll. Ich bitte nur 
um Verständnis: Die dazu laufenden Überlegungen 
halten schon einige Zeit an. Wir haben es aber aus 
gutem Grunde nicht für gut gehalten, dies jetzt, im 
Herbst, einhergehend mit dem Wahlkampf zur Bun- 
destagswahl, parallel zu veranstalten. Da ist es 
dann schon eine bessere Sache, die Bundestags- 
wahl abzuwarten und sodann allerdings mit dieser 
Kommission zügig an die Arbeit zu gehen, um die 
Voraussetzungen zu schaffen, anschließend zu Ent- 
scheidungen kommen zu können. 


Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Ströbele? 


Engelhard, Bundesminister der Justiz: Bitte. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Bundesminister, ist die 
Bundesregierung und ist Ihr Haus bereit, bei den 
Erörterungen über Wehrstrafgerichte zu berück- 
sichtigen, was ich Ihnen in meiner Großen Anfrage 
— gemeinsam mit meiner Fraktion — zur NS-Justiz 
mitgeteilt habe, nämlich, daß die Wehrmachtsge- 
richte und die Wehrmachtsobergerichte im Zweiten 
Weltkrieg — das ist von Ihnen ja auch bestätigt 
worden — etwa 16 000 Todesurteile gegen Wehr- 
machtsangehörige verhängt haben, von denen 90% 
vollstreckt worden sind, und daß im Gegensatz dazu 
alle anderen Staaten, die im Zweiten Weltkrieg be- 
teiligt waren, nicht mehr als 200 — 16 000 zu 200 — 
Todesurteile vollstreckt haben und daß das eine Hy- 
pothek ist, die uns eigentlich davon abhalten sollte, 
solche Gerichte und eine solche Maschinerie wieder 
in Gang zu setzen? 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Abge- 
ordneter Ströbele, dies war eine sehr lange Frage, 
die ich sehr kurz beantworten kann. Ich wende 
mich mit aller Entschiedenheit dagegen, daß Sie 
den Versuch unternehmen, das, was im Dritten 
Reich geschehen ist, zu transferieren und gedank- 
lich auf das zu übertragen, was in unserer Verfas- 
sung steht, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

was 1956 dort unter der sehr gewissenhaften und 
ernst zu nehmenden Erwägung Eingang gefunden 
hat: Wie können wir sicherstellen, daß innerhalb 
der Bundeswehr in jeder Situation rechtsstaatliche 
Ordnung gewährleistet ist? Aber mich wundert 
nicht, daß Sie dies versuchen, weil ja Ihr Fraktions- 
kollege Herr Schierholz hier schon einiges von den 
Kalten-Kriegs-Plänen, die in den Schubladen des 
Bundesministeriums der Justiz abgelegt seien, vom 
Abbau des staatlichen Gewaltmonopols und ähnli- 
chem zum besten gegeben hat. Ich sage Ihnen: Uns 
trennen hier Welten, und wir werden den Rechts- 
staat — wie immer wir in dieser Frage letztlich ent- 
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Bundesminister Engelhard 

(A) scheiden — sicherstellen. Dessen dürfen Sie ganz 
sicher sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Tatge [GRÜNE]: Das sind wir nicht! — Wei- 
tere Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich mache eine kurze Bemerkung zur Frage der 
Amnestieforderung für die Teilnehmer an Sitzblok- 
kaden. Wir müssen zunächst einmal feststellen, daß 
das Bundesverfassungsgericht mit den Stimmen al- 
ler acht Richter in seinem Urteil vom 11. November 
festgestellt hat, daß das Verhalten bei Sitzblocka- 
den sowohl rechtswidrig als auch strafwürdig im 
Sinne der Ahndungswürdigkeit ist. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Das Wort „strafwür- 
dig“ haben Sie in diesem Zusammenhang 
erfunden! Das ist eine Fälschung! — Wei- 
tere Zurufe von der SPD) 

Dann allerdings trennen sich die Wege. Aber mit 
der erforderlichen Mehrheit jener vier Stimmen ist 
§ 240 des Strafgesetzbuches vom Bundesverfas- 
sungsgericht klar bestätigt worden. 

Nur, ich sage Ihnen: Viel entscheidender in die- 
sem Zusammenhang ist dies: Die Frage einer Am- 
nestie, über die man nachdenken kann, zielt immer 
auf einen Tatbestand, bei dem die einzelnen Taten, 
die begangen und abgeurteilt worden sind, Bestand- 
teil eines Gesamtvorganges sind, der in sich zeitlich 
abgeschlossen ist. Dann kann man über die Frage 
der Amnestie nachdenken. Genau dies ist aber hier 
nicht der Fall, denn schon beim Bundesverfas- 
sungsgericht, aber auch bei allen sonst sich bieten- 
iß) den Gelegenheiten ist lautstark, klar und unmißver- 
ständlich erklärt worden: Was immer ein Gericht da 
entscheide, man werde weitermachen; man werde 
die Sitzblockaden fortsetzen; 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Das ist nicht ent- 
scheidend! Entscheidend ist die Zeit bis zur 
Entscheidung des Verfassungsgerichts und 
nicht hinterher! Sie verstecken sich hinter 
formelhaftem Krimskram!) 

man halte sich für gezwungen, dies zu tun, und, wie 
immer das Gericht entscheide — Herr Kollege Dr. 
Emmerlich, so ist gesagt worden — , das werde das 
Verhalten bei künftigen Aktionen nicht beeinflus- 
sen können. Unter diesem Aspekt ist derzeit kein 
Platz, dem Gedanken einer Amnestie näherzutre- 
ten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Zu Tagesordnungspunkt 13 a und 13 b schlägt der 
Ältestenrat die Überweisung der Vorlagen auf den 
Drucksachen 10/5420 und 10/1694 an die in der Ta- 
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt es 
andere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Punkt 13 c 
der Tagesordnung, und zwar zuerst über den Ände- 
rungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/6617. Wer dem Änderungsantrag zustimmen will, 


den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen- (C) 
probe! — Enthaltungen? — Dieser Antrag ist mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über Tagesordnungspunkt 13 c 
ab. Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses auf Drucksache 10/5740 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das erste war die 
Mehrheit. Die Beschlußempfehlung ist angenom- 
men. 

Wir stimmen jetzt über die Tagesordnungspunkte 
13 d und 13 e ab. Wer für die Beschlußempfehlung 
des Petitionsausschusses auf Drucksache 10/6251 
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

— Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — bei einigen 
Enthaltungen mit großer Mehrheit angenommen. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses auf Drucksache 10/6428 zustimmen möch- 
te, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer ist 
dagegen? — Enthaltungen? — Bei einigen Gegen- 
stimmen mit großer Mehrheit angenommen. 


Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Frak- 
tion DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Aufhebung des Landbe- 
schaffungsgesetzes 

— Drucksache 10/4587 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen- ^ 
ausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6142 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Fellner 
Dr. Nobel 

(Erste Beratung 191. Sitzung) 

b) Beratung der Sammelübersicht 169 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/6102 — 

c) Beratung der Sammelübersicht 179 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/6250 — 

d) Beratung der Sammelübersicht 172 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/6182 — 

e) Beratung der Sammelübersicht 173 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/6183 — 

f) Beratung der Sammelübersicht 178 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/6249 — 
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(A) g) Beratung der Sammelübersicht 187 des Peti- 

tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/6573 — 

h) Beratung der Sammelübersicht 188 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/6574 — 

i) Beratung der Sammelübersicht 190 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/6576 - — 

j) Beratung der Sammelübersicht 191 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/6577 — 

Zu einigen Sammelübersichten des Petitionsaus- 
schusses liegen Änderungsanträge der Fraktion der 
SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN auf den 
Drucksachen 10/6618 bis 10/6622 sowie 10/6633 und 
10/6664 vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs- 
punkte 14 a bis j und eine Redezeit von bis zu fünf 
Minuten für jede Fraktion vorgesehen worden. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Es ist so be- 
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Schierholz. 

(B) 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Bürgerinnen und Bürger! 
„Frieden schaffen mit immer weniger Waffen“ — 
mit diesem irreführenden und der Wirklichkeit 
hohnsprechenden Motto ist die Bundesregierung 
seinerzeit angetreten. Denn nähme sie es ernst, 
würde sie nicht nur wirksame Abrüstungsschritte 
bei Waffen und Soldaten in Angriff nehmen, son- 
dern auch Frieden schaffen mit immer weniger mi- 
litärischer Infrastruktur. 

Doch das Gegenteil ist der Fall: 200 neue Muni- 
tionsdepots in den 80er Jahren in der Bundesrepu- 
blik, Erweiterung von Truppenübungsplätzen, Bau 
zahlreicher militärischer Ersatzübergänge über 
Flüsse, eine unerträgliche Tief- und Tiefstfluglärm- 
belästigung der Bevölkerung, neue Rekorde bei 
Großmanövern usw. usw. All dies zeigt: Unser Land 
wird nicht auf den Frieden vorbereitet, sondern in- 
frastrukturell auf den Krieg präpariert. Dies bewei- 
sen die Haushaltsziffern, die den Bürgerinnen und 
Bürgern größtenteils vorenthaltene Planung des 
BMVg und nicht zuletzt die Hunderte von Bürger- 
protesten, die den Petitionsausschuß und andere 
aus allen Teilen des Landes erreichen. 

Ein Grundübel bei diesen Fragen sind die gelten- 
den rechtlichen Grundlagen, insbesondere das 
Landbeschaffungsgesetz und das Schutzbereichs- 
gesetz. Wir GRÜNEN bleiben vollständig bei unse- 
rem Anliegen: Das Landbeschaffungsgesetz muß 
aufgehoben werden. Es ist ein Militärprivilegie- 
rungsgesetz, das mit seinen Wurzeln ins Jahr 1935 


zurückreicht und im Geiste des Obrigkeitsstaates (C) 
ohne wirksame Einspruchs- und Gegenmaßnahmen 
der Betroffenen die Landnahme für militärische 
Zwecke ermöglicht. Dieses Gesetz muß weg! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Umweltpolitische Belange ziehen dabei automa- 
tisch den kürzeren; die Gepflogenheiten des zivilen 
Planungsrechts, also weitreichende Mitbestim- 
mungsmöglichkeiten der Kommunen, bleiben auf 
der Strecke. Wir sind also mit dem Beratungsergeb- 
nis der zuständigen Ausschüsse unzufrieden und 
werden ihre Beschlußempfehlungen ablehnen. Un- 
sere Alternative im Rahmen des grünen Entmilita- 
risierungsprogrammes ist: Das Landbeschaffungs- 
gesetz muß aufgehoben werden; die zivilen Pla- 
nungs- und Enteignungsbestimmungen reichen völ- 
lig aus. 

Dahinter verbirgt sich natürlich eine andere 
Wertentscheidung, nämlich, daß endlich einmal Ge- 
sichtspunkte von Natur- und Umweltschutz in die- 
sem unserem Lande Priorität genießen müssen, be- 
vor der unersättliche Landfraß für militärische 
Zwecke zum Zuge kommt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aus diesem Grunde auch unterstützen wir die 
Bürgerinitiativen bei Schnaittach, die sich aus 
Gründen des Umwelt- und Naturschutzes, aus ge- 
sundheitspolitischen Erwägungen und raumord- 
nungspolitischen Gesichtspunkten gegen die Er- 
richtung eines weiteren Korpsdepots wenden. Aus 
demselben Grunde auch unterstützen wir die Bür- ( D ) 
gerinitiativen rechts und links der Weser im Land- 
kreis Verden an der Aller. 

Der im Petitionsausschuß erzielte Kompromiß 
stellt uns deshalb nicht zufrieden, weil er wider- 
sprüchlich ist und insbesondere das Verteidigungs- 
ministerium — wo ist es eigentlich? — einmal mehr 
die Karten nicht auf den Tisch des Hauses, des Peti- 
tionsausschusses, gelegt hat. Wird nämlich der mi- 
litärische Ersatzübergang bei Ahausen- Bollen tat- 
sächlich gebaut, dann hat dies langfristige Folgen 
für den Straßenzustand der K 1, für die Ortsdurch- 
fahrt und für das Ortsbild Bollen, für eine Pappel- 
allee nach Bremen-Mahndorf, insgesamt für eine 
erhebliche Beeinträchtigung von Umwelt und Na- 
turschutz. Wir haben diese Gesichtspunkte im Aus- 
schuß ja sehr ausführlich und sorgfältig — auch 
von Ihrer Seite — erörtert; nur, Frau Berger, auch 
weil Sie mir zustimmen, 

(Zuruf der Abg. Frau Berger [Berlin] 
[CDU/CSU]) 

diesem Kompromiß trauen wir nicht; der muß erst 
noch seine Tragfähigkeit erweisen. 

Von daher danken wir den Bürgerinitiativen und 
fordern sie auf: Bleibt dort hart, bleibt bei eurer 
Auffassung, daß dieser militärische Ersatzübergang 
nicht gebaut werden darf! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Weitere, Herr Schlottmann, entnehmen Sie 
bitte unserem qualifizierten Änderungsantrag, der 
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vom Präsidium leider von fünf auf zwei Seiten zu- 
sammengestrichen wurde. 

In unserem Entmilitarisierungsprogramm spre- 
chen wir uns dafür aus, aus naturschutz- und um- 
weltpolitischen Erwägungen heraus für einen Stopp 
aller weiteren militärischen Infrastrukturpläne und 
-Projekte in der Bundesrepublik einzutreten. Das 
beinhaltet insbesondere auch, daß wir das NATO- 
Infrastrukturprogramm, das Anfang der 80er Jahre 
noch knapp neun Milliarden DM betrug, Ende der 
80er Jahre aber plötzlich 22 Milliarden DM, schärf- 
stens ablehnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

1969, meine Damen und Herren von der sozialdemo- 
kratischen Fraktion — wenn Sie die Ehre haben, 
mal zuzuhören — , 

(Duve [SPD]: Wieso ist es eine Ehre, Ihnen 
zuzuhören, Herr Kollege?) 

hat Gustav Heinemann gesagt, nicht der Krieg solle 
vorbereitet werden, sondern der Frieden ist der 
Ernstfall. Sorgen wir mit den Bürgerinitiativen da- 
für, daß in diesem Parlament hier und heute end- 
lich eine Politik in diesem Sinne betrieben wird! 

Schönen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Hedrich. 


Hedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ohne Zweifel gibt es 
einen gewissen Konflikt zwischen den Belangen 
der Verteidigung und denen des Umweltschutzes. 
Ohne Zweifel gibt es Fälle, in denen die Errichtung 
militärischer Anlagen Eingriffe in unsere Natur 
und Belästigungen der Bürger zur Folge hat Aber 
ohne Zweifel ist auch die überwältigende Mehrheit 
der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes der 
Überzeugung, daß die Bundeswehr als Instrument 
der Friedenssicherung unverzichtbar ist 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und die Verteidigung unseres freiheitlichen Rechts- 
staates gewisse Einschränkungen notwendig 
macht. 

Gerade aber deshalb werde ich das Gefühl nicht 
los, der Vorstoß der GRÜNEN bezüglich der Ab- 
schaffung des Landbeschaffungsgesetzes zielt nicht 
auf die Stärkung der Bürgerinteressen und hat 
auch wenig mit dem vorliegenden Anliegen der Pe- 
tenten aus Ahausen und Bollen zu tun; vielmehr 
liegt die Stoßrichtung offen auf der Hand. Der Bun- 
deswehr soll die Erfüllung ihres Auftrags, Frieden 
und Freiheit zu sichern, schwergemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer außerdem versucht, die Bundeswehr in die 
Ecke der Umweltzerstörer zu drängen, der sollte 
sich wenigstens einmal die Mühe machen, die Auf- 
stellung „Bundeswehr und Umweltschutz“ durch- 
zulesen, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 


die übrigens den bezeichnenden Titel hat „Große (C) 
Sauerei auf dem Truppenübungsplatz“, was einen 
Hinweis auf die Bundeswehr als großen Heger und 
Pfleger des Wildbestandes zuläßt. 

Ich möchte darauf verweisen — schauen Sie sich 
einmal die Seite 24 an — : Jährlich wächst die Wald- 
fläche auf Bundeswehrgeländen durch Aufforstung 
um 185 Hektar. Wer hier behauptet, jährlich würde 
die Bundeswehr über das Landbeschaffungsgesetz 
Tausende von Hektar hinzugewinnen, der spricht 
einfach die Unwahrheit. Herr Kollege Dr. Schier- 
holz, der Parlamentarische Staatssekretär hat Sie 
schon bei der Einbringung dieses Gesetzes eines 
Besseren belehren müssen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Da hat er nicht 
recht gehabt!) 

Gerade die zur Entscheidung vorliegende Petition 
zum geplanten Bau einer militärischen Ersatzüber- 
gangsstelle über die Weser im Landkreis Verden 
macht nach unserer Auffassung deutlich, wie wirk- 
sam das bestehende Gesetz ist. Gerade aufgrund 
des nach den Gesetzen erforderlichen Anhörungs- 
verfahrens hat die niedersächsische Landesregie- 
rung scharfe Auflagen z. B. bezüglich der Land- 
schaftspflege erlassen. Der Petitionsausschuß hat 
sich selbst durch eine Besichtigung vor Ort von den 
Problemen noch einmal überzeugen können. 

Wenn darüber hinaus in einem bestimmten Zu- 
sammenhang ein Bürger sagt: ich bin mit der Tras- 
sierung einverstanden, und ich bin bereit, Gelände 
abzugeben, so halte ich es für kein korrektes Ver- 
fahren, mit Bürgern umzugehen, wenn ihm dies als (D) 
Gewinnsucht unterstellt wird. Ich gebe zu, daß in 
diesem Bereich nicht alles so geklärt worden ist, 
wie wir uns das gewünscht haben. Da dies der Fall 
ist, hat der Petitionsausschuß auch vorgeschlagen, 
die Petition insoweit der Bundesregierung zur Be- 
rücksichtigung mit dem Ziel zu überweisen, daß 
nach der Fertigstellung der Ersatzübergangsstelle 
bei Übungen auf keinen Fall Kettenfahrzeuge ein- 
gesetzt werden dürfen. Im übrigen soll die Petition 
dem BMVg als Material überwiesen werden. 

Des weiteren sollten wir uns einmal bei der 
Schaffung von Übungsmöglichkeiten für unsere 
Bundeswehr mit den Interessen der Soldaten und 
ihrer Familien beschäftigen. Natürlich ist z. B. 
Fluglärm eine unangenehme Sache und eine unan- 
genehme Belästigung. Aber soll denn nun alles 
nach Kanada, alles nach Italien oder zukünftig 
nach Konya in der Türkei verlagert werden? Soll 
überhaupt nicht mehr berücksichtigt werden, daß 
Soldaten wochenlang von ihren Familien getrennt 
sind, von den finanziellen Kosten einmal ganz zu 
schweigen? 

Wer es mit der Sicherheit in unserem Lande 
ernst nimmt, der wird sorgfältig abwägen: Militä- 
rische Übungen sind kein Selbstzweck. Der Bürger 
hat Anspruch darauf, daß Belästigungen ein erträg- 
liches Maß nicht überschreiten, der Soldat aber hat 
in gleicher Weise Anspruch auf den Respekt für sei- 
nen schwierigen Dienst. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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(A) Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Seit weitaus mehr 
als einem Jahrzehnt plant das Bundesministerium 
der Verteidigung in der Nähe Bremens den Bau 
einer militärischen Ersatzübergangsstelle über die 
Weser. An dieser Planung wird trotz ihrer militäri- 
schen Unsinnigkeit und trotz der Bedenklichkeit 
wegen erheblicher Eingriffe in Natur und Land- 
schaft und der damit verbundenen Beeinträchti- 
gung von Wohn- und Erholungsgebieten festgehal- 
ten. 

Erstens. Es gibt schon mehrere schon ausgebau- 
te, für Panzerverkehr zugelassene und geeignete 
Übergangsstellen über die Weser zwischen Bremen 
und Nienburg. Der Petitionsausschuß hat sich im 
April dieses Jahres bei Ortsbesichtigungen — aus 
der Luft und zu Lande, darf ich sagen — selbst ein 
Bild davon machen können. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und auf dem 
Wasser!) 

— Auf dem Wasser auch. 

Zweitens. Die Stadt Achim, der Landkreis Verden 
und die niedersächsische Landesregierung haben 
massive und erhebliche Bedenken gegen den Bau 
einer weiteren Übergangsstelle ausgerechnet in ei- 
nem Gebiet erhoben, wo Baumaßnahmen das öko- 
logische Gleichgewicht stören und durchzufüh- 
rende Übungen zu einer erheblichen Beeinträchti- 
' ' gung von Wohnbevölkerung und einem Erholungs- 
gebiet mit Campingplatz führen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Drittens. In einem Raumordnungsverfahren nach 
niedersächsischem Landesrecht sind derart erheb- 
liche Auflagen gemacht worden, daß der angeblich 
zu verfolgende militärische bzw. verteidigungspoli- 
tische Sinn in sein Gegenteil verkehrt wird. So dür- 
fen am rechten Weserufer nur ausnahmsweise und 
bis zu zweimal jährlich Lastfahrzeuge mit bis zu 
12 t die für 3,5 t zugelassene Kreisstraße befahren. 
Kettenfahrzeuge werden nicht zugelassen. Am lin- 
ken Weserufer müssen Zufahrtswege inklusive 
Durchstechung eines Weserdeichs erst mit erhebli- 
chem Aufwand geschaffen werden. Es kann also in 
keinem Fall in Friedenszeiten das geübt werden, 
was in einem Verteidigungsfall angeblich erforder- 
lich werden könnte. 

Viertens. Das Motiv des Verteidigungsministers, 
an einer völlig unsinnigen und gegen die eigene 
Bevölkerung gerichteten Planung festzuhalten, 
kann deshalb nur in einer halbherzigen Sturheit lie- 
gen. Halbherzig ist sie deshalb, weil der Verteidi- 
gungsminister entweder tatsächlich die Auflagen 
schlucken will, die das ganze Vorhaben militärpoli- 
tisch unsinnig machen, oder aber darauf spekuliert, 
daß schon nach der ersten durchgeführten Übung 
mit Schwerlastfahrzeugen die auf Ophusen-Achi- 
mer Stadtgebiet liegende Kreisstraße 1 des Land- 
kreises Verden in einen solchen erbarmungswürdi- 
gen Zustand versetzt wird, daß sie sofort und dann 


panzergerecht ausgebaut werden muß, was wie- (C) 
derum die Auflagen obsolet macht. 

Vizepräsident Stückien: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Schierholz? 

Waltemathe (SPD): Wenn es nicht auf meine Re- 
dezeit angerechnet wird: ja. 

Vizepräsident Stückien: Wir werfen damit immer 
den Zeitplan über den Haufen. Wenn die Frage 
ganz kurz ist: bitte! 

Waltemathe (SPD): Bitte. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Es ist kurz, Herr Walte- 
mathe. Wie werten Sie es denn als Parlamentarier, 
daß das Verteidungsministerium offensichtlich 
nicht die Absicht hat, jetzt gleich in der Debatte 
noch zu den Punkten Stellung zu beziehen, und daß 
von daher die Unklarheit für die betroffenen Bürge- 
rinnen und Bürger offensichtlich noch zunehmen 
wird? 

Waltemathe (SPD): Als Parlamentarier, Kollege 
Schierholz, werte ich die Macht des Parlaments so, 
daß, wenn wir den Petitionen Rechnung tragen, das 
eine Weisung an den Verteidigungsminister ist. Er 
kann das, auch wenn er jetzt hier nicht anwesend 
ist, dann immer noch zur Kenntnis nehmen und 
davon ablassen, diese unsinnige Planung tatsäch- 
lich durchzuführen. (D) 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Schönen Dank!) 

Stur ist er deshalb, weil sich längst herausgestellt 
hat, daß ein Weser-Übergang an dieser Stelle, wenn 
er denn je notwendig war, es heute jedenfalls nicht 
ist. 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Fünftens. Petitionen sind von je einer Bürgerin- 
itiative auf dem linken und auf dem rechten Weser- 
ufer eingereicht worden. Diesen Initiativen gehören 
CDU-Mitglieder, SPD-Mitglieder und Mitglieder der 
GRÜNEN an, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

aber überwiegend selbstverständlich parteipolitisch 
nicht gebundene Bürgerinnen und Bürger. Ihre Ein- 
gaben sind in vollem Umfang berechtigt. Wenn die- 
ses Parlament das Volk vertreten will, sollte es sich 
nicht von einer Militärbürokratie gängeln lassen, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

nur weil einmal vor U /2 Jahrzehnten irgendwelche 
Planungsbeamten glaubten, eine Idee zu haben. 
Deshalb beantrage ich namens der SPD-Bundes- 
tagsfraktion, die Petitionen zur vollen Berücksichti- 
gung an die Bundesregierung zu überweisen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zum Schluß beantrage ich im übrigen für die 
SPD-Fraktion, die SPD-Anträge zu den Sammel- 
übersichten 172, 173, 178 und 190 anzunehmen und 
die Petitionen zur Berücksichtigung zu überweisen. 

Bei der Abstimmung über den Änderungsantrag 
der GRÜNEN zu Sammelübersicht 179 werden wir 



19738 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 253. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Dezember 1986 


Waltemathe 

(A) uns der Stimme enthalten; dem Änderungsantrag 
der GRÜNEN zu Sammelübersicht 191 werden wir 
zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Schlottmann [CDU/CSU]: Da freut sich 
Herr Rau!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Herr 
Kollege Dr. Schierholz, das Landbeschaffungsge- 
setz bleibt. Sie selber haben sich damit anscheinend 
abgefunden. Denn in der Beschlußempfehlung und 
im Bericht des Innenausschusses lese ich unter 
„B. Lösung“: 

Ablehnung des Gesetzentwurfs. Prüf- und Be- 
richtsbitte an die Bundesregierung . . . Einstim- 
migkeit im Ausschuß bei Enthaltung seitens 
der Fraktion DIE GRÜNEN. 

Sie nehmen also anscheinend Ihren eigenen Antrag 
nicht so ernst, daß Sie dafür besonders streiten. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Leider falsch!) 

Also: Das Landbeschaffungsgesetz bleibt. Auch 
Ihre Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit sind un- 
begründet, darf ich Ihnen hier sagen. Sie würden 
damit in Karlsruhe keinen Erfolg haben können. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sind Sie si- 
1 ' eher?) 

Es bleibt, die Belange der Verteidigung zu erhal- 
ten. Das wollen wir tun. 

Aber wir nehmen natürlich auch die Sorgen von 
Bürgern über die hohe Belastung durch übende 
Truppen ernst. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Deswegen meine ich, daß der Innenausschuß recht 
hat, wenn er sich mit der Frage beschäftigt, inwie- 
weit die Beteiligung und die Information der Ge- 
meinden in dem Anhörungsverfahren nach § 1 des 
Landbeschaffungsgesetzes erweitert und verbes- 
sert werden können, besonders für den Fall, daß der 
Bundesminister der Verteidigung von dem Votum 
oder dem Beschluß der jeweiligen Gemeinde ab- 
weicht. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Wolf- 
gramm, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Mann? 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident, 
gerne. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Wolfgramm, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß z. B. im 
Städtetag sehr ernsthaft gefordert wird, nicht nur 
die Informationen der Kommunen zu verbessern, 
sondern auch ihre Mitwirkungsrechte in Verfahren 
nach dem Landbeschaffungsgesetz zu erweitern? 


Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Lieber Herr Kolle- (C) 
ge, ich hatte eben von Beteiligung und Information 
der Gemeinden gesprochen. Die Beteiligung 
schließt die Mitwirkung ein. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Es geht um eine 
andere Prioritätensetzung! Das ist doch 
gar keine Frage!) 

- — Herr Kollege Schierholz, wenn Sie meine Rede 
nachlesen, werden Sie das alles ordnungsgemäß 
auffinden. Wenn Sie zugehört hätten, hätten Sie 
sich diese Frage schenken können. 

Aber Sie hätten auch einen Blick in das Bundes- 
verwaltungsgerichtsurteil vom 11. April 1986 werfen 
können. Auch da steht, was wir berücksichtigen 
wollen, nämlich: Die Berücksichtigung der Belange 
der Gemeinden gehört zu den rechtsstaatlichen 
Mindestanforderungen. — Wir Freien Demokraten 
wollen nach sorgfältiger Prüfung diese Dinge ver- 
bessern. 

Im übrigen möchte ich anmerken, daß wir die 
Petition der Bundesregierung als Material überwei- 
sen. 

(Beifall bei der FPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Nach §29 Abs. 3 der Ge- 
schäftsordnung erteile ich Herrn Abgeordneten 
Kirschner das Wort. 


Kirschner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe mich deshalb zur Geschäfts- ^ 
Ordnung gemeldet, weil ich auf etwas hinweisen 
möchte. Ich weiß, daß die Beratung über die Vorla- 
gen unter Tagesordnungspunkt 14 a bis j im Älte- 
stenrat auf Grund der Fülle der anstehenden Vorla- 
gen einstimmig festgelegt wurde. 

(Lambinus [SPD]: Weil die Regierung so 
lange gepennt hat!) 

Ich möchte aber darauf aufmerksam machen — ich 
glaube, das ist für die Arbeit des Petitionsausschus- 
ses und für die Bürger auch angemessen — , daß 
das, was unter dem Tagesordnungspunkt „Aufhe- 
bung des Landbeschaffungsgesetzes“ läuft, nichts 
mit den folgenden Petitionen zu tun hat. Bestenfalls 
die Petitionen, zu denen gerade die Kollegen ge- 
sprochen haben, und die nächste Sammelübersicht 
gehören noch dazu, weil es dort um Maßnahmen 
der Bundeswehr geht. 

Zwei Änderungsanträge, die wir gestellt haben, 
betreffen die Milch-Garantiemengen-Verordnung. 

Des weiteren beantragen wir, das Tierschutzrecht 
dem neuen Umweltministerium zuzuordnen, eine 
eigenständige Organisationseinheit der Oberpostdi- 
rektion Stuttgart am Standort Tübingen zu belas- 
sen und Arzneimittelversuche in Pflegeeinrichtun- 
gen zu verbieten. 

Ich meine, in Zukunft sollte nicht mehr so verfah- 
ren werden. Das muß ein einmaliger Vorgang blei- 
ben. Dies liegt im Interesse der Ernsthaftigkeit der 
Behandlung von Petitionen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Beschäftigen Sie nicht 
das Plenum damit!) 
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Kirschner 

(A) — Herr Kollege Bohl, wenn Sie sagen, wir beschäf- 
tigen damit das Plenum, dann muß ich Ihnen entge- 
genhalten: Sie nehmen die Petitionen wohl nicht so 
ernst wie die Kollegen im Petitionsausschuß, die ich 
jetzt im Auge habe. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Ihre Leute wa- 
ren doch dabei!) 

— Ich habe das ausdrücklich gesagt, Herr Kollege 
Schlottmann. Ich möchte aber trotzdem auf den 
§ 112 der Geschäftsordnung hinweisen: Beschluß- 
empfehlung und Bericht des Petitionsausschusses. 
Dort heißt es: 

Die Berichte werden gedruckt, verteilt und in- 
nerhalb von drei Sitzungswochen nach der Ver- 
teilung auf die Tagesordnung gesetzt; sie kön- 
nen vom Berichterstatter mündlich ergänzt 
werden. 

Von diesem Recht machen wir Gebrauch. Ich 
bitte darum, daß wir in Zukunft entsprechend be- 
rücksichtigt werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort nach § 31 Abs. 2 
der Geschäftsordnung hat der Abgeordnete Collet. 

(Zuruf des Abg. Bohl [CDU/CSU]) 

Collet (SPD): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nicht 
gleich schimpfen, Herr Kollege Bohl! — Ich habe 

(B) mich zu Wort gemeldet, um Ihnen mitzuteilen, daß 
ich an der Abstimmung über die elf Drucksachen 
mit 42 Seiten zum Punkt 14 der Tagesordnung nicht 
teilnehme. Wenn Sie mich fragen, warum, 

(Eigen [CDU/CSU]: Wir fragen nicht! — 
Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Schier- 
holz [GRÜNE]: Doch, das fragen wir! Schie- 
ßen Sie los!) 

sage ich Ihnen: weil ich nicht weiß, was drinsteht. 

(Lambinus [SPD]: Eine Zumutung ist 
dies!) 

Sie werden nun vielleicht sagen: Dann hättest du 
das lesen sollen. 

(Dr. Schier holz [GRÜNE]: Sagen Sie bloß, 
das wissen Sie sonst?) 

Sie werden das nicht sagen; Sie kennen das. Aber 
vielleicht werden es die Damen und Herren da oben 
auf der Tribüne oder der Souverän, der Bürger zu 
Hause, sagen. Hier habe ich die Sitzungsunterlagen 
dieser Woche — ich war gerade noch draußen und 
habe die letzte Zugabe geholt — , 

(Beifall des Abg. Lambinus [SPD]) 
mit 1395 Seiten auf 107 Drucksachen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Es ist schon wieder et- 
was gekommen! Soll ich Ihnen das noch 
ranholen? — Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wer hat denn das gezählt?) 

— Das hat meine Mitarbeiterin gezählt. 

(Conradi [SPD]: Dafür werden die Mitar- 
beiter mißbraucht!) 


Sie hat alle Drucksachen nach der Tagesordnung (C) 
zusammengetan. Das trage ich hier nun vor, weil 
ich meine, irgendwann sollten wir auch einmal dar- 
über nachdenken, wie wir das machen und was wir 
hier machen. 

(Sehr gut! bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 

Allerdings!) 

Ich bin am Montagabend hier angereist — ich 
hatte noch zwei Termine im Wahlkreis, Sie kennen 
das — , bin dann ins Büro gegangen und war noch 
bis halb zwei dort. 

(Waltemathe [SPD]: Was hast du denn 
Sonntag gemacht?) 

Am Dienstag gab es Sitzungen von Arbeitsgruppe, 
Arbeitskreis, Fraktion und abends eine Veranstal- 
tung der Deutschen Vereinigung für Parlamentsfra- 
gen. Am Mittwoch tagten Ausschüsse, ich war 
Schriftführer hier und hatte noch einen weiteren 
Termin. Und nun gibt es für Donnerstag und Frei- 
tag diese Drucksachen. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Ist das 
nicht Ihre Besuchergruppe, da oben?) 

Wenn man also überlegt, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ergibt sich: Wir stimmen über 
Dinge ab, die wir nicht kennen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ist dies ein Vorwurf? Nein. Ich mache das ja auch 
21 Jahre mit. Dies ist kein Vorwurf; dies ist ein 
Anstoß zum Nachdenken, meine sehr verehrten Da- 
men und Herren. 

Ich weiß um den Entscheidungszwang im Inter- ^ 
esse der Dinge, die da weitergehen müssen. Aber 
überlegen Sie einmal, welchen Vorsprung, welchen 
Einfluß dadurch die Exekutive hat. Es geht ja nicht 
immer nur um politische Entscheidungen, die im 
Kabinett getroffen werden. Nur wenige Beamte 
wissen dann, was da jetzt eigentlich als Vorlage 
liegt, und wir alle heben dazu die Hand. 

Ich erinnere daran, wie das heute mittag vor der 
Mittagspause war. Es war geradezu eine Abstim- 
mungsguillotine, die da bedient wurde. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Richtig! — Frau 

Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Jetzt sind wir 
aber bei Tagesordnungspunkt 14!) 

Und dann sagt auch noch der Präsident, der auch 
nicht weiß, was da drinsteht, worüber er abstimmen 
läßt 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Herr Präsident, 
das müssen Sie rügen!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 

Collet (SPD): Es war nicht der jetzt amtierende 
Präsident 

(Heiterkeit) 

Der Präsident bezieht sich also auf die Vorlagen, 
die wir nicht hier haben. Wir haben ja keine Tische, 
und deshalb liegen die Vorlagen seit wir ins Was- 
serwerk umgezogen sind, draußen im Vorraum; sie 
sind gar nicht alle in die Mappe hineingelegt wor- 
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Collet 

(A) den, wie ich festgestellt habe, als ich die Tagesord- 
nung zur Hand nahm, weil schon damit gerechnet 
wird, daß wir sie gar nicht holen können, weil sie 
uns vom Schoße fallen, wenn wir sie alle hier mit 
hineinnehmen; wir müßten dann zwischen den Pa- 
pieren auf der Erde herumsuchen. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ich meine, wir müssen 
erneut darüber nachdenken, wie wir an dieses Pro- 
blem herangehen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Erneut und ver- 
schärft!) 

Es ist eine Herausforderung an Politikwissen- 
schaftler und Parlamentsreformer, eine Herausfor- 
derung an uns alle. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Eine Parlamen- 
tarismusreform brauchen wir!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dies ist 
keine Erstaufführung. Im Jahre 1971 habe ich den 
gleichen Vorgang — nicht an diesem, sondern am 
Rednerpult im Altbau — zur Sprache gebracht. 

(Waltemathe [SPD]: Was hat es genützt? — 
Zuruf von den GRÜNEN: Da können Sie 
sehen, wie erfolgreich Sie waren!) 

Ich gebe jetzt als Ausscheidender noch einmal den 
Hinweis. Demnächst werde ich Gelegenheit haben, 
im Rahmen der Aktivitäten der Ehemaligen daran 
mitzuarbeiten. Vielleicht kann ich dann den noch 

hier Arbeitenden einen Vorschlag unterbreiten. 

(B) 

Ich werde an der Abstimmung nicht teilnehmen. 
Ich darf mich bedanken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 


Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Collet, 
nachdem Sie mich freundlicherweise von denen 
ausgenommen haben, die nicht diese mehreren tau- 
send Seiten gelesen haben, 

(Esters [SPD]: Völlig zu Unrecht!) 

bedaure ich sehr lebhaft, daß Sie nicht mehr an der 
Bereinigung dieser Angelegenheit und der Über- 
windung dieser Schwierigkeiten im nächsten Bun- 
destag teilnehmen können. Es wird also den in den 
11. Deutschen Bundestag wiederkehrenden oder 
neu in ihn einziehenden Abgeordneten überlassen 
bleiben, hier einen vernünftigen Weg zu finden. 

Aber keinesfalls haben Sie widersprochen, daß 
die Petitionen im Petitionsausschuß im einzelnen 
mit großer Gewissenhaftigkeit und großer Gründ- 
lichkeit behandelt worden sind, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Morgens um 
Viertel nach sieben!) 

daß die Beschlußempfehlungen zu den meisten Pe- 
titionen im Petitionsausschuß einstimmig verab- 
schiedet worden sind und die strittigen Petitionen 
hier im Bundestag aufgerufen und behandelt wor- 
den sind, so daß also der Gründlichkeit auch bei 
einer so großen Zahl von Petitionen im Bundestag 
Genüge getan worden ist Die Petenten draußen im 


Lande können sicher sein, daß ihre Petitionen hier (C) 
gründlich beraten und ernst genommen werden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht mehr vor. 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim- 
mung über Tagesordnungspunkt 14 a, den Gesetz- 
entwurf der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck- 
sache 10/4587. Der Ausschuß empfiehlt auf der 
Drucksache 10/6142 unter Ziffer 1, diesen Gesetz- 
entwurf abzulehnen. Ich rufe die §§ 1 und 2, Einlei- 
tung und Überschrift auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Einige Enthaltungen. Mit großer Mehrheit 
ist dieser Gesetzentwurf entsprechend der Aus- 
schußempfehlung abgelehnt. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter auf Drucksache 
10/6142 unter Ziffer 2 die Annahme einer Entschlie- 
ßung. Wer dieser Entschließung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Wonach schauen Sie, Herr Schier- 
holz? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Nach der Mehr- 
heit, Herr Präsident!) 

Darf ich noch einmal wiederholen: Wer dafür ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer ist dage- 
gen? — Wer enthält sich? — Bei einigen Enthaltun- 
gen mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ta- 
gesordnungspunkt 14 b, und zwar zuerst über die 
hierzu vorliegenden Änderungsanträge. Wer dem 
Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 10/6664 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Hoch!) 

— Das braucht nicht mit einem Hurra begleitet zu 
werden. Wer ist dagegen? — Enthaltungen? — Mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 10/6618 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses auf Drucksache 10/6102 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Diese Beschlußempfehlung ist mit Mehrheit ange- 
nommen. 

Wir stimmen jetzt über den Tagesordnungspunkt 
14 c ab. Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des 
Petitionsausschusses auf Drucksache 10/6250? Ich 
bitte um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent- 
haltungen? — Bei einigen Enthaltungen mit Mehr- 
heit angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ta- 
gesordnungspunkt 14 d, und zwar zuerst über den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf Druck- 
sache 10/6619. Wer dem Änderungsantrag zuzustim- 
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(A) men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltun- 
gen. Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses auf Drucksache 10/6182 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Die Beschlußempfehlung ist mit Mehrheit ange- 
nommen. 

Wir stimmen nunmehr über Tagesordnungspunkt 
14 e ab, und zwar zuerst über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/6620. Wer 
dem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Dieser Än- 
derungsantrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses auf Drucksache 10/6183 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Mit Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen jetzt über Tagesordnungspunkt 14 f 
ab, und zwar zuerst über den Änderungsantrag der 
SPD auf Drucksache 10/6621. Wer dem Änderungs- 
antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Keine. Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses auf Drucksache 10/6249 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge- 

(B) genprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußemp- 
fehlung ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Tagesordnungspunkte 14 g und 14 h. Wer stimmt für 
die Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
auf Drucksache 10/6573? Ich bitte um ein Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine 
Gegenstimmen. Bei einigen Enthaltungen ange- 
nommen. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses auf Drucksache 10/6574. Ich bitte 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Keine Ge- 
genstimmen. Enthaltungen? — Bei einigen Enthal- 
tungen angenommen. 

Wir stimmen jetzt über den Tagesordnungspunkt 
14 i ab, und zwar zuerst über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/6622. Wer 
dem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltungen ist die- 
ser Antrag abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses auf Drucksache 10/6576 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthal- 
tungen ist die Beschlußempfehlung angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über Tagesordnungspunkt 
14 j ab, und zwar zuerst über den Änderungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
10/6633. Wer diesem Änderungsantrag zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 


Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltun- (C) 
gen. Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses auf Drucksache 10/6577 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Diese Beschlußempfehlung ist mit Mehrheit ange- 
nommen. 

Ich rufe auf 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Vorher kriegen 
Sie aber ein Sonderlob! — Heiterkeit) 

— Wissen Sie, beim Präsidium ist man Schwerstar- 
beit gewohnt. 

Eine amtliche Mitteilung: Der Ältestenrat hat in 
seiner heutigen Sitzung folgende Empfehlung aus- 
gesprochen: 

In Abweichung von § 77 Abs. 1 der Geschäftsord- 
nung sollen Gesetzentwürfe und Anträge, die nach 
dem 12. Dezember 1986 eingehen, nicht mehr ge- 
druckt werden, wenn sie in der laufenden Wahlpe- 
riode nicht mehr auf die Tagesordnung des Bundes- 
tages gesetzt werden und am Ende der Wahlperiode 
nach § 125 der Geschäftsordnung als erledigt gel- 
ten. 

Diese Regelung gilt nicht für Große Anfragen, die 
ebenso wie Kleine Anfragen und schriftliche Ein- 
zelfragen weiterhin gedruckt und behandelt werden 
sollen. 

(D) 

Ist das Haus mit der vorgeschlagenen Abwei- 
chung von der Geschäftsordnung einverstanden? — 

Ich höre keinen Widerspruch. Es ist damit so be- 
schlossen. 


Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Ab- 
geordneten Gansei, Amling, Bachmaier, 
Bahr, Bernrath, Bindig, Frau Blunck, Brück, 
Büchner (Speyer), Catenhusen, Collet, Conra- 
di, Frau Dr. Däubler-Gmelin, Dreßler, Duve, 
Dr. Ehmke (Bonn), Dr. Emmerlich, Fischer 
(Homburg), Fischer (Osthofen), Frau Fuchs 
(Verl), Gerstl (Passau), Frau Dr. Hartenstein, 
Dr. Hauchler, Heistermann, Hiller (Lübeck), 
Dr. Holtz, Horn, Frau Huber, Immer (Alten- 
kirchen), Jahn (Marburg), Jungmann, Kiehm, 
Kißlinger, Klein (Dieburg), Dr. Klejdzinski, 
Klose, Kühbacher, Kuhlwein, Lambinus, 
Löffler, Frau Luuk, Frau Dr. Martiny-Glotz, 
Neumann (Bramsche), Dr. Nobel, Frau Oden- 
dahl, Paterna, Peter (Kassel), Rapp (Göppin- 
gen), Frau Renger, Reuter, Roth, Schäfer (Of- 
fenburg), Schanz, Dr. Scheer, Schlaga, Frau 
Schmidt (Nürnberg), Dr. Schmude, Schröer 
(Mülheim), Schulte (Unna), Frau Simonis, 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk, Dr. Soell, Steiner, 
Stiegler, Stobbe, Toetemeyer, Verheugen, 
Voigt (Frankfurt), Waltemathe, Wartenberg 
(Berlin), Weisskirchen (Wiesloch), Westphal, 
Dr. de With, Dr. Vogel und der Fraktion der 
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(A) SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 

zur Sicherung der Kriegswaffenkontrolle 

— Drucksache 10/3342 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Aus- 
schuß) 

— Drucksache 10/4275 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Lattmann 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung 

— Drucksache 10/4276 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Glos 
Dr. Weng (Gerlingen) 

Frau Simonis 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 140. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktion 
der SPD 

Sicherung der Kriegswaffenkontrolle 

— Drucksachen 10/6091, 10/6445 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Lattmann 
(Bl 

' } Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba- 
rung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Bera- 
tung der Tagesordnungspunkte 15a und 15b 60 Mi- 
nuten vorgesehen. Ist das Haus damit einverstan- 
den? — Ich sehe keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Gansei. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Jetzt kommt der 
Untersuchungsausschuß!) 


Gansei (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte die Gelegenheit nutzen, von die- 
sem Pult aus Hugo Collet ein Dankeschön zu sagen. 
Schließlich hat er mir 1972 die ersten Ratschläge 
für das Überleben als Abgeordneter gegeben. Hugo 
Collet selbst ist ein vorbildlicher und tapferer Parla- 
mentarier gewesen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, wir 
beraten heute in letzter Lesung den Gesetzentwurf 
der SPD-Fraktion zur Sicherung der Kriegswaffen- 
kontrolle. Wir haben diesen Gesetzentwurf am 
14. Mai 1985 im Bundestag eingebracht. Durch den 
vor einer Woche offenbar gewordenen illegalen 
Transfer von Rüstungstechnologie nach Südafrika 
hat dieser Gesetzentwurf eine aktuelle und die 
überzeugendste Begründung erhalten. 


Nach unserem Gesetzentwurf sollen Konstruk- (C) 
tionszeichnungen für Kriegswaffen auch wie 
Kriegswaffen behandelt werden, wenn sie aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht wer- 
den. 

(Beckmann [FDP]: Das ist doch heute 
schon so!) 

Das würde z. B. bedeuten, daß ein rechtswidriger 
Export von Blaupausen nach Südafrika nicht mehr 
als Ordnungswidrigkeit deklariert werden könnte, 
als ob es sich dabei um eine Übertretung der Stra- 
ßenverkehrsordnung handeln würde. Solche Taten 
sollen nach unserer Vorstellung als das bestraft 
werden, was sie sind, nämlich als Vergehen oder 
Verbrechen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Mit Knast! — 

Beifall bei den GRÜNEN) 

In der gestrigen gemeinsamen Sondersitzung des 
Auswärtigen Ausschusses und des Wirtschaftsaus- 
schusses aus Anlaß des illegalen Rüstungsgeschäfts 
mit Südafrika hat sich die Kollegin Hamm-Brücher 
darüber empört, daß es überhaupt möglich ist, ein 
illegales Waffengeschäft als Ordnungswidrigkeit 
einzustufen, so daß das Bußgeld bei der Kalkulation 
des Gewinnes vorher kalt lächelnd abgezogen wird; 

Sie haben recht, Frau Kollegin. 

Nach unserem Gesetzentwurf machen sich auch 
diejenigen strafbar, die als Amtsträger, z. B. als Re- 
gierungsmitglieder, rechtswidrige Waffengeschäfte 
durchführen oder pflichtwidrig nicht verhindern 
oder vorbereiten oder dazu anstiften. Wir halten es (D) 
für ein Gebot der politischen Hygiene, daß Haftung 
und Schuld nicht voll auf diejenigen abgewälzt wer- 
den, die in Unternehmen der Privatwirtschaft oft in 
totaler Abhängigkeit von den Aufträgen oder Ge- 
nehmigungen der Bundesregierung rechtswidrigen 
Kriegswaffenexport betreiben. 

Dieses Thema ist also von geradezu brennender 
Aktualität. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Mit dem Gesetzesantrag, von dem wir wissen, daß 
er in dieser Legislaturperiode ein Entwurf bleiben 
wird — das sind nur einige Seiten Papier, das ist 
nur tote Materie — verbindet sich für mich das Bild 
zweier Menschen, die jeweils als Typus für diesen 
Antrag zur Kontrolle des Kriegswaffenexports und 
für die Antragsteller, die Sozialdemokraten, und für 
mich persönlich privat und politisch Bedeutung ha- 
ben. 

Professor Carlo Schmid, einer der Großen in der 
Geschichte meiner Partei, einer der Väter des 
Grundgesetzes, wäre gestern 90 Jahre alt geworden. 

Carlo Schmid ist der Art. 26 des Grundgesetzes zu 
verdanken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich zitiere diesen Artikel, der Carlo Schmid mehr 
ehrt, als es jede Jahreswürdigung kann. Art. 26 des 
Grundgesetzes: 

Handlungen, die geeignet sind und in der Ab- 
sicht vorgenommen werden, das friedliche Zu- 
sammenleben der Völker zu stören, insbeson- 
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dere die Führung eines Angriffskrieges vorzu- 
bereiten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter 
Strafe zu stellen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Was ist daraus 
geworden?) 

Zur Kriegsführung bestimmte Waffen dürfen 
nur mit Genehmigung der Bundesregierung 
hergestellt, befördert und in Verkehr gebracht 
werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 

Dieses Bundesgesetz ist das Kriegswaffenkon- 
trollgesetz, über das wir heute diskutieren. Daß wir 

— Zitat — 

. . . eine klare und unklausulierte Erklärung ab- 
geben, daß in Deutschland keine Kanonen 
mehr gebaut werden sollen, nicht nur für uns, 
sondern auch für andere nicht . . . 

— so sagte es Carlo Schmid 1949 in den Beratungen 
des Parlamentarischen Rates — , ist der Sinn dieses 
Grundgesetzartikels. 

Damals konnte sich noch niemand Streitkräfte 
der Bundesrepublik Deutschland und eine eigene 
Bundeswehr vorstellen. Die Bundeswehr ist heute 
ein Faktum und auf lange Sicht für uns Deutsche 
unverzichtbar. Ich gehöre zu denen, die in dieser 
Bundeswehr zwei Jahre gedient haben, sozusagen 
an Kanonen, die für uns wieder gebaut worden 
sind. 

Daß es in der Bundesrepublik Deutschland Waf- 
fen für die Bundeswehr und für die Streitkräfte 
unserer Verbündeten gibt und daß sie hier herge- 
stellt werden, ist militärisch sinnvoll, wenn es poli- 
tisch kontrolliert wird. Wirtschaftlich ist es zumin- 
dest problematisch, in vielen Fällen sogar gefähr- 
lich. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Auch militä- 
risch!) 

Nützlich ist es jedenfalls, sich klarzumachen, daß 
die deutsche Industrie und Exportwirtschaft ihre 
größten Erfolge erzielt hat, als wir die Intelligenz, 
Kreativität, Solidität und Zuverlässigkeit unserer 
Wissenschaftler, Arbeiter und Ingenieure auf die 
Produktion nichtmilitärischer Güter verwandten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies ist übrigens auch heute noch ein Wettbewerbs- 
vorteil der Japaner auf den internationalen Märk- 
ten. Wir müssen keine Kanonen für andere bauen, 
sagte Carlo Schmid. 

Unser Gesetzentwurf läßt Waffenexporte nur 
noch für Staaten genehmigungsfähig, die mit uns 
verbündet sind oder denen wir politisch besonders 
verbunden sind. Die Länderliste, die wir Vorschlä- 
gen umfaßt 24 Staaten die als Mitgliedstaaten der 
OECD rechtsstaatlich und demokratisch verfaßt 
sind, keine Menschenrechte verletzen und von de- 
nen als leistungsfähige Industriestaaten Waffen 
nicht dadurch bezahlt werden, daß man wie in man- 
chen Entwicklungsländern den Armen das Brot da- 
für wegnimmt. Sie liegen alle nicht in Spannungs- 
gebieten. 


Aus anderem aktuellen Anlaß sage ich deshalb (C) 
auch, nachdem von Kriegswaffenlieferungen nach 
Saudi-Arabien und nach Israel wieder die Rede ist: 

Beide Länder scheiden für uns aus. Wir wollen 
keine Waffenlieferungen in den Nahen Osten und 
keine Waffenlieferungen in Spannungsgebiete. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und bei 
Abgeordneten der FDP) 

Heute erscheint die „Frankfurter Rundschau“ mit 
der Überschrift — ich zitiere — : „CSU macht sich 
für mehr Rüstungsexporte stark — Krise der Werf- 
ten Genscher angelastet“. 

(Dr. Schier holz [GRÜNE]: Ja, Frau Gei- 
ger!) 

Die lang dauernde Krise der Werften ist nicht Gen- 
scher anzulasten. Sie ist auch nicht dieser Bundes- 
regierung anzulasten, auch nicht der Regierung, die 
davor amtiert hat. Die Krise unserer Werften be- 
ruht auf Strukturveränderungen in dem, was Welt- 
wirtschaftsordnung genannt wird, aber in Wirklich- 
keit ein ziemliches Chaos ist. Ich weiß deshalb auch, 
daß Planung nur beschränkt funktionieren kann. 

Daß die Manager vor allen Dingen auf den Groß- 
werften Ruhe hielten, anstatt etwas zu unterneh- 
men, daß sie darauf vertrauten, mit Altem, mit 
schon entwickelten und eingeführten Produkten, 
und zwar mit Kriegswaffen, auf dem Exportmarkt 
sich behaupten zu können, anstatt Neues zu entwik- 
keln und sich neue Märkte friedlich zu erobern, das 
ist die eigentliche Krise der Werften. 

(Beckmann [FDP]: Was war denn mit der (D) 

Mitbestimmung?) 

Die Verantwortung aller Bundesregierungen ist, 
daß sie das zugelassen und zum Teil sogar noch 
gefördert haben. 

Die Folgen dieser Politik müssen viele tausend 
Werftarbeiter in diesem Jahre erleiden, weil auch in 
anderen Ländern Waffen produziert und verkauft 
werden sollen. Weil zugleich die Kaufkraft der Ab- 
nehmerländer nachgelassen hat, weil insgesamt der 
Konkurrenzkampf Opfer fordert, müssen jetzt auch 
Arbeitnehmer im sogenannten Sonderschiffbau — 
ein Tarnbegriff für Kriegsschiffbau — entlassen 
werden. 

Da verbindet sich dieser Gesetzentwurf für mich 
mit dem Bild eines Mannes, der die Sozialdemokra- 
tie und die Arbeiterbewegung genauso repräsen- 
tiert wie Carlo Schmid, der mein väterlicher Freund 
war. Ich denke an meinen Freund Werner Grob aus 
Kiel von den HDW aus Gaarden-Süd, IG Metal- 
ler, SPD-Mitglied und ein guter Kumpel. Er hat 
20 Jahre lang als Schiffbauwerker bei HDW gear- 
beitet. Ich habe ihn kennengelernt, als ich einmal 
zwei Wochen im Dock arbeitete. Später wurde er 
zum Sonderschiffbau abgeteilt, weil er tüchtig war 
und gut verdienen wollte. Er hat beim Bau der U- 
Boote für Argentinien, Peru und Indien mitgearbei- 
tet. Seine letzte Arbeit war, weil es schon damals 
auch im Kriegsschiffbau wenig zu tun gab, um das 
Dock, in dem die Chile-U-Boote lagen, einen Zaun 
zu bauen, der verhindern sollte, daß protestierende 
Studenten sie noch einmal besetzen könnten. 
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(A) Werner Grob hat in der Werft in 20 Jahren keinen 
Tag wegen Krankheit gefehlt. Er hat zwei leichte 
Arbeitsunfälle gehabt. Schließlich hat es ihn ein 
drittes Mal erwischt, und zwar schwerer. Während 
des Krankenhausaufenthalts wurde ihm von der 
Werft mitgeteilt, daß er entweder seinen Auflö- 
sungsvertrag unterschreiben oder damit rechnen 
müsse, ohne Abfindung — ich setze das in Anfüh- 
rungsstriche — „freigesetzt“ zu werden. Ich habe 
ihm raten müssen zu unterschreiben. Das war vor 
zwei Jahren. Heute ist er 54 Jahre alt und ABM- 
Kraft bei der Arbeiterwohlfahrt in Kiel. 

Sein Schicksal steht für viele. An sie denke ich 
und mit mir mancher von uns aus der SPD, wenn 
wir die Parole hören „Arbeitsplätze durch Rü- 
stungsexport“ — als ob es da niemandem um Ge- 
winne ginge oder um die Tarnung einer neudeut- 
schen Anmaßung von Weltpolitik. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Von Arbeitsplätzen und Arbeiterschicksalen verste- 
hen wir mehr als andere. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wer denn? Die SPD 
etwa? Der ist doch ein Scherzbold!) 

Uns ist bekannt, daß Defizite beim Handelsschiff- 
bau eine Zeitlang mit Überschüssen aus dem 
Kriegsschiffbau ausgeglichen worden sind. Dabei 
haben die Großwerften übrigens manche kleine 
Werft, die zu einer solchen betrieblichen Subventio- 
nierung des Handelsschiffbau nicht in der Lage 
war, kaputtgemacht oder in die Gefahrenzone ge- 

(B) bracht. 

Bei HDW sind in den letzten beiden Jahren bei 
Kriegsschiffsexporten Verluste erzielt worden, die 
weit über 100 Millionen DM hinausgehen. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Der Werftkoordinator der schleswig-holsteinischen 
Landesregierung, ein ehemaliger Finanzminister 
aus dem Kabinett Stoltenberg, hat zu diesen beiden 
Jahren festgestellt, der Sonderschiffbau habe den 
defizitären Handelsschiffbau subventionieren sol- 
len — ich zitiere aus der Denkschrift — : 

Auf Grund außerordentlicher Ereignisse im 
Sonderschiffbau und einer insgesamt erfolgrei- 
chen Tätigkeit im Handelsschiffbau ist ein re- 
ziproker Verlauf eingetreten. 

Das bedeutet auf gut deutsch: Der Handelsschiff- 
bau hat den Kriegsschiffbau subventioniert — un- 
glaublich, aber wahr, einmalig und wohl kaum wie- 
derholbar. Es wäre auch betriebs- und volkswirt- 
schaftlich unsinnig und Verschwendung von Steu- 
ergeldern. 

Für die Küste wie auch für die ganze Bundesre- 
publik gilt: Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen 
ist eine Aufgabe, die nicht den sogenannten Selbst- 
heilungskräften der Wirtschaft überlassen werden 
kann. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Reziproker 
Schwachsinn!) 

Wir Sozialdemokraten bestehen auf der staatlichen 
Mitverantwortung. Die Küste braucht dabei ein be- 


sonderes Beschäftigungsprogramm, das private (C) 
Initiativen wieder ankurbelt und wirtschaftliche 
Zukunftschancen schafft. Zusammen mit Heide Si- 
monis und Horst Jungmann habe ich dazu vor 
ziemlich genau zehn Jahren Vorschläge gemacht, 
die kaum öffentliche Gelder erfordern, sondern die 

— in Anführungszeichen — nur eine andere Politik 
bedeuten würden. 

Für den staatlich dirigierten Rüstungsbereich ha- 
ben wir vorgeschlagen: 

Erstens. Die Schaffung neuer oder die Erweite- 
rung vorhandener Rüstungskapazitäten muß ver- 
mieden werden. 

Zweitens. Für Unternehmen, die sich von Rü- 
stungsaufträgen abhängig gemacht haben, müssen 
im Interesse der Beschäftigten auch bereits ent- 
schiedene Beschaffungsvorhaben zeitlich gestreckt 
werden. 

Drittens. An solche Unternehmen sind gezielt 
und bevorzugt Staatsaufträge für nichtmilitärische 
Produkte zu vergeben, wenn dadurch vorhandene 
Rüstungskapazitäten umgestellt werden. 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Viertens. Rüstungsunternehmen sollen über die 
langfristige Planung von Beschaffungsvorhaben 
rechtzeitig informiert werden. Das ist wichtig: Diese 
Informationen müssen die Arbeitnehmer in 
gleicher Weise wie die Arbeitgeber erhalten. 

Fünftens. Staatliche Forschungs- und Entwick- 
lungsaufgaben für nichtmilitärische Produkte müs- 
sen gezielt an Unternehmen vergeben werden, die 
sich von der Rüstung auf zivile Projekte umstellen 
wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es gehört zu dem, was mich auf unsere Gewerk- 
schaften stolz macht, daß sich gewerkschaftliche 
Arbeitsgruppen darangemacht haben, in ihrer Frei- 
zeit alternative Produkte zu entwickeln, z. B. bei 
den MAK in Kiel, die hochbezahlte Manager in 
ihrer Dienstzeit nicht zustande bringen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: In der Tat, die 
Bundesregierung guckt zu! — Gattermann 
[FDP]: Vor allen Dingen, als 1976 die Vor- 
schläge gemacht wurden!) 

— Wollen Sie eine Zwischenfrage stellen, Herr Kol- 
lege? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Dazu fällt ihm 
nichts ein! — Beckmann [FDP]: Sie hätten 
sich besser um die Neue Heimat geküm- 
mert! Weitere Zurufe von den GRÜNEN 
und der CDU/CSU) 

Sechstens. Da sich die Rüstungsproduktion in we- 
nigen Regionen der Bundesrepublik konzentriert 
und dort besondere Probleme schafft, sind regio- 
nale Wirtschafts- und Strukturräte auch in diesem 
Zusammenhang von Interesse. 

Siebtens. Es ist eine der wichtigsten Vorausset- 
zungen von Konversion und langfristiger Arbeits- 
platzsicherung, daß in der Rüstungsproduktion 
klare und unmißverständliche Rahmenbedingun- 
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(A) gen im gesetzlichen Bereich bestehen, die der Indu- 
strie sagen, was sie darf und was sie nicht darf. 

Das alles gehört zur Zielsetzung unseres Gesetz- 
entwurfes. Uns geht es auch dabei um Arbeitsplät- 
ze. Er hat aber vor allem außenpolitische Bedeu- 
tung. Bei der Reduzierung des Kriegswaffenexpor- 
tes in Länder außerhalb des Bündnisses wird un- 
sere Sicherheit, die sich ja nach dem Grundgesetz 
auf die Verteidigung des Territoriums der Bundes- 
republik beschränkt, in keiner Weise tangiert. Ge- 
wiß reichen die Sicherheitsinteressen der Bundes- 
republik über den Geltungsbereich auch des NATO- 
Vertrages hinaus. Wir haben aber als Lehre aus 
unserer Geschichte darauf verzichtet, sie militä- 
risch zu verfolgen. Kriegswaffenexporte dürfen 
nicht zum Ersatz für deutsche Soldaten außerhalb 
des Bündnisses werden. 

Wer an dieser Grundentscheidung unserer Ver- 
fassung festhalten will, kann nun aber auf dem 
Felde der Reduzierung und Kontrolle der Kriegs- 
waffenexporte leichter als anderswo den Nachweis 
für die Glaubwürdigkeit unserer Rüstungskontroll- 
politik liefern. Das wird der Soldat in der Bundes- 
wehr genauso verstehen wie die Frau in der Frie- 
densbewegung. 

Die Kontrolle und Reduzierung der Kriegswaf- 
fenexporte ist von uns selbst machbar. Darüber 
kann im Deutschen Bundestag entschieden werden. 
Das ist ein Test auf die Glaubwürdigkeit unserer 
sonntäglichen Abrüstungsreden. Das ist auch ein 
Test für unsere Gewissen. 

(B) (Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Lattmann. 

Lattmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe Ver- 
ständnis dafür, daß ein Kollege, in dessen Wahl- 
kreis Werften sind, bei diesem Thema einen langen 
Exkurs über Arbeitsplätze bei Werften veranstaltet 
und dabei ziemlich ins Eiern gerät. Wenn Sie sich 
im übrigen als besonders zuständig für Arbeits- 
platzprobleme bezeichnen, wird dies ja durch ein- 
drucksvolle Zahlen belegt In Ihrer Terminologie 
würde das wahrscheinlich „Minusschaffung“ hei- 
ßen, was Sie in Ihrer Verantwortung veranstaltet 
haben. 

Aber Sie werden gestatten, daß ich von diesem 
Exkurs auf den Gesetzentwurf und den Antrag, den 
Sie hier vorgelegt haben, zurückkomme. Ziel dieses 
Antrages soll es sein, die Kontrolle des Handels mit 
Kriegswaffen zu verbessern. Ich möchte an einigen 
Punkten untersuchen, ob dieser Entwurf dem An- 
spruch gerecht wird und welche sonstigen Folgen er 
hat. 

Da wird eine Ausweitung der Kriegswaffenliste 
vorgeschlagen. Im übrigen, Herr Kollege Gansei, 
das, was Sie bezüglich Konstruktionszeichnungen 
beschrieben haben, ist ja überwiegend schon gel- 
tendes Recht. Diese Begründung an dieser Stelle ist 
also überflüssig. Das, was Sie ansonsten zu diesem 


Punkt fordern, kann eigentlich keine Unterstützung (C) 
finden. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Warum denn das 
nicht?) 

Es würde bedeuten, daß der Kriegswaffenbegriff 
des Kriegswaffenkontrollgesetzes aufgegeben wür- 
de, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Endlich einmal 
präzise!) 

mit der Folge — warten Sie ab — das steht aus- 
drücklich darin — , daß auch zivil verwendbare Ge- 
genstände oder Substanzen dem Genehmigungs- 
verfahren dieses Gesetzes unterworfen würden. 

Das könnte im Zweifelsfall vom Lkw bis zum Zahn- 
stocher reichen; denn all das wäre natürlich auch 
militärisch verwendbar. 

Nun gibt es, hoffe ich, überhaupt keinen Zweifel 
und keinen Dissens darüber, daß die ökonomischen 
Gesichtspunkte bei dieser sensiblen Frage nicht an 
erster Stelle stehen dürfen. Aber es kann dann wohl 
auch nicht der Sinn einer solchen Aktion sein, daß 
die deutsche Exportwirtschaft in einem erheblichen 
Umfang behindert wird, und zwar in einem Bereich, 
wo sie im Grunde überhaupt nichts mit Waffenliefe- 
rungen zu tun hat. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Völlig unlogisch! 

Da fehlt jede Logik!) 

Der zweite Punkt. Sie fordern eine Beschränkung 
des Exports von Kriegswaffen in bezug auf die 
OECD- Staaten. Dies ist, Herr Gansei, sachlich nur 
schwer zu begründen. Auch die Zugehörigkeit zur 
OECD kann, wie Sie wissen, durchaus Fragen auf- 
werfen. Es war doch die SPD, die beispielsweise 
zum OECD-Mitglied Türkei eine Reihe solcher Fra- 
gen gestellt hat. Andererseits gibt es zahlreiche 
Drittländer, gegen die ebensowenig Bedenken be- 
stehen wie gegenüber OECD-Staaten und denen 
man ein Recht auf und ein Bedürfnis zur Verteidi- 
gung doch wohl nicht ab sprechen kann, wie auch 
wir uns dies nicht absprechen lassen. Oder wollen 
Sie fordern, daß in solchen Fällen andere liefern 
sollten? Das wäre doch wohl eine doppelte Moral, 
die wir hier im Ernst nicht fordern können. Nein, 
wir wollen es bei der Einzelfallprüfung belassen, 
weil nur diese sicherstellt, daß auch im Einzelfall 
der Sache entsprechend und gerecht entschieden 
werden kann. 

Im übrigen bringt die Beschränkung auf OECD- 
Staaten ein weiteres Problem mit sich. Es würde 
Kooperationen mit anderen NATO-Ländern er- 
schweren, wenn nicht unmöglich machen, weil sich 
diese unseren Beschränkungen natürlich nicht an- 
schließen würden. Das hätte die Folge, daß bei ko- 
stenaufwendigen Produktionen die Bundesrepublik 
teure Alleingänge unternehmen müßte. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Abgeordneten Gansei? 

Lattmann (CDU/CSU): Bitte schön. 

Gansei (SPD): Herr Kollege, darf ich Sie als Mit- 
glied der Nordatlantischen Versammlung daran er- 



19746 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 253. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Dezember 1986 


Gansei 

(A) innern, daß die Versammlung wie übrigens auch die 
Versammlung der Westeuropäischen Union be- 
schlossen hat, in der Waffenexportpolitik gemein- 
same Kriterien zu entwickeln, die verhindern, daß 
Waffen in Spannungsgebiete und an Staaten, die 
den Terrorismus fördern geliefert werden? Wider- 
spricht das nicht genau dem, was Sie eben gesagt 
haben? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Allerdings!) 


Lattmann (CDU/CSU): Nein, ganz im Gegenteil. 
Ich begrüße diese Bemühungen ausdrücklich. Ich 
weise Sie darauf hin, daß wir in der Bundesrepublik 
schon einen bedeutenden Schritt, übrigens mit Ih- 
rer Hilfe, weiter sind, daß nämlich all das, was dort 
gefordert ist, bei uns schon geltendes Recht dar- 
stellt 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Oh, oh, oh! Das 
ist aber salopp!) 

Sie fordern in einem dritten Punkt die Einrich- 
tung eines Beauftragten für die Kriegswaffenkon- 
trolle. Wir haben im Wirtschaftsausschuß in einer 
im übrigen sehr sachlichen und außerordentlich gu- 
ten Diskussion schon erfahren, daß hier erhebliche 
verfassungsrechtliche Bedenken bestehen. Ich muß 
dies hier im einzelnen nicht erläutern. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Nicht nur verfas- 
sungsrechtliche!) 

— Das ist völlig korrekt. 

Im übrigen sind in Ihrem Gesetzentwurf erhebli- 
che Mängel durch unpräzise Formulierungen fest- 
zustellen, wenn es beispielsweise heißt: „die Ver- 
wendung finden können“ oder „bei denen sich aus 
den Umständen ergibt“, und bei verschiedenen an- 
deren Formulierungen mehr. Dies ist als Definition 
für Kriegswaffen ungeeignet, da es nicht oder kaum 
nachprüfbar ist. 

Ich komme von daher zu dem Ergebnis, daß der 
von Ihnen vorgelegte Entwurf eine Reihe von Män- 
geln aufweist, daß er an wichtigen Stellen unpräzise 
ist, daß er teilweise auf verfassungsrechtliche Be- 
denken stößt und deshalb kaum geeignet ist, das 
vorgegebene Ziel zu verwirklichen. 

Deshalb haben Sie, wenn ich das nicht völlig 
falsch verstanden habe, Herr Gansei, mit Ihrem An- 
trag „Sicherung der Kriegswaffenkontrolle“ selber 
die Konsequenzen daraus gezogen, der sich nur 
noch auf die Beschränkung auf OECD-Staaten be- 
zieht. Alle anderen Punkte kommen in diesem An- 
trag nicht mehr vor. Aus meiner Sicht ist dies eine 
stillschweigende Zurücknahme des Gesetzent- 
wurfs. 

(Bindig [SPD]: Da irren Sie!) 

Wir werden aus den genannten Gründen den Ge- 
setzentwurf und diesen Antrag ablehnen. 

Das entbindet uns natürlich nicht einer auch zu- 
künftigen kritischen Beobachtung des Kriegswaf- 
fenexports und der Kriegswaffenkontrolle und ge- 


gebenenfalls eines Nachdenkens über notwendige (C) 
Änderungen. 

(Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage? 

Lattmann (CDU/CSU): Bitte schön. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Sind Sie dann bereit, 
auch namens der CDU/CSU-Fraktion, für die sie 
hier sprechen, einmal klar und eindeutig zu dem 
Bericht Stellung zu nehmen, der heute in der 
„Frankfurter Rundschau“ steht, auf den Herr Gan- 
sei schon hingewiesen hat und der unter der Über- 
schrift steht: „CSU macht sich für mehr Rüstungs- 
exporte stark“? 

Lattmann (CDU/CSU): Verehrter Herr Kollege, ich 
habe schon an anderer Stelle — ich komme gleich 
noch einmal dazu — deutlich gemacht, daß die 
CDU/CSU auf der Grundlage der gesetzlichen Re- 
gelung in der Bundesrepublik steht und wir dafür 
eintreten werden, daß diese nicht nur in Deutsch- 
land, sondern möglichst weltweit Anwendung fin- 
det. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich habe hier also insofern keinen Nachholbedarf. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Bei der von mir soeben angesprochenen kriti- (D) 
sehen Beobachtung, die zukünftig auch von uns im- 
mer wieder zu leisten ist, dürfen wir natürlich nicht 
übersehen, daß wir mit dem Kriegswaffenkontroll- 
gesetz und den politischen Grundsätzen vom 5. Mai 
1982 weltweit die strengsten Richtlinien auf diesem 
Gebiet haben. Im übrigen sind diese Richtlinien — 
ich muß Sie nicht darauf hinweisen — von Ihnen 
geschaffen worden. Wenn Sie sie jetzt kritisieren, 
dann ist das natürlich zuallererst Kritik an sich 
selbst. 

(Bindig [SPD]: Wir haben sie restriktiv an- 
gewandt, Sie wenden sie extensiv an!) 

— Moment, seien Sie ganz ruhig. — Nun ist gegen 
Selbstkritik nichts zu sagen. Nur: Man muß sie 
dann auch als solche ausgeben und darf nicht den 
Eindruck zu erwecken versuchen, als wolle oder 
könne man andere an den Pranger stellen. 

Nun könnte es sein — das entnehme ich aus 
Ihren Zwischenrufen — , daß Sie weniger die gesetz- 
lichen Grundlagen als deren Handhabung kritisie- 
ren. Es ist in vielen Diskussionen und Debatten 
auch hier im Hause nachgewiesen worden, daß die 
Handhabung unter dieser Bundesregierung, unter 
der Regierung Helmut Kohl, restriktiver ist als un- 
ter ihrer Vorgängerregierung. Insofern geht auch 
dieser Vorwurf ins Leere. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist aber lei- 
der falsch! 8,6 Millionen DM Exportgeneh- 
migungen 1983!) 

Wir teilen die Kritik der SPD nicht, und zwar 
auch deshalb nicht, weil ein internationaler Ver- 
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(A) gleich zeigt, daß die von Ihnen erhobenen Forde- 
rungen von keinem unserer wichtigen Partnerlän- 
der erfüllt werden, von denen des Ostens ganz zu 
schweigen. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang ein 
Blick auf Frankreich, wo Francis Mitterrand im 
Jahre 1981 ähnliche Forderungen erhob, wie Sie das 
heute tun. Nach dem Regierungswechsel waren alle 
diese Forderungen jedoch vergessen, weil man na- 
türlich gemerkt hatte oder längst wußte, daß sie in 
der Praxis nichts taugen. Es scheint jedoch in sozia- 
listischen Kreisen auch bei uns die Vermutung oder 
möglicherweise sogar die Gewißheit zu geben, daß 
man mit solchen Parolen und Themen Stimmen ge- 
winnen kann. Wir erleben das jetzt schon seit Mo- 
naten. Einmal überspitzt gesagt: Jede rostige Kugel, 
die irgendwo auftaucht, wird hier in den Bundestag 
gerollt, in der Hoffnung, man könne daraus einen 
Glücksbringer für bevorstehende Wahlen machen. 

(Bindig [SPD]: Das Thema ist doch so 
ernst, daß Sie nicht solche Gags machen 
sollten!) 

Das Theater, das Sie um die Blaupausen für Süd- 
afrika angezettelt haben, läßt kaum einen anderen 
Schluß zu. 

Nicht Aufklärung und Sachdiskussion sind das 
Ziel, sondern Stimmungsmache. Dies wird deutlich, 
wenn man verschiedene Erklärungen der letzten 
Zeit liest oder hört. 

(Beckmann [FDP]: Sie haben leider recht!) 

Kein Geringerer als J.R., Johannes Rau, hat im 
Deutschlandfunk die Begründung dafür geliefert. 
Er sagte, er wolle mit Stimmungen Stimmen gewin- 
nen. Genau das ist der Punkt Das ist im übrigen 
wohl auch nicht ganz unverständlich, wenn man in 
der Sache derart wenig zu bieten hat 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, ich for- 
dere uns alle auf, von diesem Weg abzulassen. Das 
Thema ist zu sensibel und zu ernst, als daß man es 
in die partei- oder wahlpolitische Auseinanderset- 
zung einführen könnte. 

Lassen Sie uns mit aller Sorgfalt dafür Sorge tra- 
gen, daß auch in Zukunft eine restriktive Handha- 
bung gewährleistet bleibt und so Schaden von der 
Bundesrepublik Deutschland abgewendet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Volmer. 

Voimer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Kritisch auseinandersetzen muß 
man sich beim Thema der Rüstungsexporte natür- 
lich im wesentlichen mit der rechten Seite des Hau- 
ses, die es in den letzten Jahren geschafft hat, die 
Bundesrepublik zu einer der vier führenden Natio- 
nen im Bereich der Rüstungsexporte zu machen. Da 
Sie, Herr Gansei, und Ihre Kolleginnen und Kolle- 
gen aber einen Gesetzentwurf vorgelegt haben, 
möchte ich den kritisch diskutieren. 

Wir würdigen natürlich, daß Sie implizit versu- 
chen, von Ihrer eigenen offensiven Rüstungsexport- 


politik in den 70er Jahren Abschied zu nehmen. Wir (C) 
würdigen auch, daß Sie für Ihre Partei bestimmte 
Positionen festklopfen wollen, weil es auch bei Ih- 
nen ein Gezerre darum gibt, wieviel exportiert wer- 
den soll, ob mehr oder weniger. Ich kenne kaum 
einen in der Sozialdemokratie, der völlig auf Rü- 
stungsexporte verzichten wollte, wie es die GRÜ- 
NEN tun. 

Wir haben deshalb einige sehr kritische Anmer- 
kungen zu Ihrem Gesetzentwurf zu machen, die es 
uns dann auch verbieten, diesem Entwurf zuzustim- 
men. 

(Gansei [SPD]: Also „Weiter so, Deutsch- 
land“, und zwar mit den GRÜNEN) 

Dieser Entwurf bezieht sich auf Kriegswaffen im 
engeren Sinne. Er läßt den gesamten Bereich der 
Waren von strategischer Bedeutung außer acht. Sie 
wissen, daß diese Waren eines der größten Pro- 
bleme im Rahmen der Rüstungsexporte darstellen. 

Ich darf Sie daran erinnern — dies ist auch eine 
verspätete Replik auf den Bundesaußenminister 
Genscher, der im ZDF-Hearing über Außenpolitik 
steif und fest behauptet hat, die Bundesrepublik 
profitiere nicht am Iran-Irak-Krieg — 

(Bohl [CDU/CSU]: Recht hat er!) 

und stelle hier fest: Der Irak transportiert seine 
Panzer auf Tiefladern der Firma Blumenhardt aus 
Wuppertal. Dafür benutzt er Zugmaschinen von 
MAN und von FAUN. Der Iran transportiert seine 
Panzer auf Tiefladern von Titan aus Appenweier 
und von der Firma Kässbohrer, Ulm. Im Iran stehen 
Waffenfabrikationsanlagen noch aus der Schah- ' ' 
Zeit, und zwar von der bundeseigenen Firma Fritz 
Werner aus Industrieausrüstungen Geisenheim in 
Hessen, einer Firma, die neben anderen Waffen- 
techniken dort in Lizenz auch Heckler & Koch- 
Gewehre herstellt. Beide, Iran und Irak, benutzen 
Elektronik der Firma AEG und Militärtransporter 
von Daimler. Insoweit profitiert die Bundesrepublik 
ganz deutlich am Golfkrieg. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So ist es!) 

Solche Faktoren sind in Ihrem Gesetzentwurf aus- 
geblendet, Herr Gansei. 

(Gansei [SPD]: Das stimmt nicht! Das ha- 
ben Sie nicht begriffen!) 

Deshalb halten wir ihn für unzureichend. 

Ein zweites Problem stellen Ihre Länderliste und 
Ihre Konzentration der Rüstungsexporte, die Sie 
generell erlauben wollen, auf OECD-Staaten dar; 
denn verbieten wollen Sie das ja nur Ländern der 
Dritten Welt. Die Frage ist aber immer die des End- 
verbleibs. 

(Gansei [SPD]: Das ist im Gesetz gere- 
gelt!) 

Sie wissen genauso wie wir, Herr Gansei, daß über 
OECD-Staaten bundesdeutsche Waffen oder Lizen- 
zen in Bereiche der Dritten Welt exportiert werden. 

Sie wissen, daß die Exocet-Raketen, die etwa auch 
im Golfkrieg durch den Irak eingesetzt werden, mit 
Elektronik von Messerschmitt-Bölkow-Blohm aus- 
gerüstet sind. Insoweit werden bundesdeutsche Bei- 
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(A) träge zu der internationalen Rüstungs spirale auch 
in der Dritten Welt geleistet. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Abgeordneten Gansei? 

Voimer (GRÜNE): Ja. 

Gansei (SPD): Herr Kollege, ich kann nachemp- 
finden, daß es Ihre Strategie ist, lieber „Weiter so“ 
mit der Union zu gehen — das paßt jetzt in die 
Richtung — , statt zur Kenntnis zu nehmen, was im 
Gesetzentwurf steht. 

(Widerspruch des Abg. Dr. Schierholz 
[GRÜNE]) 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie zur Kenntnis genom- 
men haben, daß in unserem Gesetzentwurf glas- 
klare Regelungen für den Endverbleib enthalten 
sind und daß unser Gesetzentwurf auch Fertigungs- 
unterlagen, Know-how, für Kriegswaffen und für 
Produktionsmittel zur Herstellung von Kriegswa- 
ren umfaßt. Haben Sie das wirklich zur Kenntnis 
genommen? 

Volmer (GRÜNE): Herr Gansei, ich bestreite gene- 
rell, daß es möglich ist, den Endverbleib zu kontrol- 
lieren, wenn Sie einmal an Italien oder an Spanien 
exportieren. Wir wissen doch seit dem Rheinmetall- 
Prozeß, daß z. B. Maschinenkanonen über Italien an 
Saudi-Arabien geliefert werden oder über Spanien 
an Argentinien. Deshalb glauben wir nicht, daß 
(g) diese Problematik überhaupt gesetzlich zu lösen 
ist. 

(Bindig [SPD]: Wie wollen Sie es dann ma- 
chen?) 

— Auf die andere Frage, die strategische Frage, mit 
wem machen wir es, gehe ich zum Schluß meiner 
Rede ein. Ich bitte insoweit um Geduld. — Deshalb 
sehen wir hier eine der wesentlichsten Lücken die- 
ses Gesetzes. 

Die dritte Frage ist die der Durchsetzbarkeit. 
Diese Frage gebe ich an Sie zurück. Sie schlagen 
u. a. vor, daß die Stelle eines Beauftragten einge- 
richtet wird, der sich darum kümmern soll, wie die 
Praxis der Rüstungsexporte denn im einzelnen ge- 
handhabt wird. 

(Zuruf der Abg. Bindig [SPD]) 

Für unsere Begriffe ist dies also eine sehr zahnlose 
Instanz, Kollege Bindig, und Ihr Zwischenruf nach 
der Transparenz zeigt mir eigentlich, daß Sie unse- 
rem Antrag hätten zustimmen müssen, der gefor- 
dert hat, daß sämtliche Rüstungsexporte offenge- 
legt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf des 
Abg. Bindig [SPD]) 

Dem Antrag haben Sie aber nicht zugestimmt. Wir 
sind der Auffassung, daß tatsächlich nur die Mobili- 
sierung des Öffentlichen Drucks in der Lage ist, in 
der Bundesrepublik ein politisches Klima zu erzeu- 
gen, durch das die Bundesregierung gezwungen 
wird, restriktiv vorzugehen, nach unserer Meinung 
jegliche Rüstungsproduktion und jeglichen Rü- 
stungsexport völlig abzubauen. Aber ohne diesen 


öffentlichen Druck geht es nicht. Wir brauchen in (C) 
diesem Falle ausnahmsweise mal keine neuen Ge- 
setze, weil das Außenwirtschaftsgesetz restriktiv 
genug formuliert ist. Die Frage ist immer der politi- 
sche Wille. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Die Auslegung!) 

Sie können ja faktisch Ihr Gesetz auch nur zur 
Anwendung bringen, falls Sie in irgendeiner Kon- 
stellation an der Macht wären. Aber dann frage ich 
Sie: Wenn Sie schon die Macht haben, dieses Gesetz 
umzusetzen, wieso setzen Sie dann nicht erheblich 
weitergehende Politikformen durch, nämlich den 
Export vollständig zu verbieten? Dieses Gesetz 
schreibt tatsächlich eine gewisse Restriktion vor; 

(Bindig [SPD]: Wie ist es mit Frankreich?) 

aber auf der anderen Seite öffnen Sie sich dadurch 
für den Fall einer Regierungspolitik doch wieder 
Hintertürchen, um nicht eine vollständig restriktive 
Politik etwa im Sinne der GRÜNEN zu machen, die 
fordern, daß Rüstungsexporte vollständig gestoppt 
werden. 

(Bindig [SPD]: Auch für Frankreich?) 

Das ist die Forderung, für die wir plädieren — auch 
nach Frankreich. Wir plädieren für eine Konver- 
sionsforschung, für eine völlige Umrüstung der Rü- 
stungsbetriebe auf zivile Produktion. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies sind Gründe, warum wir uns von der Sache 
her bei Ihrem Antrag der Stimme enthalten wer- 
den. Den Abstimmungsvorschlägen der einzelnen 
Ausschüsse können wir allerdings auch nicht zu- ( D ) 
stimmen; die lehnen wir dann ab. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Vol- 
mer, ich habe Ihren Ausführungen mit relativ gro- 
ßem Interesse gelauscht; aber all diese Dinge, die 
Sie hier im Namen der GRÜNEN vortragen, wären 
natürlich wesentlich glaubwürdiger gewesen, wenn 
Sie uns auch erklärt hätten, wie Sie und Ihre 
Freunde bei den GRÜNEN sich selbst im Zusam- 
menhang mit dieser Problematik verhalten. Ich 
erfahre, daß Ihre Europaparlamentsabgeordnete 
Frau Brigitte Heinrich wegen Verstoßes gegen das 
Kriegswaffenkontrollgesetz 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das ist eine 

ganz andere Sache! Das hat damit gar 
nichts zu tun!) 

zu 21 Monaten Haft verurteilt worden ist. Sie ver- 
fügte über Tretminen und Handgranaten und stand 
in Verbindung mit terroristischen Kreisen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist aber sehr inter- 
essant!) 

Zu diesen Dingen haben Sie hier überhaupt nichts 
erklärt. Sie machen uns hier den blauen Himmel 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 253. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Dezember 1986 19749 


Beckmann 

(A) vor und erzählen den Menschen im Lande, im Him- 
mel sei Jahrmarkt. In Wirklichkeit machen Sie 
ganz andere Dinge, die sehr handfest sind und die 
auch zu strafrechtlichen Folgen führen. Wissen Sie, 
damit verlieren Sie jegliche Glaubwürdigkeit. Auch 
wenn Sie aus Gelsenkirchen kommen und ich aus 
Essen, muß ich sagen: Ich kenne viele Leute im 
Ruhrgebiet, mit denen Sie sich nicht vergleichen 
können. 

(Volmer [GRÜNE]: Sie sind ein Komiker!) 

Meine Damen und Herren, den Gesetzentwurf 
der SPD zur Sicherung der Kriegswaffenkontrolle 
wird die FDP ablehnen. Dieser Gesetzentwurf ist 
überflüssig, wäre schädlich für die Sicherheitsinter- 
essen der Bundesrepublik Deutschland, ist zudem 
verfassungsrechtlich bedenklich und zeigt schließ- 
lich auch die Unfähigkeit der SPD, die in der Regie- 
rungszeit von Helmut Schmidt vereinbarte Linie 
der Außen- und Sicherheitspolitik einzuhalten. Die- 
ser Gesetzentwurf stellt eine öffentliche Anbiede- 
rung an grüne Vorstellungen eines vollständigen 
Verzichts auf Rüstungsherstellung und Rüstungs- 
export dar 

(Bindig [SPD]: An diesem Gesetzentwurf 
haben wir sechs Jahre gearbeitet!) 

und offenbart damit unmißverständlich, was von 
den zugegebenermaßen immer weniger werdenden 
Stimmen in der SPD zu halten ist, die eine Zusam- 
menarbeit mit den GRÜNEN nach der Bundestags- 
wahl ablehnen. Das muß ich hier mal klar sagen. 

^ Der Gesetzentwurf der SPD ist also überflüssig. 
Die von der SPD mitbeschlossenen Grundsätze für 
den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rü- 
stungsgütern vom April 1982 stellen Anforderun- 
gen, die zu den strengsten in der Welt gehören. Die 
Bundesregierung handhabt diese Grundsätze seit je 
in sehr restriktiver Weise. Daran hat sich nichts 
geändert, und daran wird sich nichts ändern, so- 
lange meine Fraktion Regierungsmitverantwortung 
trägt. Vollmundige Erklärungen des Erbprinzen ei- 
nes süddeutschen Ministerpräsidenten können wir 
daher ganz beruhigt auf sich beruhen lassen. 

(Gansei [SPD]: Wen meinen Sie denn? Hat 
Herr Späth einen Sohn?) 

Wir nehmen Sie als Ausdruck jugendlicher Hitz- 
köpfigkeit, Herr Kollege Gansei, und daher gelas- 
sen zur Kenntnis. 

Wir stehen nach wie vor zu der Forderung der 
Bundesregierung, bei den Vereinten Nationen ein 
zentrales Register für Waffenexporte und Waffen - 
importe einzuführen. Trotz aller Widerstände hal- 
ten wir an diesem Vorschlag fest Die Behauptung 
von dem angeblich ungewöhnlich weiten Ermes- 
sensspielraum bei der Genehmigung von Rüstungs- 
exporten ist deshalb nichts weiter als die erfolgrei- 
che Verdrängung der eigenen Vergangenheit und 
der früheren Regierungsverantwortung der SPD. 
Herr Kollege Gansei, das ist mir bei Ihrer Rede 
eben sehr eindringlich klargeworden. Es tut mir 
einfach leid. 

(Gattermann [FDP]: Und das ist nur ein 
Punkt unter vielen!) 


Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine (C) 
Zwischenfrage des Abgeordneten Bindig, Herr 
Kollege? 


Beckmann (FDP): Ich bitte darum. 


Bindig (SPD): Darf ich Sie fragen, warum Sie nur 
auf UN-Ebene ein Waffenregister fordern, statt hier 
schon einmal mit einer entsprechenden Veröffentli- 
chung als Beispiel zu beginnen? 


Beckmann (FDP): Wir haben überhaupt keinen 
Anlaß, Herr Kollege, von der Politik, die wir seit vie- 
len, vielen Jahren, auch in den Zeiten gemeinsamer 
Regierungsverantwortung, verfolgen, abzugehen. 
Damals haben wir alle diese Dinge, die wir sehr 
restriktiv gehandhabt haben, gemeinsam verant- 
wortet. Sie brauchen überhaupt keine Scheu zu ha- 
ben, sich zu dem zu bekennen, es sei denn, Sie wol- 
len die erfolglose Linie Ihrer Partei, die Sie seit der 
Abkehr von Helmut Schmidt verfolgen, fortsetzen. 
Dazu kann ich Sie nicht beglückwünschen. Ich be- 
daure das außerordentlich. 

(Bindig [SPD]: Sie haben doch den Helmut 
Schmidt verraten! Die FDP ist doch durch 
Wortbruch fortgelaufen! — Gansei [SPD]: 

Passen Sie auf, sonst sind Sie bei 4,9 %!) 

Meine Damen und Herren, durch Hunderte von 
Anfragen in den letzten zwei Jahren ist die Haltung 
der Bundesregierung zum Export von Rüstungsgü- 
tern in diesem Hause immer wieder dargelegt wor- 
den. Das Parlament ist dadurch immer wieder auch 
in allen Einzelheiten unterrichtet worden. Alle Ver- 
suche, die restriktive Haltung der Bundesregierung 
in diesem Punkte anzuzweifeln, sind dabei klar und 
eindeutig widerlegt worden. Alles deutet darauf hin, 
daß diese restriktiven Vorschriften in der Praxis 
greifen. Wo Umgehungsversuche festgestellt wor- 
den sind, sind diese entweder verhindert oder ge- 
ahndet worden. So war es im Fall der Firma Rhein- 
metall, und möglicherweise wird es bei HDW nicht 
anders sein. Das angebliche Problem eines zügello- 
sen Kriegswaffenexports besteht also nicht. Darum 
zielt auch der Gesetzentwurf der SPD ins Leere. 
Auch der larmoyante Vortrag von Herrn Gansei hat 
uns hier nicht zu neuen Erkenntnissen verholfen, 
verehrter Herr Kollege. 

(Gansei [SPD]: Was heißt denn „larmo- 
yant“? Übersetzen Sie das mal!) 

Sie können sich das auf Ihrem Videorecorder noch 
einmal anhören und Ihre eigene Darstellungskunst 
überprüfen. 

Der Gesetzentwurf, den wir hier vorliegen haben, 
schadet den Sicherheitsinteressen der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Wir können den Ländern der 
Dritten Welt nicht von vornherein absprechen, was 
wir für uns selbst in Anspruch nehmen: das Bedürf- 
nis, sich gegen Bedrohung von außen zu sichern. 
Ein generelles Verbot für den Export von Kriegs- 
waffen in Länder, die nicht der OECD angehören, 
würde den außenpolitischen Handlungsspielraum 
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(A) der Bundesregierung auf problematische Weise ein- 
engen. 

(Gansei [SPD]: Das muß man bei Ihnen ja 
tun! Sie sind ja eine Gefahr, wenn Sie 
Handlungsspielraum haben!) 

Die Einbeziehung auch zivil verwendbarer Gegen- 
stände und Substanzen in die strengen Regeln des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes würde die betroffene 
Wirtschaft strangulieren und die zeitgerechte Belie- 
ferung der Bundeswehr und der Bündnispartner 
kaum noch zulassen. 

(Gansei [SPD]: Chemische Waffen an den 
Iran, nicht? Von Tuten und Blasen keine 
Ahnung!) 

— Sie wollen die Fakten nicht zur Kenntnis neh- 
men, Herr Gansei. Ich sage Ihnen eines: 

(Gansei [SPD]: Sie haben keine Ahnung!) 

Wenn Sie den Menschen erzählen, im Himmel sei 
Jahrmarkt, werden Sie auf der Erde nichts mehr 
haben. Das ist das Problem, über das wir hier re- 
den. 

(Zuruf des Abg. Volmer [GRÜNE]) 

Ihre Vorstellungen würden auch das Ende der 
Kooperationsfähigkeit der Bundeswehr bei Rü- 
stungsbeschaffungen bedeuten. Besonders bei den 
kostenaufwendigen Rüstungsgütern ist die Koope- 
ration mit andern NATO-Partnern die wirtschaft- 
lich und verteidigungspolitisch vorteilhafteste Form 
der Beschaffung. Die Bundeswehr müßte nach Ih- 
rem Antrag darauf verzichten. Im Schiffsbau ist 
ohne Export, Herr Kollege Gansei — und Sie kom- 
men von der Küste — , eine geeignete Basis für die 
Eigenproduktion nicht gewährleistet. Wir wollen 
keine Rüstungspolitik nach Arbeitsplatzgesichts- 
punkten. 

(Gansei [SPD]: Nein, gewiß nicht!) 

Dies ist auch in den politischen Grundsätzen klar- 
gestellt. 

(Gansei [SPD]: Aber Sie tun es!) 

Uns ist aber auch das Schicksal der Werftarbeiter 
nicht gleichgültig. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wem denn?) 

— Aber, meine Damen und Herren von der SPD, 
gehen Sie doch in die Werften an den norddeut- 
schen Küsten 

(Gansei [SPD]: Das müssen Sie mir sa- 
gen!) 

und verkünden Sie dort, die Arbeitnehmer sollten 
stempeln gehen, weil keine Schiffe für Drittstaaten 
mehr gebaut würden! Das wäre wenigstens ehr- 
lich. 

Ihr Gesetzentwurf stößt in mehrfacher Weise 
auch auf verfassungsrechtliche Bedenken. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ach du lieber Gott!) 


Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Volmer? 


Beckmann (FDP): Nein. Vielen Dank. — Ich habe (C) 
darauf übrigens in der ersten Lesung am 23. Mai 
hingewiesen. Die vorgeschlagene Erweiterung des 
Kriegswaffenbegriffs ist so unbestimmt, daß der 
Umfang der Strafbarkeit nicht mehr konkret er- 
kennbar wäre. 

Die Einrichtung eines parlamentarischen Beauf- 
tragten für Kriegswaffenkontrolle wäre allenfalls 
durch eine Grundgesetzänderung möglich. Selbst 
dann bleiben Zweifel, da hiermit ein weitgehender 
Eingriff in den Kernbereich der Exekutivgewalt 
vorgenommen würde, jedenfalls bei den in den Ge- 
setzentwurf vorgesehenen umfangreichen Rechten 
des Beauftragten. Ein Klagerecht gegen Mitglieder 
der Bundesregierung hat nicht einmal der Bundes- 
tag. Wieso kann es einem von ihm Beauftragten 
zuerkannt werden? 

Als Alternative hat die SPD die Kontrollbefug- 
nisse des Parlaments in Einzelfällen vorgeschlagen. 

Sie verstoßen jedoch in gleicher Weise gegen den 
Grundsatz der Gewaltenteilung und sind deshalb 
abzulehnen. 

(Gansei [SPD]: Mit anderen Worten: Die 

freiheitlich-demokratische Grundordnung 
ist in Gefahr!) 

Mit diesem Gesetzentwurf hat die SPD — ich 
sage: leider — endgültig die gemeinsame parlamen- 
tarische Basis beim Rüstungsexport verlassen. 

(Gansei [SPD]: Das wollen wir allerdings 
auch nicht mit Ihnen zusammen!) 

Die politischen Grundsätze, die unter dem Kanz- ^ 
ler Helmut Schmidt im April 1982 beschlossen wur- 
den, sind auch heute die Grundlage für die restrik- 
tive Genehmigungspolitik der Bundesregierung. In 
der Außen- und Sicherheitspolitik hat die SPD mit 
der Partei von Helmut Schmidt heute leider nur 
noch den Namen gemeinsam. Er ist zur leeren 
Worthülse geworden. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig! — Bindig 

[SPD]: Sie sind schon lange eine leere 
Worthülse!) 

Die SPD hat längst den Boden praktikabler und 
realistischer Politik verlassen und sich auf die 
fruchtlose Suche nach grüner Anbiederung bege- 
ben. 

(Bindig [SPD]: Und ihr wackelt durch die 
Gegend!) 

Als die SPD noch Regierungsverantwortung trug, 
hatte sie keine Bedenken gegen den Export von 
Sonderschiffen. 

(Gansei [SPD]: Stimmt auch nicht!) 

Empfänger deutscher Lieferungen waren so proble- 
matische Länder wie die Militärdiktatur in Argenti- 
nien, das Obristenregime in Griechenland, die Mili- 
tärjunta in der Türkei, Chile, Peru, Kolumbien und 
Venezuela — in damaliger Zeit alles andere als Mu- 
sterbeispiele westlicher Demokratie. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

— Es ist pure Heuchelei, Herr Kollege Vogel, und 
die selbstgerechte Pose des Weltsittenrichters, Herr 
Vogel, wenn die SPD dies jetzt alles vergessen ma- 
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(A) chen will und sich zum Obertugendapostel auf- 
spielt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Lesen Sie! Lesen Sie!) 

Ich sage zum Schluß: Wir halten an den bewähr- 
ten Grundsätzen der restriktiven Rüstungsexport- 
politik fest Wir halten an den Grundsätzen, die wir 
1982 mit Ihnen zusammen beschlossen haben, fest. 
Wir werden die praktischen Probleme damit lösen. 
Wir lehnen den Entwurf, den die SPD heute oppor- 
tunistischerweise vorlegt, ab. Wir werden uns wei- 
terhin sehr um Kriegswaffenexportkontrolle bemü- 
hen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Bindig [SPD]: Wechseln Sie mal zur CSU 
über! Das will einer von der FDP sein? Der 
gehört zur CSU!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun- 
desminister für Wirtschaft, Dr. Bangemann. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Das Plenum dieses Hauses hat schon 
vor etwa einem Jahr den Gesetzentwurf der SPD- 
Fraktion diskutiert. Danach haben in den Aus- 
schüssen Beratungen stattgefunden. Jetzt liegt uns 
nicht nur der Gesetzentwurf vor, sondern auch noch 
ein kürzlich vorgelegter Antrag, der sich ausschließ- 
lich mit dem Teilaspekt der Sicherung der Kriegs- 
waffenkontrolle befaßt. Das ist ein bemerkenswer- 
' tes Verfahren, aus dem man vermutlich den Schluß 
ziehen könnte, daß die Beratungen in den Aus- 
schüssen der SPD-Fraktion deutlich gemacht ha- 
ben, daß es eine ganze Reihe von rechtlichen Be- 
denken gegen den Gesetzentwurf gibt, die tatsäch- 
lich durchgreifen. 

Das gilt z. B. für den Vorschlag, einen Beauftrag- 
ten des Deutschen Bundestages für die Kriegswaf- 
fenkontrolle zu bestellen. Denn abgesehen von den 
ebenfalls wichtigen Einzelfragen — auf die ich jetzt 
nicht eingehen kann — fehlt einem solchen Beauf- 
tragten in jedem Fall die rechtliche Grundlage. 
Wenn überhaupt, müßte man eine Grundgesetzän- 
derung vornehmen. Auch die Befugnisse, die der 
Entwurf dem Beauftragten zubilligt, sind verfas- 
sungsrechtlich nicht zulässig. Das hat sich in den 
Beratungen der Ausschüsse eindeutig ergeben. Ich 
möchte hier daran erinnern. 

(Gansei [SPD]: Das war eine Mehrheits- 
meinung]) 

— Auch eine Mehrheitsmeinung kann eine eindeu- 
tige Klärung von Rechtsfragen bedeuten, Herr Kol- 
lege Gansei. 

(Gansei [SPD]: Aber muß es nicht!) 

— Das habe ich auch nicht gesagt. Ich habe gesagt: 
kann. Wenn Sie mir mit der Aufmerksamkeit zuhö- 
ren würden, die ich Ihren Ausführungen immer 
widme, dann könnten Sie solche Zwischenrufe un- 
terlassen. 

(Bindig [SPD]: In einer Demokratie kön- 
nen auch die Toren die Mehrheit haben!) 


Meine Damen und Herren, ich möchte mich jetzt (C) 
auf den Antrag konzentrieren, den die SPD-Frak- 
tion zusätzlich vorgelegt hat und der zum Ziel hat, 
den Export von Kriegswaffen auf die Mitgliedstaa- 
ten der OECD zu beschränken. 

Als die mit der SPD gebildete Bundesregierung 
1982 die jetzt geltenden rüstungsexportpolitischen 
Grundsätze ausarbeitete und beschloß, stellte sich 
schon damals die Frage nach Kriegswaffenexpor- 
ten in Länder, die nicht entweder der NATO ange- 
hören oder NATO-Ländern gleichgestellt sind. Auch 
diese Frage war damals zu entscheiden. Das Krite- 
rium „NATO- oder ihnen gleichgestellte Länder“ 
entspricht mehr oder weniger dem OECD-Kriteri- 
um. Die damalige Bundesregierung hat sich aus gu- 
ten Gründen diesem Kriterium nicht angeschlos- 
sen. Auch nach der Beratung des vorliegenden An- 
trags in den Ausschüssen gibt es überhaupt keine 
neuen Gesichtspunkte, die dafür sprechen könnten, 
zu einer anderen Beurteilung als 1982 zu kommen. 

Wesentlich sachgerechter als die Festlegung von 
Länderlisten — das zeigt die Praxis der früheren 
Regierungen, und das zeigt die Praxis dieser Regie- 
rung — ist die Einzelfallentscheidung. Auf diese 
Weise kann man auf die besonderen Umstände des 
jeweiligen Einzelfalls eingehen. Es kann durchaus 
auch außerhalb der OECD-Länder ein legitimes 
Selbstverteidigungsinteresse eines Empfängerlan- 
des vorliegen. Wer wollte das bestreiten? Denn 
nicht nur OECD-Länder können für sich in An- 
spruch nehmen, sich verteidigen zu wollen. Das 
können auch Länder außerhalb der OECD. (D) 

In diesem Rahmen kann auf der Grundlage von 
Gesetz und rüstungsexportpolitischen Grundsätzen 
die Forderung des SPD- Antrags durchaus berück- 
sichtigt werden, nämlich die Beschränkung der 
Ausfuhr auf Länder, die „nicht in Spannungsgebie- 
ten liegen, demokratisch verfaßt sind und die Men- 
schenrechte respektieren“. Das kann man mit den 
vorhandenen Bestimmungen ohne weiteres abdek- 
ken. 

Die Schnittlinie OECD sorgt in Wahrheit gar 
nicht für klare Verhältnisse. Die Erfahrung zeigt, 
daß eine solche Begrenzung nicht durchgehalten 
werden kann. Wir berücksichtigen bei solchen Ent- 
scheidungen zu Recht auch außenpolitische Inter- 
essen der Bundesrepublik. Wie wollen Sie einem 
Land außerhalb der OECD-Liste klarmachen, daß 
es keine Waffen bekommen kann, während ein 
Land das nach der OECD-Liste Empfängerland sein 
könnte, das aber durchaus keine anderen Merk- 
male als ein Land außerhalb dieser Liste aufweist, 
also das völlig gleiche Verhältnisse bietet, Waffen 
bekommen kann? Das ist unverständlich. Das hat 
schon damals dazu geführt, daß wir neben den bei- 
den klaren Gebieten, Herr Gansei, die Länder, in 
die wir ohne jeden Zweifel liefern können, NATO- 
Mitglieder oder ihnen gleichgestellte Länder, und 
die Länder der Liste, die nicht beliefert werden kön- 
nen, was man auch überprüfen muß, einen großen 
Bereich von Einzelfallentscheidungen haben, der 
uns erlaubt, diese Entscheidungen richtig zu tref- 
fen. 
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(A) Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Abgeordneten Gansei? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ja, bitte sehr. 

Gansei (SPD): Herr Minister, Sinn der Länderli- 
ste ist doch, zu ermöglichen, daß der Bundestag 
durch einen Mehrheitsbeschluß ein Land auf die 
Liste setzen oder von der Liste nehmen kann. Dies 
ist für uns ein Verfahren zur Ermöglichung der par- 
lamentarischen Kontrolle. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Mischen Sie bitte nicht die beiden Gesichtspunkte 
durcheinander, Herr Gansei. Wenn Sie es mit dieser 
Liste machen, Herr Gansei, so daß eines rauf- und 
eines runterkommt, wird das außenpolitisch noch 
schlimmer. Dann hätten Sie Aufsteiger- und Abstei- 
gerländer. Dann müßten Sie Ländern, die aus der 
Liste herausgenommen würden, außenpolitisch offi- 
ziell erklären, warum das geschieht. 

(Gansei [SPD]: Was machen Sie denn?) 

— Wir treffen in einer Einzelfallentscheidung dann 
eine Negativentscheidung, die wir in der Öffentlich- 
keit nicht begründen müssen. 

(Volmer [GRÜNE]: Genau das ist das 
Schlimme! Sie sollten mal begründen!) 

— Wir begründen eine negative Entscheidung dann, 
wenn uns das Parlament dazu zwingt. Sie wissen 
ganz genau, Herr Kollege: Über hundert Anfragen 

( B ) haben wir hier im Hause beantwortet Aber es ist 
doch außenpolitisch ein wesentlicher Unterschied, 
wenn ich eine Liste von Ländern habe, die ich sozu- 
sagen anerkenne, und dann, wenn ich ein Land von 
dieser Liste streiche, das in aller Öffentlichkeit und 
hier begründen muß. Das ist ein Verfahren, bei dem 
man außenpolitisch nur Porzellan zertrümmern 
kann. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig! — Mann 

[GRÜNE]: Das tun Sie so oder so, Herr 
Bangemann!) 

Außerdem möchte ich auch daran erinnern: im- 
mer, wenn Sie, Herr Gansei, versuchen, in emphati- 
schen und manchmal lyrischen Passagen Ihre vä- 
terlichen Freunde zu beschwören, 

(Bindig [SPD]: Sie werden nie dazugehö- 
ren!) 

merkt man, daß Sie einem Problem ausweichen 
wollen. Daß das Problem des Sonderschiffbaus und 
die Frage, ob nun Arbeitsplätze verlorengehen oder 
nicht, je nachdem, wie man den Sonderschiffbau 
behandelt, von Ihnen nicht klar und einfach darge- 
stellt werden kann, hat hier jeder gemerkt; denn 
das ist doch nun wohl logisch: Entweder Sie treffen 
eine Einzelfallentscheidung und können dabei 
durchaus in Übereinstimmung mit demokratischen 
Kriterien ein Kriegsschiff bauen, wodurch Sie Ar- 
beitsplätze erhalten, oder Sie haben eine Liste von 
OECD-Ländern, auf der dieses Land nicht steht, 
und können dieses Schiff nicht bauen, wodurch Sie 
Arbeitsplätze verlieren. Diesem klaren Dilemma 
versuchen Sie auszuweichen, indem Sie in lyri- 


schen Tönen von väterlichen Freunden reden. Das (C) 
ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, auch das Problem der 
Zulieferungen an einen OECD -Kooperationspart- 
ner ist der SPD durchaus bekannt. Auch diese Re- 
gelung würde in keiner Weise eine Änderung, eine 
Erleichterung der bestehenden Situation bringen; 
denn die Frage des Endverbleibs würde sich in die- 
sen Fällen genauso stellen wie heute. Das würde 
überhaupt nichts ändern. 

Natürlich wirft der Antrag der SPD auch die ge- 
nerelle Frage auf: Wie restriktiv ist und muß unsere 
Rüstungspolitik sein? Tatsache ist, meine Damen 
und Herren — und ich steile das hier noch einmal 
fest, auch vor dem Hintergrund der ausführlichen 
Debatten, die über diesen Fall in den vergangenen 
Tagen geführt worden sind — : 

Erstens. Die wirtschaftliche Bedeutung der deut- 
schen Kriegswaffenexporte ist unverändert gering. 

Der Anteil an der gesamten Warenausfuhr betrug 
1981 bis 1985 knapp 0,5%, und zwar 1981 0,44%, 1983 
0,74%, als Höchstwert, und 1985 wieder 0,27%. Übri- 
gens ist der Höchstwert, Herr Gansei — wenn ich 
Sie daran erinnern darf — , entstanden, weil wir in 
dem Jahr besonders viele Kriegsschiffe geliefert 
haben. 

Zweitens. Das Verhältnis der Lieferungen in 
NATO-Länder einschließlich der gleichgestellten 
Länder zu Lieferungen in Nicht- NATO -Länder be- ^ 
trägt im Durchschnitt der Jahre zwar ein Drittel zu 
zwei Dritteln. Von den Lieferungen in Nicht-NATO- 
Länder — das sind in etwa auch Nicht-OECD-Län- 
der — in Höhe von jährlich etwa 1,4 Milliarden DM 
entfielen jedoch 90% auf Schiffe. Das heißt, wir lie- 
fern schon heute in die Länder, die nicht NATO- 
Länder oder ihnen gleichgestellt sind, im wesentli- 
chen eigentlich nur Schiffe. 

(Zuruf des Abg. Volmer [GRÜNE]) 

— 90%. Wir waren uns ja immer einig darüber, Herr 
Gansei, daß das Arbeitsplätze an der Küste erhält 
Wenn Sie das ändern wollen, dann erklären Sie das 
doch bitte einmal ihrem väterlichen Freund an der 
Küste. 

Drittens. Die Bundesrepublik Deutschland liegt 
im internationalen Vergleich nach wie vor an fünf- 
ter Stelle, und zwar mit 3,9% Anteil am weltweiten 
Waffentransfer, nach dem Stockholmer Institut mit 
3,4%; das unterscheidet sich nicht wesentlich. Das, 
meine Damen und Herren, stellt das Problem in die 
richtige Dimension: Hier wird eine Diskussion ge- 
führt, die, gemessen an dem, was auf der übrigen 
Welt passiert, auch von Verbündeten, die mit uns 
Zusammenarbeiten, nun wirklich ein Problem be- 
trifft, das man in dieser Weise nicht behandeln 
kann. Deswegen und weil wir dazu verfassungs- 
rechtliche und politische Gründe haben, lehnt die 
Bundesregierung den Gesetzentwurf und den An- 
trag der SPD-Fraktion ab. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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(A) Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zuerst zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über den Tagesordnungspunkt 15 a, den 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD auf Druck- 
sache 10/3342 betreffend. Der Ausschuß empfiehlt, 
diesen Gesetzentwurf abzulehnen. 

Eine Erklärung zur Abstimmung nach §31 der 
Geschäftsordnung hat der Abgeordnete Dr. Hirsch 
erbeten. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir bekommen in 
diesen Tagen eindrucksvollen Anschauungsunter- 
richt darüber, zu welchen katastrophalen Folgen 
der Export von Kriegswaffen selbst für eine Welt- 
macht führen kann. Auch in der Bundesrepublik 
erfahren wir, welche politischen Folgen für das Ver- 
hältnis der Bundesrepublik zu den Ländern der 
Dritten Welt durch unbedachte Handlungen entste- 
hen können. Man kann zwar bei manchen Einzel- 
heiten des von der SPD vorgelegten Gesetzentwur- 
fes unterschiedlicher Meinung sein, ob sie wirklich 
gelungen sind; so z. B. die Festlegung einer schema- 
tischen Länderliste oder die Ausweitung der 
Kriegswaffenliste auf Gegenstände, die auch im zi- 
vilen Bereich verwendet werden. 

Trotzdem ist ernsthaft nicht zu bestreiten, daß 
sowohl in der früheren Koalition mit Wissen und 
Wollen des damaligen Bundeskanzlers wie in der 
jetzigen Koalition der direkte und über Kooperatio- 
nen indirekte Export von Kriegswaffen immer wei- 
ter ausgedehnt worden ist. Das gilt auch für den 
Export in Länder, in denen Diktaturen bestehen, 
Menschenrechte vorsätzlich verletzt werden, in Ge- 
biete, in denen Kriege geführt werden, und in Re- 
gionen, in denen jedenfalls deutsche Waffenhändler 
weder jetzt noch in Zukunft etwas zu suchen ha- 
ben. 

Dem Außenminister möchte ich für seine klare 
und eindeutige Haltung in dieser Frage meinen 
ausdrücklichen Dank aussprechen. 

(Zustimmung der Abg, Frau Dr. Hamm- 
Brücher [FDP]) 

Der Deutsche Bundestag ist für diese Entwicklung 
mitverantwortlich, weil er die Heimlichkeit der Ge- 
nehmigungsverfahren duldet und sich scheut, sich 
an der Kontrolle der Kriegswaffenexporte zu betei- 
ligen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Dr. 

Hamm-Brücher [FDP]) 

Nach der gegenwärtigen Rechtslage gibt es zwar 
die Möglichkeit, wegen einer verweigerten Export- 
genehmigung die Gerichte anzurufen. Es gibt aber 
weder eine parlamentarische noch eine gerichtliche 
Kontrolle, also überhaupt keine Kontrolle, in wel- 
chem Geist die jeweilige Bundesregierung das 
Kriegswaffenexportgesetz handhabt und ob sie 
über die darin enthaltenen zwingenden gesetzli- 
chen Grenzen hinausgeht oder nicht. Diesen Zu- 
stand halte ich für verfassungswidrig. 

(Beifall bei der SPD) 


Er ist angesichts der wirtschaftlichen, politischen (C) 
und moralischen Folgen des zunehmenden Kriegs- 
waffenexportes auch nicht länger zu verantworten. 

Wer die Welt mit seinen Waffen vollstopft, wird mit 
dafür verantwortlich gemacht werden, wenn diese 
Waffen gebraucht werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Gesetzentwurf führt Ansätze zu einer größeren 
Öffentlichkeit der Genehmigungspraxis ein und er- 
möglicht eine parlamentarische Kontrolle. Das Ar- 
gument des Wirtschaftsausschusses, man könne ei- 
nen Kontrollbeauftragten ohne Änderung des 
Grundgesetzes nicht einführen, ist formal. Wir 
könnten die Verfassung ja entsprechend ergänzen. 

Da es zur Zeit keinen besseren oder weiterfüh- 
renden Vorschlag der Koalition gibt, werde ich dem 
Gesetzentwurf der SPD zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort nach § 31 
der Geschäftsordnung hat Frau Abgeordnete Dr. 
Hamm-Brücher. 


Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Tendenziell schließe ich 
mich der Erklärung meines Kollegen Burkhard 
Hirsch an. Ich habe meinen grundsätzlichen Dis- 
sens in Sachen einer so formulierten restriktiven 
Rüstungsexportpolitik, die weder in der Vergangen- 
heit noch in der Gegenwart besonders restriktiv (D) 
war, bereits in der sozialliberalen Koalition wieder- 
holt öffentlich bekanntgegeben. Daran hat sich 
nichts geändert. Mir scheint allerdings, daß grund- 
sätzliche Überlegungen beim Entwurf der SPD ein- 
fach nicht ausgereift sind, z. B. die Frage der Li- 
sten. 

(Marschewski [CDU/CSU]: Wer war denn 
Staatsminister?) 

— Ich war mit diesen Fragen nicht befaßt. 

(Lachen bei der FDP und der CDU/CSU — 
Beckmann [FDP]: Das kennen wir aus vie- 
len Prozessen!) 

— Das hat mit dem Staatsminister überhaupt 
nichts zu tun. Ich habe mich wiederholt in öffentli- 
chen Sitzungen und Kundgebungen gegen den Rü- 
stungsexport nach Saudi-Arabien ausgesprochen. 

(Sauter [Epfendorf] [CDU/CSU]: Und im 
Kabinett?) 

— Ich war als Staats minister nicht im Kabinett. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Sauter [Epfen- 
dorf] [CDU/CSU]) 

— Keine Spur. Sie kennen wohl die Geschäftsord- 
nung der Bundesregierung nicht genau, Herr Kol- 
lege Sauter. 

Jedenfalls war das so und ist das so und wird das, 
solange ich Parlamentarierin bin, auch bleiben. 
Meine Erfahrung des Zweiten Weltkriegs hat mich 
gelehrt, daß zumindest die Frauen den Grundsatz 
„Frieden schaffen mit immer weniger Waffenex- 
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Frau Dr. Hamm-Brücher 

(A) port“ vertreten müssen und auch hier im Parlament 
vertreten sollen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich sehe das Grundproblem in der parlamentari- 
schen Kontrolle, nicht in der parlamentarischen 
Genehmigung; das wäre in der Tat eine Verwi- 
schung zwischen Exekutive und Legislative. Die 
parlamentarische Kontrolle ist schon deshalb not- 
wendig, um auch der Bundesregierung in schwieri- 
gen Fällen etwas rascher bewußt werden zu lassen, 
daß eine Kontrolle, wenn sie hier ausgeübt wird, 
unter Umständen zu Beanstandungen führen kann. 
Das wäre z. B. in dem heute früh diskutierten Fall 
sehr positiv und sehr nützlich gewesen. 

Ich werde also nicht wie Herr Hirsch zustimmen, 
sondern werde mich aus den genannten grundsätz- 
lichen Überzeugungen meiner Stimme enthalten. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN sowie 
des Abg. Dr. Hirsch [FDP]) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, wir kommen jetzt zur Einzelberatung und 
Abstimmung. Ich rufe Art. 1 bis 3, Einleitung und 
Überschrift auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Ge- 
schäftsordnung die weitere Beratung. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Tages- 
ordnungspunkt 15 b, und zwar die Beschlußempfeh- 
lung des Ausschusses für Wirtschaft auf Druck- 
sache 10/6445. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/6091 abzu- 
lehnen. Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Bei zwei Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Strafverfahrensänderungsgesetzes 
1984 (StVÄG 1984) 

— Drucksache 10/1313 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6592 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Bachmaier 
Eylmann 

(Erste Beratung 77. Sitzung) 

Im Ältestenrat ist für die Beratung ein Beitrag 
bis zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. — Es erhebt sich kein Widerspruch; es ist 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab- 
geordnete Eylmann. 

Eylmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Unsere Strafgerichte sind, ohne 
daß man zu Verallgemeinerungen greifen sollte, 


überlastet, jedenfalls in weiten Bereichen belastet. (C) 
Die Kriminalität ist in den letzten Jahren gestiegen. 

Dem entspricht es, daß z. B. von 1975 bis 1984 die 
Neuzugänge bei den Amtsgerichten um 34% zuge- 
nommen haben. Der Deutsche Richterbund hat dar- 
auf noch in den letzten Tagen hingewiesen. Nicht 
nur wegen dieser starken Belastung der Justiz dau- 
ern viele Strafverfahren zu lange, das hängt viel- 
mehr häufig auch damit zusammen, daß unser 
Strafverfahrensrecht gewisse Schwierigkeiten bie- 
tet, mit Mammutverfahren, wie sie sich zum Teil bei 
umfangreichen Wirtschaftsstraftaten entwickeln, in 
angemessener Zeit zu Rande zu kommen. 

Bestrebungen für Vereinfachung und Beschleuni- 
gung des Strafverfahrens hält man gern das 
Schlagwort entgegen, es dürfe mit dem Angeklag- 
ten kein kurzer Prozeß gemacht werden. Dabei ha- 
ben aber die Angeklagten bei uns wahrlich keinen 
Grund, sich darüber zu beklagen, daß ihr Fall in 
einer zu kurzen Frist entschieden würde. Im Gegen- 
teil: Die Verfahrensdauer ist gerade für den betrof- 
fenen Bürger häufig unzumutbar lang. Ein Prozeß 
ist keineswegs um so fairer, je länger er dauert, 
abgesehen davon, daß jede verhängte Strafe um so 
weniger bewirkt, je länger sie nach erfolgter Tat auf 
sich warten läßt. Zur Qualität staatlicher Rechtge- 
währung gehört es vielmehr, daß sie so zügig und 
schnell erfolgt, wie es die Prinzipien eines rechts- 
staatlichen Verfahrens zulassen, aber auch erfor- 
dern. 

Dazu will die heute zur Verabschiedung anste- 
hende Strafprozeßnovelle beitragen. 

Sie hat eine recht lange Vorgeschichte. Am An- 
fang stand eine von der Landesjustizverwaltung 
schon 1981 und 1982 zusammengestellte Auflistung 
von 112 Änderungsvorschlägen, die insbesondere 
den Anwälten einen derartigen Schrecken einjagte, 
daß sie fortan nur noch von der Horrorliste spra- 
chen. 

Der damalige Justizminister Schmude ließ sie zu 
einem Referentenentwurf zusammenstreichen, in 
dem noch so Merkwürdigkeiten standen wie die In- 
stitution eines Ersatzverteidigers und der auch die 
völlige Abschaffung der Sprungrevision vorsah. 

Nach der Wende wurde der Entwurf überarbeitet 
und im April 1984 eingebracht. Im Rechtsausschuß 
haben wir ihn zunächst zurückgestellt, weil es uns 
zweckmäßig erschien, dieses Entlastungsgesetz 
etwa zeitgleich mit dem Opferschutzgesetz zu ver- 
abschieden, das auch wichtige Änderungen der 
Strafprozeßordnung enthält. 

In den letzten Monaten ist der Entwurf sorgfältig 
beraten worden. Wir haben ihn auch noch in eini- 
gen, nicht unwesentlichen Punkten geändert. Mit 
dem vorliegenden Ergebnis können die Anwälte — 
ursprünglich die schärfsten Kritiker der Vereinfa- 
chungsbestrebung — sicherlich zufrieden sein. 
Rechtsstaatliche Verfahrensprinzipien werden 
nicht tangiert, Rechte der Angeklagten nicht beein- 
trächtigt, sondern zum Teil beim Recht der notwen- 
digen Verteidigung sogar noch ausgebaut. 

Die Landes justizministerien hatten sicherlich 
sehr viel weitergehende Vorstellungen, aber auch 
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Eylmann 

(A) sie werden zugeben, daß eine ganze Reihe von Vor- 
schriften dieses Entwurfs geeignet sind, Strafver- 
fahren zu beschleunigen und zu vereinfachen. Ich 
nenne nur die Ausweitung der Möglichkeiten, Geld- 
strafen ohne Hauptverhandlung durch Strafbefehle 
zu verhängen, was für den betroffenen Bürger auch 
noch den begrüßenswerten Effekt hat, daß ihm die 
Prozedur einer Hauptverhandlung erspart wird. 

Meine Damen und Herren, die Koalition kann 
mit diesem Gesetz einen weiteren Punkt ihres 
rechtspolitischen Programms abhaken, das sie sich 
für diese Legislaturperiode vorgenommen hatte. 
Der Deutsche Richterbund, der noch vor wenigen 
Tagen die Untätigkeit des Gesetzgebers im Bereich 
der Justizentlastung beklagte, hat die richterliche 
Tugend der Geduld vermissen lassen. Er hätte das 
Ende dieser Legislaturperiode abwarten sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Bachmaier. 

Bachmaier (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Wenn wir heute bei der abschlie- 
ßenden Beratung dem Strafverfahrensänderungs- 
gesetz 1984 zustimmen, dann tun wir dies nicht aus 
der Überzeugung heraus, daß dem Gesetzgeber hier 
ein besonders großer Wurf gelungen sei. Die nach 
den Beratungen des Rechtsausschusses nunmehr 
noch verbliebenen Teile der ursprünglichen Geset- 
zesvorlage sollen dort weiterhelfen, wo der Straf- 

(B) prozeß durch den Wandel der Verhältnisse in 
Schwierigkeiten geraten ist. 

Wir meinen, daß die einzelnen Novellierungen ei- 
nen sinnvollen Beitrag dazu darstellen, ein rechts- 
staatlich einwandfreies Strafverfahren auch in Zu- 
kunft zu gewährleisten. In den Beratungen im 
Rechtsausschuß ist es gelungen, die Teile der Ge- 
setzesnovelle aus dem Entwurf zu entfernen, durch 
die in die gewachsenen Rechte der Angeklagten 
eingegriffen und rechtsstaatliche Grundsätze in 
Mitleidenschaft gezogen worden wären. 

Wesentliche Teile der heute zu verabschiedenden 
Novelle gehen im übrigen noch auf Vorarbeiten zu- 
rück, die unter den Justizministern Vogel und 
Schmude durchgeführt worden sind. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der CDU/CSU: Das ist die Hor- 
rorliste! — Heiterkeit — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Wesentliche Teile, die heute zu verabschieden 
sind, habe ich gesagt Bitte genau zuhören! Das Zu- 
hören scheint ja wohl nicht die Stärke der Parla- 
mentarier in dieser Abendstunde zu sein. 

Auch wenn es zu begrüßen ist, das das Strafbe- 
fehlsverfahren nunmehr auch für den Beschuldig- 
ten leichter handhabbar ist und in Zukunft weniger 
Risiken in sich birgt als bisher, auch wenn es sinn- 
voll und richtig ist, daß der Beschuldigte stärkere 
Mitwirkungsbefugnisse bei der Bestimmung seines 
Pflichtverteidigers erhält, auch wenn es sinnvoll ist, 
das Mehrfachverteidigungsverbot einzuschränken, 
um nur einige Beispiele zu nennen, bleibt die vor- 


handene Novelle Stückwerk und ist weit davon ent- (C) 
fernt, den Strafprozeß so gründlich zu reformieren, 
wie dies mittlerweile notwendig geworden ist. 

Meine Damen und Herren! Besonders bedauer- 
lich ist die Tatsache, daß es der Bundesregierung 
bis heute noch nicht einmal gelungen ist, aus dem 
Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerich- 
tes vom 15. Dezember 1983 die strafprozessualen 
Konsequenzen zu ziehen, die auf Grund dieses weg- 
weisenden Urteils zwingend geboten sind. Bis zum 
heutigen Tage liegt uns kein Gesetzentwurf vor, 
durch den das Strafverfahrensrecht den Grundsät- 
zen des Bundesverfassungsgerichtes entsprechend 
novelliert werden kann. 

Noch ein Wort, sehr verehrter Herr Bundesjustiz- 
minister, zu Ihrer Ankündigung vom 29. September 
1986, eine Große Strafverfahrensreformkommission 
einzuberufen. Wir finden es grundsätzlich gut und 
richtig, daß auf breiter Basis all die Reformbestre- 
bungen erörtert werden sollen, die es schon seit 
einiger Zeit aus Wissenschaft und Praxis gibt. 
Grundlegende Reformvorstellungen gibt es zum 
Beispiel über den Ablauf der Hauptverhandlung, 
das gesamte notleidende, dringend reformbedürf- 
tige Untersuchungshaftverfahren und auch dar- 
über, in welcher Weise wohl am sinnvollsten von 
den Gerichten auf strafbares Verhalten reagiert 
wird. 

Eine so grundlegende Reform des Strafverfah- 
rensrechtes kann allerdings nur dann erfolgreich 
sein, wenn sie auf möglichst breiter Konsensbasis 
angelegt ist. Dazu gehört selbstverständlich auch, 
daß alle im Parlament vertretenen Kräfte an dieser 
Arbeit möglichst frühzeitig beteiligt werden. Es ist 
nicht gut, sehr geehrter Herr Minister, daß Sie es 
bis zum heutigen Tage versäumt haben, es unterlas- 
sen haben, die SPD-Bundestagsfraktion in die Vor- 
bereitungsarbeiten zur Bildung einer Großen Straf- 
verfahrensreformkommission mit einzubeziehen. 
Wenn es Ihnen tatsächlich ernst ist, unser geltendes 
Strafverfahrensrecht zu reformieren, dann kann 
dieses Vorhaben nur dann gelingen, wenn damit 
zügig begonnen wird und neben Wissenschaft und 
Praxis auch alle parlamentarischen Kräfte von An- 
fang an beteiligt werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Kleinert. 

Kleinert (Hannover) (FDP): Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
StVÄG heißt das, worüber wir jetzt zu beschließen 
haben. Das muß ich doch einmal ganz kurz bemer- 
ken, weil mir auch im Laufe des heutigen Tages 
immer wieder gesagt worden ist: Was mag das nur 
heißen? Soll man nicht schon bei der Kurzbezeich- 
nung eines Gesetzes damit anfangen, wenigstens in 
etwa den Gegenstand kenntlich zu machen, über 
den zu sprechen man sich anschickt? StPO-Novelle 
wäre deutlicher gewesen, es wäre auch deshalb bes- 
ser gewesen, weil es deutlich gemacht hätte, daß es 
sich hier um eine von sehr vielen StPO- Novellen 
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Kleinen 

(A) handelt, die im Laufe der Jahre an uns vorbeigezo- 
gen sind, an denen wir uns mehr oder weniger unlu- 
stig, lustig allerdings nie, beteiligt haben und bei 
denen wir der Meinung sind: Irgendwann muß ja 
ganz zwangsläufig aus naturwissenschaftlich-logi- 
schen Gründen der Punkt kommen, an dem man 
aus diesem Schwamm kein Wasser mehr heraus- 
quetschen kann. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Wenn immer wieder die Idee auftaucht, es müsse 
an der StPO etwas geändert werden, weil wir zu 
wenig Richter für zu viele und zu lange Prozesse 
haben, und wenn dann immer wieder das geschun- 
dene Verfahrensrecht herhalten muß, damit der Ge- 
setzgeber Aktion vorweist, während an ganz ande- 
ren Stellen etwas getan werden müßte, dann ist das 
zutiefst bedauerlich. Das alles wäre besser zum 
Ausdruck gekommen, wenn man gesagt hätte — ich 
mache einmal eine Schätzung — : 27. StPO-Novelle. 
Ich weiß nicht, ob das dann stimmt, aber so etwa in 
der Richtung muß das wohl sein. 

Herr Engelhard — das ist von meinem Herrn 
Vorredner, vom sehr geschätzten Kollegen Bach- 
maier, eben zutreffend berichtet worden — hat tat- 
sächlich nach Herrn Vogel und Herrn Schmude ei- 
nen so großen Teil der Vorschläge aus dieser StPO- 
Novelle herausgebracht, bevor er sie wieder einge- 
bracht hat, 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

(B) 

daß es uns etwas leichter gefallen ist, heute zuzu- 
stimmen, als uns das bei den Entwürfen leicht ge- 
fallen wäre, deren Urheber Sie soeben hier zur Hei- 
terkeit Ihrer anwesenden Kollegen und Partei- 
freunde genannt haben. Mir ist sehr wohl aufgefal- 
len, wie diese Ihre Übung, die Amtsvorgänger noch 
ins Bild zu bringen, in Ihren Reihen mimisch aufge- 
nommen worden ist. Ich habe das genossen. 

Deshalb weiß ich so gut, was wir Herrn Engel- 
hard verdanken, der uns bei der Wiedereinbringung 
zu Beginn der Legislaturperiode wenigstens einiges 
erspart hat. Im übrigen haben wir noch einiges Wei- 
tere aus diesem Gesetzentwurf gänzlich einver- 
ständlich entfernt, weil es wirklich nicht angeht, 
Schwierigkeiten der Justiz auf dem Rücken der An- 
geklagten auszutragen. Es ist zwar modisch gewor- 
den, von „Prozeßbeteiligten“ zu sprechen und ganz 
in vornehmes Dunkel zu hüllen, wer eigentlich ge- 
meint ist bei einschränkenden Bestimmungen. Ich 
bin dafür, daß wir in deutlicher und somit liberaler 
Weise sagen, wer gemeint ist. Der Angeklagte und 
damit natürlich auch sein Verteidiger muß die 
Rechte haben. Diese dürfen nicht über das erträgli- 
che Maß hinaus eingeschränkt werden. 

Wir erleben in diesen Tagen, wie ein sehr hoch- 
verdienter Kollege — nicht daß ich das für eine 
gerichtsverwertbare Tatsache halten würde, aber 
immerhin halte ich es für gerichterwägenswert — , 
nämlich unser Kollege und Freund Egon Franke, 
nachdem er ein Jahr zu Lasten seiner Gesundheit 
und auch zu Lasten der Gesundheit seiner Familie 
durch ein öffentliches Verfahren gehetzt worden ist, 


von der Staatsanwaltschaft, die die Anklage erho- (C) 
ben hat, zum Schluß gesagt bekam: Das tut uns leid, 
wir haben uns wohl geirrt; wir beantragen Frei- 
spruch. — So ist ein einjähriges Verfahren gegen 
einen verdienten Mann, einen 70jährigen Politiker 
nicht aus der Welt zu schaffen, daß man zum Schluß 
sagt: Wir haben uns wohl geirrt und beantragen 
Freispruch. So einfach ist das nicht mit einem Pro- 
zeß, der ein ganzes Jahr gedauert hat. So kommen 
die Verfahren in die Welt, die dann hinterher die 
Justiz belasten. 

Es ist geradezu unglaublich, wie hier gemeint 
wird: Ach, gehen wir doch mal in die Hauptverhand- 
lung, gucken wir doch mal, was bei unseren Vermu- 
tungen so herauskommt; vielleicht findet sich in der 
Beweisaufnahme noch etwas, was uns in der Er- 
mittlung nicht so ganz gelungen ist. — So kann man 
als Staatsanwalt nicht an die Sache herangehen, 
und schon gar nicht unter dem Gesichtspunkt: Ich 
bin doch ein ganz feiner Mann, weil ich gegen die 
Großen entschiedener vorgehe als gegen die Klei- 
nen. Hier sind nur Rückschlüsse auf die Verfahren 
möglich, die gegen die Kleinen in genau der 
gleichen Weise abgewickelt werden. Diese Rück- 
schlüsse drängen sich geradezu auf. 

Dazu muß man wissen, daß wir ein anderes Recht 
haben als die Angloamerikaner. Das ist kürzlich in 
anderem Zusammenhang erörtert worden; es wird 
morgen wahrscheinlich noch einmal erörtert wer- 
den. Wir haben nun einmal die Verpflichtung des 
Staatsanwalts, das Belastende und das Entlastende 
gleichermaßen zu berücksichtigen. Ich bitte nun al- 
lerdings sehr darum, daß man sich daran hält, bevor (D) 
man den Gesetzgeber angeht, eine Entlastung der 
Gerichte durch Gesetze zu bewerkstelligen, die bei 
der Entlastung wahrhaftig nicht über den Punkt 
hinausgehen dürfen, an dem wir heute angekom- 
men sind. Mit uns findet in dieser Richtung nichts 
mehr statt. Wir rechnen darauf, daß die prozeßbetei- 
ligten Staatsanwälte und Richter jetzt ihr Teil bei- 
tragen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Mann. 

Mann (GRÜNE): Frau Präsident! Liebe Kollegin- 
nen und Kollegen! Ich habe nur noch vier Minuten? 

Das kann nicht sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Fünf Minuten haben 
Sie. 

Mann (GRÜNE): Mit dem vorliegenden Entwurf 
1984, der heute nach über zweieinhalb Jahren als 
Strafverfahrensänderungsgesetz 1987 beschlossen 
wird, soll die Strafjustiz entlastet werden, ohne daß 
die rechtsstaatlich erforderlichen Garantien beein- 
trächtigt werden. Um von vornherein Mißverständ- 
nisse auszuschließen: Die drastisch gestiegene Ge- 
schäftsbelastung der Strafjustiz im letzten Jahr- 
zehnt ist eine rechtspolitische Herausforderung er- 
sten Ranges. Weitere Personalvermehrungen sind 
bei einer Zahl von 3 646 Staatsanwälten und 13 039 
Richtern in der ordentlichen Gerichtsbarkeit im 
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(A) Jahre 1984 für eine grundsätzliche Problemlösung 
ungeeignet, womit ich die allzu kurzsichtige und 
einseitig fiskalisch orientierte Personalpolitik der 
Landesjustizminister nicht gutheiße. 

Notwendig ist zunächst einmal eine gründliche 
Bestandsaufnahme der Ursachen der gestiegenen 
Geschäftsbelastung. Dazu bietet die Große Anfrage 
der SPD-Fraktion eine gute Gelegenheit, die leider 
nicht genutzt wurde. Die jetzige Novelle 1987 ist 
zwar gegenüber der Horrorliste erheblich abge- 
speckt und wurde auch im Rechtsausschuß weiter 
entschärft. Entgegen der erklärten Absicht des Ge- 
setzgebers führt sie jedoch zu weiteren Beschrän- 
kungen von Strafverfahrengrundsätzen und zum 
Abbau von Verteidigerrechten, ohne daß bei allen 
vorgesehenen Maßnahmen die Entlastungswirkung 
sichergestellt wäre. 

Die von der 57. Justizministerkonferenz im Sep- 
tember 1986 hergestellte Verbindung einer Zustim- 
mung zum Opferschutzgesetz unter der Bedingung 
der Verabschiedung des Strafverfahrensänderungs- 
gesetzes ist rechtspolitisch ebenfalls alles andere 
als überzeugend. 

Schließlich setzt die Novelle die bedenkliche Ten- 
denz einer Strafprozeßreform in Raten fort. Seit 
Anfang der 70er Jahre wurden in der über 
100 Jahre alten Strafprozeßordnung verschiedene 
punktuelle Änderungen vorgenommen. Überstürzte 
gesetzgeberische Aktivitäten wie bei der sogenann- 
ten Antiterrorismusgesetzgebung oder kurzsichtige 
Beschleunigungs- und Entlastungsnovellen haben 

(B) die 1964 vom Deutschen Bundestag einstimmig als 
Aufgabe proklamierte Gesamtreform des Strafpro- 
zeßrechts in immer weitere Ferne gerückt. Wie der 
Arbeitskreis deutscher und schweizerischer Straf- 
rechtslehrer in seinem 1985 vorgelegten Alternativ- 
entwurf einer Novelle zur Strafprozeßordnung ein- 
führend darlegt, gehört zur Funktionstüchtigkeit 
der Strafrechtspflege „nicht nur die geschäftsmäßig 
einwandfreie Erledigung von Strafverfahren, son- 
dern auch die materielle Befriedungswirkung, die 
Annahme des Urteils durch die Bürger, die vor al- 
lem ein faires Verfahren mit korrekten Verteidi- 
gungsmöglichkeiten voraussetzt“. Von diesem über- 
zeugend beschriebenen Ziel entfernen wir uns mit 
dem StVÄG ein weiteres Stück. 

Aus all diesen Gründen lehnen wir GRÜNEN das 
Strafverfahrensänderungsgesetz 1987 ab. 

Aus Zeitgründen verweise ich hinsichtlich der 
Kritik an einzelnen besonders bedenklichen Rege- 
lungen des Entwurfs, vor allem aus der Sicht der 
Strafverteidigung, auf die Beratungen im Rechts- 
ausschuß am 12. November 1986. 

Der Deutsche Anwaltverein und die Strafverteidi- 
gervereinigungen haben mit ihrer gemeinsamen 
Stellungnahme zum Referentenentwurf für ein 
Strafverfahrensänderungsgesetz 1983 sowohl im 
grundsätzlichen als auch zu den einzelnen Regelun- 
gen fundiert Kritik geübt. Leider ist diese Kritik in 
einem überstürzten Gesetzgebungsverfahren zum 
Teil nicht berücksichtigt worden. 

In der Stellungnahme wurde weiter auf die Mög- 
lichkeit hingewiesen, durch eine häufigere Einstel- 


lung von Strafverfahren nach § 153 a der Straf pro- (C) 
zeßordnung sowie durch eine Entkriminalisierung 
der Bagatellstraftaten eine wesentliche Entlastung 
der Strafjustiz zu erzielen. Diese Vorschläge, bezüg- 
lich der Anwendung von § 153 a sogar ohne Geset- 
zesänderung, 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Besonders im 
Steuerrecht, Herr Mann!) 

verdienen eher den Namen Reform als das Straf- 
verfahrensänderungsgesetz 1987. Wir GRÜNEN un- 
terstützen diese Vorschläge im Sinne einer Umkehr 
des traurigen Strafverfolgungsmottos: Die Kleinen 
hängt man, die Großen läßt man laufen. Wir sollten 
ruhig den Mut besitzen, die Kleinen einmal laufen 
zu lassen und dafür die Großen, Herr Kollege Klei- 
nert, z. B. bei der Umwelt- und Wirtschaftskrimina- 
lität zur Rechenschaft zu ziehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das jedenfalls wäre im Gegensatz zum Strafverfah- 
rensänderungsgesetz 1987 ein überzeugender Bei- 
trag zur Entlastung der Strafjustiz, wobei ich damit 
— das darf ich als Nachsatz zu Ihrem Beitrag, Herr 
Kollege Kleinert, sagen — überhaupt nicht bestrei- 
ten will, daß solch ein Fall, wie Sie ihn geschildert 
haben, außerordentlich bedauerlich ist, wenn je- 
mand trotz Unschuldsvermutung in der Öffentlich- 
keit häufig als schuldig behandelt wird, bevor das 
Verfahren rechtskräftig abgeschlossen ist. Aber Sie 
müssen sich fragen, ob das nicht viel häufiger — 
davon spricht keiner im Bundestag, und davon ist in 
aller Regel in keiner Zeitung etwas zu lesen — bei 
den kleinen Leuten geschieht, die vor Gericht ste- 
hen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Eimer [Fürth] 

[FDP]: Genau das hat er gesagt!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Bun- 
desminister der Justiz, Engelhard. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! War es das Ziel 
des erst kürzlich von uns verabschiedeten Opfer- 
schutzgesetzes, den Opfern von Straftaten eine ver- 
besserte Stellung im Strafverfahren zu geben, so ist 
es in erster Linie das Ziel des jetzt vorliegenden 
Entwurfs, durch eine Vielzahl von Einzeländerun- 
gen die überbeanspruchte Strafjustiz zu entlasten. 

Dies ist um so nötiger, weil auch ein Ausgleich für 
die mit der Verbesserung des Opferschutzes unver- 
meidbar verbundene, gewisse Mehrbelastung uner- 
läßlich ist. 

Ich begrüße es sehr, daß es in langen und intensi- 
ven Gesprächen zwischen allen Beteiligten gelun- 
gen ist, diesen bereits 1984 eingebrachten Regie- 
rungsentwurf zum Ende der Legislaturperiode noch 
abschließend zu beraten. In allen entscheidenden 
Punkten ist der Entwurf der Bundesregierung ak- 
zeptiert worden. Seine zahlreichen Einzelmaßnah- 
men werden unser Strafverfahrensrecht leichter 
handhabbar machen, ohne daß damit eine Gefähr- 
dung der Wahrheitsfindung oder eine Beeinträchti- 
gung von Verteidigungsinteressen verbunden ist. 
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Bundesminister Engelhard 

(A) Ganz im Gegenteil — ich greife auf, was hier ja 
bereits in einigen Punkten erwähnt wurde — : Mit 
der Einschränkung des Verbots der Mehrfachver- 
teidigung, und mit den Regelungen über die Aus- 
wahl des Pflichtverteidigers werden bedeutsame 
Fortschritte für die Verteidigung erreicht. Auch bei 
den Verbesserungen im Strafbefehlsverfahren wird 
die Position des Beschuldigten gestärkt. 

Meine Damen und Herren, das Opferschutzgesetz 
und dieser Gesetzentwurf zusammen betreffen jetzt 
nicht weniger als 72 Vorschriften der Strafprozeß- 
ordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes. 
Wenn man sie nicht nur zählt, sondern auch, nach 
ihrer Bedeutung gewichtet, so zeigt sich, daß es wie- 
derum wie bereits 1964, 1975 und 1979 gelungen ist, 
die Reform des Strafverfahrens durch ein Teilge- 
setz um einen bedeutsamen Schritt voranzutreiben. 
Aber eine Bestandsaufnahme des Erreichten und 
der noch offenen Fragen zeigt auch ganz deutlich: 
Die Gesamtreform kann wohl in Zukunft durch 
Teilgesetze kaum noch weiter gefördert werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Vielmehr ist jetzt eine Konsolidierungspause zum 
Nachdenken notwendig. Diese Pause muß dann 
dazu genutzt werden, Perspektiven für die Zukunft 
auch gerade auf diesem Gebiet zu entwickeln und 
zu gewinnen. 

Hier bin ich bei dem Thema der Großen Strafver- 
fahrenskommission. Weil hier schon wieder die Be- 
fürchtung besteht, es solle irgendjemand nicht mit- 
wirken und mitreden dürfen: Ich weiß nicht, Herr 

(B) Kollege Dr. Emmerlich, ob mein an Sie gerichteter 
Brief bereits ausgelaufen ist und Sie erreicht hat, in 
dem Sie eingeladen werden, an dieser Kommission 
mitzuwirken. Nein, wir haben nicht nur mit Ihnen, 
sondern auch mit den Ländern und mit den Verbän- 
den Verbindung aufgenommen, um dies hier sorg- 
fältig vorzubereiten. 

Es ist ja erwähnt worden: Das geht zurück bis auf 
einen Beschluß des Deutschen Bundestages im 
Jahre 1964. Daß dies damals nicht weiterverfolgt 
wurde, hatte seinen Grund darin, daß man allge- 
mein der wohl richtigen Auffassung war, Vorrang 
müssen Änderungen des materiellen Strafrechts 
haben, die uns dann in den siebziger Jahren be- 
schäftigt haben. Beides parallel zu machen wäre 
wohl zu viel und nicht sachdienlich gewesen. 

Jetzt aber ist die Zeit gekommen, dies anzupak- 
ken. Wir sind entschlossen, hier das Notwendige zu 
unternehmen, um zu einer Gesamtreform zu kom- 
men. Der heute vorliegende Entwurf gibt uns aber 
die Luft und die Zeit, bis das andere so richtig in 
Schwung gekommen ist, es in der Strafjustiz bis 
dahin gut aushalten zu können. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim- 
mung. Ich rufe die Art. 1 bis 11, Einleitung und 


Überschrift in der Ausschußfassung auf. Wer den (C) 
aufgerufenen Vorschriften seine Zustimmung ge- 
ben will, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann sind die 
auf gerufenen Vorschriften mit großer Mehrheit an- 
genommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist mit 
der gleichen Mehrheit in dritter Lesung angenom- 
men. 

Ich rufe nun Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundes- 
rat eingebrachten Entwurfs eines . . . Straf- 
rechtsänderungsgesetzes (. . . StrÄndG) — 

§ 168 StGB 

— Drucksache 10/3758 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 

Rechtsausschusses 

(6. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6568 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete See sing 
Dr. de With 

(Erste Beratung 156. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Beratung ein Beitrag bis zu fünf Minuten für ' 
jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab- 
geordnete Seesing. 

Seesing (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Wir wollen den § 168 des Strafge- 
setzbuches ändern. Es geht in diesem Paragraphen 
um die Totenruhe. Der für Leichen geltende Schutz 
soll auf die tote menschliche Leibesfrucht ausge- 
dehnt werden. 

Wir waren uns bei der Beratung im Rechtsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages einig, daß die 
Ergänzung des § 168 durch die Worte „eine tote Lei- 
besfrucht, Teile einer solchen“ nicht ausreichen 
wird, um einen weitgehenden Schutz toter mensch- 
licher Embryonen und Feten zu sichern. Sie wird 
von uns nur als ein erster, aber sehr wichtiger 
Schritt betrachtet. Wir haben lange überlegt, ob wir 
eine Änderung des Gesetzentwurfes durch eine Er- 
weiterung der Bestimmungen vornehmen sollten. 
Dabei hatten wir an eine Regelung gedacht, nach 
der jeder bestraft werden sollte, der mit toten Em- 
bryonen und Feten Handel treibt oder sie für wirt- 
schaftliche Zwecke abgibt oder erwirbt. 

In einer Anhörung des Rechtsausschusses zu die- 
sem Gesetz am 16. Januar dieses Jahres sind wir 
darauf aufmerksam gemacht worden, daß nach die- 
sem Gesetzentwurf lediglich die unbefugte Weg- 
nahme durch Bedienstete eines Krankenhauses, 
nicht jedoch die Weggabe von Embryonen und Fe- 
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(A) ten durch die Klinikleitung verboten wird. Daran 
wird allgemein Kritik geübt Dazu kommt noch, daß 
die Verwertung von Embryonen und Feten für kos- 
metische oder andere wirtschaftliche Zwecke nicht 
unter Strafe gestellt wird. Wir halten diese Form 
der Verwertung im Grunde für strafwürdig. 

Bei den weiteren Überlegungen tauchten jedoch 
zahlreiche Fragen auf, die im Rahmen einer Erwei- 
terung des § 168 StGB nicht zu beantworten waren. 
Deswegen wird die Bundesregierung in einer Ent- 
schließung, die wir anzunehmen bitten, aufgefor- 
dert zu prüfen, in welcher Weise der Schutz sterbli- 
cher menschlicher Überreste weiter verbessert wer- 
den kann. Sie soll dazu eine gesetzliche Regelung 
vorbereiten. 

In der schon angeführten Anhörung des Rechts- 
ausschusses am 16. Januar gab es zwar Hinweise, 
aber keinen eindeutigen Aufschluß über Art und 
Umfang eines möglichen Handels mit toten Em- 
bryonen und Feten. Es gibt aber eindeutig festge- 
stellte Fälle einer unbefugten Wegnahme solcher 
Leibesfrüchte und deren Veräußerung an die Indu- 
strie. Das wollen wir sofort unterbinden. Ein sol- 
ches, die Würde des Menschen verletzendes Han- 
deln soll sich nicht wiederholen. 

Die Anhörung hat aber auch deutlich gemacht, 
daß in einem nicht unerheblichen Umfang aus an- 
erkennenswerten medizinischen und wissenschaft- 
lichen Gründen Verwertungen stattfinden. Es wird 
also notwendig sein, zu ganz klaren Abgrenzungen 
zu kommen. Es muß eindeutig werden, was im 

(B) Sinne der Hilfe für den Menschen in allen Stadien 
seiner Entwicklung in Wissenschaft und Medizin 
vertretbar ist und was nicht. 

Wir werden auch einiges tun müssen, damit der 
rechtliche Schutz des Menschen vom Beginn seiner 
Existenz an — das ist für mich der Augenblick der 
Verschmelzung von Eizelle und Samenzelle — si- 
chergestellt wird. Es muß zu einer eindeutigen Ab- 
lehnung und zu einer strafrechtlichen Verfolgung 
von Versuchen mit Embryonen kommen, die zu die- 
sem Zweck im Reagenzglas gewonnen werden. Wir 
werden darüber zu sprechen haben, wenn der Bun- 
desminister der Justiz dazu den Entwurf eines 
Embryonenschutzgesetzes vorlegt. 

Die nun schon mehrfach genannte Anhörung 
brachte aber auch noch weitere Erkenntnisse. So 
wurde von Abtreibungen berichtet, bei denen der 
Schwangerschaftsabbruch möglichst lange hinaus- 
gezögert und durch Kaiserschnitt vorgenommen 
wurde, um lebende Feten für Versuche zu gewin- 
nen. Anschließend wurden die Feten einer Verwer- 
tung zugeführt. 

Sehr unbefriedigend ist auch das Verfahren zur 
Beseitigung von toten Leibesfrüchten. Für Totge- 
burten über 35 cm Länge und die Leichen lebend 
geborener, dann aber verstorbener Kinder ist eine 
Bestattung gesetzlich vorgeschrieben. Kleinere Lei- 
besfrüchte sind „schicklich“ und „hygienisch ein- 
wandfrei“ — so steht es im Gesetz — zu beseitigen. 
Das geschieht im Normalfall durch Verbrennung. 
Man hat also, um es einmal sehr hart zu formulie- 
ren, bei der Beseitigung von toten Leibesfrüchten 


über 35 cm Länge die Bestattungsgesetze der Län- (C) 
der, bei der Beseitigung von toten Leibesfrüchten 
unter 35 cm Länge das Abfallbeseitigungsgesetz an- 
zuwenden. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Schlimm!) 

Wir werden also noch viele Dinge diskutieren müs- 
sen. Nur einige Probleme habe ich vorstellen kön- 
nen. 

Ich bitte sehr herzlich, der vorgeschlagenen Än- 
derung des § 168 Strafgesetzbuch zuzustimmen, um 
ein Zeichen dafür zu setzen, daß sich der Deutsche 
Bundestag der Dinge annimmt und regeln wird, 
was geregelt werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In der erwähnten 
Anhörung des Rechtsausschusses ist in der Tat be- 
stätigt worden, was schon lange vermutet worden 
war. Zumindest an einer deutschen Krankenanstalt 
haben zwei Bedienstete mit Embryonen oder Feten 
unbefugt gehandelt; wir fürchten: gegen ein un- 
ziemliches Entgelt. Und ich fürchte, daß es mehrere 
solcher Fälle gab, die wir nur nicht kennen. 

Wir wissen aber auch — das sollten wir auch 
erwähnen — , daß das Bereitstellen von Extrakten 
aus Embryonen bzw. Feten für wissenschaftliche 
Zwecke und für Forschungszwecke zum Wohle des (d) 
Menschen möglich sein muß. Was wir zu unterbin- 
den haben, ist ganz einfach dies: daß Bedienstete 
von Krankenhäusern aus Erwerbsgründen unbe- 
fugt Handel mit Embryonen und Feten treiben, die 
Zwecken zugeführt werden, die wir nicht billigen 
können. Jener Vorfall, der sich in München abge- 
spielt hat, konnte strafrechtlich nicht geahndet wer- 
den. Er mußte anderwärts eine Erledigung finden. 

Unser Gefühl für Würde und Pietät aber wird 
auch entschieden verletzt, wenn unter der Hand aus 
Krankenhäusern die tote menschliche Leibesfrucht 
zur Erzielung einer hübschen Nebeneinnahme in 
dunkle Kanäle wandert. Wir meinen deshalb — in- 
soweit stimme ich Herrn Seesing zu — , daß diese 
Lücke umgehend geschlossen werden muß. Der 
Entwurf zur Ergänzung des § 168 Strafgesetzbuch 
findet unsere Zustimmung. 

Aus dem erwähnten Anhörungsverfahren wissen 
wir aber auch, daß nach der weit überwiegenden 
Meinung der Sachverständigen — das ist unser al- 
ler Meinung — das vorliegende Gesetz unzurei- 
chend ist. Es gibt folgende fünf weitere unbestreit- 
bare Lücken. Nicht erfaßt werden: 1. der Klinikchef 
oder der von der Leitung des Krankenhauses Be- 
fugte, wenn diese z. B. für die entsprechende Wei- 
tergabe von einer Kosmetikfirma ordentlich hono- 
riert werden, 2. das Produkt einer extrakorporalen 
Befruchtung, also das in einem Reagenzglas be- 
fruchtete menschliche Ei, 3. die Verwertung und der 
Handel unbefugt entnommenen menschlichen Ma- 
terials, 4. die noch lebende Leibesfrucht, 5. das aus 
einer Transplantation gewonnene und zur Implan- 
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Dr. de With 

(A) tation vorgesehene Material, das, wie wir aus jüng- 
sten Beispielen wissen, hier auch zu einem 
schwunghaften Handel führen kann. Es gibt ja 
schon Firmen, die dieses in Katalogen ganz offen 
anbieten. 

Regelungen hierzu müssen natürlich nicht not- 
wendig strafrechtlich erfolgen. Regelungsbedarf 
aber besteht. Dabei wird der Gesetzgeber in Berei- 
che vorstoßen, die unter dem Stichwort „Gentech- 
nologie“ eine Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages, eine Kommission der Bundesregie- 
rung und auch meine Fraktion — ein Bericht mei- 
ner Partei liegt bereits vor — beschäftigt haben. 

Die Komplexität und der Umfang der Materie ha- 
ben eine umfassende Regelung zum jetzigen Zeit- 
punkt mit Rücksicht auf die Eilbedürftigkeit der 
Schließung der eben geschilderten Lücke verhin- 
dert. Das gab uns Anlaß, die hier vorliegende Ent- 
schließung — die GRÜNEN haben sich für mich 
seltsamerweise im Ausschuß der Stimme enthalten 
— dem Bundestagsplenum zur Verabschiedung vor- 
zulegen. Ich meine, dies sollte einmütig geschehen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Es wäre der Sache nur dienlich, wenn alsbald in 
der neuen Legislaturperiode mit breiter Mehrheit 
des Deutschen Bundestags eine umfassende Rege- 
lung beschlossen werden könnte. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Bedauerlich ist nur, daß die Bundesregierung bis- 
her nicht auch nur einen Referentenentwurf vorge- 
legt hat. Es wäre gut, wenn er wirklich bald folgen 
würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Wenn man die von 
Herrn Bundesjustizminister Engelhard betriebene 
Rechtspolitik dieser Legislaturperiode einmal Re- 
vue passieren läßt, so gilt es, herauszustellen, daß es 
seinem Engagement und auch dem Engagement 
seines Hauses zu verdanken ist, wenn wir in der 
Lage sind, auf aktuelle Entwicklungen im rechtspo- 
litischen Bereich schnell, konsequent und vor allen 
Dingen effektiv reagieren zu können. 

(Beifall bei der FDP) 

Das Gesetz zum Schutz vor der unbefugten Weg- 
nahme toter menschlicher Embryonen und Feten 

ist so ein Vorhaben. Hier reagieren wir auf einen 
aktuellen Regelungsnotstand, der, durch die Me- 
dien aufgedeckt, vom Gesetzgeber aufgegriffen und 
einer sachgerechten Lösung zugeführt werden 
mußte. Manche werfen uns vor, das, was wir heute 
beschließen werden, seien lediglich Ausbesserungs- 
arbeiten, sei aber keine grundlegende Korrektur. 
Das stimmt zwar im Ansatz, muß jedoch in zweifa- 
cher Hinsicht gewertet werden. 

Zum einen wird der vorliegende Entwurf in die- 
sem Bereich nicht alle Strafbarkeitslücken schlie- 


ßen können, wird nicht alle Anregungen aufneh- (C) 
men können, die uns dankenswerterweise durch die 
vom Rechtsausschuß durchgeführte Anhörung er- 
reicht haben. Zum anderen bedarf es im Bereich 
der Gentechnik, mit dem der hier zu diskutierende 
Entwurf mittelbar zusammenhängt, einer grundle- 
genden Überprüfung, wie der Gesetzgeber tätig 
werden kann, um, ich will nicht sagen, weiteren, 
aber doch zukünftigen Mißbrauch zu verhindern. 

Das ist und bleibt die Ausgangslage. 

Aber ich frage Sie: Darf es der Gesetzgeber zulas- 
sen, daß nichts geschieht, darf er abwarten, bis alle 
Voraussetzungen einer grundlegenden Korrektur 
vorliegen? Ich meine, nein. Es gibt Bereiche, in de- 
nen die bekannten oder nur zu erwartenden Miß- 
stände zu groß sind oder zu groß zu werden drohen, 
als daß der Gesetzgeber weiter zuwarten könnte. 

Hier muß er eingreifen, und hier muß er handeln. 

Um einen solchen Fall handelt es sich bei dem vor- 
liegenden Entwurf. Es war eben nicht länger ver- 
tretbar, abzuwarten, bis eine Gesamtreform der bei- 
den erwähnten Teilbereiche ausgearbeitet ist und 
Gesetzesreife erlangt hat. Der Gesetzgeber, also wir 
alle zusammen, waren aufgerufen, sofort zu han- 
deln. Das haben wir getan. Wir Liberalen stehen 
dazu, auch wenn es eben nur eine Korrektur und 
keine Reform ist. 

Meine Damen und Herren, man kann zu der Pro- 
blematik des §211 des Strafgesetzbuches stehen, 
wie man will; aber das, was hier — wohl nur in 
Ansätzen — bekanntgeworden ist, muß einen mit 
Abscheu erfüllen und zum Handeln zwingen. Man ^ 
fragt sich unwillkürlich: Was sind das eigentlich für 
Menschen, die diesen Handel mit Embryonen be- 
treiben? Wie muß jemand strukturiert sein, um jeg- 
liche Hemmung, ja, jeglichen Respekt vor dem Um- 
gang mit dem Menschlichen verloren zu haben? 
Handel mit menschlichen Embryonen zur kom- 
merziellen Nutzung in der Kosmetikbranche, nicht 
etwa für wissenschaftliche Versuchszwecke, was 
bereits ebenso bedenklich erscheint, nein zur kom- 
merziellen Nutzung, zur Befriedigung der menschli- 
chen Eitelkeit, zur vorübergehenden Verschöne- 
rung für die Vergänglichkeit bestimmt, was für eine 
Realität, welch ungeheuerlicher Vorgang! Ich sage 
noch einmal, hier muß der Gesetzgeber handeln. Er 
hat es auch getan. Da waren wir uns ja, Herr Kol- 
lege Sauter, völlig einig. 

Damit haben wir einen ersten Schritt, einen ent- 
scheidenden Schritt unternommen, diesen unheil- 
vollen Zustand, diesen abscheulichen Mißbrauch 
menschlicher Embryonen und Feten zu kommer- 
ziellen Zwecken zu beenden. Ich bin wirklich froh, 
daß dieses Vorhaben die Zustimmung aller demo- 
kratischen Kräfte in diesem Hause gefunden hat. 

Das zeigt, daß wir in der Lage sind zu erkennen, 
wann einmal Wahlkampf Stimmungsmache und Po- 
lemik hinten anstehen müssen, dann nämlich, wenn 
es um etwas geht, das uns wirklich alle angeht, 
etwas, dem wir alle — alle — verpflichtet sind: dem 
Schutz der Würde des Menschen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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(A) Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Dann. 

Frau Dann (GRÜNE): Herr Präsident! Kolleginnen 
und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! 
Mit dem vorliegenden Änderungsentwurf sollen 
tote menschliche Embryonen und Föten vor unbe- 
fugter Wegnahme strafrechtlich geschützt werden. 
In der schon erwähnten Anhörung des Rechtsaus- 
schusses zu diesem Entwurf am 16. Januar dieses 
Jahres sind zwar viele kluge Antworten gegeben 
worden, aber die Frauen als Hauptbeteiligte sind 
nur in der Stellungnahme eines einzigen Sachver- 
ständigen erwähnt worden. Ja mehr noch: Es wur- 
den weder Frauen, noch Frauenverbände, z. B. der 
Juristinnenbund, zu dieser Problematik gehört. 
Man hatte sie nicht eingeladen. 

Auslöser für diese Gesetzesinitiative waren Zei- 
tungsberichte, in denen von einer mißbräuchlichen 
Verwendung von toten Föten und Embryonen die 
Rede war. Dies wurde in der Anhörung nicht bestä- 
tigt. Sehr wahrscheinlich gibt es aber eine hohe 
Dunkelziffer. Daher halte auch ich eine gesetzliche 
Regelung in diesem Bereich für dringend notwen- 
dig. Nur ist der vorgelegte Entwurf dafür untaug- 
lich. 

Erstens. Er wird an der Situation nichts ändern, 
aber der Gesetzgeber hat sich ein Alibi geschaffen. 
Zweitens. Er stellt die Wegnahme und die weitere 
Verwendung von toten Föten und Embryonen nicht 
prinzipiell unter Strafe, sondern nur, wenn dies 
durch Unbefugte geschieht. „Unbefugt“ wird in die- 

(B) 

sem Gesetz ebensowenig definiert wie „Mißbrauch“. 
Aus der Begründung geht hervor, daß der Kranken- 
hausleiter als sogenannter berechtigter Gewahr- 
samsinhaber die Befugnis und Verfügungsgewalt 
über das Embryo erhalten soll. Mir ist nicht einsich- 
tig, daß ein und dieselbe Tat für das Personal straf- 
bar sein soll, während der Krankenhausleiter straf- 
frei ausgeht, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

ja sogar — mehr noch — die Weiterverwendung von 
Föten und Embryonen unbestraft veranlassen 
kann. Aus meiner Sicht müßten anders als in dem 
vorliegenden Entwurf endlich einmal diejenigen in 
den Mittelpunkt der strafrechtlichen Debatte ge- 
stellt werden, die in besonders makabrer Weise von 
der Notlage und der Abhängigkeit von Frauen profi- 
tieren. Aber nichts dergleichen: Die Frage, warum 
die Frau nicht als diejenige, der ein Embryo ent- 
nommen worden ist, zwangsläufig darüber ent- 
scheiden können muß, was mit dem Embryo oder 
dem Fötus weiter geschieht, bleibt total außerhalb 
jeglicher Debatte. 

Wenn ich mir vorstelle, ich oder eine andere Frau 
kämen in die Situation abtreiben zu müssen, dann 
wäre mir der Gedanke unerträglich, daß ein dritter 
diesen Teil meines Körpers kommerziell nutzt. 
Hierin kommt eine gewinnorientierte skrupellose 
und lebensverachtende Haltung zum Ausdruck. 

Die rasante Entwicklung der Reproduktionstech- 
nologie und der Zusammenhang zur Embryonenfor- 
schung und der damit verbundene Handel wurden 
vorhin schon angesprochen, aber der vorliegende 


Gesetzentwurf geht darauf mit keinem Wort ein. (C) 
Die GRÜNEN finden es vielmehr wichtig, eine Ge- 
setzesänderung vorzunehmen, die der technologi- 
schen Entwicklung, der darin enthaltenen Gefahren 
Rechnung trägt. Mit der extrakorporalen Befruch- 
tung oder In-vitro-Befruchtung, Reagenzglasbe- 
fruchtung — das sind alles Begriffe für die gleiche 
Sache — wird der Kosmetikindustrie, der For- 
schung Tür und Tor geöffnet, diese Entwicklung 
möglichst voranzutreiben. Da die Embryonen in der 
Petri-Schale von der gesetzlichen Regelung ausge- 
schlossen sind, besteht so die Möglichkeit — so ma- 
kaber es auch ist — , preiswerter an das gewünschte 
Material zu kommen, und noch dazu straffrei! 

Damit komme ich zum Schluß. Das Anliegen des 
Gesetzentwurfs ist ohne Zweifel berechtigt. Es 
greift aber viel zu kurz. Es ist erforderlich, jeglichen 
Handel mit Embryonen zu verhindern und zu ver- 
urteilen. Der Gesetzentwurf erfaßt nicht den aus 
der Sicht der GRÜNEN erforderlichen Regelungs- 
bedarf. Ich werde daher — im Unterschied zu Herrn 
Mann im Rechtsausschuß — die Vorlage ablehnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Bundes- 
minister der Justiz. 


Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Die Presseartikel 
über die kommerzielle Verwertung von toten 
menschlichen Embryonen und Feten haben wir alle ( D ) 
mit großer Betroffenheit, ja mit Bestürzung auf ge- 
nommen und zur Kenntnis nehmen müssen. Derar- 
tige Manipulationen — darin sind wir uns alle einig 
— stellen einen eklatanten Verstoß gegen die Men- 
schenwürde dar. Wir können dies nicht hinneh- 
men. 

Ich begrüße deshalb, daß mit dem vorliegenden 
Entwurf ein wichtiger Schritt getan wurde, um eine 
Gesetzesänderung vorzunehmen, damit die Em- 
bryonen und Feten strafrechtlich vor unbefugter 
Wegnahme ebenso geschützt werden, wie es nach 
dem geltenden Recht bereits für Leichen und Lei- 
chenteile gilt. 

Wir sind uns allerdings alle auch darin einig, daß 
dies heute ein erster Schritt ist. 

(Frau Dann [GRÜNE]: Aber ein zu kur- 
zer!) 

Die Entschließung, mit der wir uns hier auch be- 
schäftigen, bringt dies klar zum Ausdruck. 

Die Bundesregierung wird in der nächsten Legis- 
laturperiode auf Grund nicht nur dieser Entschlie- 
ßung, sondern auch all dessen, was hier heute ge- 
sprochen wurde und was bei den nicht einfachen 
Beratungen im Ausschuß erörtert wurde, sich in die 
Pflicht genommen sehen, bald einen umfassenden 
Vorschlag zu machen, wie in einer noch besseren, 
umfassenderen Art und Weise die Probleme abge- 
deckt und gelöst werden können. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 
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Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim- 
mung über den Gesetzentwurf des Bundesrats auf 
Drucksache 10/3758. Der Ausschuß empfiehlt, die- 
sen Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 

Ich rufe Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift in 
der Ausschußfassung auf. Wer den auf gerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich der Stimme? — Die aufgerufenen 
Vorschriften sind mit großer Mehrheit angenom- 
men. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist mit 
der gleichen Mehrheit angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/6568 
weiter unter Buchstabe b die Annahme einer Ent- 
schließung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN ist die Entschließung angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 18 a bis 18 c 
und den Zusatztagesordnungspunkt 8 auf: 

18. a) Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Artikels 2 des Vierten Ge- 
setzes zur Änderung der Bundesärzteord- 
nung und zur Änderung der Bundesärz- 
teordnung, des Gesetzes über die Aus- 
übung der Zahnheilkunde und der 
Reichsversicherungsordnung 
— Drucksache 10/6222 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit (13. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6470 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Delorme 
(Erste Beratung 241. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Streichung des 
Ausbildungsabschnittes „Arzt i m Prakti- 
kum“ aus der Bundesärzteordnung (AiP- 
Streichungs- Gesetz) 

— Drucksache 10/6106 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit (13. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6470 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Delorme 
(Erste Beratung 241. Sitzung) 


c) Beratung der Beschlußempfehlung und (C) 
des Berichts des Ausschusses für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit (13. Aus- 
schuß) zu dem Antrag der Fraktion der 
SPD 

Gesamtreform der Ärzteausbildung 

— Drucksachen 10/6107, 10/6470 — 
Berichterstatter: 

Abgeordneter Delorme 

Zusatzpunkt 8: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Artikels 2 des 
Vierten Gesetzes zur Änderung der Bundes- 
ärzteordnung und zur Änderung der Bun- 
desärzteordnung, des Gesetzes über die Aus- 
übung der Zahnheilkunde und der Reichs- 
versicherungsordnung 
— Drucksache 10/6394 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit (13. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6637 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Delorme 
(Erste Beratung 246. Sitzung) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zuerst zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über den Tagesordnungspunkt 18 a*), 
den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU (d) 
und der FDP auf Drucksache 10/6222, in der Aus- 
schußfassung. Ich rufe die Art. 1 bis 7, Einleitung 
und Überschrift, in der Ausschußfassung auf. Wer 
den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die aufgeru- 
fenen Vorschriften sind mit Mehrheit bei Enthal- 
tungen in der Fraktion der SPD angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung von zwei 
Fraktionen ist der Gesetzentwurf angenommen. 

Wir kommen jetzt zu dem Zusatztagesordnungs- 
punkt 8, dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf Drucksache 10/6394. Der Ausschuß für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit empfiehlt in seiner 
Beschlußempfehlung auf Drucksache 10/6637, den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck- 
sache 10/6394 im Hinblick auf die Beschlußempfeh- 
lung zum Punkt 18 a der Tagesordnung auf Druck- 
sache 10/6470 für erledigt zu erklären. Wer dieser 
Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Bei einer Reihe von Ge- 
genstimmen und bei einer Reihe von Enthaltungen 


*) Zu Protokoll gegebene Rede des Abg. Delorme (SPD) 
siehe Anlage 4 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 253. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Dezember 1986 19763 


Vizepräsident Westphal 

(A) ist diese Beschlußempfehlung des Ausschusses an- 
genommen worden. 

Wir kommen jetzt zu Punkt 18 b der Tages- 
ordnung, zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den Ge setzentwurf der SPD auf Drucksache 
10/6106. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
10/6470 unter Nr. 2, diesen Gesetzentwurf abzuleh- 
nen. Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und Über- 
schrift auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zu- 
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei- 
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Das Gesetz ist in zweiter Beratung mit Mehrheit 
abgelehnt. Deshalb unterbleibt nach § 83 Abs. 3 un- 
serer Geschäftsordnung jede weitere Beratung. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 18 c der Tages- 
ordnung, zur Abstimmung über die Beschlußemp- 
fehlung des Ausschusses für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit. Der Ausschuß empfiehlt 
auf Drucksache 10/6470 unter Nr. 3, den Antrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/6107 abzuleh- 
nen. Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Bei einer Reihe von Enthaltungen ist die Be- 
schlußempfehlung mehrheitlich angenommen. 


Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Statistik für Bundes- 

(B) zwecke (Bundesstatistikgesetz — BStatG) 

— Drucksache 10/5345 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen- 
ausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6638 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Wernitz 
Broll 

Dr. Hirsch 
Ströbele 

(Erste Beratung 222. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung statistischer 
Rechtsvorschriften (2. Statistikbereinigungs- 
gesetz — 2. StatBerG) 

— Drucksache 10/5964 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen- 
ausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6612 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Wernitz 
Broll 

Dr. Hirsch 
Ströbele 

(Erste Beratung 232. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba- 
rung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Bera- 
tung der Punkte 19 a und 19 b der Tagesordnung 


30 Minuten vorgesehen. — Ich sehe und höre dazu (C) 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab- 
geordnete Broll. 


Broll (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Nach sehr langen Bera- 
tungen im Innenausschuß beschließen wir heute 
über diese beiden Gesetzentwürfe der Bundesregie- 
rung. Es gibt im Innenausschuß mindestens vier 
Liebhaber der Statistik, nämlich den Kollegen Wer- 
nitz, den Vorsitzenden, den Kollegen Dr. Hirsch und 
mich als echte Liebhaber und den Kollegen Strö- 
bele als einen, der in Haßliebe der Statistik verbun- 
den ist. 

(Heiterkeit) 

Es freut mich, daß heute abend wenigstens ein paar 
mehr Kollegen Sinn für diese Feinheiten haben. 

Das neue Bundesstatistikgesetz, sozusagen das 
Grundgesetz, nach dem sich in Zukunft alle statisti- 
schen Einzelvorschriften richten werden, berück- 
sichtigt sowohl bestimmte neue Erkenntnisse über 
die Methoden der Statistik — es gibt auch Möglich- 
keiten der Weiterentwicklung von Statistik — als 
auch die Vorschriften des Datenschutzes, wie sie 
durch das Bundesverfassungsgericht in seinem Ur- 
teil zur Volkszählung — also auch einem statisti- 
schen Gesetz — im Dezember 1983 formuliert wor- 
den sind. 


Die Weiterleitung von Einzelangaben aus den sta- 
tistischen Erhebungen ist außerordentlich begrenzt 
worden. An oberste Bundesbehörden und an wis- 
senschaftliche Institute ist sie nur noch unter be- 
sonderen Verpflichtungsbedingungen und mit sol- 
chen Formen der Anonymisierung möglich, die eine 
Reidentifikation des einzelnen Falles unmöglich 
machen. Einzelne Verwaltungsentscheidungen auf 
statistische Einzelangaben zu gründen, ist grund- 
sätzlich verboten. Nicht jedoch verboten, ja gera- 
dezu erwünscht ist es, wenn die Verwaltung Er- 
kenntnisse von statistischen Aufbereitungen in ih- 
ren Maßnahmen verwertet. Das ist ja der Zweck 
der ganzen Statistik. Ebenso sollen auch wir als 
Gesetzgeber Ergebnisse der Bundesstatistik ver- 
werten. Ohne statistische Angaben aus den vielen 
Bereichen, die wir gesetzlich regeln, ist eine ver- 
nünftige Gesetzgebung heute wirklich nicht mehr 
möglich. 

Wir haben im Innenausschuß genauso wie in der 
Öffentlichkeit lange über die Frage diskutiert, ob 
Statistik freiwillig sein solle und ob man statt Total- 
erhebungen nur noch Stichprobenerhebungen ma- 
chen solle. 


(D) 


Was das erste betrifft, so gibt es immer den Hin- 
weis auf das schwedische Beispiel. Tatsächlich aber 
sprechen gerade die Erfahrungen der Schweden ge- 
gen die Freiwilligkeit. Erstens setzt freiwillige stati- 
stische Erhebung einen riesigen und ungeheuer 
teuren Befragungsapparat voraus. 

Zweitens verfügt das statistische Reichsamt 
Schwedens über Zugang zu so vielen Einzelregi- 
stern, daß man von Datenschutz dort möglicher- 
weise schon kaum noch sprechen kann. Wir in der 
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(A) Bundesrepublik wenigstens wünschen derlei Zu- 
griffe statistischer Ämter zu den Datenbeständen 
anderer Ämter überhaupt nicht. 

Drittens müssen wir bei der Frage der Freiwillig- 
keit bedenken, daß 90% aller Statistiken im Bereich 
der Wirtschaft, von Unternehmen, mittleren, klei- 
nen und großen, erhoben werden. Statistik ist dort 
Kostenverursacher. Und Kosten werden in der 
Wirtschaft vernünftigerweise nur insoweit in Kauf 
genommen, als sie auch Nutzen bringen. Freiwillig 
Kosten auf sich zu nehmen, ohne Nutzen davon zu 
haben, kann man von einem vernünftigen Men- 
schen sinnvollerweise nicht verlangen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider wahr!) 

Da aber statistische Ergebnisse eher die Behörden 
und die großen Verbände als den einzelnen, gerade 
den kleinen Unternehmer interessieren, wäre Frei- 
willigkeit, Herr Kollege Hirsch, der Tod 

(Zurufe des Abg. Dr. Hirsch [FDP]) 

— Kollege Hirsch und Kollege Wernitz, wir sind 
sicher einer Meinung, daß es bei der Statistik hier 
und dort auch Selbstzweck, Glasperlenspiel sozusa- 
gen, gibt Aber auch das, Kollege Hirsch, muß sein. 
Welche Freude sollen Beamte haben, wenn nicht 
diese? 

(Heiterkeit — Ströbele [GRÜNE]: Aber 
teure Freude! — Dr. Hirsch [FDP]: Das 
wirft ein Schlaglicht auf unsere Besol- 
dungspolitik!) 

Wir haben also die Erkenntnis gewonnen, daß 

( B ) Statistik im Bereich der Wirtschaft auch in Zukunft 
Pflichtstatistik sein wird. Um aber die Belastung so 
gering wie möglich zu halten, haben wir im zweiten 
Gesetz, dem Statistikbereinigungsgesetz, wesentli- 
che Vereinfachungen und Streichungen vorgenom- 
men. So werden in Zukunft z. B. Bienenvölker nicht 
mehr gezählt werden. 

(Heiterkeit) 

Schade für die Bienenvölker, aber gut für die Im- 
ker! Sie werden sich freuen. 

Mit dem Gefühl, diese Wohltat und andere Wohl- 
taten ähnlicher Art begangen zu haben, können wir 
später getrost in die Weihnachtsferien gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Broll, wenn 
ich das richtig sehe, war das Ihre letze Rede hier in 
unserem Haus. — 

(Fellner [CDU/CSU]: Nein, morgen früh 
noch!) 

— Dann werden wir auf das Thema zurückkom- 
men. Ich hätte Ihnen nämlich ein größeres Publi- 
kum gewünscht. 

(Fellner [CDU/CSU]: So früh gibt der nicht 
nach!) 

Dann kommt jetzt Herr Kollege Dr. Wernitz als 
nächster Redner. 

Dr. Wernitz (SPD): Sehr verehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Bereits mit dem Mikro- 


zensusgesetz und dem Volkszählungsgesetz 1987 (C) 

wurden die notwendigen gesetzgeberischen Konse- 
quenzen aus dem Volkszählungsurteil des Bundes- 
verfassungsgerichtes gezogen. Nunmehr soll auch 
— und darauf wurde schon hingewiesen — das aus 
dem Jahre 1980 stammende Bundesstatistikgesetz 
den Vorgaben des Volkszählungsurteils angepaßt 
werden. 

Die Novellierung des Bundesstatistikgesetzes — 
es ist gewissermaßen das statistische Grundgesetz 
mit allgemeiner Bedeutung für alle Statistikberei- 
che — erforderte eine dementsprechend gründliche 
parlamentarische Beratung. So hat sich der feder- 
führende Innenausschuß unter intensiver Beteili- 
gung des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
und unter Hinzuziehung von Vertretern des Stati- 
stischen Bundesamtes sowie zweier Landesämter 
in sage und schreibe neun Sitzungen sehr intensiv, 
detailliert und umfassend mit dem Gesetzentwurf 
beschäftigt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Hinzu kamen die Mitberatungen durch den Rechts- 
ausschuß sowie die Ausschüsse für Wirtschaft und 
für Arbeit und Sozialordnung. 

Auf Vorschlag der SPD-Bundestagsfraktion hatte 
es am 8. September dieses Jahres zum Gesetzent- 
wurf eine öffentliche Anhörung gegeben, aus der 
für die endgültige Fassung des Gesetzestextes we- 
sentliche Impulse resultierten. Vor allem für die 
Ausgestaltung der Vorschrift zur Regelung einer 
Erhebung mit oder ohne Auskunftspflicht war das 
Anhörungsergebnis doch von sehr großer Bedeu- ( D ) 
tung. 

Mit der jetzt zur Verabschiedung vorliegenden 
Fassung des Bundesstatistikgesetzes wird am 
Grundsatz festgehalten, daß alle Bundesstatistiken 
durch förmliches Gesetz angeordnet werden müs- 
sen. Bei der Anpassung dieses Bundesstatistikge- 
setzes an die Vorgaben des Volkszählungsurteils 
geht es im wesentlichen um folgende Punkte: 

Beschränkung der durch Rechtsverordnung an- 
zuordnenden Bundesstatistiken mit Auskunfts- 
pflicht auf Wirtschafts- und Umweltstatistiken bei 
Unternehmen, Betrieben und Arbeitsstätten, wobei 
ich an dieser Stelle ausdrücklich dem Kollegen 
Broll zustimmen möchte, der bezogen auf den ab- 
sehbaren Horizont und unter Einschluß der Ergeb- 
nisse der Anhörung gesagt hat, daß in diesem Be- 
reich die Auskunftspflicht unter Kosten/Nutzen-Ge- 
sichtspunkten notwendig sei, was nicht ausschließe, 
daß wir immer wieder aufs neue Freiwilligkeit und 
Auskunftspflicht abprüften. Ich möchte das an die- 
ser Stelle ausdrücklich sagen. Unter Beachtung des 
vorhandenen überschaubaren Horizonts ist aber im 
Bereich der Wirtschaft die Auskunftspflicht erfor- 
derlich. Ich möchte das noch einmal betonen. 

Es geht und ging um Vorschriften über Erhe- 
bungs- und Hilfsmerkmale als entscheidende Vor- 
aussetzung zur Gewährleistung der statistischen 
Geheimhaltung, schließlich Festlegung besonderer 
Anforderungen an Zähler, Interviewer und andere 
Beauftragte der Statistischen Ämter zur Sicherung 
der Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit und 
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(A) letztlich Aufklärung der Befragten zur Förderung 
der Akzeptanz der Bundesstatistiken in der Bevöl- 
kerung. Schließlich ist auch die Fortentwicklung 
des statistischen Instrumentariums zu erwähnen. 
Auch dies ist Bestandteil des novellierten Bundes- 
statistikgesetzes. 

Der Bundesregierung wird im Gesetz im übrigen 
bis zum 1. Januar 1988 eine Berichtspflicht zur 
Überprüfung der Notwendigkeit bestimmter Aus- 
kunftspflichten aufgegeben. 

Im Zuge der intensiven parlamentarischen De- 
tailarbeit am Entwurf dieses Gesetzes wurde so- 
wohl Anträgen und Vorschlägen der SPD-Bundes- 
tagsfraktion als auch des Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz, aber auch Vorschlägen anderer 
Rechnung getragen. 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird deshalb die- 
sem Gesetzentwurf in der nun vorliegenden Fas- 
sung zustimmen. 

Meine Damen und Herren, mit dem Entwurf ei- 
nes Zweiten Statistikbereinigungsgesetzes wird die 
durch das Erste Bereinigungsgesetz im Jahr 1980 
begonnene fachliche Bereinigungsarbeit bundes- 
statistischer Rechtsvorschriften fortgeführt. Mit 
der vorgesehenen Entschließung zu diesem Gesetz- 
entwurf wird festgestellt, daß die jetzige teilweise 
Anpassung der im Zweiten Statistikbereinigungs- 
gesetz aufgegriffenen Rechtsvorschriften an die 
Vorgaben des Volkszählungsurteils kein Präjudiz 
dafür ist, ob und welche weiteren gesetzgeberischen 
Anpassungen noch zusätzlich erfolgen müssen. 

( B ) 

Schließlich wird in diesem Zusammenhang auch 
auf den im Bundesstatistikgesetz zum 1. Januar 
1988 angeforderten Bericht der Bundesregierung 
über die erforderliche weitere Überarbeitung ein- 
zelstatistischer Vorschriften Bezug genommen. Im 
Klartext, meine Damen und Herren, heißt dies, daß 
auch in der nächsten Legislaturperiode die Stati- 
stikbereinigung auf der Tagesordnung unserer Ge- 
setzgebungsarbeit bleibt. 

Die SPD-Fraktion stimmt auch diesem Gesetz- 
entwurf und der vorgelegten Entschließung zu. 

Meine Damen und Herren, man muß, gerade 
nachdem heute der Beirat zum Mikrozensus- und 
Volkszählungsgesetz Stellungnahmen abgegeben 
hat, über die Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit und 
perspektivische Bedeutung der Volkszählung deut- 
lich sagen, daß wir mit dem heute zur Verabschie- 
dung anstehenden Bundesstatistikgesetz das ge- 
samte Regelungswerk komplettieren, weil dieses 
Stück bisher als Voraussetzung für die Länder ge- 
fehlt hat, im Rahmen ihrer Landesgesetzgebung 
Regelungen auf gesetzlicher Grundlage im Verhält- 
nis Land zu den Kommunen zu schaffen. Ich wollte 
auch darauf hinweisen, daß dies ein wichtiger Teil- 
aspekt, der dieses Regelungswerk komplettiert, ist. 

Zum Schluß: Unser Dank gilt allen, die an den 
umfangreichen parlamentarischen Arbeiten zu den 
Gesetzentwürfen beteiligt waren. Ein besonderes 
Wort des Dankes möchte ich hierbei unserem zu- 
ständigen Ausschußsekretär, dem Herrn Bahr, für 
seine gute und sehr, sehr umfangreiche intensive 


Zuarbeit sagen. Ich halte dies bei dieser Gelegen- (C) 
heit auch einmal für notwendig, weil das in unserer 
Arbeit viel zu wenig geschieht. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Damit bin ich am Ende. 

Ich bedanke mich für Ihre Geduld. 

Wir stimmen den beiden Gesetzentwürfen zu. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Westphal: Dann hat der Abgeord- 
nete Dr. Hirsch das Wort. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich kann mich allen 
staatstragenden Ausführungen meiner Vorredner 
anschließen. Es gilt sowieso alles, was dazu schrift- 
lich verteilt worden ist, weil ich dachte, wir hätten 
etwas mehr Redezeit. 

Wir haben uns bei vielen Gelegenheiten darüber 
unterhalten, daß ein moderner Staat ohne statisti- 
sche Angaben nicht zurechtkommt. Man muß es 
den Leuten nur nicht so schwer machen, davon 
überzeugt zu sein. Wenn man sich in dem Statistik- 
bereinigungsgesetz einmal ansieht, welche Wunder- 
welt sich uns da eröffnet, dann habe ich selber 
ernsthafte Zweifel, ob der Staat zusammenbrechen 
würde, wenn man z. B. auf die Statistik über den 
Anbau von Erdbeeren zur Erfüllung vertraglicher 
Bindungen, auf eine Statistik über den Anbau von 
Zierpflanzen oder auf eine Statistik über die Zahl 
der Eier legenden Hennen verzichten würde. Ich ( D ) 
habe einen Schwager, der in dieser Branche tätig 
ist. Wenn der seine Hennen zählen würde, könnte 
er sein ganzes Arbeitsleben damit verbringen. Er 
zählt die Eier, weil er die verkaufen will. Das 
scheint mir auch sinnvoll zu sein, für ihn jedenfalls. 

Aber darüber hinaus? 

(Heiterkeit und Zurufe) 

— Das interessiert doch keinen Menschen. Die 
Frage ist, wieviel auf den Markt kommt. 

Wenn man merkt, daß höchstens noch 10 bis 15% 
der Betroffenen solche Fragen freiwillig beantwor- 
ten, muß man sich ernsthaft fragen, ob es sinnvoll 
ist, sie zu zwingen, und ob die Verbände, die uns die 
Bude einlaufen, daß solche Statistiken unbedingt 
erhalten bleiben müßten, und die uns lauthals bei 
jeder Gelegenheit erklären, welch himmelschreiend 
wichtige Aufgaben sie für den Staat erfüllen, wirk- 
lich die Interessen der Betroffenen wahrnehmen. 

Wir haben in der Tat — da folge ich dem Kollegen 
Wernitz — bei den Bundesstatistikgesetzen alles 
Erforderliche getan, wir haben auch hineinge- 
schrieben, daß in jedem Gesetz einzeln festgelegt 
werden muß, ob ein Auskunftszwang besteht oder 
nicht. Wir haben vor allen Dingen den Bund ver- 
pflichtet, innerhalb einer vernünftigen Zeit einen 
Bericht darüber vorzulegen, welche Statistiken es 
alles gibt, wo der Auskunftszwang bestehenbleiben 
muß und wie dabei die Interessen der Betroffenen, 
auch die Kosten, die man ihnen verursacht, in ein 
vernünftiges Verhältnis zu dem Nutzen solcher 
Ausarbeitungen gebracht werden können. 
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(A) Wir sind dem Grundsatz gefolgt, daß ein Aus- 
kunftszwang nur dann bestehen soll, wenn er aus- 
drücklich im Gesetz enthalten ist, daß sichergestellt 
werden muß, daß die Anonymität der Antworten 
gewahrt bleibt, also besondere Vorkehrungen für 
die Wahrung des Statistikgeheimnisses zu treffen 
sind. Wir haben Sonderregelungen für den Kommu- 
nalbereich getroffen, weil dort das statistische Ge- 
heimnis natürlich in wirtschaftlichen Bereichen in 
besonders leichter Weise durchbrochen werden 
kann — hier muß auch der Landesgesetzgeber tätig 
werden — , und wir haben uns bei einer Fülle von 
Regelungen an das Volkszählungsurteil gehalten. 

Ich bin der Meinung, daß man schwer bestreiten 
kann, daß die Bereitschaft der Bürger, an Statisti- 
ken mitzuwirken, sinkt. Die Ursache dafür ist ein- 
mal die Vielzahl der Statistiken, bei denen häufig 
ohne Geistesakrobatik nicht mehr erkennbar ist, 
wozu sie tatsächlich benötigt werden. Schließlich ist 
es eine Tatsache, daß viele Menschen im Zeitalter 
der elektronischen Datenverarbeitung nicht mehr 
ohne weiteres glauben, daß ihre Anonymität ge- 
wahrt bleibt. Sie gehen vielmehr davon aus, daß 
ihre Zahlen von einer Behörde zur anderen munter 
hin- und herwandern. Darum ist es von elementarer 
Bedeutung, daß wir in der nächsten Legislaturpe- 
riode das tun, was uns in dieser nicht gelungen ist, 
nämlich durch eine Novellierung des Datenschutz- 
gesetzes den Menschen diese Sicherheit zu schaf- 
fen. Ich sage Ihnen voraus: Wenn uns dies nicht 
gelingt — und das gilt für alle Seiten des Hauses — , 
dann wird die Folge sein, daß der Widerstand in der 

(B) Bevölkerung gegen die notwendige Datenverarbei- 
tung in der Verwaltung, in der Wirtschaft, auch bei 
den Sicherheitsbehörden, immer weiter zunehmen 
wird. Dies würde zum Schaden des Staates sein, 
dem wir dienen wollen. Darum sind entsprechende 
Regelungen nicht Luxus, auf den man verzichten 
könnte, sondern sie werden für das Funktionieren 
unseres Staates überhaupt notwendig sein. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege Broll, das war 
neu mit der Haßliebe. Ich will das nicht akzeptieren, 
denn Haß und Liebe sollte man sich für andere 
Dinge aufsparen als für Statistik und Gesetze, aber 
„zwiespältig“ wäre vielleicht die richtige Bezeich- 
nung. In der Tat, mein und, wie ich glaube, auch vie- 
ler GRÜNER Verhältnis zur Statistik ist zwiespäl- 
tig- 

Ich möchte die Gelegenheit benutzen, weil das in 
der Öffentlichkeit immer wieder problematisiert 
wird, zum Verhältnis der GRÜNEN zur Statistik, 
vor allen Dingen auch im Zusammenhang mit der 
bevorstehenden geplanten Volkszählung 1987, ein 
paar grundsätzliche Bemerkungen zu machen. 

Herr Hölder, der Präsident des Statistischen 
Bundesamtes, den wir ja auch einmal gehört haben 
und der in den Anzeigen auftritt und sagt, er sei der 
Mann, dem wir alle trauen sollten, weist uns darauf 
hin, daß es gerade die GRÜNEN sind, die Statisti- 


ken, Bundesstatistiken, vermehrt in Anspruch neh- (C) 
men, mehr vielleicht, als das andere tun. Unser Ver- 
hältnis zur Statistik — und wir stehen dazu, daß wir 
statistische Daten aus allen möglichen Bereichen 
brauchen — hat etwas mit unserem Verhältnis und 
unserem Vertrauen oder fehlenden Vertrauen zur 
Verwaltung dieses Staates zu tun. 

(Zustimmung der Abg. Frau Dann [GRÜ- 
NE]) 

Es hat etwas zu tun mit dem Vertrauen zur einzel- 
nen Verwaltung, zu den Verwaltungen insgesamt, 
zu den Regierungen in Bund und Ländern. 

Ich glaube, was das Bundesverfassungsgericht 
gesagt hat, ist richtig: daß unsere individuellen Da- 
ten etwas mit unserer Persönlichkeit zu tun haben, 
etwas mit dem Persönlichkeitsrecht zu tun haben, 
und daß wir dann, wenn wir einem Staat Daten 
geben, auch Informationen über uns geben, daß das 
ein Eingriff in unser Persönlichkeitsrecht ist. 

Wenn das richtig ist, dann haben wir vielleicht 
nicht nur das Recht, sondern sogar die Pflicht, ge- 
nau zu wissen und vielleicht auch kontrollieren zu 
können, was mit den Daten, die wir geben, gemacht 
wird. Wir haben die Pflicht, das zu wissen und zu 
kontrollieren nicht nur in bezug auf uns selbst, weil 
wir dadurch vielleicht Schaden, Vorteile oder Nach- 
teile haben könnten, sondern auch hinsichtlich der 
Frage, was mit den Daten, die wir und die andere 
mit uns gemeinsam geben, in der öffentlichen Ver- 
waltung, in der Planung, in der Durchführung des 
Verwaltungshandelns geschieht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) (D) 

Ich nenne ein Beispiel. Da wird eine Statistik 
gemacht, z. B. in der Stadt Köln, über die deutschen 
und ausländischen Bewohner. Dabei wird festge- 
stellt, daß in einem bestimmten Bezirk von Köln, 
beispielsweise Köln-Ehrenfeld, ein hoher Anteil von 
Ausländern wohnt. Dann kann das für die Entschei- 
dung der Verwaltung, ob in diesem Teil von Köln 
soziale Einrichtungen geschaffen werden — Kin- 
dergärten, Hallenbad oder anderes — , in vielfacher 
Hinsicht von Bedeutung sein. 

Wir haben genügend Beispiele dafür, daß solche 
statistischen Erhebungen gerade in diesem Bereich, 
also über Ausländeranteile, sehr häufig dazu füh- 
ren, daß sich die Verwaltung in ihrer Entscheidung 
von der Überlegung leiten läßt, daß Ausländer keine 
wahlberechtigten Bürger sind. Wenn die Verwal- 
tung Prioritäten setzen muß, geht sie mit ihren Ver- 
sorgungseinrichtungen vielleicht nicht in den Stadt- 
teil, in dem überwiegend Ausländer wohnen, son- 
dern in einen anderen Stadtteil. 

Das ist ein Beispiel dafür, daß mit den Daten, die 
wir geben, Verwaltung gemacht wird. Die Entschei- 
dung der Behörde in Köln-Ehrenfeld auf Grund des 
hohen Ausländeranteils würde mir nicht gefallen. 

Ein solches Beispiel zeigt, daß Daten so oder so ver- 
wendet werden können und daß ich, wenn ich 
meine Daten dazu gebe, auch eine Verantwortung 
dafür behalte. 

Weil wir meinen, daß das richtig ist — das wird 
auch keiner bestreiten können; das Urteil des Bun- 
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(A) desverfassungsgerichts zur Volkszählung gibt uns 
insoweit recht — , deshalb sagen wir: Wir natürliche 
Personen mit unseren Daten stehen für Statistiken 
nur dann zur Verfügung, wenn es uns möglich ist, 
zu kontrollieren, was mit den Daten geschieht. 

Wir geben also nur dann die Daten, wenn sie pro- 
blembezogen gegeben werden müssen, wenn wir 
von der Verwaltung gesagt bekommen, daß sie für 
diese oder jene Planung die und die Daten braucht 
und das und das vorhat Wenn es dann so weit ist, 
können wir sagen: Gut, das sehen wir ein; da muß 
etwas gemacht werden; dafür geben wir unsere Da- 
ten. Regionalbezogen, problembezogen sind wir be- 
reit, statistische Daten auf freiwilliger Basis zu 
schaffen, indem wir Informationen, die eigentlich 
uns privat gehören, zur Verfügung stellen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Strö- 
bele, ich bin sehr großzügig gewesen und habe Ih- 
nen fünf Minuten gegeben. Trotzdem gibt es jetzt 
eine Zwischenfrage. An sich ist Ihre Redezeit abge- 
laufen. Ich würde die Zwischenfrage gerne zulas- 
sen, aber dann ist nach einem Satz Schluß. 

Dr. Wernitz (SPD): Herr Kollege, würden Sie zur 
Kenntnis nehmen, daß das Bundesverfassungsge- 
richt die Volkszählung als legitim, als verfassungs- 
konform, sogar in Verbindung mit der Auskunfts- 
pflicht, mit dem vorgesehenen Programm, für mit 
der Verfassung vereinbar erklärt hat und sie als 
zumutbar und mit den Pflichten des Bürgers gegen- 
über der Gemeinschaft in Vereinbarung stehend be- 
^ trachtet hat? 

Vizepräsident Westphal: Das können Sie glatt mit 
Ja oder Nein beantworten. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege Wernitz, eine 
Entscheidung zu diesem Gesetz, auf dessen Grund- 
lage die Volkszählung 1987 durchgeführt werden 
soll, gibt es bisher nicht. Sie steht noch aus. Viel- 
leicht bekommen wir noch eine solche Entschei- 
dung. Darüber hinaus will ich Ihnen sagen, daß für 
mich das Bundesverfassungsgericht auch nicht der 
Herr aller Dinge ist, auch nicht der Herr aller recht- 
lichen Dinge. 

(Fellner [CDU/CSU]: Aha, das ist schon in- 
teressant gewesen! Das ist sehr entlar- 
vend!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, jetzt 
noch einen Satz. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Vorsitzender, noch zwei 
Sätze zum Abschluß. Wir lehnen das Statistikberei- 
nigungsgesetz ab, weil hier eine tatsächliche Rege- 
lung in all den Bereichen, in die das eingreift, nicht 
vorgenommen wird, sondern nur Einzelregelungen 
getroffen werden. Wir lehnen auch das Bundesstati- 
stikgesetz ab, weil unser Änderungsvorschlag nicht 
in das Gesetz hineingekommen ist, daß statistische 
Erhebungen bei natürlichen Personen nur auf frei- 
williger Basis durchgeführt werden dürfen. 

Vizepräsident Westphal: Das ist schon ein bißchen 
überzogen, was Sie da machen. 


Ströbele (GRÜNE): Ich will damit schließen. (C) 

Vizepräsident Westphal: Nein, Sie müssen. 

Ströbele (GRÜNE): Ich will nur noch einmal beto- 
nen, daß wir aus denselben Gründen das Volkszäh- 
lungsgesetz 1987 ablehnen. 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla- 
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern, Herr Spranger. 

Spranger, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster des Innern: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Gesetz über die Statistik für Bundes- 
zwecke ist von grundsätzlicher und herausragender 
Bedeutung für das Gesamtsystem der amtlichen 
Statistik in der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Novelle gewährleistet die Funktionsfähigkeit der 
Bundesstatistik in der Zukunft. Sie stellt sicher, daß 
auch in Zukunft Bund, Länder und Gemeinden so- 
wie die Wirtschaft und die Gesellschaft die für ihre 
Planungen und Entscheidungen erforderlichen sta- 
tistischen Daten zur Verfügung haben. Die Angstvi- 
sionen von Herrn Ströbele sind nur zu erklären 

(Ströbele [GRÜNE]: Angst? Das ist keine 
Angst!) 

mit seiner ebenfalls bemerkenswerten Auffassung 
zum Bundesverfassungsgericht, wie er es zum 
Schluß zum Ausdruck brachte. 

Das heute in der zweiten und dritten Lesung zu 
verabschiedende Gesetz legt für alle übrigen Bun- 
de sstatistiken die notwendigen Regelungen über ( D ) 
die Anordnung und das Verfahren bei der Durch- 
führung statistischer Erhebungen fest. Der Entwurf 
verfolgt darüber hinaus das Ziel, das vorhandene 
statistische Instrumentarium weiterzuentwickeln. 

Die Vorschriften erstrecken sich vor allem auf 
folgende Punkte, die ich noch kurz erwähnen möch- 
te. Die Vorschriften über die Anordnung, die Vorbe- 
reitung und die Durchführung von Bundesstatisti- 
ken werden präzisiert. In allen staatlichen Rechts- 
vorschriften müssen künftig Regelungen über die 
sogenannten Erhebungs- und Hilfsmerkmale sowie 
über ihre Trennung und Löschung enthalten sein. 

Mit der Einrichtung sogenannter Adreßdateien 
wird die Möglichkeit geschaffen, die aus den einzel- 
nen Statistiken vorhandenen Informationen vielfäl- 
tig zu nutzen und bürgerfreundlich zu verwenden. 
Gleichzeitig kommt dieses in der amtlichen Stati- 
stik neue Instrument auch der Zuverlässigkeit und 
Aktualität der Statistik insgesamt zugute. Die An- 
forderungen an die bei den einzelnen Bundesstati- 
stiken eingesetzten Zähler und Interviewer werden 
gesetzlich festgelegt. Künftig muß in jeder einzel- 
nen statistischen Rechtsvorschrift die Auskunfts- 
pflicht besonders festgelegt werden. Die bestehen- 
den Auskunftspflichten gelten fort. Die Regelungen 
des Bundesstatistikgesetzes zur Übermittlung an 
die obersten Bundes- und Landesbehörden, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände sowie für wissen- 
schaftliche Aufgaben wurden unter Berücksichti- 
gung des Volkszählungsurteils neu geregelt. Insge- 
samt schafft diese Novelle eine gute Grundlage für 
eine leistungsfähige Statistik. 
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Pari. Staatssekretär Spranger 

(A) Zum Entwurf des Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung statistischer Rechtsvorschriften möchte ich 
mich auf drei wesentliche Bemerkungen beschrän- 
ken: 

Erstens. Mit dem vorliegenden Entwurf soll das 
zeitlich befristete Recht der Zweiten Statistikberei- 
nigungsverordnung in Dauerregelung umgesetzt 
werden. Damit sollen die erreichten Vereinfachun- 
gen und Einsparungen bei der Durchführung von 
Bundesstatistiken auf Dauer verankert werden. 

Zweitens. Der Gesetzentwurf trägt darüber hin- 
aus auch der Weiterentwicklung des statistischen 
Instrumentariums hinsichtlich notwendiger und 
möglicher Ergänzungen für politisch vordringliche 
Aufgaben Rechnung. 

Drittens. Es ist ein Anliegen dieses Gesetzes, wei- 
tere Anforderungen aus dem Volkszählungsurteil 
des Bundesverfassungsgerichtes in rechtliche Vor- 
schriften umzusetzen. Dies gilt insbesondere im 
Hinblick auf die in den bisherigen statistischen 
Rechtsvorschriften enthaltenen Übermittlungsmög- 
lichkeiten für Einzelangaben. Soweit dies vertret- 
bar erschien, sind diese Übermittlungsregelungen 
aufgehoben worden. 

Die Bundesregierung — Herr Kollege Dr. Wer- 
nitz, das darf ich zusichern — wird in dem von ihr 
geforderten Bericht zu weiteren Anpassungen und 
Fortentwicklungen statistischer Rechtsvorschriften 
Stellung nehmen. 

Ich darf zum Schluß den Kollegen von CDU/CSU, 
FDP und SPD, die mit sehr intensiven und kon- 

(B) struktiven Beratungen die Grundlagen für die Ver- 
abschiedung der beiden Gesetze heute geschaffen 
haben, zusammen auch mit den Mitarbeitern der 
Ausschüsse, für ihre Arbeit sehr herzlich danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und des 
Abg. Dr. Wernitz [SPD]) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her- 
ren! Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zuerst zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über den Tagesordnungspunkt 19 a, Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
,10/5345. Ich rufe die §§ 1 bis 28, Einleitung und Über- 
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge- 
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Dann sind die auf gerufe- 
nen Vorschriften mit großer Mehrheit angenom- 
men. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Gesetz- 
entwurf ist mit der gleichen Mehrheit angenom- 
men. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über Tagesordnungspunkt 19 b. Ich rufe 


die Artikel 1 bis 21, Einleitung und Überschrift in (C) 
der Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vorschriften 
sind mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Gesetz- 
entwurf ist mit großer Mehrheit angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter auf Drucksache 
10/6612 unter Nr. 2 die Annahme einer Entschlie- 
ßung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent- 
haltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN ist die Entschließung angenommen. 

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
. . . Gesetzes zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes 
— Drucksache 10/5077 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen- 
ausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6547 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Bernrath 
Broll 

Dr. Hirsch 
Ströbele 

(Erste Beratung 204. Sitzung) 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP auf Drucksache 10/6589 
vor. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Inter- 
fraktionell ist vereinbart worden, die Redebeiträge 
zu Tagesordnungspunkt 20 zu Protokoll zu geben.*) 

Sind Sie mit dieser Abweichung von unserer Ge- 
schäftsordnung einverstanden? — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Das ist also der Fall. Damit ist die 
erforderliche Mehrheit vorhanden und ist so be- 
schlossen. 

Zur Abstimmung wünscht der Abgeordnete Strö- 
bele eine Erklärung nach §31 der Geschäftsordnung 
abzugeben. 

(Fellner [CDU/CSU]: Muß das sein? — 

Frau Dann [GRÜNE]: Jetzt ziehen wir das 
sowieso schon so schnell durch!) 

Die Geschäftsordnung erlaubt dies. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen! Ich möchte beantragen, 
über Art. 2 a und die sonstigen Artikel dieses Geset- 
zes getrennt abzustimmen. Ich möchte begründen, 
warum ich gegen die Vorschriften mit Ausnahme 
des Art. 2 a stimmen werde. 


# ) Anlage 5 
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Ströbele 

(A) Ich bin der Auffassung, daß dieses Gesetz so, wie 
es jetzt vorgelegt ist, ein weiterer Schritt zur Zu- 
rücknahme der von der Studentenbewegung der 
60er Jahre erzwungenen Reformen der Ordinarien- 
universität ist. In dieser Universität war der Lehr- 
stuhlinhaber so etwas wie ein Potentat, der über 
Unter-, Ober-, Hilfs-Assistenten und Studenten und 
deren Denken und Forschen, das Veröffentlichen 
und Debattieren herrschen konnte. Die Studenten- 
bewegung der 60er Jahre, zu der ich mich rechne, 
hat diese Professoren vom Sockel gestoßen und hat 
darauf gedrängt und auch erreicht, daß mit der Ein- 
führung der Drittelparität in den Hochschulen 
quasi der Ansatz zu demokratischen Verhältnissen 
geschaffen wurde. Die Professoren, jedenfalls sehr 
viele von ihnen, haben sich dagegen von Anfang an 
zu Wehr gesetzt. Sie haben in der Zwischenzeit mit 
Unterstützung der Regierenden erreicht, daß die ur- 
sprünglichen Reformen inzwischen weitgehend 
rückgängig gemacht worden sind. 

Der vorliegende Gesetzentwurf schreibt die Rege- 
lung fest, daß Professoren wieder Professoren sind, 
Assistenten wieder Assistenten, Dozenten wieder 
Dozenten, daß also die Hierarchie in den Hoch- 
schulen wiederhergestellt wird. 56,2% aller Stellen 
an den Hochschulen sollen mit C 4- Professoren — 
das ist der neue Star der Universitäten — besetzt 
werden. Darüber hinaus wird eine Hierarchie vom 
Professor über den Dozenten über den Oberassi- 
stenten über den wissenschaftlichen Assistenten 
bis zum Hilfsassistenten eingerichtet. Diese Art von 
Hierarchie hat eine Disziplinierungsfunktion. Vor 

(B) allem Frauen und junge Wissenschaftler haben es 
schwer, gegen diese Hierarchie in Universitäten 
Karriere zu machen. Quereinsteiger, Querdenker, 
brillante einzelne oder politisch unliebsame, enga- 
gierte Wissenschaftler haben in Zukunft wieder das 
Nachsehen. 

Sichtbar wird das an der Titelvergabe: Der Uni- 
versitätsprofessor erster Klasse ist in Zukunft nur 
der an einer sogenannten richtigen Universität; an 
einer Fachhochschule aber kann man und frau al- 
lenfalls Professor zweiter Klasse werden. Er darf 
sich auch Professor nennen, aber eben nur „Profes- 
sor zweiter Klasse“. Gegen dieses Zurückdrehen 
und dessen Festschreiben wehren wir uns. 


Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Sie 
haben nur zu einer persönlichen Erklärung zur Ab- 
stimmung das Wort. 


Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident, das war ein 
berechtigter Einwand. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Gegen dieses Zurückdrehen wehre ich mich. Es ist 
mein persönliches Anliegen, daß in der Öffentlich- 
keit klargemacht wird, daß stieckum und heimlich 
unter der Decke eine Regelung erfolgt, die viele 
Hoffnungen der Studenten, für die sie in den 60er 
Jahren auf die Straße gegangen sind, Universitäten 


besetzt haben und den Muff unter den Tala- (C) 
ren 

(Dr. Hirsch [FDP]: Das ist absurd! Das be- 
ruht auf einer Entscheidung des Verfas- 
sungsgerichts!) 

— Das habe ich gerade gesagt, Herr Kollege Dr. 
Hirsch. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
bitte, sich darauf zu beschränken, eine Erklärung 
zur Abstimmung abzugeben. 

Ströbele (GRÜNE): Es ist zwar richtig, daß eine 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts der 
Anstoß dafür gewesen ist. Die Regelung aber 
stammt jetzt von ihnen. Ich verwehre mich dagegen 
und stimme deshalb gegen diese Regelung. 

Ich danke Ihnen. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Sie stimmen immer da- 
gegen! Das wissen wir schon! Da brauchen 
Sie keine Erklärung abzugeben!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her- 
ren, getrennte Abstimmung ist sowieso vorgesehen. 

Wir haben einen Änderungsantrag zu Art. 2 a und 
werden dann darauf zurückkommen. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über den Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung auf Drucksache 10/5077 in der Ausschuß- 
fassung. Ich rufe die Art. 1 und 2 auf. Wer den auf ge- 
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den (D) 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
gen? Enthaltungen? — Bei Enthaltungen der GRÜ- 
NEN sind die aufgerufenen Vorschriften angenom- 
men. 

Ich rufe Art. 2 a auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/6589 unter Ziffer 1 ein Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP vor. Wer 
dem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Dieser Änderungsantrag 
ist einstimmig angenommen worden. 

Wer Art. 2 a in der Ausschußfassung mit der 
soeben beschlossenen Änderung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die aufgeru- 
fene Vorschrift ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe nun Art. 2 b auf. Hierzu liegt auf Druck- 
sache 10/6589 unter Ziffer 2 ein Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP vor. Wer 
stimmt für diesen Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltungen der 
Fraktion DIE GRÜNEN ist der Änderungsantrag 
angenommen. 

Wer Art. 2 b in der Ausschußfassung mit der so- 
eben beschlossenen Änderung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die aufgeru- 
fene Vorschrift ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe jetzt die Art. 2c bis 4, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. Wer den 
aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, 
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Vizepräsident Westphal 

(A) den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Die aufgerufenen 
Vorschriften sind gegen die Stimmen der GRÜNEN 
bei einer Enthaltung mit Mehrheit angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. Wir 
können unmittelbar in die dritte Beratung eintre- 
ten, obwohl in der zweiten Beratung Änderungsan- 
träge angenommen worden sind, wenn zwei Drittel 
der Anwesenden dafür stimmen. Kann ich davon 
ausgehen, daß ich die Zustimmung in dieser Grö- 
ßenordnung habe? — Dann ist damit die erforderli- 
che Mehrheit vorhanden, um dieses so zu beschlie- 
ßen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Je die Hälfte der Kollegen 
der GRÜNEN, die anwesend sind, hat dagegen ge- 
stimmt bzw. sich der Stimme enthalten. Ganz ver- 
standen habe ich den Vorgang nicht, aber das muß 
ja auch nicht immer sein. 

(Heiterkeit) 

Damit ist der Gesetzentwurf mit großer Mehrheit 
angenommen worden. 


Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 4 und 
(B) den heute nachmittag aufgesetzten Zusatztagesord- 
nungspunkt auf : 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
Sport und Gewalt 

— Drucksache 10/6610 — 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Sportausschusses (5. Ausschuß) 

a) zum Antrag der Abgeordneten Büchner 
(Speyer), Lambinus, Amling, Antretter, 
Dr. Apel, Bachmaier, Bamberg, Bernrath, 
Frau Blunck, Brück, Büchler (Hof), Buck- 
pesch, Catenhusen, Daubertshäuser, Dr. 
Diederich (Berlin), Duve, Egert, Dr. Em- 
merlich, Ewen, Fischer (Homburg), Dr. 
Haack, Frau Dr. Hartenstein, Dr. Hauch- 
ler, Hauck, Dr. Hauff, Immer (Altenkir- 
chen), Jansen, Kastning, Kiehm, Kißlin- 
ger, Klein (Dieburg), Dr. Klejdzinski, Kol- 
bow, Dr. Kübler, Kuhlwein, Lennartz, Loh- 


mann (Witten), Frau Dr. Martiny-Glotz, (C) 
Meininghaus, Menzel, Müller (Düssel- 
dorf), Müller (Schweinfurt), Dr. Müller- 
Emmert, Müntefering, Dr. Nobel, Ooster- 
getelo, Pauli, Dr. Penner, Frau Renger, 
Reschke, Reuter, Schäfer (Offenburg), 

Frau Schmedt (Lengerich), Frau Schmidt 
(Nürnberg), Schmidt (München), Schmitt 
(Wiesbaden), Dr. Schmude, Dr. Schöfber- 
ger, Schreiner, Schröer (Mülheim), Stahl 
(Kempen), Frau Steinhauer, Stiegler, Tiet- 
jen, Toetemeyer, Vahlberg, Waltemathe, 
Wartenberg (Berlin), Weinhofer, Dr. Wer- 
nitz, Frau Weyel, Wimmer (Neuötting), 
Wolfram (Recklinghausen), Zander, Frau 
Zutt und der Fraktion der SPD 
Sport und Umwelt 

b) zum Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP Sicherung des Sports als Teil 
einer lebenswerten Umwelt 

— Drucksachen 10/3650, 10/4074, 10/6563 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Nelle 

Lambinus 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kom- 
men also zunächst zur Abstimmung über den An- 
trag der Fraktionen der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck- 
sache 10/6610*). Wer stimmt für diesen Antrag? — 

Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist 
der Antrag einstimmig angenommen. ' ' 

Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh- 
lung des Sportausschusses auf Drucksache 10/6563 
ab. Wer dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei einer 
Enthaltung ist die Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 5. Dezember 
1986, 8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.36 Uhr) 


*) Zu Protokoll gegebene Rede des Abg. Baum (FDP) 
siehe Anlage 6 
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(A) 

Anlage 1 

liste der entschuldigten Abgeordneten 
Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. Ahrens * 5. 12. 

Amling 5. 12. 

Antretter * 5. 12. 

Berger * 5. 12. 

Böhm (Melsungen) * 5. 12. 

Frau Borgmann 4. 12. 

Büchner (Speyer) * 5. 12. 

Egert 4. 12. 

Dr. Enders * 5. 12. 

Frau Fischer * 5. 12. 

Gerstl (Passau) * 5. 12. 

Dr. Götz 4. 12. 

Grunenberg 5. 12. 

Haase (Fürth) * 5. 12. 

Dr. Haussmann 5. 12. 

Freiherr Heereman von Zuydtwyck 5. 12. 
Heyenn 5. 12. 

Höpfinger 4. 12. 

Hornung 4. 12. 

Dr.Hupka 4.12. 

Ibrügger 5. 12. 

Jäger (Wangen) 5. 12. 

Dr. Jahn (Münster) 4. 12. 

Jansen 5. 12. 

Jaunich 5. 12. 

Kiechle 4. 12. 

( B ) Kittelmann * 5. 12. 

Dr. Klejdzinski * 5. 12. 

Dr. Kreile 4. 12. 

Dr. Kübler 4. 12. 

Lamers 4. 12. 

Lemmrich * 5. 12. 

Lenzer * 5. 12. 

Linsmeier 4. 12. 

Dr. Müller * 5. 12. 

Nagel 5. 12. 

Frau Pack * 5. 12. 

Paintner 4. 12. 

Poß 4. 12. 

Rappe 4. 12. 

Reddemann * 5. 12. 

Rode (Wietzen) 4. 12. 

Frau Roitzsch (Quickborn) 5. 12. 

Dr. Rumpf * 5. 12. 

Dr. Scheer * 5. 12. 

Schlaga 5. 12. 

Schmidt (Hamburg) 5. 12. 

Schmidt (München) * 5. 12. 

Schröer (Mülheim) 4. 12. 

Dr. Soell * 5. 12. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim * 5. 12. 
Vosen 4. 12. 

Wieczorek (Duisburg) 4. 12. 

Frau Will-Feld 4. 12. 

Wimmer 5. 12. 

Dr. Wulff * 5. 12. 

Zierer * 5. 12. 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 

Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Punkt 2 a bis 2f der Tagesordnung 
(Kulturförderungspolitik der Bundesregierung» 
Kulturpolitik» Anträge betr. Deutsches Historisches 
Museum in Berlin und Haus der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland in Bonn u. a.): 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Mit dem Zusammen- 
bruch 1945 sahen die einen das „Ende der Geschich- 
te“ gekommen, andere sahen nur noch „Versagen 
und Verhängnis“ der deutschen Geschichte, nur we- 
nige gingen daran, über die Notwendigkeit des Vor- 
handenseins eines Geschichtsbildes nachzudenken. 
Anfang der 50er Jahre lebten Hunderttausende mit 
der Verdrängung der Vergangenheit in einer Ab- 
wendung von der Geschichte, ja mit einer Ge- 
schichtsfeindlichkeit. Inzwischen ist wieder Ge- 
meingut geworden, daß ein Volk ohne Beschäfti- 
gung mit seiner Vergangenheit seine Zukunft nicht 
gewinnen kann. 

Der Umfang des Wissens um die eigene Ge- 
schichte in ihrer ganzen Vielfältigkeit führt zu 
Selbsterkenntnis, zu Orientierungspunkten für das 
konkrete politische Handeln. Diese Selbsterkennt- 
nis und diese Orientierungspunkte mögen aus den 
verschiedensten Gründen bei einem jeden unter- 
schiedlich sein; doch sie sind die Grundlage für das 
Geschichtsbewußtsein eines jeden Menschen. Des- 
halb kann, ja wird dieses Geschichtsbewußtsein je , D x 
nach Herkunft, Erlebnisraum und Bildung unter- 
schiedlich sein. Deshalb entwickeln auch die ver- 
schiedenen Erlebnisgruppen ein voneinander ab- 
weichendes Geschichtsbewußtsein, was sich im plu- 
ralistischen und demokratischen Staat im Ringen 
um politische Entscheidungen niederschlägt. In 
dem Umfang, in dem die einzelnen Bürger und die 
verschiedenen Gruppen sich ihrer vorgegebenen 
und praktizierten Gemeinsamkeiten in ihrem Zeit- 
bezug bewußt werden, erlangen sie das, was wir 
Identität nennen und was die Völker und Staaten in 
größerem oder geringerem Ausmaß zusammen- 
hält. 

Damit ist der zentrale Bereich angesprochen, um 
den es bei der Gründung des Hauses der Bundesre- 
publik Deutschland in Bonn und des Deutschen Hi- 
storischen Museums in Berlin den Initiativen des 
Bundeskanzlers geht. Beide sollen Mut zum Um- 
gang mit der Geschichte machen; sie sollen Wissen 
und Erlebniswerte vermitteln — eben nicht in einer 
politisch einseitigen Ausrichtung, sondern unter 
Berücksichtigung verschiedener Perspektiven, Mei- 
nungen und Folgerungen: eben unter Hineinnahme 
der Pluralität der Gesellschaft im heutigen 
Deutschland! Sie sollen Betroffenheit und Nach- 
denklichkeit vermitteln, und keine einseitige Sicht 
der Geschichte und Kultur! 

Deswegen hat die Unionsfraktion von vornherein 
großen Wert darauf gelegt, daß die öffentliche und 
die Experten-Diskussion über die Konzeption der 
beiden Häuser breit angelegt ist; und deshalb be- 
dauert sie auch, daß die SPD-Fraktion die Mitwir- 
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(A) kung im Kuratorium für das Bonner Haus vorerst 
verweigert. 

Wir wollen keine Funktionalisierung der Ge- 
schichte, was nicht heißen kann, bei der Geschichts- 
darstellung auf den Werte-Konsens zu verzichten, 
der unserer Verfassung und den sie tragenden Par- 
teien zugrunde liegt: die fundamentalen Rechte des 
Menschen und der Völker! Diese sind Maßstäbe, an 
denen der freiheitliche Demokrat seine Schlußfol- 
gerungen aus den Ereignissen der Geschichte zie- 
hen und so sich sein Geschichtsbild in seiner Zeit 
und Welt erarbeiten kann. Wir wollen eben nicht 
wie die Führung der DDR aus dem gemeinsamen 
umfassenden Erbe nur ganz bestimmte Traditionen 
herausschälen und dem Besucher ein Geschichts- 
bild aufzwingen. Das Bonner Haus und das Berliner 
Museum werden einen unterschiedlichen zeitlichen 
Rahmen umfassen. Innerhalb dieses jeweiligen 
Rahmens muß die Vielfalt des Lebens und Erlebens 
deutlich werden. Den Professoren-Streit über die 
Suche nach der gültigen Interpretation der deut- 
schen Geschichte vermögen wir nicht zu teilen. 
Beide Häuser müssen zeigen, wie sehr gerade die 
Entwicklung Deutschlands in die gesamteuropä- 
ische Geschichte eingebettet war und ist, und An- 
stöße zu einem europäisch geöffneten, freiheitlich- 
demokratischen, friedfertigen Geschichtsbewußt- 
sein und damit National- und Staatsbewußtsein ge- 
ben. Sie müssen die verschiedenartige Entwicklung, 
die die Teile Deutschlands nach 1945 genommen 
haben — wenngleich in unterschiedlicher Intensi- 
tät — , darstellen. Das Bonner Haus wird die Entste- 

(B) hung und Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland mit ihrer Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung und ihrer Einbindung in die Ge- 
meinschaft westlicher Demokratien zum eigentli- 
chen Gegenstand haben. 

Beide Häuser werden den Verfassungsauftrag, 
die ganze deutsche Frage nach innen wachzuerhal- 
ten und nach außen beharrlich zu vertreten, zu er- 
füllen haben. Beide werden die völkerrechtliche 
Lage Deutschlands mitsamt der vertraglichen Ver- 
pflichtung der Bundesrepublik Deutschland darstel- 
len müssen, deren Auftrag es ist, Perspektiven und 
Möglichkeiten einer freiheitlichen Lösung der deut- 
schen Frage im Rahmen einer europäischen födera- 
len und freiheitlichen Einigung aufzutun. 

Dies stellt an die Museumspädagogik allerhöch- 
ste Ansprüche. Denn es gilt ja, das Verwobensein 
und Ineinandergreifen der verschiedenen Bereiche 
der Geschichte, der Klassen und Schichten ver- 
ständlich aufzuzeigen, ohne geistige Strömungen, 
Ideen, Personen, Ereignisse in das Korsett unzu- 
länglicher Vereinfachung und unzulässiger Indok- 
trination hineinzupressen. Die Geschichte ist ein 
Ganzes über 1000 Jahre hinweg. Nichts an Gutem, 
aber auch an Schrecklichem darf unter den Tisch 
fallen. Niemand und nichts soll ausgegrenzt wer- 
den. Und das alles muß ansprechend und in wech- 
selnder Form dargeboten werden. Der Austausch 
von Wechselausstellungen mit den Museen der 
Nachbarstaaten und der DDR sollte einbezogen 
werden. Das Kulturabkommen mit der DDR bildet 
einen Ansatz dazu. Auf diese Weise können beide 


Häuser die Besucher veranlassen, sich der Ge- (C) 
schichte zu stellen und ihr eigenes Geschichtsbild 
zu überprüfen oder zu suchen. Bei der Verfolgung 
dieser Zielsetzung sollten die Oppositionsparteien 
nicht im Abseits stehen bleiben. 


Anlage 3 

Erklärung des Abg. Dr. Schierholz (GRÜNE) nach 
§ 31 GO zur Abstimmung über die Beschlußempfeh- 
lung des Ausschusses für innerdeutsche Beziehun- 
gen zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Eisenbahnkonzept für den Schienenverkehr von 
und nach Berlin 

Ich werde der Beschlußempfehlung und dem Be- 
richt des Ausschusses für innerdeutsche Beziehun- 
gen aus folgenden Gründen meine Zustimmung er- 
teilen: 

Nach meinem Eindruck hat die Bundesregierung 
in den vergangenen Jahren qualitative und quanti- 
tative Verbesserungen im Eisenbahntransit von 
und nach Berlin in erheblichem Maße vernachläs- 
sigt. Während in die Verbesserungen der Straßen- 
verbindungen erheblich Summen investiert wur- 
den, wurden beim Eisenbahntransit nur mehr oder 
weniger kosmetische Verbesserungen durchge- 
führt. Infolgedessen blutet der Eisenbahnverkehr 
von und nach Berlin aus. Dieser Entwicklung kann 
nur durch eine sofortige Prioritätenveränderung zu- 
gunsten zügiger Verbesserungen des Eisenbahnver- 
kehrs von und nach Berlin begegnet werden. (D) 

In den Ausschußberatungen ist mir deutlich ge- 
worden, daß die Bundesregierung für eine solche 
Veränderung ihrer Prioritäten über kein Konzept 
verfügt. Der Klärungsprozeß mit der „Deutschen 
Reichsbahn“ der DDR ist verschleppt worden, die 
Diskussion über Strukturverbesserungen, Strek- 
kenführungen, mögliche Alternativen und Optionen 
zur Erhaltung und schnellen Verbesserung der be- 
stehenden Eisenbahnverbindungen wurde vernach- 
lässigt. Ich stimme Beschlußempfehlung und Be- 
richt (Drucksache 10/6469) mit der Maßgabe zu, daß 
die Bundesregierung auf der Grundlage dieses Be- 
schlusses erstens eine gründliche Prüfung aller 
möglichen Alternativen vornimmt und die Öffent- 
lichkeit in eine solche Diskussion einbezieht und 
zweitens alle vier Strecken (über die Grenzübergän- 
ge: Büchen, Oebisfelde-Helmstedt, Bebra, Hof-Gu- 
tenfürst) erhalten wird. Ich widerspreche damit 
ausdrücklich jener in den Ausschußberatungen 
sichtbaren Tendenz, sich alsbald auf eine Hochge- 
schwindigkeitsstrecke für ICE-Verkehr zwischen 
Hannover und Berlin festzulegen, wie dies das Gut- 
achten der „Deutschen Eisenbahnconsulting“ nahe- 
legt, das im Oktober 1986 veröffentlich worden ist 


Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Punkt 18 a der Tagesordnung 
(Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Art. 2 
des Vierten Gesetzes zur Änderung der Bundesärz- 
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(A) teordnung und zur Änderung der Bundesärzteord- 
nung, des Gesetzes über die Ausübung der Zahn- 
heilkunde und der Reichsversicherungsordnung): 

Delorme (SPD): Die vorliegenden Gesetzentwürfe 
und der Antrag der SPD-Fraktion zur Gesamtre- 
form der Ärzteausbildung versuchen auf unter- 
schiedliche Weise, die Medizinerausbildung zu ver- 
bessern und praxisnäher zu gestalten. Die mit der 
4. Novelle zur Bundesärzteordnung und der 5. No- 
velle zur Approbationsordnung für Ärzte beschlos- 
sene neue Ausbildungsphase „Arzt im Praktikum“ 
stieß von Anfang an auf schwerwiegende Beden- 
ken. Die SPD-Bunde stagsfraktion hat sie deshalb 
entschieden abgelehnt. Die mittlerweile eingetre- 
tene Entwicklung hat unserer Auffassung recht ge- 
geben. Es ist weder gelungen, die für die neue Aus- 
bildungsphase erforderliche Zahl der Ausbildungs- 
stellen bereitzuhalten, noch ist es gelungen, eine 
vernünftige inhaltliche Strukturierung des neuen 
Ausbildungsabschnittes vorzulegen. Die SPD-Bun- 
destagsfraktion sieht sich in ihren Zweifeln an der 
Durchführbarkeit der von der Bundesregierung 
konzipierten Regelung bestätigt. Mit unserem Ge- 
setzentwurf zur Streichung der „Arzt-imPrakti- 
kum“-Phase aus der Bundesärzteordnung wollen 
wir daraus die entsprechenden Konsequenzen zie- 
hen und mit unserem Antrag zur Gesamtreform der 
Ärzte ausbildung dem am 25. Januar 1987 neu zu 
wählenden Bundestag den Auftrag geben, die Aus- 
bildung der Mediziner von Grund auf neu zu re- 
geln. 

Bundesregierung und Koalitionsfraktionen zie- 
hen aus der derzeitigen Situation andere Schlußfol- 
gerungen; sie meinen, mit einer einjährigen Ver- 
schiebung der erstmaligen Durchführung des Aus- 
bildungsabschnittes „Arzt im Praktikum“ die Pro- 
bleme lösen zu können. Wir Sozialdemokraten se- 
hen darin einen untauglichen Versuch. Eine 
schlechte Lösung wird auch nicht durch eine Ver- 
schiebung besser. Wenn es in zwei Jahren nicht 
gelungen ist, die erforderliche Zahl von Ausbil- 
dungsstellen bereitzuhalten, wird dies auch im drit- 
ten Jahr nicht gelingen. Und wenn es die Bundesre- 
gierung in zwei Jahren nicht geschafft hat, die In- 
halte des neuen Ausbildungsabschnittes zu definie- 
ren, woher nimmt sie dann die Hoffnung, daß ihr 
dies im dritten Jahr gelingen könnte? 

Nicht nur die sozialdemokratische Bundestags- 
fraktion befürchtet, daß von einer zweijährigen 
„AiP“-Phase, deren Ausbildungsstellen aus dem vor- 
handenen Bestand an Assistenzarztstellen abge- 
zweigt werden müßten, eine ernsthafte Beeinträch- 
tigung der stationären Versorgung der Patienten 
ausgehen wird. Darüber hinaus würde dies zu einer 
Überlastung der voll ausgebildeten Krankenhaus- 
ärzte — die zusätzliche Ausbildungsaufgaben über- 
nehmen müßten — führen. 

Es ist bedauerlich, daß sich die Bundesregierung 
nicht bereit gefunden hat, auf diese grundsätzlichen 
Einwände einzugehen, und rechthaberisch an ih- 
rem Konzept festhält Die Folgen dieses Verhaltens 
werden Patienten und Krankenhausärzte gleicher- 
maßen zu tragen haben. Darüber hinaus wird die 


Verunsicherung der Medizinstudenten weiter ver- (C) 
stärkt. Es muß endlich Klarheit geschaffen werden, 
die durch überzeugende Lösungsvorschläge herbei- 
geführt wird. Die SPD-Bundestagsfraktion hält an 
ihren Vorstellungen fest. Sie wird daher dem Ge- 
setzentwurf der Koalitionsfraktionen auch dann 
nicht zustimmen, wenn ihr eigener Gesetzentwurf 
und ihr Antrag von der Mehrheit des Hauses abge- 
lehnt werden. 


Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Punkt 20 der Tagesordnung 

(Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des 
Bundesbesoldungsgesetzes) *) 

Broll (CDU/CSU): Das Bundesverfassungsgericht 
hatte entschieden, daß es den Prinzipien des Be- 
ruf sbeamtentums widerspreche, Lehrer an unter- 
schiedlichen Hochschulen und Universitäten ein- 
heitlich mit dem Titel „Professor“ zu bezeichnen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf zieht die Konse- 
quenz: In Zukunft gibt es also wieder den „Universi- 
tätsprofessor“. Diesen Titel erhalten Professoren 
der Besoldungsgruppe C 3 und C 4 an Universitäten 
und solchen Hochschulen, die, mit Habilitations- 
recht ausgestattet, den Universitäten gleichzustel- 
len sind, wie z. B. die Musikhochschule Hannover. 
Daneben wird es den Professor an einer Fachhoch- 
schule, an einer Pädagogischen Hochschule, an ei- 
ner Künstlerisch-wissenschaftlichen Hochschule, (D) 
an einer Kunsthochschule usw. geben, feinsinnige 
Unterscheidungen, welche die Eitelkeit der einen 
befriedigen, die der anderen verletzen werden, hof- 
fentlich nur in jenem Maße, das solchen Äußerlich- 
keiten angemessen ist. 

Den Vorschlag einiger Bundesländer, den Titel 
„ordentlicher Professor“ wieder einzuführen, haben 
wir abgelehnt, obwohl sich vielleicht manche einen 
Zustand an den Universitäten herbeiwünschen, wie 
er zu jener Zeit geherrscht hat, als es noch „ordent- 
liche Professoren“ gab. 

Aktuelle Ereignisse und die Tatsachen, daß seit 
Jahren ein Nachholbedarf besteht, haben uns dazu 
geführt, im Beamtenversorgungsrecht Verbesse- 
rungen vorzunehmen in den Fällen, in denen Be- 
amte im Dienst einen Unfall erleiden und entweder 
berufsunfähig werden oder gar zu Tode kommen. 

Der Beamte erhielt im Falle seiner Berufsunfähig- 
keit zusätzlich zu seinem Versorgungseinkommen 
eine einmalige Entschädigung in Höhe von 
50 000 DM, ein hinterbliebener Ehegatte eine solche 
in Höhe von 25 000 DM, diese Beträge werden nun 
verdoppelt. Maßstab für die Berechnung der Versor- 
gungsbezüge waren bisher 75% des Endgehaltes, in 
Zukunft werden dies 80% sein, außerdem wird für 
Beamte des einfachen Dienstes die Berechnungsba- 
sis um eine Besoldungsgruppe auf A 6 angehoben. 


*) Die zu Protokoll gegebene Rede des Abg. Bemrath 
(SPD) wird als Anlage im Plenarprotokoll 10/254 abge- 
druckt. 
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(A) Alle diese Versorgungsverbesserungen erhielten 
ihre Aktualität durch die jüngsten Terroranschläge. 
Es stellte sich nämlich heraus, daß Tarifbedienstete 
in vergleichbaren Fällen erheblich besser abgesi- 
chert sind als Beamte — ein nicht seltener Vor- 
gang. 

Manche Probleme bleiben in diesem Gesetzent- 
wurf ungelöst: die Frage des Verhältnisses der Zahl 
von Professoren der verschiedenen Besoldungs- 
gruppen zueinander an Fachhochschulen muß in 
engem Kontakt mit den Ländern demnächst ver- 
handelt werden. Auch müssen die Länder beden- 
ken, daß in der Besoldungsgruppe C 2 an Universi- 
täten manch hochqualifizierter Wissenschaftler und 
Hochschullehrer arbeitet, dem eine Chance eröffnet 
werden müßte, nach C 3 oder C 4 zu kommen. Jeder 
weiß, daß angesichts des relativ jungen wissen- 
schaftlichen Personals ohne spezielle Maßnahmen 
Verbesserungschancen für den einzelnen so gut wie 
ausgeschlossen sind. Ich fordere die Bundesregie- 
rung auf, im Benehmen mit den Länderregierun- 
gen, hierzu Überlegungen anzustellen und Vor- 
schläge zu unterbreiten. 

Dr. Hirsch (FDP): Der ursprüngliche Anlaß des Ge- 
setzes war die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichtes vom 29. Juni 1983 über die notwen- 
dige Differenzierung bei der Amtsbezeichnung 
„Professor“. In den ursprünglich auf diesen Zweck 
beschränkten Gesetzentwurf sind eine Reihe weite- 
rer notwendiger Entscheidungen aufgenommen 
worden. 

^ Die Amtsbezeichnungen der Hochschullehrer 
sind in vier unterschiedliche Professorenamtsbe- 
zeichnungen aufgeteilt worden. Alle neuen Ämter 
sind in den Besoldungsgruppen C 1 und C 2 auszu- 
bringen. Die Ermächtigung zur Regelung der Prü- 
fungsvergütungen im Verordnungsweg ist auf 
Hochschuldozenten, Oberassistenten und andere 
Mitarbeiter ausgedehnt worden. 

Im Beamtenversorgungsgesetz und Soldatenver- 
sorgungsgesetz ist der Unterhaltsbeitrag für Be- 
amte erhöht worden, die wegen dienstunfallbeding- 
ter Dienstunfähigkeit entlassen werden mußten, die 
qualifizierte Dienstunfallversorgung ist durch An- 
hebung des bisherigen Ruhegehaltssatzes verbes- 
sert worden, und die einmalige Unfallentschädi- 
gung wurde verdoppelt. 

Wir hätten es begrüßt, wenn auch weiter notwen- 
dige beamtenrechtliche Entscheidungen hätten ge- 
troffen werden können. Dazu gehört das leider un- 
erledigt gebliebene Problem der Novellierung des 
§ 55 des Beamtenversorgungsgesetzes, die Überprü- 
fung der abgesenkten Eingangsbesoldung, die Prü- 
fung der Eingangsämter im gehobenen nichttechni- 
schen Dienst und des mittleren Dienstes überhaupt. 
Wir sind der Auffassung, daß diese Probleme in der 
nächsten Legislaturperiode so bald wie möglich ge- 
regelt und definitiv entschieden werden müssen, 
und erwarten von der Bundesregierung dazu Lö- 
sungsvorschläge. 

Ströbele (GRÜNE): Die heute zur Beschlußfas- 
sung vorliegende Änderung des Bundesbesoldungs- 


gesetzes ist ein weiterer Schritt zur Zurücknahme (C) 
der in der Studentenbewegung der 60er Jahre er- 
zwungenen Reformen der Ordinarienuniversität. In 
dieser Ordinarienuniversität war der Lehrstuhlin- 
haber Potentat über Ober-, Unter-, Hilfsassistenten, 
die Studenten, das Denken und das Forschen, das 
Veröffentlichen und das Debattieren. 

Von diesem Sockel wurden die Professoren von 
den Studenten gestoßen. Fortan hatten sie sich in 
die demokratische Öffentlichkeit der Universität in 
der Drittelparität in allen Gremien einzufügen. Es 
wurde versucht, den Gedanken wissenschaftlicher 
Arbeit, politischer Verantwortung und öffentlicher 
Auseinandersetzungen über die Inhalte des For- 
schens durch Zusammenarbeit aller in der Univer- 
sität Lehrenden, Lernenden und Arbeitenden neu 
zu definieren. 

Diesen Ansatz haben vor allem die Professoren 
bekämpft. Sie hatten bald die Unterstützung der 
Regierungen. Die Mehrheit der Professoren in allen 
entscheidenden Gremien der Universitäten wurde 
wiederhergestellt. Der vorliegende Gesetzentwurf 
vollzieht diese Entwicklung auf der besoldungs- 
rechtlichen Ebene nach und verstärkt die restaura- 
tiven Tendenzen in der Hochschulpolitik. 

C-4-Professor heißt der neue Star des Stellenke- 
gels. 56,2 % aller Stellen für Professoren an Univer- 
sitäten sollen in Zukunft C-4-Professoren sein. Da- 
mit wird zwar nicht die alte lehrstuhlbezogene Ein- 
zelherrschaft der Professoren wiederhergestellt, 
aber institutionell werden die Professoren wieder 
als Gruppe beherrschend für das Universitätsleben, 
Diese Entwicklung wird noch verstärkt durch den 
neuen Korb voller Titel, mit dem die längst totge- 
glaubte hierarchische Treppenleiter in der Univer- 
sität wieder installiert wird. Diese Hierarchie vom 
Professor über den Dozenten, den Oberassistenten, 
den wissenschaftlichen Assistenten bis zum Hilfs- 
assistenten und — als ganz unten — die Studenten, 
hat Disziplinierungsfunktion. Vor allem Frauen und 
jungen Wissenschaftlern soll ein für die Karrieren 
an den Universitäten angepaßtes Verhalten aufge- 
zwungen werden. Quereinsteiger, Querdenker, bril- 
lante einzelne oder politisch unliebsame engagierte 
Wissenschaftler haben in Zukunft wieder das Nach- 
sehen. Sichtbar wird das an der Titelvergabe: Uni- 
versitätsprofessor 1. Klasse ist in Zukunft nur der 
an einer richtigen Universität. An einer Fachhoch- 
schule aber kann man/frau nur Professor 2. Klasse 
werden. Er darf sich nur Professor nennen. 

Ist für die Ausbildung von Sozialpädagogen, Bau- 
ingenieuren oder medizinisch-technischen Assi- 
stenten etwa eine geringere wissenschaftliche Qua- 
lifikation und pädagogische Verantwortung erfor- 
derlich als für diejenigen, die an den sogenannten 
richtigen Universitäten unterrichten? 

Die Orientierung sind die Interessen der Indu- 
strie. Diese Interessen haben aber in der Regel 
nichts mit freiem wissenschaftlichen Denken zu 
tun. Aber die freie Forschung ist ja auch nicht das 
primäre Ziel ihrer Universitäten, sondern es geht 
um die Nutzbarmachung der wissenschaftlichen 
Einrichtungen für die Produktion und die Gewinne 
der Wirtschaft. 
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(A) Ganz nebenbei wird in dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf die Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung durch eine Stellenher ab Stufung ent- 
wertet, und damit werden Ansätze des Nachden- 
kens über weitere Reformen in den Universitäten 
behindert. Ihr Konzept läßt sich zusammenfassen 
als Versuch, die Universität durch die soziale Privi- 
legierung der Professoren nach innen hierarchisch 
zu strukturieren und nach außen effizient für die 
Politik und die Interessen der Wirtschaft zu ma- 
chen. 

Wir haben dagegen den Anspruch auf Universitä- 
ten als freie und verantwortungsbewußte Orte des 
Denkens für unsere Zukunft nicht aufgegeben. 

Durch die jüngsten Studentendemonstrationen in 
Frankreich sehen wir uns bestätigt. Dort hat die 
Regierung versucht, Reformkonzepte durchzuset- 
zen, die ihrem Denkansatz dieser Besoldungs- 
rechtsnovelle entsprechen. Die Regierung ist am 
Widerstand der Studenten gescheitert. Wir und die 
bundesdeutschen Studenten können wieder einmal 
von den französischen Kommilitonen lernen. 

Wir jedenfalls lehnen nicht nur diesen Teil der 
Besoldungsnovelle hier im Bundestag ab, sondern 
wir werden auch Studenten und Professoren unter- 
stützen, die sich gegen die Rückwendung und die 
Auslieferung der Universität an wissenschafts- 
fremde Interessen zur Wehr setzen. 

Spranger, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster des Innern: Ausgangspunkt dieses Besoldungs- 

(B) änderungsgesetzes war ein Auftrag des Bundesver- 
fassungsgerichtes an den Bundesgesetzgeber aus 
dem Jahre 1983, an Stelle der bisher für Professo- 
ren aller Hoch Schularten bestimmten einheitlichen 
Amtsbezeichnung „Professor“ neue amtsangemes- 
sene Bezeichnungen zu finden, die nach Hochschul- 
zugehörigkeit differieren. 

Gerade dieses Bemühen erforderte Sorgfalt und 
Fingerspitzengefühl. In jedem Stadium waren an- 
fangs zum Teil widerstreitende Meinungen der Be- 
troffenen, die gerade bei dieser Frage äußerst sensi- 
bel reagierten, zu hören. Zuletzt wurden Wünsche 
des Bundesrates in der Fassung der Gegenäuße- 
rung der Bundesregierung weitgehend berücksich- 
tigt 

Diese braucht daher ihre Befriedigung darüber 
nicht zu verhehlen, daß sich die beiden großen Stan- 
desverbände der Professoren mit der unter den ge- 
gebenen Umständen zufriedenstellendsten Lösung 
ausdrücklich einverstanden erklärt haben. 

Ein zweiter Hauptteil: Die 3. Novelle zum Hoch- 
schulrahmengesetz schuf fünf neue Ämter, die 
funktionsgerecht einzustufen waren. Sie haben in 
der für die Professoren und ihre Mitarbeiter be- 
stimmten Spezial- Besoldungsgruppe C ihren ange- 
messenen Platz gefunden. Die Bundesregierung 
hält auch diese Lösung für insgesamt ausgewogen. 
Die Länder können auf dieser Grundlage nun den 
Teil der HRG-Novellierung, der die Personalstruk- 
tur im Hochschulbereich neuordnen soll, vollziehen 
und ihre Anpassungsgesetze erlassen. Insbeson- 
dere ist der Hochschullehrer-Teil dieses Gesetzes 


ein solider Beitrag zur Funktionsfähigkeit der deut- (C) 
sehen Universitäten, sonstigen wissenschaftlichen 
Hochschulen, Kunsthochschulen und Fachhoch- 
schulen. 

Auf Vorschlag der Bundesregierung haben die 
Koalitionsfraktionen ergänzende Regelungen zur 
Verbesserung der sogenannten qualifizierten 
Dienstunfallversorgung (Lebenseinsatz, rechtswid- 
riger Angriff) in den Ihnen vorliegenden Gesetzent- 
wurf aufgenommen, damit sie noch in dieser Legis- 
laturperiode wirksam werden. Diese wirken sich zu- 
gunsten der Beamten und der Hinterbliebenen aus. 

Der bisher maßgebende Ruhegehaltssatz wird in 
diesen Fällen von 75 vom Hundert auf 80 vom Hun- 
dert angehoben. Die qualifizierte Dienstunfallver- 
sorgung wird mindestens aus Besoldungsgruppe 
A6 gewährt, und die einmalige Unfallentschädi- 
gung wird verdoppelt Außerdem wird die Unfallfür- 
sorge für infolge dienstunfallbedingter Dienstunfä- 
higkeit entlassene Beamte auf Widerruf verbessert. 
Hierdurch werden die jungen Beamten, die je nach 
Sicherheitslage im Rahmen der einsatzbedingten 
Ausbildung zu Einsätzen bei Großdemonstrationen 
herangezogen werden, versorgungsrechtlich ihren 
älteren Kollegen annähernd gleichgestellt. Darüber 
hinaus wird die Versorgungssituation für Familien 
mit Kindern in den Fällen eines qualifizierten 
Dienstunfalles des verstorbenen Beamten verbes- 
sert. 

Die zur Abstimmung stehenden Verbesserungen 
berücksichtigen die besonderen Anforderungen 
und Gefahren im Dienst. Hierdurch wird der 
Dienstherr seiner besonderen Fürsorgepflicht in ( D ) 
den Fällen gerecht, in denen Beamte im Dienst be- 
wußt ihr Leben eingesetzt haben oder durch einen 
rechtswidrigen Angriff dienstunfähig geworden 
oder ums Leben gekommen sind. 

Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zum Zusatzpunkt 4 der Tagesordnung (Sport und 
Gewalt) sowie zu den Zusatzpunkten betr. Sport 
und Umwelt und Sicherung des Sports als Teil ei- 
ner lebenswerten Umwelt: 

Baum (FDP): Der Sport erfüllt eine wichtige Ge- 
meinschaftsaufgabe. Dem Sport zu helfen, seine 
Aufgaben in der Gesellschaft zu erfüllen in eigener 
Verantwortung und freier Entscheidung, das bedeu- 
tet auch, den Sport zu unterstützen bei der Bekämp- 
fung immer wieder stattfindender Gewalthandlun- 
gen bei und aus Anlaß von großen Sportveranstal- 
tungen. 

Bereits 1978 wurde beim Bundesinstitut für 
Sportwissenschaft eine Projektgruppe „Sport und 
Gewalt“ eingesetzt, die 1981 ihre Ergebnisse veröf- 
fentlicht hat. Wie sehr wir uns damals bereits der 
Notwendigkeit bewußt waren, nicht nur auf natio- 
naler Ebene, sondern gemeinsam auch auf interna- 
tionaler Ebene gegen Gewalt und Ausschreitungen 
bei Sportveranstaltungen vorzugehen und den Ur- 
sachen für die Gewalt im Sport auf den Grund zu 
gehen, macht etwa die Tatsache deutlich, daß ich 
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(A) schon am 7. April 1978 auf der Internationalen Kon- 
ferenz der Sportminister des Europarates in meiner 
Rede zu diesem Bereich dargelegt habe, was in der 
Bundesrepublik Deutschland von mir dazu veran- 
laßt wurde. Die von mir beim Bundesinstitut für 
Sportwissenschaft eingesetzte Projektgruppe 
„Sport und Gewalt“ kam zu dem Ergebnis, daß Zu- 
schauerausschreitungen als gesellschaftsbedingte 
Zeiterscheinung nur langfristig durch Einwirken im 
gesamtgesellschaftlichen Rahmen abgebaut wer- 
den können und daß die den Veranstaltern, Ord- 
nungs- und Polizeikräften zur Verfügung stehenden 
Steuerungs- und Eingriffsmöglichkeiten Ausschrei- 
tungen zwar einschränken, nicht aber völlig verhin- 
dern können. Die Ergebnisse dieser Untersuchun- 
gen fanden weitgehend Zustimmung und wurden 
international und national jedenfalls teilweise um- 
gesetzt. 

Die tragischen Ereignisse in Brüssel im Mai 1985 
haben erneut deutlich gemacht, wie wichtig die Ein- 
dämmung von Gewalttaten von Zuschauern bei 
Sportveranstaltungen ist. Auf europäischer Ebene 
haben die Sportminister, aber insbesondere auch 
der Europarat und das Europäische Parlament ver- 
stärkt Aktivitäten entfaltet. Allerdings sind die Si- 
cherheitsvorkehrungen in den deutschen Stadien 
durchweg besser, als sie im Mai 1985 in Brüssel 
waren. 

Der zur Beschlußfassung vorliegende interfrak- 
tionelle Antrag führt in ausführlicher, aber keines- 
falls abschließender Aufzählung die wichtigsten 
Punkte auf, die bei der weiteren Behandlung des 

(B) Themas „Sport und Gewalt“ im Vordergrund stehen 
müssen. Eine Vielzahl von Anstrengungen wurde, 
wie auch der vorliegende Antrag und der vor weni- 
gen Wochen vorgelegte 6. Sportbericht der Bundes- 
regierung deutlich machen, bereits unternommen. 
Dabei sind insbesondere die intensiven Anstren- 
gungen der Sportverbände selbst, aber auch die In- 
itiativen der Polizei hervorzuheben. Auch die Me- 
dien müssen ihren Beitrag zum Abbau von „Gewalt 
im Sport“ leisten, wozu auch der Verzicht auf eine 
unverhältnismäßige Herausstellung sensationell 
aufgemachter einzelner Auswuchserscheinungen 
gehört. 

Die FDP wird auch weiterhin alle Maßnahmen 
fördern, die Gewalt und Aggression im Sport ein- 
dämmen und verhindern. Sportbegeisterung ja, Ge- 
walt nein! Nur eine sehr kleine Minderheit der Zu- 


schauer gibt hier Anlaß zu Kritik. Die große Mehr- (C) 
heit aller Beteiligten respektiert Recht und Ord- 
nung. 

Die Position der FDP zum Thema „Sport und Um- 
welt“ ist eindeutig: Für uns sind Sport und Umwelt 
keine Gegensätze. „Sport für alle“ in der Natur und 
im Wohnumfeld muß weiterhin möglich bleiben. 

Die FDP- Bundestagsfraktion hat schon vor gerau- 
mer Zeit gemeinsam mit der CDU/CSU eine Große 
Anfrage zum Thema „Sport und Umwelt“ einge- 
bracht, die von der Bundesregierung sehr gründlich 
und umfassend beantwortet wurde und die die Pro- 
bleme deutlich macht, um die es hier geht. In Über- 
einstimmung mit dem Deutschen Sportbund ist die 
FDP der Auffassung, daß bei Baumaßnahmen 
Sportverbände und Vereine wie Träger öffentlicher 
Belange behandelt werden sollten. Dies muß auf 
Landesebene durchgesetzt werden. Mit der erfreuli- 
cherweise immer mehr zunehmenden Zahl von 
Menschen, die Sport betreiben, bleibt der Sport im- 
mer weniger auf die klassischen Sportstätten be- 
grenzt. Der Sport benötigt Möglichkeiten nicht nur 
in Sportstätten, sondern in Natur und Landschaft, 
auf siedlungsnahen Flächen, innerhalb der Besied- 
lungen und im engeren Wohnumfeld. Sport ist 
grundsätzlich umweltverträglich, er dient, wie der 
Umweltschutz, der Verbesserung der Lebensquali- 
tät der Menschen. Beide Gruppen, Umwelt- und Na- 
turschützer einerseits und Sportler andererseits, 
wollen eine bessere Lebensqualität. Zielkonflikte 
gibt es insbesondere da, wo es in Wohngebieten 
siedlungsnahe Sportanlagen gibt. Hier, aber auch 
bei Ausübung des Sports in relativ unberührten Ge- 
bieten, müssen die Belange von Umweltschutz und 
Sport stärker als bisher miteinander abgestimmt 
werden. In der zur Beschlußfassung vorliegenden 
Empfehlung wird daher die Bundesregierung auf- 
gefordert, bei der Novellierung der Baunutzungs- 
verordnung sicherzustellen, daß auch in Zukunft 
Sport- und Spielanlagen im wohnnahen Bereich 
möglich sind. Den „Sportplatz an der Ecke“ muß es 
auch künftig geben. Aber nicht nur Gesetzgebung, 
Rechtsprechung, Verwaltung und Sportorganisatio- 
nen sind gefordert, jeder Sporttreibende selbst muß 
bewußt mit der Umwelt schonend umgehen. Der 
Sport hat ein Eigeninteresse, daß die Umwelt so 
wenig wie möglich beeinträchtigt wird. Wir sind si- 
cher, daß er diese Verpflichtung sieht und danach 
handelt. 
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